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STATT EINES VORWORTES 

«Jericho aber war verschlossen und  

verwahret vor den Kindern Israel, dass 

niemand aus oder ein kommen konnte. 

Aber der Herr sprach zu Josua: Siehe da, 

ich habe Jericho samt ihrem Könige und 

Kriegsleuten in deine Hand gegeben. 

Lass alle Kriegsmänner rings um die 

Stadt her gehen einmal, und tue sechs 

Tage also. 

Und lass sieben Priester sieben Posaunen 

des Halljahres tragen vor der Lade her, 

und am siebenten Tage gehet siebenmal 

um die Stadt, und lass die Priester die 

Posaunen blasen. 

Und wenn man das Halljahrshorn blaset 

und es lange tönet, dass ihr die Posaune 

höret, so soll das ganze Volk ein grosses 

Feldgeschrei machen, so werden der 

Stadt Mauern Umfallen, und das Volk 

soll hineinsteigen, ein jeglicher stracks 

vor sich.» 
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DER SCHAUPLATZ 

BERLIN ALS WELTPROBLEM 

Die politische Weisheit unseres Jahrhunderts hat der Mensch-

heit einige Begriffe und Probleme beschert, deren blosse Na-

mensgebung vergangene Generationen in die äusserste Ver-

wirrung gestürzt hätte und deren Realität sie durch eine Flucht 

nach vorn ausgewichen wären. 

Der freien Welt, in deren Grenzen die überlieferten Normen 

menschlicher Gesittung, des Völkerrechts und der friedlichen 

Verständigung nicht nur prinzipielle Geltung beanspruchen, 

sondern von der überwiegenden Mehrheit auch stillschwei-

gend respektiert werden, ist eine solche Flucht nach vorn im 

Atomzeitalter selbstverständlich versagt. Ob die andere, die 

totalitäre Seite, für die die Macht an sich statt eines legitimen 

Instruments der Politik zu einem Rauschgiftmittel geworden 

zu sein scheint, eine solche Flucht nach vorn ernsthaft in Er-

wägung zieht, ist zur Stunde ungewisser denn je. Mit Sicher-

heit lässt sich nur sagen, dass der kommunistische Block nach 

einer mehr als zehnjährigen zwar unnachgiebigen, aber ein-

deutig defensiven Haltung in Mitteleuropa wieder zu einer 

wuchtigen und erpresserischen Offensive übergegangen ist. 

Hierbei dienen ihm die beiden Phänomene unseres Zeitalters, 

denen objektiv die stärkste Paradoxie innewohnt, der «Eiserne 

Vorhang» und der «Kalte Krieg» als willkommene Hebel-

arme. Zwei Daten von geschichtlicher Fatalität sind der Be- 
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weis dafür: der 13. wie der 31. August 1961, der Tag, an dem 

Ulbricht mit Billigung der Warschauer Paktstaaten das bishe-

rige Symbol des Eisernen Vorhangs mitten in Berlin in eine 

Realität aus Stacheldraht und Beton verwandelte, und der Tag, 

an dem die Sowjetunion nach fast dreijähriger Pause einseitig 

die Atomwaffenversuche wieder aufnahm. 

Uns Bürgern der freien Welt sind weder der Eiserne Vorhang 

noch der Kalte Krieg jemals sympathisch gewesen noch gar 

als verheissungsvoll erschienen. Wir trugen schwer daran, 

aber wir gewöhnten uns allmählich, mit ihnen zu leben: aus 

dem einzigen Grunde freilich, weil wir begriffen hatten, dass 

unter den heutigen Verhältnissen jeder Versuch, diese Phäno-

mene mit Gewalt zu beseitigen, den Untergang aller Zivilisa-

tion bedeuten könnte. Dennoch bleibt ein Widerspruch ein 

Widerspruch, eine Torheit eine Torheit, auch wenn deren ra-

dikale Beseitigung einem Selbstmord gleichkäme. Der Ver-

zicht auf Gewaltanwendung darf nie zu einem Verzicht auf 

Vernunftanstrengung führen, die für unser Jahrhundert cha-

rakteristischen Torheiten nach und nach durch aktive Leistun-

gen der freien Welt zu überwinden. Anpassung an heute un-

ausweichliche Gegebenheiten darf nicht zu achselzuckendem 

Fatalismus erstarren. Patentlösungen zur raschen Überwin-

dung der Weltübel, wie sie insbesondere der letzte Krieg sicht-

bar gemacht hat, gibt es nicht; wer sich aber einbildet, das Re-

zept «quieta non movere» als einzig denkbare Patentlösung 

westlicher Politik anbieten zu können, hat ganz sicher die 

Rechnung ohne den Wirt gemacht. Er vergisst, dass die andere 

Seite seit Herbst 1958 ihrerseits die «Bewegung des Ruhen-

den» sehr zielbewusst vorbereitete und seit Sommer 1961 dar-

aus die Konsequenzen direkter Aktion gezogen hat, deren 

Grenzen noch nicht abzusehen sind. 
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Er vergisst aber auch, dass die Zeiten vorbei sind, in denen es 

Staatsmännern und Politikern in aller Welt gestattet sein 

mochte, mit den Begriffen des Eisernen Vorhangs und des 

Kalten Krieges ohne Rücksicht auf Zeitverluste diplomatisch 

zu jonglieren. Mehr und mehr umschreiben diese platten Vo-

kabeln schreckliche menschliche Schicksale. Was in den fünf-

ziger Jahren in dumpfer Resignation der unmittelbar Betroffe-

nen seinen Ausdruck fand, kann in den sechziger Jahren leicht 

in Verzweiflung umschlagen. Mit dieser Reaktion hat übri-

gens nicht nur der Westen, sondern auch und gerade die So-

wjetunion zu rechnen. Mit ihren schon inflatorisch geworde-

nen Vernichtungsdrohungen gegen die freie Welt, mit den 

zahllosen Bekundungen ihrer angeblich unüberwindlichen 

Stärke ist es ihr sicher gelungen, viele Menschen in Furcht und 

Schrecken zu versetzen, die noch ein lebenswertes Dasein zu 

verlieren haben. Wie aber steht es mit denjenigen, deren Exi-

stenz sie mit ihren jüngsten Massnahmen praktisch jeden Sinn 

entzogen hat und die sie insofern systematisch dazu treibt, ei-

nes Tages womöglich das berüchtigte Ende mit Schrecken ei-

nem Schrecken ohne Ende und ohne alle Hoffnung vorzuzie-

hen? Diese Frage ist ebenso ungewiss wie die andere, ob Mos-

kau wirklich beabsichtigt, einen dritten Weltkrieg zu führen, 

und wird sie vermutlich zeitlich noch überdauern, wenn nicht 

alle Anstrengungen gemacht werden, Zuständen, die absolut 

unerträglich geworden sind, sobald wie möglich wenigstens 

wieder einen erträglichen Charakter zu verleihen. 

Durch die Ereignisse des 13. August 1961 ist Berlin, im Ver-

lauf seiner sehr wechselvollen Geschichte abermals zu einem 

entscheidenden Funktionswandel gezwungen, zum empfind-

lichsten Seismographen der Weltpolitik geworden. Das künf-

tige Geschick dieser Stadt, die nicht im mindesten nach einer 

so dramatischen Erprobung strebte, wird ein Testfall für das 

Element des Unerträglichen oder des gerade noch Erträglichen 

9 



sein, auf dessen sorgfältige Ausbalancierung künftig alle poli-

tischen Massnahmen gerichtet sein müssen. Das liegt ganz 

einfach daran, dass die Gegensätze und Paradoxien unseres 

Zeitalters nirgendwo greifbarer und vehementer zum Aus-

druck kommen als hier. Berlin war es im Laufe seiner Ge-

schichte beschieden, sechsmal hintereinander Hauptstadt sehr 

verschiedener Staatsgebilde zu sein: die Hauptstadt Kurbran-

denburgs, die Hauptstadt Preussens, die Hauptstadt des von 

Bismarck geschaffenen Deutschen Reiches, die Hauptstadt 

der ersten deutschen Republik und schliesslich die Hauptstadt 

des Dritten Reiches. Das sind erst fünf geschichtliche Etappen 

und nicht sechs, wird der aufmerksame Leser konstatieren. 

Aber gerade in dieser Zeit kann nicht nachdrücklich genug 

daran erinnert werden, dass die Hauptstadtfunktion Berlins 

auch nach dem totalen Zusammenbruch von 1945 zunächst 

unangetastet blieb. Sie fand vielmehr ihren Ausdruck in der 

Errichtung von vier Sektoren, der Analogie der vier Besat-

zungszonen, in einem ausdrücklich zu einem solchen erklärten 

«Sondergebiet». Von hier aus sollten die Besiegten gemein-

sam kontrolliert und regiert werden, von hier aus sollte der zu-

nächst recht unansehnlich gewordenen politischen und territo-

rialen Konkursmasse des Dritten Reiches nach den Beschlüs-

sen der Potsdamer Konferenz wenigstens die wirtschaftliche 

Einheit als Vorstufe einer späteren politischen und administra-

tiven Wiedervereinigung aller Besatzungszonen gewahrt blei-

ben. 

Nach drei an unberechenbaren Ereignissen überreichen Jahren 

kündigte sich das vollständige Scheitern eines so einmaligen 

geschichtlichen Experiments an. Das Fiasko des Alliierten 

Kontrollrats sprengte die Einheit Berlins bereits auseinander, 

bevor es zur Zerreissung Deutschlands in zwei Hälften kam.  
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Dieses Fiasko erklärt sich objektiv zweifellos aus der Uneinig-

keit der Siegermächte in den wesentlichsten Nachkriegsfra-

gen, hauptsächlich im Hinblick auf die künftige Einordnung 

und Partnerschaft des besiegten Deutschland. Berlin wurde 

aber nicht allein zum beweiskräftigsten Symbol dieser entmu-

tigenden objektiven Erkenntnis; hier zeigte sich auch am deut-

lichsten und schnellsten, welche Motive subjektiv für das 

Scheitern des erwähnten Experiments verantwortlich zeichne-

ten. Hier begriffen die Westmächte am frühesten, was für op-

timistische Illusionen sie sich während des Krieges über Cha-

rakter und Absichten der Sowjetunion, aber auch was für un-

gerechtfertigte pessimistische Illusionen sie sich – zum Teil 

wenigstens – in der vereinfachenden Perspektive, wie sie die 

Hitze des Gefechts nun einmal mit sich bringt, über das deut-

sche Volk gemacht hatten. Die Zeche einer so verhängnisvol-

len, wenn nicht gar verderblichen weltpolitischen Fehlkalku-

lation hatten jedenfalls die Berliner zu bezahlen. 

DAS SINNBILD DEUTSCHEN SCHICKSALS 

Schon seit dem 30. November 1948 existierten im Osten und 

Westen Berlins zwei voneinander völlig getrennte Stadtver-

waltungen, eine Tatsache, die sich durchaus mit der Teilung 

des Zellkerns vergleichen lässt. Denn die aus den früheren drei 

Westzonen hervorgegangene Bundesrepublik wurde erst im 

September 1949 aus der Taufe gehoben und die aus der frühe-

ren sowjetischen Besatzungszone hervorgegangene, soge-

nannte «Deutsche Demokratische Republik» noch einen Mo-

nat später. Der enge Raum einer modernen Grossstadt mit ih-

rer Millionenbevölkerung brachte es ferner mit sich, dass der 

Unterschied zweier Lebens- und Wertordnungen, zweier Ge-

sellschaftsauffassungen und Wirtschaftssysteme nirgendwo so 
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krass zutage trat wie in Berlin, wo deren ins Auge springende 

Gegensätze unmittelbar sichtbar wurden und bis August 1961 

sogar vergleichbar waren. Nichtsdesto weniger verkörperte 

sich in dieser auf Geheiss der Sowjets und auf Initiative ihrer 

deutschen Willensvollstrecker gewaltsam gespaltenen Stadt – 

so paradox diese Feststellung anmuten mag – noch fast drei-

zehn Jahre lang die inzwischen verlorengegangene Einheit 

Deutschlands. Alle Schikanen des kommunistischen Regimes, 

das Ostberlin schon im Oktober 1949 widerrechtlich zur 

«Hauptstadt der DDR» erklärte, konnten es nicht verhindern, 

dass die Menschen nach wie vor zueinanderfanden. Der durch 

die Blockade von 1948 erstmalig schwer erschütterte, durch 

die alliierten Vereinbarungen vom Mai und Juni 1949 jedoch 

erneut bekräftigte Viermächtestatus Grossberlins garantierte 

dafür, dass die von jedem als lästig und willkürlich empfunde-

nen Sektorengrenzen kein Hindernis für Kontakte und Begeg-

nungen darstellten. Am stärksten und natürlichsten drückte 

sich die in Generationen und Jahrhunderten allmählich zusam-

mengewachsene und nunmehr unzertrennlich anmutende Ein-

heit eines riesigen kommunalen Organismus im Rhythmus 

von Alltag und Beruf aus. Bis zum 13. August 1961 arbeiteten 

noch immer rund 50’000 Ostberliner in den Fabriken, Büros 

und Werkstätten im freien Teil der Stadt, vielfach weniger, um 

eine politische Protesthaltung zu bekunden, als aus dem einfa-

chen Grunde, weil sie das schon seit Jahren oder gar seit Jahr-

zehnten taten, weil damit enge menschliche Beziehungen ent-

standen und nicht zuletzt wohlerworbene Rechte gesichert 

worden waren. Für rund 13’000 Westberliner lag die Stätte ih-

res beruflichen Wirkens im Ostsektor. Ein sorgfältig errechne-

ter Geldumtausch für diesen Personenkreis stabilisierte nach 

den Gesetzen von Billigkeit und Vernunft das Währungsge-

fälle. 
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Gewiss beruhigte sich der Spalterfanatismus Pankows ob die-

ser Tatsache niemals gänzlich. Immer neue Massnahmen er-

sann die schikanöse Phantasie der kommunistischen Machtha-

ber, um die klaren Bestimmungen des Viermächtestatus zu 

durchlöchern und das Phänomen der moralischen und tatsäch-

lichen Einheit Berlins zu unterminieren. Im gleichen Augen-

blick, als das Ulbrichtregime im Frühsommer 1952 an der Zo-

nengrenze nach Westdeutchland eine ursprüngliche militäri-

sche Demarkationslinie in ein Niemandsland verwandelte, 

schlossen sich auch die Zonengrenzen rings um Berlin noch 

hermetischer und unerbittlicher. Westberlinern wurde es von 

nun an verwehrt, ohne besondere schriftliche Genehmigung in 

die Sowjetzone einzureisen. Das galt auch für die Angehöri-

gen Verstorbener, die auf den grossen Friedhöfen im Zonen-

randgebiet ihre letzte Ruhestätte gefunden hatten. Gleichfalls 

im Zonenrandgebiet verfielen unzählige von Parzellen, Laub-

engrundstücken usw., auf denen Tausende sogenannter klei-

ner Leute Wochenendhäuschen und Ähnliches besassen, der 

Beschlagnahme. Im Stadtgebiet von Grossberlin selbst zer-

schnitt man das bis dahin noch einheitliche Telefonnetz. In 

dem sagenhaften Schilda hätte man auf keinen sinnvolleren 

Einfall kommen können: Westberliner, die mit ihren Ostberli-

ner Freunden und Bekannten telefonieren wollten, waren seit 

Sommer 1952 auf den kostspieligen und umständlichen Leit-

weg über Frankfurt a. M. und Leipzig angewiesen. 

Aber wer benutzte diesen Leitweg schon, wenn es besondere 

Umstände nicht dringend erforderten? Der direkte Weg zuein-

ander war zweckmässiger und müheloser. Die in den früheren 

Jahrzehnten in langer und planvoller Arbeit gebauten oberir-

dischen und unterirdischen Verkehrswege der S-Bahn und U-

Bahn beförderten die Bewohner der gleichen Stadt nach wie 
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vor rasch und bequem, von gelegentlichen lästigen Kontrollen 

an den jeweiligen Sektorengrenzstationen abgesehen, aus ei-

ner politischen und ideologischen Welt in die andere. In zahl-

reichen Strassen verlief die Sektorengrenze genau in der Mitte 

des Fahrdamms, in manchen anderen verliess der Bewohner 

Westberlins sein «Territorium» schon in dem Augenblick, da 

er die Schwelle seines Hauses überschritt, weil die angren-

zende Strasse ausschliesslich zum Ostsektor gehörte – oder 

umgekehrt. So schien die Einheit der deutschen Hauptstadt 

trotz der fast kompletten administrativen Spaltung allein durch 

die normative Kraft des Faktischen hinlänglich gesichert. 

Was aber zählten schliesslich das Faktische, die Lebenslinien 

eines systematisch entwickelten gemeinsamen Verkehrsnetzes 

und andere für unauflöslich gehaltene kommunale Einrichtun-

gen, bei aller immanenten Gewichtigkeit, wenn man sie mit 

der Einheit der Herzen und Gesinnungen verglich, verkörpert 

von Menschen, die sich in bösen oder guten Tagen, im Versa-

gen oder in der Bewährung stets als Schicksalsgemeinschaft 

gefühlt hatten? Diese Schicksalsgemeinschaft verkörpert ja 

auch nach wie vor und für alle Zukunft das geteilte Deutsch-

land. Unzählig viele verwandtschaftliche und freundschaftli-

che Bindungen, die sich durch keine Macht der Welt zer-

schneiden lassen, laufen über den unerbittlichen Eisernen Vor-

hang hinweg. Dennoch leuchtet es bei einem Gebiet von der 

Grösse Deutschlands ohne weiteres ein, dass es zahlreiche Be-

wohner Bayerns, Württembergs oder der Rheinprovinzen gibt, 

die beispielsweise Mecklenburg oder Sachsen überhaupt nicht 

kennen, keine lebendigen Erinnerungen mit diesen Gegenden 

verbinden, geschweige Menschen dort wissen, mit denen sie 

sich durch unmittelbare innere Nähe verbunden fühlen könn-

ten. Für eine Stadtgemeinde wie Grossberlin lagen die Ver-

hältnisse wesentlich anders. 
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Kaum ein alteingessener Bewohner der westlichen Bezirke 

besitzt nicht Verwandte oder enge Freunde in den Ostbezirken 

und umgekehrt. Das riesige Gelände des Grunewaldes, der im 

Westen der Stadt entlang dem breiten Havelstrom verläuft, 

war beliebtes Ausflugsziel aller Berliner, genau so wie die 

ausgedehnte Waldfläche um den Müggelsee im Osten der 

Stadt. Die steinernen Monumente einer grossen und bedeutsa-

men Vergangenheit im Herzen Berlins, mochte sie auch der 

Krieg grossenteils verunstaltet oder gar zerstört haben, das 

Museumsviertel, die Universität, die dort gelegenen Theater 

und Opernhäuser, den Reichstag oder den grossartig wieder 

angelegten Tiergarten, empfanden mehr als drei Millionen 

Menschen unwillkürlich als unveräusserlichen und gemeinsa-

men «Besitz». 

Eines also hatte die kommunistische Diktatur weder zu ver-

hindern noch abzudrosseln vermocht: die Unmittelbarkeit 

menschlicher Begegnungen, und zwar in beiden Teilen der 

Stadt, sei es in privaten Kreisen, sei es auf Veranstaltungen 

sportlicher, unterhaltsamer, belehrender oder kultureller Art. 

Aber auch der politische Bekennermut setzte sich oft genug 

über die Sektorengrenzen hinweg: bei den riesenhaften Mai-

kundgebungen auf dem Platz der Republik in Westberlin, zum 

nationalen Feiertag des 17. Juni und bei anderen Gelegenhei-

ten demonstrierten stets Tausende und Abertausende von Ost-

berlinern oder Bewohnern der Zonenrandgebiete Seite an 

Seite mit ihren Mitbürgern aus dem freien Teil der Stadt. Und 

wie sollte sich daran, so meinte man lange Jahre, jemals etwas 

ändern? Konnte man die Sektorengrenze überhaupt jemals 

«dichtmachen», würde ein notwendig aufzubietender riesiger 

Kontrollapparat zu ihrer lückenlosen Überwachung jemals zu-

verlässig funktionieren, wollte jemand das wahnwitzige Expe-

riment riskieren, mitten in einem lebendigen städtischen Orga- 
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nismus praktisch durch Strassen und Häuser hindurch gewalt-

same «Todesstreifen» zu errichten und damit zwangsläufig 

zahlreiche Familien aus ihren Wohnungen zu deportieren? 

Alle noch so wohlbegründete Skepsis gegenüber einer drohen-

den politischen Entwicklung neigte dazu, diese konkreten Fra-

gen dennoch zu verneinen. Auch der Kommunismus musste 

seinen überzeugten Bekennern doch schliesslich ein Minimum 

von Menschlichkeit und Vernunft belassen haben. Auch die 

Funktionäre der sowjetzonalen Staatspartei hatten ja einmal 

Eltern besessen oder besassen sie noch, waren schliesslich 

ebenfalls Väter und Mütter von Kindern. Solche einfachen und 

naheliegenden menschlichen Überlegungen hielten freilich 

der Zukunft ebensowenig stand wie der Vergangenheit. Der 

Zukunft nicht, weil sie den 13. August 1961 in ihrem Schosse 

trug; der Vergangenheit nicht, weil ja die Erwägungen im Hin-

blick auf die Funktionäre der Staatspartei und deren Helfers-

helfer sich schon am Beispiel Eichmanns und der SS-Henkers-

knechte in Auschwitz, Maidanek und anderen Vernichtungs-

lagern nicht bewährt hatten. Die Fähigkeit des Menschen zum 

Guten ist nun einmal relativ leicht abzuschätzen und abzugren-

zen, seine Fähigkeit zum Bösen nicht. 

Dessenungeachtet verkörpert sich in den Mauern des seit 1948 

gespaltenen und seit August 1961 zerrissenen und misshandel-

ten Berlin die Idee der deutschen Einheit noch immer am sinn-

fälligsten und lebendigsten. Das durch Sperrmauern, Stachel-

draht und geräumte Strassenzüge verunstaltete Antlitz der 

deutschen Hauptstadt ist gleichsam zu einem Zerrspiegel ge-

worden, aus dem jeder Unbefangene heute noch am deutlich-

sten und zuverlässigsten ablesen kann, was der Kommunismus 

in seinem Machtbereich sowohl unter individuellem Men-

schenglück wie unter dem Selbstbestimmungsrecht von Ge- 

16 



meinschaften und Völkern tatsächlich versteht. Berlin ist 

durch den 13. August 1961 und durch dessen Folgen gleich-

zeitig zur unaufhaltsam blutenden Wunde des deutschen Vol-

kes geworden, die, und zwar möglichst rechtzeitig, einer kau-

salen und nicht nur einer symptomatischen Behandlung be-

darf, wenn man mit diesem Volk weiterhin im Spannungsfeld 

politischer Kombinationen und Ehrgeize auf die Dauer rech-

nen will – dies gilt, wohlgemerkt, für alle Welt, für den Osten, 

für die sogenannten Neutralen und nicht zuletzt für den We-

sten. 

ZWISCHEN OSTEN UND WESTEN 

Gerade das Verhältnis Berlins und seiner Menschen zum We-

sten erfordert gleichfalls eine prinzipielle Vorbemerkung, be-

vor versucht werden soll, das dramatische Schicksal der Stadt 

seit 1945 in Umrissen nachzuzeichnen. Hier hat die Umwer-

tung aller Werte und Vorstellungen, mit denen die zunächst 

misstrauische und hasserfüllte freie Welt ganz Deutschland 

nach dem Kriege gegenübertrat, am schnellsten, am radikal-

sten, aber auch am verheissungsvollsten und glaubwürdigsten 

begonnen. Die Berliner haben es während der wechselvollen 

Geschichte seit der bedingungslosen Kapitulation des Dritten 

Reiches zunächst erlitten und erlebt und später in jeder ihnen 

auf gezwungenen Entscheidungssituation durch die Tat be-

wiesen, dass die Geschicke der Menschen nicht ausschliess-

lich durch ökonomische Faktoren, durch Wirtschaftsstatisti-

ken und Rentabilitätskalkulationen gelenkt werden, sondern 

dass auch den Faktoren der Gesinnung, der seelischen Hal-

tung, der Opferbereitschaft und dem Mut zum Widerstand ein 

erheblicher, manchmal sogar entscheidender Einfluss zu-

kommt. Alle diese Faktoren würden in ihrer prinzipiellen Be- 
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deutung zwar nicht gemindert, wohl aber von ihrem effektiven 

politischen Gewicht das Wesentliche einbüssen, könnte die 

Millionenstadt an Spree und Havel eines Tages nicht mehr je-

ner uneingeschränkten Solidarität gewiss sein, die die Eigen-

art ihres Schicksals weit über ihre und über die deutschen 

Grenzen hinaus geweckt hat. 

Noch vor relativ kurzer Zeit, mag sie uns durch die dazwi-

schen aufgetürmten Ereignisse noch so ferngerückt sein, fun-

gierte Berlin als offizielles Nervenzentrum eines totalitären 

Staates par excellence. Wenn auch gerade die hier lebende Be-

völkerung dem Dritten Reich im Allgemeinen viel kritischer 

gegenüberstand als andere deutsche Stämme (bekanntlich war 

die antinazistische Opposition in Berlin neben Hamburg und 

dem Rheinland am stärksten), bleibt doch die Tatsache beste-

hen, dass die Politik der Erpressungen und Brutalitäten des 

Hitler-Regimes von der Hauptstadt aus dirigiert wurde und 

dass die unmenschlichsten Institutionen jener Epoche in ihren 

Mauern beheimatet waren: etwa das berüchtigte Hauptquar-

tier der Gestapo in der Prinz-Albrecht-Strasse, in dessen Kel-

lern deutsche und ausländische Widerstandskämpfer oft aufs 

grausamste gefoltert wurden, der Volksgerichtshof Roland 

Freislers, der Todesurteile am laufenden Band produzierte, 

oder schliesslich das Gefängnis in Plötzensee, in dem Tau-

sende von Menschen, Prominente wie völlig Unbekannte, un-

ter dem Beil oder am Galgen endeten. Kein Wunder, dass der 

Name Berlins bei den europäischen Nationen, die fast alle un-

ter dem Dritten Reich zu leiden hatten, unwillkürlich einen 

sehr schlechten Klang bekam und dass man die Antipathie zu-

nächst unbewusst von dem verhassten Symbol auch auf des-

sen lebendige Entsprechung, die Bevölkerung, übertrug. Im 

internationalen Leumund galten die Berliner zeitweilig als die 

deutschesten unter den Deutschen (in einem freilich sehr ne- 
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gativen Sinn), als die preussischsten unter den Preussen, als 

die Überzeugtesten Nazis unter allen übrigen. 

Obwohl diese Unterstellung in keiner Weise zutraf, ist es psy-

chologisch doch nur verständlich, dass eine solche Legende, 

vor allem während des Krieges, entstand und auch unmittelbar 

danach im europäischen Bewusstsein noch fortlebte. Nicht zu-

letzt darum aber ist das Schicksal Berlins seit 1945 mit all sei-

ner Bitterkeit und Tragik einer der überzeugendsten Beweise 

für die Bewährung sehr positiver menschlicher Eigenschaften. 

Der gerade in den Völkern Westeuropas und den Vereinigten 

Staaten seit Generationen, ja, hier und da schon seit Jahrhun-

derten lebendige und wirkungsmächtige Wille zur Freiheit trat 

seit Beginn des Jahres 1946 ausgerechnet in Berlin, an einem 

Ort also, wo ihn die Opfer der Hitleraera am wenigsten ver-

mutet hätten, mit einer elementaren Kraft zutage. Dieser Wille 

zur Freiheit wiederum erweckte bei den Völkern der freien 

Welt einen anderen, nicht minder edlen: den Willen zur Ver-

gebung, die Bereitschaft, vergangenes Unrecht nicht mehr 

nachzutragen und die alte unerbittliche Devise «vae victis!» in 

erstaunlich kurzer Zeit in ein Bekenntnis zu sachlicher Part-

nerschaft und moralischer Verbundenheit zu verwandeln. An 

die Stelle der Verachtung und des Hasses trat bald das ver-

blüffte Staunen, an die Stelle des Staunens trat schliesslich die 

Bewunderung für die Tapferkeit und Unbeirrbarkeit eines 

«verwegenen Menschenschlages», als den schon Goethe die 

Berliner bezeichnete: eine Bewunderung übrigens, von der die 

Bundesrepublik in ihrem Ansehen bei den Völkern der west-

europäischen Gemeinschaft und den NATO-Staaten ganz we-

sentlich profitiert. Man könnte auch sagen, dass sich die gross-

zügige Wirtschaftshilfe, die die Bundesrepublik dem bedräng- 
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ten Westberlin seit der Blockade leistete, politisch in jeder Be-

ziehung bezahlt gemacht hat. 

Auch die Situation Berlins ist seit geraumer Zeit durch eine 

Reihe von Schlagworten charakterisiert, denen allen eine be-

weisbare Realität innewohnt. Man spricht bis heute allgemein 

von der Insel der Freiheit, von dem Vorposten der freien Welt. 

Man ist sich darüber klar, dass die Erhaltung der Freiheit und 

des Selbstbestimungsrechts für mehr als zwei Millionen West-

berliner nicht nur eine einzigartige Symbolkraft besitzt, son-

dern zu der vielleicht empfindlichsten Frage weltpolitischen 

Prestiges geworden ist: und zwar für beide Seiten, für den We-

sten wie für den Osten. Die Westmächte wissen genau, dass 

ein etwaiges Aufgeben ihrer Position in Berlin von der Welt 

nicht nur als Verrat, sondern, objektiv schlimmer noch, als ein 

Anfall jener Schwäche ausgelegt werden würde, von der sich 

kein Individuum und kein Kollektiv mehr vollends erholen. 

Darum ist Moskau andererseits so erpicht darauf, den Westen 

aus Berlin zu verdrängen. Solange Westberlin als wirklich un-

abhängiges Gebilde existiert, ist der Eiserne Vorhang eben bei 

all seiner Härte und trotz aller Betonmauern nicht völlig dicht. 

Solange mitten im Ozean des Kommunismus zwischen Mari-

enborn und Wladiwostok eine Insel erhalten bleibt, deren Be-

völkerung immer wieder, vor allem durch das Mittel freier und 

unbeeinflusster Wahlen Gelegenheit erhält zu bekunden, wie 

entschieden sie in ihrer überwältigenden Mehrheit den Totali-

tarismus ablehnt, besteht Hoffnung für alle Unterdrückten in 

Mitteldeutschland und sinngemäss sogar in Osteuropa. 

Das sind gewiss ebenso zutreffende wie überaus wichtige 

Dinge, aber sie erklären wahrscheinlich noch immer nicht das 

Verhältnis Berlins zum Westen und zur freien Welt in seinen 

letzten und tiefsten Wurzeln. Hinter allen praktischen Erwä- 
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gungen, allen realpolitischen Überlegungen, allen Prestige-

empfindlichkeiten treffen wir vielleicht auf nichts anderes als 

auf die unbewusste Sehnsucht, gewisse Werte zu erhalten, die 

in einer Epoche der Entscheidung und Bewährung so erschüt-

ternd sichtbar wurden. Die vorhin erwähnten beiden Impulse, 

der Wille zur Freiheit und der Wille zur Vergebung, machen 

in einem sehr wesentlichen Sinne das Wesen Europas aus, in 

ihnen durchmischen sich antike und christliche Traditionen 

und Zielsetzungen. Die geschichtliche Entwicklung vollzieht 

sich jedoch meist im Rhythmus einer sehr utilitaristischen 

Kausalität, und die Generationen dürfen noch von Glück sa-

gen, die zu ihren Lebzeiten nicht viel anderes beobachten 

konnten. Unserer Generation ist das abgrundtief Böse nicht er-

spart geblieben. Darum brauchen wir vielleicht, jenseits aller 

Zweckhaftigkeit und Rationalität, in besonderem Masse die 

wenigen ungewöhnlich positiven Elemente des Menschlichen 

in der Politik, wie sie sich im Kampf um Berlin manifestierten. 

Um die Zusammenhänge aufzuhellen, die eine solche Behaup-

tung rechtfertigen, genügt ein so summarischer Hinweis frei-

lich nicht. Nachfühlen wird sie nur derjenige, der sich mit den 

dramatischen und widerspruchsvollen Geschicken Berlins seit 

1945 vertraut gemacht hat, wie sie die folgenden Seiten dar-

zustellen versuchen. Eine Geschichte der Stadt, die zumindest 

an den Brennpunkten des Geschehens immer zugleich eine 

Geschichte der Weltpolitik sein müsste, darf allerdings kein 

Leser erwarten. Ein solches Unternehmen würde die Kräfte ei-

nes Einzelnen bei weitem überfordern. Diese Schrift dient aus-

drücklich dem Zweck, den Leser mit einigen ebenso interes-

santen wie typischen Vorgängen näher bekannt zu machen, die 

unlogisch dünkenden Widersprüche der Entwicklung Berlins 

seit Kriegsende auf logisch durchaus begreifliche Ursachen  
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zurückzuführen und bei dieser Gelegenheit manches hier und 

da noch obwaltende Missverständnis aus der Welt zu schaffen. 

Wenn es damit gelänge, manchen bisher nur unbewusst Sym-

pathisierenden zum bewussten Freunde Berlins zu gewinnen, 

wäre damit nicht allein der Sache der Stadt im Herzen Euro-

pas, sondern auch der gemeinsamen Sache der Freiheit ein 

Dienst geleistet. 

SOGKRAFT DER ATMOSPHÄRE 

Bevor wir aber mit der chronologischen Schilderung der Er-

eignisse seit 1945 beginnen, muss noch ein spezielles Problem 

gestreift und geklärt werden, soweit es überhaupt zu klären ist. 

Es ist in den letzten Jahren oft die Frage aufgeworfen worden, 

ob man das Experiment der ursprünglichen Vierteilung einer 

Millionenstadt, deren Aufspaltung und schliessliche Zerreis-

sung in zwei ideologisch widerstreitende Hälften, ob man das 

Experiment der Blockade und der ständigen Nadelstiche bis 

zur augenblicklichen massiven Bedrohung, die bereits mit 

dem Sowjetultimatum am 27. November 1958 begann, unter 

der Voraussetzung eines gleichen oder auch nur ähnlichen 

Ausgangs an einem anderen Orte Deutschlands überhaupt 

hätte veranstalten können. Präzise ist diese Frage natürlich 

nicht zu beantworten, denn alles, was damit an Verwirrendem 

und Belastendem zusammenhängt, hat sich eben in Berlin ab-

gespielt, nicht in Hamburg, Köln, Frankfurt oder München. 

Dennoch steckt etwas Richtiges in der Fragestellung: aus den 

verschiedensten Gründen sind die Berliner tatsächlich in un-

gewöhnlichem Masse dazu prädestiniert, Herausforderungen 

des Geschicks zu ertragen und wirkungsvoll darauf zu reagie-

ren. Sie sind eben nicht die «deutschesten unter den Deut-

schen», weder in positivem noch in negativem Sinne. Kaum 
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einen Dichter oder Musiker ersten Ranges hat Berlin der deut-

schen Nation geschenkt, es kann sich in dieser Beziehung 

nicht im mindesten mit Ostpreussen, Schlesien, Sachsen und 

Thüringen und schon gar nicht mit Württemberg vergleichen. 

Vielleicht waren die Bedingungen eines mit nervöser Hast von 

einer Provinzmetropole zur Weltstadt wachsenden Organis-

mus zu unstet, zu flüchtig, zu wenig «bodenständig», um die 

Sesshaftigkeit von Generationen zu begünstigen, aus denen 

dann plötzlich der Funke des Schöpferischen mit elementarer 

Gewalt hervorbricht. 

Es ist wahrscheinlich auch kein Zufall – um ein höchst aktu-

elles Beispiel herauszugreifen –, dass von den fünf bedeuten-

den politischen Persönlichkeiten, die Berlin in den kritischen 

Jahren seit 1945 so glaubwürdig nach aussen repräsentierten, 

auch nicht eine «mit Spreewasser getauft» worden ist. Frau 

Louise Schroeder war Hamburgerin, Ernst Reuter und Otto 

Suhr stammten aus Friesland und aus Oldenburg, Walther 

Schreiber aus der Provinz Sachsen, der jetzige Regierende 

Bürgermeister, Willy Brandt, ist in Lübeck geboren. 

Dennoch hätten es die vier verstorbenen Repräsentanten der 

Stadt ebenso als Beleidigung aufgefasst, wie es der lebende 

täte, wäre ihnen die Eigenschaft abgesprochen worden, Berli-

ner zu sein – und zwar Berliner mit Leib und Seele. Mit den 

ästhetischen Reizen der Stadt kann ein solches Zugehörig-

keitsgefühl nichts zu tun haben. Im klassischen Sinne schön 

wie die uralten Metropolen Europas, Rom, Wien, Paris, Brüs-

sel oder London, ist Berlin nie gewesen. Dem niemals gross-

artigen, aber stilvollen und gediegenen Stadtkern rund um das 

Schlüterschloss von einst haben insbesondere die sogenannten 

«Gründer jahre» nach dem deutsch-französischen Krieg von 

1870-71 und die dann folgende rasche Industrialisierung ein 

unübersehbares steinernes Meer von Mietskasernen hinzuge- 

23 



fügt, deren einziges Stilprinzip offenbar darin bestanden ha-

ben muss, miteinander an Hässlichkeit zu konkurrieren. Mehr 

als die Hälfte dieses Stadtgebildes wurde von den Luftangrif-

fen des letzten Krieges betroffen. Dabei wurden fast alle wert-

vollen Bauwerke entweder völlig zerstört oder in Ruinen ver-

wandelt. In den Jahren von 1943 bis zur Beendigung der Blok-

kade im Jahre 1949 glich Berlin eher einem riesenhaften 

Schuttabladeplatz als einer Stadt. Seitdem ist allerdings in den 

Westbezirken eine auffallend schöne und attraktive moderne 

Weltstadt im Werden, aber eben erst im Werden, wobei man 

auch nicht vergessen darf, dass hinter den Betonmauern archi-

tektonische Stilelemente von starker Gegensätzlichkeit für die 

Zukunft erneute Schwierigkeiten schaffen. 

Woraus erklärt sich nun die nie ganz erloschene Sogkraft Ber-

lins, die Stärke eines Heimatgefühls, das die gebürtigen Berli-

ner mit allen jenen, die von aussen zugewandert sind und zu-

wandern, zu einer so starken und bewussten Gemeinschaft 

verbindet? In erster Linie ist es wohl die Weltoffenheit dieser 

Stadt, die auf ihre Lebendigkeit und schier unbegrenzte Er-

neuerungsfähigkeit immer stolzer gewesen ist als auf noch so 

ehrwürdige, aber doch dem Staub der Jahrhunderte ausge-

setzte Traditionen. Während andere namhafte deutsche Städte 

bestrebt waren, ihre oft bis ins Mittelalter zurückreichenden 

Eigenarten möglichst unverfälscht zu bewahren und sich ge-

gen alle fremden Einflüsse sorgsam abzuschirmen, hat Berlin 

stets Wert darauf gelegt, das Fremde förmlich herbeizurufen, 

ja, anzulocken und mit Privilegien zu versehen, um sich im-

mer wieder mit ihm zu vergleichen und in einem Prozess stän-

diger Anpassung und Einschmelzung mit ihm eins zu werden. 

Wer sich in den Mauern Berlins als Berliner fühlt, wird auto-

matisch als solcher angesehen und respektiert, mag er von  
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noch so weit hergekommen sein und mag sein Idiom dem Ein-

heimischen zunächst noch so befremdlich klingen. So ist im 

Laufe der Jahrhunderte eine Bevölkerung von sehr charakteri-

stischer Eigenart entstanden, deren wichtigstes Merkmal aller-

dings gerade darin besteht, sich immer wieder Elemente von 

aussen zuzuführen und damit einer permanenten Regeneration 

fähig zu bleiben. In dieser Beziehung zumindest ist das 

Schicksal Berlins im Kleinen mit dem Schicksal der Vereinig-

ten Staaten im Grossen zu vergleichen, wobei man noch auf 

eine merkwürdige chronologische Übereinstimmung verwei-

sen kann: Ende des 18. Jahrhunderts errangen die Vereinigten 

Staaten ihre Selbständigkeit, vom Ende des 18. Jahrhunderts 

ab entwickelte sich Berlin innerhalb von drei Generationen zur 

Weltstadt. 

Die geschichtlich bemerkenswerteste Blutzufuhr erhielt Ber-

lin im Jahre 1685. Bis dahin hatte die kurbrandenburgische 

Residenz, die aus dem mittelalterlichen Fischerdorf erwach-

sen war und in der sich wendische und germanische Elemente 

noch immer ungefähr die Waage hielten, nicht viel von sich 

reden gemacht. Friedrich Wilhelm, der «Grosse Kurfürst», er-

kannte mit sicherem Blick die Chance, die sich für sein klei-

nes, schwach bevölkertes Land und insbesondere für seine 

Hauptstadt aus der Vertreibung der französischen Hugenotten 

durch Ludwig XIV. ergab. Durch das Edikt von Potsdam im 

Jahre 1685 lud er die Vertriebenen ein, sich in Brandenburg 

eine neue Heimat zu suchen. Ungefähr 25’000 Hugenotten 

folgten dem Ruf, und viele von ihnen siedelten sich in Berlin 

an. Da die Einwohnerzahl damals nur rund 20’000 betrug, 

ergab sich die Merkwürdigkeit, dass Ende des 17. Jahrhun-

derts fast jeder zweite Berliner ein gebürtiger Franzose war. 

Heute haben sich die französischen Spuren natürlich quantita-

tiv längst verflüchtigt, sind aber bei genauer Analyse noch im-

mer als höchst wirksames Element, man möchte sagen, als 
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ganz spezifisches Hormon, festzustellen. Jedenfalls liegt in 

diesem Phänomen eine nicht unwesentliche Erklärung dafür, 

wodurch sich die Berliner Bevölkerung in manchen Eigen-

schaften und Reaktionsweisen in sehr typischer Weise von an-

deren deutschen Stämmen unterscheidet. 

Friedrich Wilhems Urenkel, der unter dem Namen «Friedrich 

der Grosse» in die Geschichte einging, ein Geist von ähnlicher 

Unbefangenheit und dabei von europäischer Bildung, setzte 

die Privilegierung leistungsfähiger Ausländer bewusst fort. In 

diesem Zusammenhang sind mehrere Aussprüche bekannt ge-

worden, aus denen sich auf sein Programm schliessen liess, 

etwa, dass in seinen Landen jeder nach seiner Fasson selig 

werden solle oder dass alle Religionen gleich und gut seien 

und dass man darum auch den Türken oder Heiden, «wenn sie 

kämen, um das Land zu peuplieren», Moscheen und Kirchen 

bauen wolle. Neue französische Spuren hinterliess speziell in 

Berlin das napoleonische Besatzungsregime von 1806 bis 

1809. Als sich die preussische Metropole dann im Verlaufe 

der nächsten Generationen immer erkennbarer zur künftigen 

Reichshauptstadt entwickelte, übte dieser Vorgang seine na-

türliche Anziehungskraft auf die abenteuerlustigen und ehr-

geizigen Schichten aller Stände und Volksklassen in ganz 

Deutschland aus. Hunderttausende vbn Menschen wanderten 

allein aus Schlesien nach Berlin ein. Bis zum Dritten Reich 

hatte auch ein erheblicher Prozentsatz der rund 600’000 deut-

schen Juden in Berlin seine Heimat gefunden. Vor allem im 

geistigen und kulturellen Leben der deutschen Hauptstadt 

während der Weimarer Republik spielten die Juden eine her-

vorragende Rolle und trugen wesentlich mit dazu bei, Berlin 

während jener kurzen Epoche zu einer Kunst-, Theater- und 

Musikstadt zu machen, mit der es an konkreten Leistungen  
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und an Zusammenballung schöpferischer Energien keine an-

dere Stadt der Welt aufnehmen konnte. 

Nach diesem gedrängten Überblick lässt sich wohl leichter be-

greifen, warum Berlin zwar keine Bedingungen begünstigte, 

die die Talente grosser Einzelner durch beschauliches Wachs-

tum förderten, wohl aber eine Atmosphäre schuf, in der grosse 

Einzelne sich wohlfühlten und gern ihr Leben gestalteten, 

wenn sie erst einmal mit ihr bekannt geworden waren. Sicher-

lich aber hat das wechselvolle Berliner Klima auf die Ausprä-

gung jener Bevölkerungsmentalität entscheidend eingewirkt, 

deren Originalität immer wieder Gegenstand scharfsinniger 

Interpretationen gewesen ist und wohl auch die vorhin er-

wähnte Frage eingegeben hat, ob eine andere deutsche Stadt 

Erprobungen standgehalten hätte, wie sie Berlin seit 1945 im-

mer wieder erfuhr. Gewiss sind die Berliner objektiv alles an-

dere als ein «auserwähltes Volk» und fühlen sich auch subjek-

tiv inkeinerWeise als ein solches. Es ist ihnen weder vom 

Schicksal auf den Leib geschrieben worden, sich heroisch zu 

verhalten noch wurde es ausgerechnet dieser Generation 

gleichsam an der Wiege mitgegeben, sich in einem hartnäcki-

gen und pausenlosen Kampf um die Freiheit so eindrucksvoll 

und unerschrocken zu bewähren. Zwei typische Eigenschaften 

des Berliners mögen ihn vielleicht mehr als andere befähigen, 

sich auf das Ungewöhnliche einzustellen: einmal seine in stän-

diger Auseinandersetzung mit dem Fremden und Andersarti-

gen erprobte Fähigkeit, auf jede Situation blitzschnell zu rea-

gieren, jedenfalls weit schneller als der Durchschnitt seiner 

deutschen Landsleute; ferner ein Merkmal, das man nicht an-

ders als eine unerschöpfliche Mitgift kollektiven Humors und 

Witzes definieren kann. Dieser kollektive Humor, aus der 

Anonymität des Volkes stets erneut gespeist und dann erstaun-

lich schnell verbreitet, lässt eine nach Millionen zählende Be- 
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völkerung in mancher Entscheidungssitutation so auftreten, 

dass man glaubt, man hätte es mit einem Individuum, mit ei-

nem einzigen Menschen zu tun. Man denke an die Monate der 

Blockade oder an die letzten Wahlen im Dezember 1958: da 

gab es keinen Zweifel, kein Zögern, kein ängstliches Abtasten, 

ob etwas nützt oder nicht, und vor allem kein Relativieren der 

Werte, für die man kämpft und die man zu verteidigen hat. Mit 

drei sehr verschiedenen Beispielen jener Berliner Mentalität, 

aus der sich in so starkem Masse die unbeirrbare politische 

Bewährung einer isolierten Stadt erklärt, sei dieses Einfüh-

rungskapitel abgeschlossen. Sie verraten vor allem eine ge-

wisse Kontinuität im Reigen der Jahrhunderte und ihrer wech-

selnden Einflüsse. Bei allem, was der Berliner in sich aufge-

nommen hat, stets bereitwillig und anpassungsfähig, in eini-

gen Voraussetzungen muss er sich gleichgeblieben sein: in der 

Nüchternheit, der Illusionslosigkeit, der Abwehr alles fal-

schen Pathos, der Entschlossenheit, sich nur vom Echten be-

wegen zu lassen und nicht zuletzt in dem Stoizismus im Ertra-

gen von Härten. 

Mitten im Herzen der alten Stadt führte eine enge Gasse, der 

Krögel, vom Molkenmarkt zur Spree. Schon Hitler liess diese 

Gasse abreissen, um Platz für seine Mammutbauten zu schaf-

fen. In einem Innenhof des Krögels befand sich eine künstle-

risch gestaltete Sonnenuhr, die dort im 14. Jahrhundert ange-

bracht worden war. Eine lateinische Inschrift «Mors certa, hör 

a incerta» wies in jenem Zeitalter technischer Unzulänglich-

keit auf die Ungenauigkeit der Zeitangabe hin. Die Gelehrten 

stritten sich später, was für einen Gedanken der mittelalterli-

che Künstler bei seiner Inschrift wohl gehegt haben konnte. 

Wollte er andeuten, wie manche meinten, der Tod sei gewiss, 

aber dessen Stunde ungewiss, oder wollte er zum Ausdruck 

bringen, was einleuchtender wäre, dass es bei der alleinigen  
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fatalen Gewissheit des Todes auf die Genauigkeit der täglich 

wechselnden Uhrzeit so sehr nicht ankomme? Die Berliner 

durchschlugen den gordischen Knoten, indem sie den lateini-

schen Spruch auf ihre Weise übersetzten: «Todsicher geht die 

Uhr nicht richtig.» Womit sie denn wohl mindestens für alle 

die Stunden, in denen die Sonne nicht schien, absolut rechtbe-

hielten. 

Im 18. Jahrhundert trieb Graf Cagliostro, der bekannte char-

mante Hochstapler, Schaumschläger, Hellseher und Zauber-

künstler, in den verschiedensten europäischen Hauptstädten 

sein Unwesen. Er kam auch nach Berlin, aber im Gegensatz 

zu den meisten anderen Orten gefiel es ihm dort keineswegs, 

aus einem sehr einleuchtenden Grunde, den er mit Offenher-

zigkeit bekannte: «Berlin – ekelhafte Stadt – kein Mensch 

glaubt einem etwas.» 

Seit Jahr und Tag eröffnet das in der Blockadezeit entstandene 

volkstümlichste Kabarett Berlins alle seine Programme mit 

dem gleichen Chanson: 

«Der Insulaner verliert die Ruhe nicht...» Jedesmal 

schwingt das Berliner Publikum mit, sobald die ihm wohlbe-

kannte Melodie zu dem Standardvers ertönt. Es erkennt sich 

in dreifacher Weise wieder: als «Insulaner», ein sehr unfrei-

williger und nach dem 13. August 1961 ganz wörtlich zu neh-

mender Ehrentitel, in der leisen Sentimentalität, die die Melo-

die durchzieht und in der gelassenen Zuversicht, dass man die 

Ruhe nicht verlieren wird – trotz alledem und alledem. 

Es ist wohl kaum übertrieben zu behaupten, dass diese gänz-

lich unheroische, typisch kabarettistische Melodie in der 

menschlichen Freiheitsgeschichte neben anderen, gewichtige-

ren und wertvolleren musikalischen Vorbildern ihren Platz be-

reits erobert hat und für immer behaupten wird. 
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Es wäre aber unangebracht zu glauben, dass die in manchen 

Merkmalen charakterisierte und an einigen Beispielen erläu-

terte kollektive Mitgift der Berliner sozusagen eine absolute 

Grösse wäre, mit der man unter allen Umständen rechnen und 

der man jede Belastung zumuten dürfte. Es fehlt nicht an Sym-

ptomen dafür, dass sich dieses für Deutschland und die ganze 

freie Welt kostbare Kapital nach einer so beispiellosen Inan-

spruchnahme und nach einer Serie schwerster Enttäuschungen 

besonders in den letzten Jahren allmählich verzehrt. Diese 

Stadt braucht Hoffnung, Hoffnung und noch einmal Hoffnung 

– Hoffnung vor allem auf eine glaubwürdige Bewahrung jenes 

Kräftegleichgewichts, das allein über den Engpass potentieller 

Katastrophen hinwegführen und damit garantieren kann, dass 

sich unsere Söhne und Enkel vielleicht, ob im Osten, im We-

sten oder sonstwo geboren, wirklich zu einer Koexistenz zu-

sammenfinden, die bis heute nur ein anrüchiges Schlagwort 

zur Vernebelung des masslosen kommunistischen Imperialis-

mus darstellt. 
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AUFBRUCH AUS DEM CHAOS 

NULLSITUATION IM TRÜMMERFELD 

Seit dem späten Vormittag des 2. Mai 1945 schwieg in Berlin 

der Waffenlärm. Die Verteidiger der Reichshauptstadt kapitu-

lierten vor den Truppen der Roten Armee. Knapp 48 Stunden 

zuvor hatte der Anstifter des Zweiten Weltkrieges im Bunker 

tief unter den Trümmern seiner Reichskanzlei seinem Leben 

ein Ende gemacht. Das Dritte Reich befand sich in voller Auf-

lösung und wurde fünf Tage später, am 7. Mai, durch die be-

dingungslose Kapitulation der Regierung Dönitz endgültig li-

quidiert. 

Für Berlin vollzog sich die Zeitenwende jedoch unter wesent-

lich anderen Umständen als für die meisten deutschen Gross-

städte, insbesondere im Westen Deutschlands. Das unerbittli-

che Schicksal des Luftkrieges hatte sie allerdings alle gemein-

sam betroffen, wenn sich auch die Zerstörungen in Berlin be-

sonders schwer auswirkten. Hier mussten im Laufe der Zeit 

und in überaus mühseliger Arbeit nicht weniger als 70 Millio-

nen Kubikmeter Trümmerschutt hinweggeräumt werden. Von 

den rund 250’000 Gebäuden waren mehr als 70 Prozent be-

schädigt, darunter mehr als 10 Prozent total zerstört und wei-

tere 10 Prozent so schwer, dass ein Wiederaufbau nicht in Be-

tracht kam. Die restlichen 50 Prozent wiesen teils erhebliche, 

teils mittlere, teils leichte Beschädigungen auf. 
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Die Gesamtbilanz wird noch wesentlich ungünstiger, wenn 

man sich vergegenwärtigt, wie unterschiedlich die einzelnen 

Stadtgegenden von den Folgen des Luftkriegs betroffen wa-

ren. Angesichts der gewaltigen Flächenausdehnung der Stadt 

hatten die ausgesprochenen Vorortbezirke an der Peripherie, 

wie Zehlendorf, Spandau, Reinickendorf, Pankow, Weissen-

seee, Lichtenberg und Köpenick, nur verhältnismässig geringe 

Schäden erlitten. Je mehr man sich aber dem Zentrum näherte, 

desto trostloser traten die Ruinen ins Blickfeld. Die eigentli-

che Innenstadt und die sie unmittelbar umgebenden Bezirke 

lagen so gut wie vollständig in Trümmern. 

Im Gegensatz zu den meisten westdeutschen Städten war aber 

in Berlin fast 14 Tage lang gegen den schliesslich von allen 

Seiten vorrückenden Gegner mörderisch gekämpft worden. 

Während die Grossstädte am Rhein, an der Küste und in Süd-

deutschland sich fast widerstandslos von den britischen und 

amerikanischen Panzern überrollen liessen, wurden in Berlin, 

hauptsächlich im eigentlichen Stadtkern, Strassenzeile um 

Strassenzeile, oft genug Haus um Haus, zäh verteidigt. Hierfür 

gab es verschiedene Gründe. Bis zu seinem Selbstmord am 30. 

April leitete Hitler auf seine Weise persönlich die Operatio-

nen. Das Kampfgebiet von Berlin gab ihm die letzte Möglich-

keit, seine wahnwitzige Strategie noch einmal auf engstem 

Raum zu erproben. Hauptsächlich war es die Angst vor der 

Roten Armee, die Soldaten wie Zivilbevölkerung zu einem 

verzweifelten Widerstand antrieb. Man glaubte nichts mehr zu 

verlieren zu haben. 

Die Furcht vor dem Vergeltungswillen der Sowjettruppen 

hatte noch eine andere Wirkung. Während im Westen 

Deutschlands in vielen Fällen die kommunalen Verwaltungen 

des Dritten Reiches während einer Übergangszeit zur Erledi-

gung des Notwendigsten noch in Funktion blieb, lösten sie  
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sich in Berlin schon während der Kämpfe, von wenigen Aus-

nahmen abgesehen, in ein Nichts auf. übrigens hätte es in den 

ersten Tagen der Zeitenwende auch kaum etwas zu verwalten 

gegeben, selbst wenn die Apparate einigermassen intakt ge-

blieben wären. Die schweren Kämpfe hatten das gesamte Ver-

kehrsnetz zerrissen. Es sollte über einen Monat dauern, bis die 

U-Bahn auf einer ersten winzigen Teilstrecke wieder den Be-

trieb aufnahm. Die Gas-, Wasser- und Elektrizitätsversorgung 

war vollständig zum Erliegen gekommen, keine Telefonver-

bindung funktionierte mehr. Dabei lebten in Berlin, das nach 

der letzten Friedensstatistik 4,3 Millionen Einwohner zählte, 

bei Beendigung des Krieges immerhin noch rund 2,8 Millio-

nen Menschen. Die unvermeidlichen sanitären und hygieni-

schen Folgen, die sich aus dem totalen Zusammenbruch eines 

geregelten Versorgungssystems ergaben, liessen denn auch 

nicht auf sich warten. Schon im Juni wurde Berlin von einer 

Ruhrepidemie heimgesucht, der im August eine Typhusepide-

mie folgte. Für die Bekämpfung der Seuchen stand anfänglich 

nur ein Minimum von Medikamenten und Krankenbetten zur 

Verfügung, ganz abgesehen davon, dass natürlich auch der re-

gelmässige Transport der Erkrankten in die mit aller Hast wie-

der aufgebauten Isolierstationen wegen Fahrzeugmangels auf 

unnennbare Schwierigkeiten stiess. 

Da die Engländer und Amerikaner ihre schon während des 

Krieges festgelegten Sektoren erst Anfang Juli 1945 übernah-

men – noch einen Monat später, im August, folgten die Fran-

zosen – waren die Sowjets in den ersten zwei Monaten nach 

der Eroberung Berlins die Alleinherren über einen zwar zu-

sammengeschlagenen und aus tausend Wunden blutenden 

städtischen Organismus, der ihnen indessen aus Symbol- und 

Prestigegründen als eminent wichtig erschien. Sie zögerten 
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denn auch nicht, ihren zeitlichen Vorsprung nach Kräften aus-

zunutzen und bis zum Eintreffen ihrer westlichen Partner – die 

auf so engem Raum zwangsläufig ihre Konkurrenten werden 

mussten – wirtschaftliche und politische Tatsachen zu schaf-

fen, an denen möglichst nicht mehr gerüttelt werden konnte. 

Ihre erste rigorose Massnahme auf wirtschaftlichem Gebiet 

bestand in der Anordnung einer totalen Kontensperre. Das be-

deutete, dass jeder Deutsche in ihrem Hoheitsbereich, soweit 

er nicht vorsorglich seine überdies reichlich entwerteten 

Reichsmark-Guthaben von den Banken und Kreditinstituten 

abgehoben hatte, von einem Tage zum anderen sämtlicher 

Existenzmittel beraubt wurde. Voreilige Optimisten vermute-

ten, die sowjetischen Militärbehörden hätten mit der von ih-

nen befohlenen Kontensperre eine Art Währungreform im 

Auge. Theoretisch wäre das auch möglich, ja, sogar sinnvoll 

gewesen, weil damit natürlich viel überflüssiges Geld schlag-

artig aus dem Verkehr gezogen wurde. Eine solche finanz-

technische Manipulation hätte aber nur dann einen Sinn ge-

habt, wenn ihr entsprechende wirtschaftspolitische Massnah-

men unmittelbar auf dem Fusse gefolgt wären, etwa durch die 

entschlossene Ankurbelung einer angemessenen und der Lage 

gerecht werdenden Friedensproduktion. 

Das aber lag nicht im mindesten in der Absicht der Sowjets. 

Vom ersten Tage ihrer Herrschaft an trachteten sie danach, 

ihre legitimen Reparationsansprüche an den besiegten Gegner 

nicht allein durch Abbau von Industrieausrüstungen, sondern 

auch durch massive Entnahmen aus der laufenden Produktion 

zu befriedigen. Das, was zur Deckung des deutschen Bedarfs 

übrigblieb, war so verschwindend gering, dass trotz der Kon-

tensperre schon in kürzester Frist ein beträchtlicher neuer 

Geldüberhang und damit wiederum eine inflationäre Lage ent-

stand. Das erscheint umso bemerkenswerter als in den ersten 
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Monaten nach Kriegsende die Staffelung der Löhne und Geh-

älter für die deutsche Bevölkerung nach den Anweisungen der 

sowjetischen Militärbehörden nach fast urkommunistischen 

Prinzipien erfolgte. (So lag beispielsweise die Spannweite der 

Gehälter in den wieder aufgebauten öffentlichen Behörden für 

die deutschen Angestellten von der untersten bis zur obersten 

Gruppe ursprünglich nur zwischen 150,– und 450,– Reichs-

mark monatlich.) 

Die forcierte Demontage deutscher Industriebetriebe – wobei 

kleine und mittlere Unternehmungen genauso rücksichtslos 

ausgeplündert wurden wie grosse und wobei zwischen ehema-

liger Kriegs- oder Friedensproduktion praktisch kein Unter-

schied gemacht wurde – führte logischerweise ausserdem zu 

einer ständigen Schrumpfung statt zu einer Vermehrung der 

Arbeitsplätze. Die ersten Monate nach Kriegsende, die noch 

dazu mit dem Sommerhalbjahr zusammenfielen, boten vor-

nehmlich durch die dringend erforderlichen Aufräumungs-

massnahmen, Schuttbeseitigung, Wiederherstellung von Ver-

kehrswegen, Reparaturen des Kanalisationsnetzes usw. noch 

mannigfache Gelegenheit zu Notstandsarbeiten aller Art. Als 

aber das Notwendigste getan war, machte sich bald ein emp-

findlicher Arbeitsmangel bemerkbar, der in erschreckenden 

statistischen Zahlen seinen Ausdruck fand. Im Oktober 1945 

wurden bei einer Gesamtbevölkerung von rund drei Millionen 

über 650’000 Personen, also mehr als 20 Prozent, von der So-

zialfürsorge unterstützt. 

Ein schier unlösbares Problem ergab sich in der ersten Nach-

kriegszeit ferner aus der Notwendigkeit der Ernährung einer 

Millionenbevölkerung, die weder in der Lage war, ihren Ka-

lorienbedarf, wie die Bevölkerung auf dem flachen Lande, aus 

eigener Produktion zu decken noch wegen des Darniederlie-

gens bzw. der gewaltsamen Einschränkung der handwerkli- 
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chen wie der Industrieproduktion notfalls Ware mit Ware be-

zahlen konnte. Ausserdem musste für die Ausgabe von Le-

bensmittelkarten praktisch jeder Einwohner Berlins durch 

neue Karteien erfasst werden. Bald wurde eine Staffelung der 

Lebensmittelkarten in fünf Kategorien eingeführt – in Schwer-

arbeiter, Arbeiter, Angestellte, Kinder und «sonstige Bevölke-

rung» – aber zunächst standen die Kalorien fast nur auf dem 

Papier, weil die Belieferung der Lebensmittelgeschäfte nach-

hinkte. So gab es unter Umständen wochenlang kein Fleisch 

und kein Fett, aber in der Regel konnte dann plötzlich die für 

den ganzen Monat zustehende Menge an einem Tage nachge-

kauft werden. Eine sehr unangenehme Überraschung erlebten 

ferner die westlichen Alliierten, als sie Anfang Juli ihre Sek-

toren besetzten. Die Sowjets zeigten sich nämlich keineswegs 

geneigt, ganz Berlin, wie das früher üblich und selbstverständ-

lich war, aus den landwirtschaftlichen Erträgen des angren-

zenden Zonengebietes zu versorgen. Im Gegenteil, kurz nach 

ihrem Eintreffen mussten sich die Briten und Amerikaner ent-

schliessen, ihrerseits die Bevölkerung des Sowjetsektors vor 

dem Hungertode zu bewahren. Nur die Lieferung kanadischen 

Weizenmehls garantierte monatelang die notdürftigste Brot-

versorgung der Berliner. 

POLITISCHE PLÄNE DER SOWJETS 

So sehr aber die Sowjets darauf erpicht waren, ihre vorüber-

gehende Monopolstellung in Berlin auch wirtschaftlich auszu-

beuten: der Hauptakzent ihrer Bemühungen lag eindeutig im 

politischen Bereich. Von Berlin aus, dessen Bedeutung als 

deutsche Hauptstadt durch das Viersektoren-Regime ja auch 

für die Zukunft allgemein anerkannt worden war, hofften sie, 

allmählich ihren prägenden und formenden Einfluss auf ganz 

Deutschland auszudehnen. 
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Spätestens in dem Augenblick, als die Rote Armee Mitte April 

zu ihrer letzten grossen Offensive über die Oder hinaus nach 

Westen vorstiess, änderte Moskau seine Nachkriegspläne ge-

genüber Deutschland auf die radikalste nur denkbare Weise. 

Noch auf der Jaltakonferenz hatte sich Stalin an einer Lösung 

interessiert gezeigt, ja, eine solche sogar ausdrücklich befür-

wortet, die eine Zerstückelung Deutschlands in eine Reihe po-

litisch aktionsunfähiger und allenfalls durch ein konföderati-

ves Band miteinander verbundener Kleinstaaten vorsah. Die-

ses Projekt stiess in Jalta auf bereitwilliges Verständnis der 

Vereinigten Staaten, konnte darüber hinaus der eindeutigsten 

Sympathien Frankreichs gewiss sein, wenn es auch in Jalta so 

wenig vertreten war wie später in Potsdam, und begegnete nur 

den zögernden Bedenken Grossbritanniens. 

Schon auf der Potsdamer Konferenz im Juli und August 1945 

war jedoch von einer Zerstückelung Deutschlands nicht mehr 

die Rede. Im Gegenteil, es wurde dem besiegten Gegner aus-

drücklich zugesagt, sein verbliebenes Gebiet schon während 

der Dauer der Besatzung als wirtschaftliche Einheit behandeln 

zu wollen. Da in dem Jahr zwischen der Konferenz von Jalta 

und dem ersten harten Aufeinanderprallen östlicher und west-

licher Auffassungen in Berlin, wovon im nächsten Kapitel aus-

führlicher die Rede sein wird, die Initiative der Deutschland-

politik eindeutig bei Moskau lag, musste Stalin also zwischen 

Jalta und Potsdam wesentlich neue Überlegungen angestellt 

haben. 

über die letzten Gründe dieses immerhin überraschenden 

Kurswechsels schweigen bis heute die sowjetischen Archive. 

Wir sind daher auf Vermutungen angewiesen, die sich indes-

sen zu annähernder Gewissheit verdichten, wenn man die Ber-

liner Erfahrungen der ersten Nachkriegsmonate und besonders 

während der Zeit der sowjetischen Alleinherrschaft gebührend 

berücksichtigt. 
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Was Stalin insgeheim plante und erstrebte, wurde in der frühe-

ren Reichshauptstadt schon sehr bald auf unzähligen indirek-

ten Wegen entweder der Propaganda oder der politischen Ak-

tivitäten mit ihren personellen Konsequenzen evident. Wahr-

scheinlich hatte Stalin in Jalta noch im psychologischen Ban-

ne eines mächtigen, überaus zähen und insofern nach wie vor 

gefährlichen Kriegsgegners gestanden. Ein Vierteljahr später 

war dieser Gegner endgültig zusammengebrochen, hatte sich 

den Siegern auf Gnade oder Ungnade ergeben müssen – und 

übrig blieb ein offenbar plötzlich entdecktes, geradezu ideales 

Experimentierfeld kommunistischer Machtpolitik, das freilich 

nur Früchte tragen konnte, wenn man es möglichst als Ganzes 

erhielt und seiner Hauptstadt unversehens wieder eine kon-

trollierende und richtungweisende Funktion über dieses Gan-

ze verschaffte. 

Wenden wir uns dem tatsächlichen Geschehen in Berlin zu, 

um diese Hypothese zu erhärten! Während die westlichen Be-

satzungsmächte in ihren Zonen höchstens für die Fiktion eines 

völlig umerzogenen deutschen Volkes der Zukunft eintraten, 

aber ganz gewiss gegen das tatsächlich existierende deutsche 

Volk von 1945 Politik machten, versuchten sich die Sowjets 

für ihre Politik von vornherein die Mitarbeit eines beträchtli-

chen Teils dieses Volkes zu sichern. Während die Westmächte 

in ihrem Hoheitsbereich die vereinfachende Gleichung des 

Krieges, wonach jeder Deutsche als Nazi zu betrachten sei, in 

aller Naivität weiterhin ernst nahmen, vergassen die Sowjets 

niemals, dass es noch bei den letzten leidlich freien Wahlen in 

Deutschland am 5. März 1933 rund 12 Millionen sozialisti-

scher Wähler gegeben hatte, die in der Zwischenzeit unmög-

lich sämtlich aus innerer Überzeugung politisch konvertiert 

haben konnten. Die Sowjets wussten ferner, dass der Prozent-

satz dieser Wähler in ihrer nunmehrigen Besatzungszone wie 
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in Berlin erheblich grösser war als im Süden oder Westen 

Deutschlands. Nach ihrer Berechnung kam daher alles darauf 

an, in ihrer Machtsphäre etwa vorhandene Bestrebungen poli-

tischer Aktivität von Deutschen selbst entschieden zu ermun-

tern, diese Aktivität aber gleichzeitig, so unauffällig es eben 

geschehen mochte, in ganz bestimmte Bahnen zu lenken. 

Moskau schwebte vor, das aufrichtige und redliche Bestreben 

von Millionen antinazistisch gesinnter Deutscher zur Demo-

kratisierung ihres Vaterlandes für seine Zwecke zu monopoli-

sieren, aber tunlichst so, dass die Betroffenen, ausser seinen 

überzeugten Anhängern, nichts davon merkten und dem Kom-

munismus insoweit indirekt in die Hände arbeiteten. 

Die ersten Transparente der Sowjets, die die Berliner Bevöl-

kerung nach der Kapitulation zu sehen bekamen, verrieten 

eine erstaunliche Mässigung, ja ein grosszügiges Wohlwollen 

für Deutschland. «Die Hitler kommen und gehen, aber das 

deutsche Volk, der deutsche Staat bleibt.» So lautete das viel-

leicht aufschlussreichste Stalinzitat unter anderen wörtlich. 

Mochte diese Versicherung auch auf die Bevölkerung, die ge-

rade die schlimmsten Schrecken unzähliger Plünderungen, 

Vergewaltigungen und damit zusammenhängender summari-

scher Mordtaten kaum hinter sich wusste, wenig unmittelbare 

Überzeugungskraft ausstrahlen, wir wissen heute, dass sie – 

im Sinne Moskaus – durchaus ernst gemeint waren. Ausser-

dem blieb es nicht bei dieser Form unverbindlicher Propa-

ganda, sondern die ersten praktischen Massnahmen folgten 

auf dem Fusse. Noch am Tage der Kapitulation wurden in al-

len Bezirken unter stillschweigender Duldung der Behörden 

der Roten Armee sogenannte « Volkskomitees» gebildet, die 

sich vorwiegend aus alten und erprobten kommunistischen 

Funktionären zusammensetzten, aber schon bald aus Kreisen 

der übrigen antinazistisch gesonnenen Bevölkerung, vorwie- 
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gend von sozialdemokratischer Seite, erheblichen Zulauf fan-

den. Diese Komitees befassten sich in den ersten Tagen 

zwangsläufig mit einer Fülle improvisierter Verwaltungsauf-

gaben. Einigen von ihnen muss man heute noch nachsagen, 

dass sie rein sachlich in dieser Hinsicht durchaus keine 

schlechte Arbeit geleistet haben. 

Die Hauptaufgabe der Volkskomitees lag aber auf einem an-

deren Gebiet. Sie sollten nach dem Willen der Sowjets – denn 

diesen blieb ja in Berlin selbst bis zum Eintreffen der westli-

chen «Konkurrenz» nicht viel Zeit – als Vermittlungsinstanz 

zwischen Besatzungsmacht und Bevölkerung dienen, noch be-

vor es wieder politische Parteien gab. Dabei wurden die 

Volkskomitees angewiesen, auf eine «bestens» bewährte tota-

litäre Einrichtung zurückzugreifen, die schon der braunen 

Diktatur wesentliche Dienste geleistet hatte und nun der roten 

die Bahn bereiten sollte: nämlich auf das System der soge-

nannten Haus- und Wohnblockobleute. Im Dritten Reich hatte 

sich die Bevölkerung an dieses organisierte Spitzelwesen ge-

wöhnt, das die «Zuverlässigkeit» jedes Einzelnen bis in die 

Familien und bis zum Kochtopf überwachte. Also kam es nur 

darauf an, die zuständigen Personen auszuwechseln und mit 

ihnen selbstverständlich auch das politische Vokabular. 

Heute, aus der Perspektive geordneterer Verhältnisse, mag 

sich dieses Bestreben nachträglich ausnehmen wie die Me-

thode eines plumpen politischen Bauernfangs. Musste die Be-

völkerung, die in der Morgenröte einer angeblich neuen und 

freieren Zeit in so eindeutiger Form die Fortführung von Me-

thoden der Vergangenheit erlebte, nicht augenblicklich dahin-

terkommen, dass sich dann auch an den Zielsetzungen, von 

dem veränderten Vorzeichen abgesehen, kaum etwas gewan-

delt haben konnte? Tatsächlich trat die Ernüchterung schon 
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nach wenigen Monaten ein, aber nicht sofort, und wenn das 

überhaupt geschah, so lag es eben daran, dass eine totalitäre 

Diktatur wohl zeitweilig ihre eigenen Programme und Zielset-

zungen in der Versenkung verschwinden lassen kann, aber un-

fähig ist, ihr Wesen und ihre politische Praxis länger als sehr 

kurzfristig zu tarnen. In den ersten Tagen und Wochen nach 

der Kapitulation empfanden die geängstigten und verschüch-

terten Menschen bei aller instinktiven Sehnsucht nach Freiheit 

ein ebenso starkes Anlehnungsbedürfnis. Die alten Autoritä-

ten hatten gründlich abgewirtschaftet, aber inmitten eines un-

vorstellbaren Chaos, das schon die Zukunft der nächsten Stun-

den im ungewissen liess, waren neue Autoritäten durchaus 

willkommen, die mit tröstlichen Worten für die alltäglichsten 

Lebensnotwendigkeiten Rat und vielleicht sogar Tat verspra-

chen. Warum sollte man den Sendboten der neuen «antifaschi-

stischen, fortschrittlichen und friedliebenden Demokratie» 

nicht erst einmal auf Vorschuss glauben, noch dazu, wenn den 

meisten, die mit ihnen zu tun bekamen, buchstäblich nichts 

anderes übrigblieb? 

MAGISTRAT, BEZIRKSVERWALTUNGEN, PARTEIEN 

Nach dem ersten, psychologisch nicht ungeschickten Schritt, 

sich im besiegten Volk unverzüglich eine Propaganda- und 

Vertrauensbasis zu schaffen, taten die Sowjets ohne Zögern 

den zweiten. Schon am 17. Mai, zwei Wochen nach der Kapi-

tulation, wurde die Bildung eines neuen zentralen Magistrats 

für Gesamtberlin bekanntgegeben. Als Oberbürgermeister 

fungierter ein weder politisch noch sonst in der Öffentlichkeit 

bekannter Mann, Dr. Arthur Werner, ein ehemaliger Inge-

nieur, schon hoch in den sechziger Jahren, den die Sowjets mit 

Hilfe der inzwischen aus Russland heimgekehrten Spitzen- 

41 



gruppe der früheren deutschen KPD buchstäblich aus der 

Anonymität ausgegraben hatten. Unter den vier Stellvertretern 

des Oberbürgermeisters befand sich nur ein überzeugter Kom-

munist. Abgesehen von den Schlüsselstellungen im Magistrat 

– Abteilung für Personalfragen, für Volksbildung, Sozialfür-

sorge und Arbeitseinsatz – trat das kommunistische Element 

in dieser insgesamt 20köpfigen Körperschaft auffallend in den 

Hintergrund. Neben einigen früheren Sozialdemokraten und 

Zentrumsmitgliedern sowie einigen unpolitischen Fachleuten 

gehörte dem Magistrat sogar beispielsweise als Stadtrat für 

Gesundheitswesen der berühmte Mediziner Professor Sauer-

bruch an, der in der Hitlerzeit ebenfalls hohe und repräsenta-

tive Funktionen in der Öffentlichkeit bekleidet hatte. 

Die schnelle Bildung und personelle Zusammensetzung einer 

zentralen, von Deutschen geleiteten Autorität für Gesamtber-

lin kann als ein Meisterstück sowjetischer Tarnung bezeichnet 

werden. Hatte die Besatzungsmacht damit nicht vor aller Welt 

ihre feste Entschlossenheit zu sachlicher Aufbauarbeit eines 

weitgehend zerstörten Gemeinwesens und gleichzeitig eine 

bemerkenswerte politische Unbefangenheit bekundet? So 

musste es dem ahnungslosen Betrachter jedenfalls erscheinen. 

In Wirklichkeit kostete die Sowjets jene Geste ostensibler 

Grosszügigkeit und Selbstlosigkeit so gut wie nichts. Sie wus-

sten genau, dass bei dem völligen Darniederliegen aller Ver-

kehrsverbindungen und bei dem Fehlen von Möglichkeiten 

schneller Nachrichtenübermittlung der neugeschaffene zen-

trale Magistrat von Berlin, wenigstens für die ersten Monate 

und so lange sie hier ungestört schalten und walten konnten, 

ein recht ohnmächtiges Gebilde war. Ebensogut hätte man  
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diese Körperschaft, was ihren ursprünglichen direkten Nutz-

effekt anging, auch aus Attrappen zusammensetzen können. 

Völlig anders war die Situation in den 20 Berliner Bezirken, 

dem Charakter und der Bevölkerungsziffer nach jeder Einzel-

ne eine Grossstadt für sich, aber bis etwa in die Zeit des Hoch-

sommers hinein ebenfalls voneinander völlig isoliert. Soweit 

wichtige sachliche Entscheidungen überhaupt fallen konnten 

und fallen mussten, fielen sie auf der Ebene der Bezirke, so-

weit politische Aktivität zu diesem frühen Zeitpunkt über-

haupt das Interesse der Bevölkerung zu finden vermochte, 

wurde sie hier manifest. Darum dauerte der personelle Aufbau 

der Apparaturen in den einzelnen Bezirken auch rund zwei 

Wochen länger als auf der zentralen Ebene und wurde vor al-

lem nach den Gesichtspunkten politischer Verlässlichkeit im 

Sinne der Sowjets sehr viel sorgfältiger vorgenommen. Nach 

einer auf dem ersten Parteitag der Berliner CDU bekanntge-

gebenen Statistik, deren Stichhaltigkeit zu bezweifeln kein 

Anlass besteht, gehörten im März 1946, also unter Berück-

sichtigung einiger personeller Verschiebungen seit Gründung 

der Bezirksverwaltungen ein knappes Jahr zuvor in den 20 

Berliner Bezirken von 230 Stadträten noch immer 100 zur 

KPD (Kommunistische Partei Deutschlands), 81 zur SPD (So-

zialdemokratische Partei Deutschlands), aber nur 22 zur CDU 

(Christlich-Demokratische Union) und 7 zur LDP (Liberalde-

mokratische Partei). Die restlichen Stadträte bekannten sich 

zum Zeitpunkt des Berichtes, also im März 1946, formell zu 

keiner Partei, aber es war ein offenes Geheimnis, dass die mei-

sten dieser «Parteilosen» im Fahrwasser der KPD schwam-

men. 

Daraus erkennt man, wie eifrig sich die Sowjets darum be-

mühten, die von ihnen erstrebten späteren Mehrheitsverhält-

nisse in den für sie so wichtigen Berliner Bezirken praktisch 

vorwegzunehmen, besser gesagt, die Bevölkerung möglichst 
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unauffällig und allmählich an diese Verhältnisse zu gewöh-

nen. Immerhin nahmen die Bezirksverwaltungen, im Rahmen 

der ihnen von ihren Kommandanturen zugestandenen Befug-

nisse, mit den Aufgaben der Exekutive gleichzeitig die der 

noch nicht vorhandenen Legislative wahr und waren in ihrem 

beschränkten Machtbereich souverän. Die massive Zurück-

drängung des traditionell bürgerlichen Einflusses zugunsten 

des sozialistischen, und innerhalb des sozialistischen Lagers 

selbst die eindeutige Privilegierung der Kommunisten deute-

ten unverkennbar die Richtung an, in die die Sowjets zunächst 

die Berliner Verhältnisse und womöglich eines Tages die 

deutschen Verhältnisse überhaupt durch Peitsche und Zuck-

erbrot, durch Propaganda, Aushöhlung, Drohung und schliess-

liche Überrumpelung zu dirigieren hofften. 

Nachdem um das noch immer vorhandene Chaos auf diese 

Weise ein erster notdürftiger organisatorischer Rahmen gezo-

gen war, konnte Moskau den dritten Schritt wagen. Er erfolgte 

am 10. Juni 1945 in Form eines Erlasses von Marschall Shu-

kow, des damaligen Chefs der Sowjetischen Militär-Admini-

stration, in dem die Bildung «antifaschistisch-demokratischer 

Parteien» erlaubt wurde. Dieser Schritt wurde allgemein als 

Sensation empfunden, umso mehr, als die Westmächte noch 

gar nicht daran dachten, Ähnliches in ihren Zonen zu gestat-

ten. Die Tatsache, dass die kommunistische Partei schon 24 

Stunden nach dem Erlass mit einem Parteiblatt (Deutsche 

Volkszeitung) vor die Öffentlichkeit trat, das einen übrigens 

sehr gemässigt und kleinbürgerlich klingenden programmati-

schen Aufruf enthielt und die Namen des Zentralkomitees be-

kanntgab, liess freilich vermuten, welche der künftigen Par-

teien sich des besonderen Wohlwollens der Besatzungsmacht 

erfreute und infolgedessen schon vor dem 10. Juni hinter den 

Kulissen am Aufbau ihrer Organisation hatte arbeiten können. 
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Jedoch folgten die drei anderen Parteien in kurzen Abständen, 

die Sozialdemokraten am 17. Juni, die Christlichen Demokra-

ten am 22. Juni und die Liberaldemokraten am 5. Juli. 

Alle vier Parteien wurden von der Besatzungsmacht sofort mit 

Zeitungslizenzen ausgestattet, wobei allerdings die Kommuni-

sten, unbeschadet ihrer künftigen Mitgliederstärke und ohne 

Rücksicht auf das Bedürfnis der Leserschaft, den Löwenanteil 

des verfügbaren Papierkontingents und damit die höchste Auf-

lage erhielten. (Nach den gleichen Gesichtspunkten verfuhr 

man in der sowjetischen Besatzungszone.) 

Die Frage, warum es bei nur vier Parteien blieb, ist schwer zu 

beantworten. Sicher waren die Sowjets energisch bestrebt, 

jede Erweiterung des künftigen politischen Kräftefeldes zu ei-

ner möglichen Rechten hin ohnedies zu verhindern. Vielleicht 

ist aber auch die Beschränkung auf vier Parteien eine mehr in-

direkte Folge des von der Besatzungsmacht geforderten Orga-

nisationsprinzips gewesen. In der Sowjetzone und in Berlin er-

folgte der Aufbau der Parteien, im Gegensatz zu der späteren 

Entwicklung in den Westzonen, nach streng autoritären Ge-

sichtspunkten, nämlich von oben nach unten. Das war aber un-

ter den Mitte 1945 gegebenen Verhältnissen praktisch nur sol-

chen politischen Gruppen möglich, die sich auf einen traditio-

nellen Stamm von Mitgliedern stützen konnten. Bei den Kom-

munisten, den Sozialdemokraten und – mit erheblichem Ab-

stand – auch bei den Liberaldemokraten traf das im Wortsinne 

zu. Anders lagen die Verhältnisse bei der CDU. Hier handelte 

es sich um den einzigen Versuch einer originären Parteischöp-

fung ohne mehr oder minder festgelegte Traditionen. In ihr tra-

fen sich Anhänger der einstigen katholischen Mittelpartei, des 

Zentrums, mit protestantischen Kräften aus dem Lager der 

früheren Demokratischen Partei, die dem reinen Liberalismus 
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keine echte Chance mehr einräumten, und schliesslich mit 

konservativen Gruppen, die durch ihre Erlebnisse während 

des Dritten Reiches nach links gedrängt worden waren. Jeden-

falls schien das ohnedies noch geringe Bedürfnis der deut-

schen Bevölkerung im sowjetischen Machtbereich nach poli-

tischer Betätigung und Entfaltung durch die Gründung dieser 

vier Parteien zunächst weitgehend abgesättigt. 

Die ersten Regungen der vier Parteien liessen die Sowjets ver-

muten, die Entwicklung bewege sich fast automatisch in dem 

von ihnen gewünschten Sinne. Ihrem geheimen Ziel, alle vier 

Gruppen vor den Karren ihrer Machtinteressen zu spannen 

und damit jede echte Konkurrenz zu den von ihnen so sichtbar 

privilegierten Kommunisten zu unterbinden, kam das ehrliche 

und tiefe Bedürfnis der Elite der antifaschistisch gesonnenen 

Deutschen entgegen, in einer Periode grausamer materieller 

Not und unsäglicher Entbehrungen so eng wie möglich zu-

sammenzuarbeiten. Viele Sozialdemokraten empfanden sogar 

den lebhaften Wunsch, den Schlussstrich unter leidvolle Er-

fahrungen der Vergangenheit zu ziehen und sich von vornher-

ein mit den Kommunisten zu einer neuen sozialistischen Par-

tei zu verbinden. Sie waren ehrlich enttäuscht, als die kommu-

nistischen Spitzenfunktionäre diesen Vorschlag unter dem 

Druck der Sowjets rundweg ablehnten und ihren sozialdemo-

kratischen Partnern zum Trost eine enge Aktionsgemeinschaft 

anboten. Aber auch in den beiden nichtsozialistischen Par-

teien, in der CDU wie in der LDP, lebte das Bewusstsein jener 

Solidarität fort, das sich in der Periode gemeinsamer Verfol-

gung während der Hitlerzeit so eindrucksvoll herausgebildet 

hatte. Diese Solidarität des ehemaligen Widerstandes, die un-

ter dem gemeinsamen Druck eines unmenschlichen Regimes 

im Grunde nie nach Parteigrenzen gefragt hatte, sollte sich 
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jetzt zu kameradschaftlicher positiver Aktion im Interesse der 

notleidenden Bevölkerung und einer späteren gesunden De-

mokratie verdichten. Insofern sind der am 19. Juni entstandene 

gemeinsame Arbeitsausschuss von SPD und KPD und die am 

14. Juli aus der Taufe gehobene Einheitsfront aller vier Par-

teien im sogenannten «Antifaschistischen Block» noch keines-

falls als bessere Zwangsgründungen zu betrachten, die allein 

auf sowjetische Nötigung erfolgt wären. Der Antifaschistische 

Block von damals darf beileibe nicht mit seinem späteren 

Nachfolger in der heutigen «DDR» verwechselt werden, der 

selbstverständlich ein rein totalitäres Gebilde darstellt. 

DIE WESTMÄCHTE KOMMEN 

Aber nicht allein die neugegründeten deutschen Parteien ar-

beiteten den Zielen Moskaus in der ersten Nachkriegsphase 

unbewusst entgegen. Auch die Westmächte verhielten sich, 

nachdem sie im Sommer 1945 ihre Sektoren spät genug über-

nommen und dafür Teile des Landes Mecklenburg, die ganze 

frühere Provinz Sachsen-Anhalt, das gesamte Land Thüringen 

und die gute Hälfte des Landes Sachsen, Gebiete, die heute 

sämtlich zur «DDR» gehören, gemäss den Londoner Verein-

barungen vom September und November 1944, geräumt hat-

ten, ebenso tatsachenblind. Das erscheint umso unbegreifli-

cher, als sie ja schon während des Krieges immerhin einige 

negative und deprimierende Erfahrungen mit den Sowjets als 

Verbündeten und Verhandlungspartnern hatten sammeln kön-

nen. 

Am 5. Juni 1945 erfolgte in Berlin die Gründung des Alliierten 

Kontrollrats als obersten Regierungsorgans für Gesamt-

deutschland. Die gleichzeitig veröffentlichte Deklaration ent-

hielt, ihrem Inhalt wie ihrer Sprache nach, die Proklamierung 
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einer absoluten und zeitlich unbegrenzten Militärdiktatur über 

das Gebiet des besiegten Gegners. Unter Leitung des Kontroll-

rats, der seinen Sitz in Berlin bestimmte, sollte die Viersek-

torenstadt von einer Alliierten Kommandantur regiert und ver-

waltet werden. Aber erst einen Monat später rollten die briti-

schen und amerikanischen Panzer über die Autobahn in Berlin 

ein. Die Amerikaner bildeten ihren Sektor aus den Bezirken 

Zehlendorf, Tempelhof, Steglitz, Schöneberg, Kreuzberg und 

Neukölln, die Briten besetzten die Bezirke Spandau, Charlot-

tenburg, Wilmersdorf, Tiergarten, Wedding und Reinicken-

dorf, von denen sie die beiden letzteren im August an die Fran-

zosen abtraten. Aus den genannten 12 Bezirken besteht heute 

das Gebiet, das politisch und staatsrechtlich als «Westberlin» 

bezeichnet wird. Die restlichen acht Bezirke – Pankow, Weis-

sensee, Prenzlauer Berg, Mitte, Lichtenberg, Friedrichshain, 

Treptow und Köpenick – verblieben in der Hand der Sowjets 

und bilden heute den Ostsektor, in dem seit 1949 die «DDR» 

völkerrechtswidrig und unter von Moskau stillschweigend ge-

duldetem Bruch der wenige Monate zuvor erneut bekräftigten 

Viermächte-Vereinbarungen über den Status Gesamt-Berlins 

ihre «Hauptstadt» aufgeschlagen hat. 

Die Briten und Amerikaner wurden bei ihrem Eintreffen von 

den Berlinern mit einem solchen Jubel begrüsst, als hätte die 

Bevölkerung eines Landes ihre eigene, siegreich heimkeh-

rende Armee empfangen. Natürlich wusste jeder, der den west-

lichen Panzern zuwinkte, dass dem nicht so war. Aber etwas 

anderes wurde in diesem Moment Tatsache, unabhängig von 

dem Willen, ja vielleicht gegen die Absicht der einrückenden 

Truppen: in diesem Sommer des Jahres 1945 kehrte Europa 

nach Berlin zurück, selbst unter dem nichteuropäischen Ster-

nenbanner der Vereinigten Staaten. (Denn schliesslich waren 

es ja die schöpferischen Ideen europäischer Denker, die dieses 
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grossartige Gebilde entstehen liessen und in Funktion brach-

ten. Natürlich hätte kein Berliner damals auch in seinen kühn-

sten Träumen vorausgesehen, dass sich die Schicksalsgemein-

schaft des Westens schon wenige Jahre später in Berlin am 

überzeugendsten und, man kann sagen, am heldenhaftesten 

herausbilden und bewähren sollte. Wiederholen wir, im Som-

mer 1945 kehrte Europa, das schon im Jahre 1933 zwangs-

weise von dort ausgewandert war, nach Berlin zurück, noch 

nicht mit seiner Freiheit natürlich, noch nicht mit der Gesamt-

heit seiner sozialen und kulturellen Werte, die auch die hu-

manste Militärdiktatur nicht zu garantieren vermag, wohl aber 

in der Berechenbarkeit seiner politischen und gesellschaftli-

chen Institutionen, in denen sich selbst unter ungünstigsten 

Verhältnissen stets ein Minimum von Anständigkeit und 

Rechtssicherheit widerspiegelt. 

Objektiv wurden die instinktiven Erwartungen der Berliner 

denn auch nicht enttäuscht. Ab Anfang Juli 1945 hörten in den 

Westberliner Bezirken blitzartig alle Plünderungen und Ver-

gewaltigungen auf, die im Ostsektor zwar erheblich abgeflaut, 

aber hinter den Kulissen durchaus noch üblich waren. Vom 

Juli 1945 ab gab esf von wenigen, allerdings sehr unerfreuli-

chen Ausnahmen abgesehen, die vornehmlich auf das anfäng-

liche Zusammenspiel der vier alliierten Nachrichten- und Ge-

heimdienste zurückzuführen waren, in den Westsektoren kei-

ne willkürliche Menschenjagd mehr. Die Bürger Westberlins, 

die Bewohner Zehlendorfs oder Spandaus, Tempelhofs oder 

Charlottenburgs waren somit zwar vom Genuss politischer 

Freiheitsrechte noch weit entfernt, erlebten aber das seit Jah-

ren für unvorstellbar gehaltene Glück, sich des Nachts ruhig 

schlafen legen zu können ohne die Befürchtung, von den 

Schergen eines gänzlich unkontrollierbaren Gewaltregimes je 

nach dessen Lust und Laune vorzeitig und unsanft geweckt  
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und verschleppt zu werden. Dennoch liessen die Soldaten und 

Beamten der Westmächte nichts unversucht, die mit ihrem 

blossen Auftreten verbundenen, überaus segensreichen politi-

schen Folgen psychologisch mit einem Starrsinn, der wahrlich 

oft bis zur Verblendung ging, wieder abzuwerten. Das Prinzip 

der «No Fraternisation» mit der deutschen Bevölkerung, von 

den Sowjets aus wohlerwogenen Gründen niemals ernst ge-

nommen, wurde von den Westmächten auch in Berlin zu-

nächst mit betonter Arroganz ausgelegt. Die Requisition von 

Wohnraum für alliiertes Personal ging in den drei Westsekto-

ren viel härter und vor allem unter viel erbitternderen mensch-

lichen Umständen vor sich, als das in Ostberlin je der Fall ge-

wesen war. Während es im Sowjetsektor häufig genug vor-

kam, dass die deutsche Bevölkerung, wo immer es sachlich 

anging, mit einquartierten Truppen der Roten Armee zusam-

menblieb, wurde in Westberlin in den von den dortigen Besat-

zungsmächten beschlagnahmten Wohnblocks, Villen oder 

Einfamilienhäusern meist nicht ein Deutscher mehr geduldet, 

nicht einmal im Kellergeschoss oder in irgendwelchen Man-

sarden, selbst wenn die Eingewiesenen mit soviel Wohnraum 

oft gar nichts anfangen konnten. Ganz allgemein behandelten 

die Westmächte die besiegten Gegner so, als ob diese nicht nur 

samt und sonders politische Verbrecher, sondern auch körper-

lich Aussätzige seien. Dennoch reichten diese törichten und 

überflüssigen Demütigungen und Schikanen nicht aus, um in 

Berlin nach den Erfahrungen von zwei Monaten Kommunis-

mus den Nimbus des Westens zu zerstören. Hier sah die Be-

völkerung, wie sonst nirgendwo in Deutschland, die vier Be-

satzungsmächte, jede in ihrer Art und ihren heimatlichen Tra-

ditionen entsprechend, auf engstem Raum nebeneinander wir-

ken und entschied sich spontan, wenn auch zuerst stillschwei- 
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gend in ihrer übergrossen Mehrheit für die Sache und für die 

Werte des Westens. 

So wenig es den Westmächten in Berlin darauf ankam, durch 

aktive Bemühungen das Herz der Bevölkerung für sich zu ge-

winnen, so eifrig zeigten sie sich andererseits bestrebt, ihren 

östlichen Verbündeten tunlichst nicht zu verstimmen und ihm 

auf eine Weise entgegenzukommen, die ihn in der Meinung 

bestärken mussten, auch nach dem Eintreffen der Briten, Ame-

rikaner und Franzosen noch immer der eigentliche Herr über 

ganz Berlin zu sein. Schon vor der Übergabe der Westsektoren 

an die zuständigen Besatzungsmächte hatten die Sowjets dafür 

gesorgt, die Vorstände und zentralen Dienststellen aller soeben 

gegründeten vier Parteien im künftigen Ostsektor anzusiedeln. 

Besonders im Falle der SPD kam dies einer Nötigung gleich. 

Deren früheres zentrales Büro in der Lindenstrasse (Bezirk 

Kreuzberg) lag hoffnungslos in Trümmern. Nunmehr hatte sie 

in Schöneberg, im künftigen amerikanischen Sektor, eine Rei-

he guterhaltener Räume auf einem Grundstück gefunden, auf 

das sie ebenfalls aus der Zeit vor 1933 Rechtsansprüche gel-

tend machen konnte. Der am 17. Juni 1945 von einer Grün-

dungskonferenz durch Akklamation gewählte Zentralaus-

schuss der SPD unter dem Vorsitz von Otto Grote wohl und 

Max Fechner war aber kaum in diese Räume eingezogen, als 

Vertreter der sowjetischen Militäradministration erschienen 

und den SPD-Vorstand unmissverständlich auf forderten, diese 

Räume mit dem Verwaltungsgebäude einer ehemaligen Bank 

im künftigen Sowjetsektor zu vertauschen. 

Nun, diese Erpressungsmanöver hätten die Westmächte schon 

darum nicht verhindern können, weil sie in jenen Tagen noch 

gar nicht in Berlin waren. Wohl aber hätte es im Belieben jedes 

einzelnen Sektoren- bzw. Bezirkskommandanten in Westber-

lin gestanden, in die von den Sowjets geschaffenen und, wie 
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bereits mitgeteilt, höchst einseitig zugunsten der KPD zusam-

mengesetzten Bezirksverwaltungen einzugreifen. Gerade da-

vor hüteten sich die westlichen Besatzungsmächte sorgfältig. 

Im Gegenteil, die Alliierte Kommandantur bestätigte auf ihrer 

ersten Sitzung am 11. Juli ausdrücklich, alle von der Roten Ar-

mee und alle auf ihre Weisung von deutschen Behörden aus-

gegebenen Befehle und Anordnungen sollten weiter in Kraft 

bleiben. Also wurden stillschweigend mit der Sache auch die 

Personen anerkannt, die dafür direkt oder indirekt verantwort-

lich zeichneten. Tatsächlich blieben die politischen Machtver-

hältnisse in den Bezirken bis zu dem Erdrutsch, der durch die 

ersten freien Wahlen am 20. Oktober 1946 eintrat, so gut wie 

unverändert. Die vorhin mitgeteilte diesbezügliche Statistik, 

die auf dem CDU-Parteitag erarbeitet wurde, stammte bereits 

vom März 1946 und berücksichtigte den damaligen Stand der 

Dinge, neun Monate nach dem Einzug der westlichen Truppen. 

So kam es, dass viele kommunistische Stadträte in den West-

sektoren zwar offiziell ihrem jeweiligen Bezirkskommandan-

ten gegenüber zur Loyalität verpflichtet waren, in Wirklichkeit 

aber regelmässig über die Sektorengrenze fuhren, um einem 

Beamten der NKWD über ihre Erfahrungen Bericht zu erstat-

ten und dann von diesem die für sie effektiv verbindlichen 

Weisungen entgegenzunehmen. 

ÖFFENTLICHE MEINUNGSBILDUNG IM OSTEN UND WESTEN 

Auch propagandistisch überliessen die westlichen Besatzungs-

mächte ihrem sowjetischen Partner in der alten Reichshaupt-

stadt fast konkurrenzlos das Feld. Über die Berliner Senderan-

lagen wie über die Kontrolle des wie durch ein Wunder fast 

unversehrt gebliebenen Funkhauses in der Masurenallee (bri- 
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tischer Sektor), hatten sich die Sowjets von vornherein ein Mo-

nopol gesichert. Schon zwei Tage nach der Kapitulation wurde 

der Sendebetrieb, freilich zunächst in sehr beschränktem Um-

fang, wieder aufgenommen und unverzüglich mit Hochdruck 

ausgebaut. Erstaunlich rasch entwickelten sich die kulturellen 

und in erster Linie die musikalischen Darbietungen wieder zu 

einem beachtlichen Niveau. Dagegen liess die Akzentsetzung 

bei den aktuellen Nachrichten und insbesondere bei den politi-

schen Sendungen bald erkennen, dass der Berliner Rundfunk 

auf Moskaus Wunsch und Willen zu einer unverhüllt kommu-

nistischen Propagandazentrale ausgebaut werden sollte. Die 

gleiche Tendenz verfolgte die sowjetische Besatzungsmacht 

bei der Lizenzierung von Tageszeitungen. Schon bald nach der 

Kapitulation erschien als offizielles Organ der SMA, peinli-

cherweise im gleichen Format und von der gleichen Druckerei 

hergestellt wie der «Völkische Beobachter» unseligen Ange-

denkens – die «Tägliche Rundschau». Es folgte, nach aussen 

als Sprachrohr des neuernannten Magistrats getarnt, die «Ber-

liner Zeitung». Auch den vier Parteien wurde, wie schon er-

wähnt, ein eigenes Organ zugestanden, der KPD die «Deutsche 

Volkszeitung», der SPD das «Volk», der CDU die «Neue Zeit», 

der LDP schliesslich der «Morgen». Alle diese Blätter erschie-

nen ursprünglich nur einen um den anderen Tag, wurden aber 

bald auf Tagesbasis umgestellt, wobei den Sowjets die zufäl-

lige Tatsache zugute kam, dass ihnen in ihrer Zone die meisten 

Papiermühlen in die Hand gefallen waren. Andere periodische 

Druckschriften im sowjetischen Hoheitsbereich kamen noch 

hinzu, darunter die «Tribüne» als Organ des im Juni 1945 ge-

gründeten sogenannten FDGB (Freier Deutscher Gewerk-

schaftsbund). Keines dieser Blätter entsprach dem objektiven 

Informationsbedürfnis der Bevölkerung. Sämtliche Nachrich-

ten mussten sorgfältig ausgewählt und überdies noch mit einer 
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sichtbaren Tendenz versehen werden. Alle politischen Leitarti-

kel, Betrachtungen bzw. Rundfunkkommentare waren nichts 

anderes und durften nichts anderes sein als mehr oder minder 

beredte Variationen über eine bestimmte Anzahl propagandi-

stisch wichtiger Themen. Vor allem durfte sich kein Organ ge-

statten, von der Linie des von oben gewünschten rosaroten Op-

timismus im Hinblick auf die Zukunft auch nur um einen Deut 

abzuweichen, obwohl dieser in einem immer krasser spürbaren 

Gegensatz zu den Realitäten stand. 

Indessen zeigte sich bald, dass Moskau speziell in Berlin mit 

der Massierung seiner Propaganda den ersten schwerwiegen-

den Fehler beging und damit gleichsam selber einen wesentli-

chen Ast des Baumes absägte, auf den es sich setzen wollte. 

Man hatte sich offenbar am grünen Tisch des Kreml die psy-

chologischen Verhältnisse in Deutschland doch zu einfach vor-

gestellt, und in Karlshorst, dem Sitz der sowjetischen Militär-

administration in Deutschland, konnte oder durfte man diese 

falsche Perspektive anscheinend nicht korrigieren. Man ging 

von der Annahme aus, dass die antifaschistischen Kräfte aus 

allen Lagern und Parteien, der zwölfjährigen Verfolgung und 

Unterdrückung überdrüssig, nicht etwa bestrebt seien, der Frei-

heit für alle eine Bahn zu breiten, sondern dass es ihnen nur 

darauf ankäme, nun umgekehrt innerhalb der ihnen von der Be-

satzungsmacht gezogenen Grenzen selber über andere zu regie-

ren. Die Masse des Volkes hielt man durch den Totalitarismus 

der Hitlerdiktatur für demoralisiert. Sie würde sich, so kalku-

lierte man in Moskau, an den neuen Anstrich der Fassade schon 

gewöhnen, wenn das Bauwerk dahinter im wesentlichen unver-

ändert bliebe. Was die Propaganda anbetraf, so spekulierte man 

auf die Symptome der «Magenerweiterung», die durch die 

grobschlächtigen Methoden der Nazis verursacht worden war. 
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Ein solcher erweiterter Magen würde sich, um im Vergleich 

zu bleiben, kaum jemals wieder an feinere Bissen gewöhnen, 

weil er sich nun einmal auf «grobe Kost» eingestellt hätte. 

Das war ein folgenschwerer Irrtum, und er rächte sich ganz 

besonders in Berlin, was den Leser dieses Buches nicht ver-

wundern wird, der die Hinweise des ersten Kapitels auf die 

Eigenart der Berliner Mentalität in Erinnerung behalten hat. 

Niemals seit 1933 war in dieser Stadt der kritische Instinkt, 

das Bewusstsein einer natürlichen Vielfalt der Meinungen und 

damit auch das Bedürfnis, diese Vielfalt in der Öffentlichkeit 

gespiegelt zu sehen, gänzlich unterdrückt oder gar ausgerottet 

worden. Umso tiefer wirkte die Enttäuschung, dass die von 

vielen trotz ihrer Schrecknisse und Unberechenbarkeiten auf-

richtig ersehnte Zeitenwende gerade auf diesem Gebiet so 

viel, wenn nicht alles zu wünschen übrigliess. Fast jeder Ber-

liner Zeitungsleser griff begierig, unbeschadet seiner weltan-

schaulichen und parteipolitischen Sympathien, nach dem je-

weils neuesten Blatt, das in seinen Mauern erschien und – 

legte es verärgert wieder aus der Hand, wenn er auch von die-

sem, von schattenhaften Nuancen abgesehen, die gleichen In-

formationen, die gleiche Tendenz, kurz gesagt, die gleiche 

«Holzhammerpropaganda» vorgesetzt bekam. 

Umso freudiger war die Überraschung, als seit Anfang August 

1945 unter dem Titel «AllgemeineZeitung» das erste Blatt der 

amerikanischen Militärregierung, wenn auch leider nicht täg-

lich, erschien. Wenig später brachten die Briten in ihrem Sek-

tor unter dem Titel «Berliner» ein ausgesprochenes Nachrich-

tenorgan heraus. Der «Mann auf der Strasse» wusste zwar we-

nig oder nichts von dem alten Prinzip angelsächsischer Pres-

setradition «der Kommentar ist frei, aber die Tatsachen sind 

heilig», doch empfand er diese Art objektiver und nüchterner 
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Berichterstattung als wohltuend, ja, fast wie eine moralische 

Reinigung der öffentlichen Meinungsbildung nach mehr als 

zwölf Jahren lügenhafter, skrupellos auf den Unverstand der 

Massen spekulierender Propaganda. Nicht die psychologische 

und administrative Praxis der westlichen Besatzungsmächte, 

sondern deren wenige, dabei politisch noch sehr zurückhal-

tend und bescheiden auftretenden Presseorgane liessen die Be-

völkerung erstmalig daran glauben, dass die Freiheit funktio-

nieren könne und dass ihre politische Existenzform, die De-

mokratie, insofern vielleicht doch mehr sei als ein leerer Wahn 

oder gar ein missbrauchtes Schlagwort. 

Am 27. September 1945 taten die amerikanischen Militärbe-

hörden auf dem Gebiet des Pressewesens einen kühnen Schritt 

nach vorn, der von unvorhersehbaren Folgen sein sollte. An 

diesem Tage erschien erstmalig der «Tagesspiegel», die erste 

unter deutscher Leitung stehende, parteipolitisch ungebunde-

ne Zeitung in den Berliner Westsektoren. Unter ihren vier Li-

zenzträgern war der 1954 verstorbene bedeutende Publizist 

Erik Reger die dominierende Persönlichkeit. Unter seiner Lei-

tung entwickelte der «Tagesspiegel» bald einen eigenen, un-

verwechselbaren Stil, der in vieler Hinsicht beachtlich und ori-

ginell war, vor allem aber als vorerst einziger Konkurrent der 

sowjetisch lizenzierten Presseflut eine erstaunliche Popularität 

und Beliebtheit gewann. Für die formale Innehaltung der da-

mals geltenden Richtlinien und Gesetze allein der amerikani-

schen Besatzungsmacht verantwortlich, sonst in seiner Be-

richterstattung und Meinungsbildung völlig ungebunden, von 

keiner Partei, keinem «Block», keiner Behörde abhängig, er-

rang sich der «Tagesspiegel» in der ersten Zeit seines Beste-

hens ein Ansehen und eine Vertrauensstellung in allen Schich-

ten, wie das einer Zeitung selten beschieden ist. Hier endlich  
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hörte sich die noch niemals befragte, zu stummer Zeugen-

schaft verurteilte Berliner Bevölkerung mit ihrer rasch wach-

senden politischen Aufgeschlossenheit gewissermassen selber 

sprechen, hier fand sie regelmässig nicht nur ihr Denken und 

Fühlen, sondern mehr und mehr auch ihr Misstrauen, ihre kri-

tischen Vorbehalte und die daraus resultierenden Unlustge-

fühle abgedruckt, teils in ernster und ideenreicher, teils in wit-

ziger und zugeschliffen pointierter Form. Zunächst erschien 

der «Tagesspiegel» mit der «Allgemeinen Zeitung» alternie-

rend einen um den anderen Tag. Aber schon vor der Jahres-

wende stellten die Amerikaner ihr eigenes Blatt ein, um dem 

«Tagesspiegel», dessen Auflage in allen Sektoren unaufhalt-

sam zunahm, das tägliche Erscheinen zu ermöglichen. 

«ANTIFASCHISTISCHE DEMOKRATIE» IM ZWIELICHT 

So ergab sich an der Schwelle des ersten Winterhalbjahres seit 

Kriegsende für Berlin etwa folgende politische Bilanz: die 

Blütenträume der im Frühling so feierlich und beredt verheis-

senen «antifaschistischen Demokratie» waren längst abge-

welkt. Die Sowjets, wegen der unglaublichen Übergriffe ihrer 

kämpfenden Truppe zunächst gefürchtet und gehasst, wegen 

ihrer ersten konkreten Massnahmen – rascher Wiederaufbau 

der Verwaltungen im Magistrat und in den Bezirken, Begün-

stigung politischer Aktivität, Wiederbegründung mehrerer 

Parteien usw. – jedoch in gewisser Weise als fortschrittliche, 

wenn nicht fortschrittlichste Besatzungsmacht angesehen, hat-

ten auf allen Gebieten mehr und mehr abgewirtschaftet. Nicht 

nur die Unglaubwürdigkeit und Monotonie ihrer eigenen Pro-

paganda stand ihnen im Wege, sondern in zunehmendem 

Masse auch das blamable Versagen der von ihnen eingesetz-

ten Funktionäre in den Verwaltungen und Behörden. Sogar 
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dort, wo die deutschen Kommunisten – und solcher Fälle gab 

es durchaus nicht wenige – als aufrichtige politische Idealisten 

auftraten, fehlte ihnen meist entweder die Befähigung oder die 

Erfahrung, sich in einer rein sachlichen Aufgabe zu bewähren. 

Viel häufiger kam es freilich vor, dass die Kommunisten ihre 

Machtstellung als Stadträte, Bezirksbürgermeister usw. 

schamlos missbrauchten, sei es, um sich persönlich zu berei-

chern, sei es, um in Verkennung ihrer objektiven Pflichten 

dem eigenen Volk gegenüber als blosse Handlanger der Be-

satzungsmacht aufzutreten und der NKWD Spitzeldienste zu 

leisten. 

Mit den deutschen Antifaschisten wollten die Sowjets zusam-

menarbeiten, um konsequent und geduldig an der Tilgung al-

ler Spuren einer bösen Vergangenheit mitzuwirken – so hiess 

es, als sie als Eroberer in das zerstörte Berlin einrückten, ein 

Programm, das sich hören liess. Die Wirklichkeit sah so aus, 

dass schon nach wenigen Monaten ausser einer stattlichen 

Reihe harmloser Mitläufer der früheren NSDAP und wirklich 

schwer belasteter Nazis auch viele aufrechte Antifaschisten in 

den neuen Konzentrationslagern in Ostberlin oder der Sowjet-

zone spurlos verschwunden waren; nur weil sie es wagten, 

sich unausführbaren Befehlen mannhaft zu widersetzen oder 

sich nicht dafür gewinnen liessen, den Sowjets bei Akten bru-

taler Rechtsbeugung oder krasser Unmenschlichkeit Hilfe zu 

leisten. Von der Errichtung einer friedliebenden und fort-

schrittlichen Demokratie war im Frühjahr die Rede gewesen. 

In Wirklichkeit begann sich eine neue Gewaltherrschaft fest-

zusetzen, die sich allenfalls in ihrer abstrakten Zielsetzung, 

nicht aber in ihren praktischhandgreiflichen Methoden von der 

alten unterschied. 

Neben Truman und Attlee hatte auch Stalin am 2. August 1945 

in Potsdam seine Unterschrift unter ein Dokument gesetzt, das 

neben vielen drückenden Bestimmungen und allgemein wenig 
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tröstlichen Ankündigungen den Deutschen versprach, das ih-

nen verbleibende Gebiet wenigstens als wirtschaftliche Ein-

heit erhalten zu wollen. Zu diesem Zweck sollten sogar in ab-

sehbarer Zeit gesamtdeutsche Zentralinstanzen für Wirtschaft, 

Finanzen, Ernährung, Handel und Verkehr unmittelbar unter 

dem höchsten Organ des Kontrollrats geschaffen werden. We-

nige Wochen nach Potsdam errichteten die Sowjets einseitig 

für den Bereich ihrer Zone sogenannte deutsche Zentralver-

waltungen mit dem Sitz in Ostberlin. Dienten diese zonalen 

Behörden, die im Hinblick auf ihre Organisation sowohl wie 

auf ihre Befugnisse als Vorstufe regelrechter Ministerien be-

trachtet werden konnten, wirklich der künftigen Wiederverei-

nigung Deutschlands oder waren sie nicht vielmehr als erster 

konsequenter Schritt zu einer Verhärtung, ja, zu einer Verewi-

gung der Abtrennung der Sowjetzone von Westdeutschland zu 

betrachten? Wenn aber die Sowjets mit diesen Zentralverwal-

tungen anderes im Schilde führen sollten: liess nicht schon der 

personelle Aufbau dieser Zentralverwaltungen und die Beset-

zung gerade der wichtigsten Ämter darauf schliessen, dass 

sich Moskau ein wiedervereinigtes Deutschland nur kommu-

nistisch oder doch unter vorwiegend kommunistischem Ein-

fluss vorstellte? 

In dem gleichen Potsdamer Abkommen war den Deutschen 

garantiert worden, sie sollten durch planmässige Ankurbelung 

industrieller Friedensproduktion sobald wie möglich den Wie-

deranschluss an den «mittleren europäischen Lebensstan-

dard» erreichen. In Wirklichkeit setzten die Sowjets die Aus-

plünderung der deutschen Industrie in ihrem Machtbereich 

noch immer fort, ja, sie beschleunigten den Prozess eher, statt 

ihn zu stoppen. Infolgedessen hatte sich auch die Versor-

gungslage Berlins mit der vorrückenden Jahreszeit wesentlich 

verschlechtert statt gebessert. Vor allem warf ein katastropha- 
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ler Kohlenmangel seine Schatten voraus, der schon vor der ei-

gentlichen Frostperiode des Winters zu stundenlangen Strom-

sperren, zu einer Rationierung des Gasverbrauchs und zu an-

deren, höchst unliebsamen Einschränkungen führte. Die poli-

tische und soziale Praxis der Sowjets war insoweit viel zu de-

primierend und ernüchternd, als dass ihre vielversprechenden 

Theorien eine grosse überzeugungs- und Anziehungskraft hät-

ten bewahren können. 

Demgegenüber arbeiteten die militärischen und zivilen Behör-

den der Westmächte in ihren Berliner Sektoren nach wie vor 

mit einer nüchternen Korrektheit. Sie behandelten die Deut-

schen mit Verachtung, in jeder Beziehung als Menschen zwei-

ter oder dritter Klasse, aber sie liessen sie wenigstens unge-

schoren und schnüffelten nicht in ihre privatesten politischen 

oder sonstigen Überzeugungen hinein. Im Gegensatz zu der 

sowjetischen Besatzungsmacht versprachen sie den Deut-

schen nichts, taten aber im Stillen und ohne viel Aufhebens in 

der Öffentlichkeit manches Gute. Sie seufzten immer wieder 

vernehmlich über die Zumutung, den Deutschen wirtschaft-

lich unter die Arme greifen zu müssen, sie demontierten an 

ihrem Ort ebenso unnachsichtig wie die andere Seite, aber sie 

verschonten die bescheidene laufende Produktion und be-

quemten sich, wenn kein anderer Ausweg mehr blieb, wie 

schon einmal kurz erwähnt, zur Lieferung von Nahrungsmit-

teln, um dem schlimmsten Hunger abzuhelfen. Ende 1945 or-

ganisierten die Briten in ihrem Sektor sogar die Verschickung 

besonders notleidender oder gar kranker Kinder nach land-

wirtschaftlich ergiebigen Regionen der britischen Besatzungs-

zone. Das alles waren zwar dankenswerte Handlungen, aber 

diese vermochten kein spontanes Gefühl wirklicher Dankbar-

keit zu entbinden, weil die Art und Weise, in der Hilfe und  
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Unterstützung gewährt wurden, eher herablassend und verlet-

zend wirkten. 

Was die im Juni und Juli 1945 entstandenen vier Parteien an-

betraf, so stellte sich bald heraus, dass diese sich durch die 

Konstruktion des Antifaschistischen Blocks selber zum Im-

mobilismus und damit zum Mangel an Glaubwürdigkeit ver-

urteilt hatten. Die von ihnen ursprünglich erstrebte Zusam-

menarbeit im Interesse des Wiederaufbaus erwies sich im 

wörtlichen Sinne als gegenstandslos, weil es infolge der vielen 

Hemmnisse, besonders wirtschaftlicher Art, kaum etwas auf-

zubauen gab. Eher galt es, auf dem Produktionssektor, ange-

sichts des Unverständnisses sämtlicher Besatzungsmächte das 

hier und da verbliebene Minimum an Substanz zu retten, was 

übrigens auch nicht immer gelang. Ein sichtbarer Schritt nach 

vorn aber konnte nicht getan werden, weil die Sieger damals, 

selbst wenn die Mittel vorhanden waren, in den meisten Fällen 

den Weg nicht freigaben. 

Wo aber eine Zusammenarbeit theoretisch möglich gewesen 

wäre, auf dem ideellen Felde, zur Formung eines neuen poli-

tischen Bewusstseins, das seine Anziehungskraft bis in die 

Masse hinein auszuwirken vermochte, scheiterte diese an der 

Verschiedenheit der Auffassungen und den sich immer deutli-

cher zeigenden natürlichen Gegensätzen zwischen den einzel-

nen Partnern. So wurde der Antifaschistische Block mehr und 

mehr zu einer Zwangsjacke aller ihm angehörenden nichtkom-

munistischen Mitglieder. Auf den Sitzungen selbst kam es im-

mer häufiger zu teilweise sehr heftigen Auseinandersetzungen 

zwischen den Willens Vollstreckern der Sowjets und den an-

deren Parteien, die sich gegen die allmählich unerträglich wer-

dende kommunistische Bevormundung wehrten. Der Öffent-

lichkeit aber mussten solche Kontroversen sorgfältig ver-

schwiegen werden. Weder das sozialdemokratische noch das 
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christlich-demokratische noch das liberaldemokratische Or-

gan waren befugt, auch nur ihren eigenen Mitgliedern und An-

hängern die Wahrheit mitzuteilen. Im Gegenteil, als im No-

vember 1945 erste Gerüchte über Unstimmigkeiten im Anti-

faschistischen Block durchsickerten – diese entzündeten sich 

sowohl an den Debatten um die Bodenreform wie über die 

Kultur- und Schulpolitik – und als diese Gerüchte durch die 

Kanäle der «Allgemeinen Zeitung» und des «Tagesspiegels» 

sogar an die Öffentlichkeit drangen, antworteten sämtliche 

Zeitungen des Ostsektors, darunter auch die vier Parteiorgane 

mit entrüsteten Gegendarstellungen, in denen die unerschüt-

terliche Einigkeit der Blockpartner nachdrücklich betont 

wurde. In ähnlichem Sinne liess sich der Berliner Rundfunk 

vernehmen. So musste in der Bevölkerung der Eindruck ent-

stehen, dass die Existenz von vier Parteien ein blosses Etikett 

bedeute, mit dem man irgendwelche Formen der Demokratie 

vortäuschen wollte, dass aber auch nicht eine dieser Parteien 

geeignet und willens sei, als wirkliches Instrument der Demo-

kratie zu fungieren und in Aktion zu treten. Für jeden, der sich 

nach Freiheit sehnte, insbesondere für diejenigen, die nie auf-

gehört hatten, an die Freiheit zu glauben, war unter diesen 

Umständen der Ausblick auf die nächste Zukunft so trostlos 

wie möglich. Hier stiess jeder Wille zur Bewegung und zur 

Entfaltung eigener Kräfte mit dem scheinbaren Monolithis-

mus des Besatzungsregimes, dort mit dem scheinbar ebenso 

undurchdringlichen Monolithismus des Antifaschistischen 

Blocks zusammen. Eine konkrete Besserung der Lage, einen 

spürbaren wirtschaftlichen Aufschwung, eine Erhöhung der 

Lebensmittelrationen, eine ausreichende Zuteilung von Koh-

len oder was sonst immer wollte die eine Seite nicht zugeste-

hen, vermochte die andere Seite nicht durchzusetzen. Wenn 

die in der Luft liegenden Spannungen in Berlin den noch fast 
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automatisch zu einer Entscheidung drängten, konnte es sich – 

und das sollte für die kommenden Geschicke Berlins bis zum 

heutigen Tage von grösster und in gewisser Hinsicht einzigar-

tiger Bedeutung sein – nicht um eine Entscheidung zugunsten 

irgendwelcher Interessen handeln – es war ja niemand in der 

Lage, den Massen ein verlockendes Programm anzubieten 

oder ihnen irgendwelche materiellen Versprechungen zu ma-

chen –, sondern ausschliesslich um eine Entscheidung zugun-

sten von Ideen. Nur in den wenigen Sternstunden der Ge-

schichte verspürt der Mensch die elementare Wahrheit, dass 

er nicht vom Brot allein lebt – und solche Sternstunden pfle-

gen für die Beteiligten in der Regel weder bequem noch ge-

fahrlos zu sein. 

Unvorhergesehene Ereignisse veranlassten die Sowjets plötz-

lich, das Steuer herumzureissen, um schleunigst mit der so oft 

bewährten Methode nackten Zwanges das nachzuholen, was 

ihrer Überredungskunst, ihren Infiltrationsmethoden und ihrer 

Propaganda bisher versagt geblieben war. Aber ausgerechnet 

dieser Versuch sollte für Moskau zu einem Bumerang werden, 

sollte zu einem Ergebnis führen, dessen unaufhörliche kon-

zentrische Kreise noch heute die Menschheit beschäftigen, 

über den Trümmern des zerstörten, hungernden und frieren-

den Berlin entlud sich im Winter und Frühling 1946 mit ei-

nemmal ebenso dramatisch wie erlösend das erste Sturmge-

witter der Freiheit. 
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BERLINER VORSPIEL ZUM KALTEN KRIEG 

STALINS STRATEGISCHES KONZEPT 

Vergegenwärtigen wir uns noch einmal die politisch-strategi-

sche Zielsetzung Moskaus in dem Augenblick, als seine Trup-

pen siegreich in Deutschland einrückten! Es war sicherlich 

niemals Stalins Absicht, an der Demarkationslinie seiner Zone 

in Mitteldeutschland stehenzubleiben. Die antifaschistische 

Widerstandsbewegung hatte dem Kommunismus in allen von 

Hitler besetzten europäischen Ländern nicht nur einen mäch-

tigen Auftrieb, sondern noch dazu – im Gegensatz zu seinem 

traditionellen Leumund – selbst bei seinen ideologischen und 

politischen Gegnern das Ansehen verschafft, eine zuverläs-

sige, wirksame und uneigennützige nationale Kraft geworden 

zu sein. Das galt für Frankreich und Italien, das zeigte sich 

deutlich genug bei den ersten Nachkriegswahlen in Belgien, 

in Holland wie in Skandinavien. Wenn sich Moskau jemals 

eine Chance bot, ganz Europa ohne Schwertstreich, aber in ei-

nem ideologischen Ansturm ohnegleichen zu erobern und da-

mit das weltpolitische Gleichgewicht endgültig zu seinen 

Gunsten zu verschieben, dann war sie jetzt, mit der Liquidie-

rung des zweiten Weltkrieges, gekommen. 

Immerhin wusste Stalin, dass er in all den europäischen Län-

dern, in denen die Sowjets nicht als Besatzungsmacht auftre-

ten würden, nicht selber die Initiative ergreifen konnte, son- 
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dern sich auf die Stärke, die Geschicklichkeit und den Wage-

mut seiner dortigen Genossen und Befehlsempfänger verlas-

sen musste. Wer erst einmal die volle und ungeteilte Macht in 

Händen hält, braucht um seine Glaubwürdigkeit nicht mehr 

besorgt zu sein. Wer aber die Macht erst erobern will und noch 

dazu durch die Verhältnisse gezwungen wird, dies auf ihm 

nicht gemässen Wegen zu tun, muss darum besorgt sein, dass 

man ihm seine guten Absichten, seine vorgegebene Friedfer-

tigkeit und Selbstlosigkeit glaubt. 

Deswegen bemühte sich Stalin in der letzten Phase des Krie-

ges und unmittelbar danach, den Kommunismus in den Län-

dern des europäischen Kontinents auf eine möglichst unver-

dächtige und demokratische Weise ans Ruder zu bringen. Er 

wurde in diesem Vorhaben zweifellos noch bestärkt, als er 

beobachtete, welche Welle des Misstrauens ihm auf der Jalta-

konferenz im Februar 1945 entgegenschlug, als er mit seinen 

Kriegsverbündeten Churchill und Roosevelt über die Zukunft 

Polens diskutierte. Schon im Sommer 1944 hatte die Sowjet-

union in dem von der Roten Armee inzwischen eroberten Ost-

polen in Lublin eine Satellitenregierung nach kommunisti-

schem Muster eingerichtet. Die letzte rechtmässige polnische 

Regierung, 1939 von Hitler vertrieben, war dagegen nach Lon-

don ins Exil gegangen und verfocht von dort aus ihre Ansprü-

che. Zwar gelang es Stalin in Jalta, seine Partner durch einen 

Kompromiss zu übertölpeln, den er später zugunsten seiner 

Handlanger auszunutzen wusste, aber zunächst mochte es ihm 

geraten erscheinen, seine Karten nicht zu früh aufzudecken 

und den Bogen der schon mehrfach strapazierten westlichen 

Geduld nicht voreilig zu Überspannen. 

Auch sonst sprach die gegen Kriegsende entstandene Macht-

situation in Ost- und Mitteleuropa meist sehr eindeutig zugun- 
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sten Stalins: in dem wichtigsten Balkanstaat, in Jugoslawien, 

hatte mit dem Siege Marschall Titos eine nationalkommunisti-

sche Bewegung die Macht ergriffen, die jedoch damals noch 

in engster Tuchfühlung mit Moskau operierte. In der Tsche-

choslowakei wurde nach der Vertreibung der deutschen Trup-

pen unter Staatspräsident Benesch eine unabhängige, aber von 

Kommunisten durchsetzte Koalitionsregierung gebildet, die 

mit der Sowjetunion stark sympathisierte. In Bulgarien wie in 

Rumänien war die Rote Armee Herr im Lande, ohne einer 

westlichen Mitkontrolle ausgesetzt zu sein. In Ungarn lagen 

die Dinge anders: zwar hatte die Rote Armee auch dieses Land 

vollständig besetzt, doch trat hier zunächst als oberstes Admi-

nistrationsorgan ein interalliierter Kontrollrat in Funktion, 

dem zwar keine wesentlichen Befugnisse zukamen, wohl aber, 

wie sich bald erwies, eine erhebliche psychologische Bedeu-

tung. 

Deutschland und Österreich hingegen waren seit langem für 

eine effektive Viermächte-Kontrolle ausersehen. In diesen 

Ländern konnte Stalin nicht von vornherein nach Belieben 

schalten und walten, sondern musste sich die Verantwortung 

wenigstens für eine Übergangszeit mit den Westmächten tei-

len. Hier bestand also nur die Hoffnung, die sowjetische Be-

satzungszone und die von ihr umschlossene Hauptstadt in dem 

bereits früher angedeuteten Sinne Zug um Zug zu einer Mo-

nopolposition mit entsprechenden kommunistischen Überge-

wichten auszubauen, wobei es zweifellos ratsam erschien, die 

Maske der Demokratie, wenn irgendmöglich, solange vor dem 

Gesicht zu tragen, bis man ihrer nicht mehr bedurfte. Insofern 

stellten Österreich und vor allem Deutschland auf dem politi-

schen Schachbrett sowjetischer Spekulationen die eigentliche 

Brücke nach Westeuropa dar. Hier und nirgendwo sonst muss-

te der kühne Traum einer weiteren raschen Infiltration des  
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ganzen Kontinents entweder in Erfüllung gehen oder zu Grabe 

getragen werden. 

Aus der Rückschau mag es unbegreiflich erscheinen, dass der 

sonst so kluge Stalin gerade in der Verfolgung dieser Pläne die 

ursprüngliche Bereitschaft zahlreicher deutscher Sozialdemo-

kraten, sich mit den Kommunisten von vornherein zu einer ge-

meinsamen Partei zu verbinden, nicht nur nicht einkalkulierte, 

sondern ihr zunächst sogar demonstrativ die kalte Schulter 

zeigte. Dabei wäre die Gründung einer vereinigten sozialisti-

schen Partei im Frühsommer 1945 in Berlin und in der Sowjet-

zone wahrscheinlich auch für Westdeutschland ein mitreissen-

des Beispiel von unabsehbaren Folgen gewesen. Nicht viele 

Sozialdemokraten reagierten schon damals so nüchtern und il-

lusionslos wie der spätere SPD-Vorsitzende Kurt Schuma-

cher, der nie verkannte, dass es für demokratische Sozialisten 

anders als um den Preis der völligen Selbstaufgabe kein Pak-

tieren mit den Kommunisten gäbe. Gerade in der amerikani-

schen und insbesondere in der französischen Zone bestanden 

in den Kreisen der damals noch nicht offiziell organisierten 

SPD beträchtliche Strömungen, die den Vorstellungen entge-

genkamen, wie sie die Sozialdemokraten in Berlin und in Mit-

teldeutschland hegten. 

Dass sich Stalin für diese Bereitschaft der deutschen Sozialde-

mokraten, die ihm vom ersten Tage an eine wirkliche und frei-

willige Massenbasis gesichert hätte, nicht interessierte, ist 

mindestens ein tröstlicher Beweis dafür, dass auch totalitäre 

Diktatoren mit dem Rüstzeug des angeblich unfehlbaren dia-

lektischen Materialismus dem Gesetz des menschlichen Irr-

tums unterworfen bleiben. Augenscheinlich hoffte Stalin, die 

ihm vorschwebende und für seine Zwecke unumgängliche po-

litische Hausmacht in Deutschland mit Hilfe der kommunisti- 
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schen Partei allein zu gewinnen. Die Entwicklung der ersten 

Wochen nach dem Parteigründungserlass vom 10. Juni 1945 

schien seine Überlegungen sogar zu bestätigen. Von dem offe-

nen Geheimnis abgesehen, dass sie die weitaus besten Bezie-

hungen zur ausschlaggebenden Besatzungsmacht unterhielten 

– was in einer Zeit der drückendsten Sorgen um des Leibes 

Notdurft und um die Beschaffung der notwendigsten Kalorien 

ja nicht unbedingt ein Nachteil war – traten die deutschen 

Kommunisten in der Sowjetzone und in Berlin nach mehr als 

zwölfjähriger Illegalität genau so unbelastet auf den politi-

schen Plan wie jede andere Partei auch. Zunächst übertraf ihr 

Mitgliederzustrom sogar den der SPD, was sich wahrschein-

lich daraus erklärte, dass viele Arbeiter den Sozialdemokraten 

im Stillen noch immer wegen ihrer schwächlichen Haltung in 

der Zeit der Weimarer Republik grollten. 

WIDERSTÄNDE DER SPD 

Bald aber verkehrte sich dieses Bild so radikal wie möglich, 

und zwar hauptsächlich wegen der niederschmetternden prak-

tischen Erfahrungen, die die Bevölkerung mit den so plötzlich 

zu Amt und Würden gekommenen Jüngern Moskaus machte. 

Dass sich unter diesen ein erheblicher Prozentsatz teils käufli-

cher, teils kommandierter oder, wenn man es so ausdrücken 

will, berufsmässiger Denunzianten befand, sprach sich blitz-

schnell herum und verwandelte anfängliche Sympathien in 

Ablehnung und Empörung. Hinzu kam, dass die Kommuni-

sten, die ihre traditionelle Abhängigkeit von Moskau ja nicht 

verleugnen konnten, wohl oder übel auch die in vielem sehr 

unpopuläre Politik der Besatzungsmacht kritiklos in einem po- 
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sitiven Sinne interpretieren und rechtfertigen mussten, wäh-

rend die drei anderen Parteien in dieser Hinsicht bei aller son-

stigen Zurückhaltung wesentlich unbelasteter erschienen. Die 

Sowjets beobachteten daher nicht nur, dass den deutschen 

Kommunisten der erhoffte Durchbruch zur Popularität einer 

Massenpartei versagt blieb, was sich in dem baldigen Stagnie-

ren und schliesslichen Absinken der Mitgliederziffern bemerk-

bar machte, sondern dass auch die zunächst so vereinigungs-

willigen Sozialdemokraten von ihren vermeintlichen politi-

schen «Brüdern» immer deutlicher abrückten. 

Schon im September 1945 benutzte der Vorsitzende des SPD-

Zentralausschusses, Grotewohl, die Gelegenheit einer grossen 

Funktionärskonferenz, um einige sehr mahnende Worte an die 

Adresse der kommunistischen Partei zu richten, deren prinzi-

pieller Charakter sich bei aller Wahrung verbindlicher Formen 

nicht überhören liess. Noch argwöhnischer reagierten die Sow-

jets auf den Entschluss Grotewohls, Anfang Oktober 1945 in 

die britische Zone zu fahren und dort in Wennigsen bei Hanno-

ver an der ersten Konferenz der inzwischen wiedererstandenen 

westdeutschen Sozialdemokratie teilzunehmen. 

Zwar wurde die Reise nach Wennigsen für Grotewohl persön-

lich zu einer Enttäuschung – er vertrat dort einen Führungsan-

spruch der Berliner und der sowjetzonalen SPD-Organisation, 

den weder Kurt Schumacher als Sprecher der westdeutschen 

Sozialdemokraten noch Erich Ollenhauer im Namen des emi-

grierten SPD-Vorstandes anerkannten –, doch war sie politisch 

von weittragenden Folgen. Offenbar hatte sich Grotewohl, da-

mals noch subjektiv aufrichtig, davon überzeugt, dass die ver-

hängnisvolle Aktionsgemeinschaft der von ihm geführten 

SPD-Gruppe mit der KPD die Verbindung zu seinen westdeut-

schen Gesinnungsfreunden, insbesondere zu Kurt Schumacher,  
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der in Hannover mehr und mehr ein politisches Zentrum orga-

nisierte, bedenklich lockern müsste. Ausserdem kamen die in 

Wennigsen geäusserten Bedenken gegen die Politik der Sow-

jets in ihrem deutschen Machtbereich seinen eigenen wachsen-

den Vorbehalten und Sorgen um die weitere Entwicklung ent-

gegen. Zwar erschien es auf absehbare Zeit nicht als möglich, 

die Aktionsgemeinschaft mit den Kommunisten zu kündigen 

oder den Antifaschistischen Block aufzulösen, weil das mit Si-

cherheit massive Gegenmassnahmen der Sowjets, vornehm-

lich in der Zone, herausgefordert hätte. Doch mussten im In-

teresse des Ansehens der Partei und unter dem wachsenden 

moralischen Druck der öffentlichen Meinung alle Anstrengun-

gen gemacht werden, mehr eigene Initiative zu entfalten und 

die volle Unabhängigkeit der SPD, die nach dem Stand der 

Mitgliederbewegung eindeutig zu dem organisatorisch stärk-

sten Element des Antifaschistischen Blocks geworden war, 

auch nach aussen stärker zu betonen. Von diesen Erwägungen 

wurden denn auch die politischen Massnahmen des SPD-Zen-

tralausschusses in den Wochen nach der Konferenz von Wen-

nigsen sichtbar bestimmt. 

Unglücklicherweise kollidierte dieses Bestreben aufs ent-

schiedenste mit den Absichten der Sowjets, die gerade in die-

sen Tagen begannen, einen radikalen Kurswechsel vorzuberei-

ten und ihre Propaganda darauf einzustellen. In den kommu-

nistischen bzw. kommunistisch beeinflussten Zeitungen wie 

im Berliner Rundfunk häuften sich die Kommentare, die die 

drohende Gefahr einer reaktionären Bewegung in den West-

zonen an die Wand malten. Für den Kundigen stand ausserhalb 

jeden Zweifels, dass dieses zusammengefasste propagandisti-

sche Trommelfeuer nicht auf einem Zufall beruhte. Worin die 

angebliche reaktionäre Bedrohung Westdeutschlands eigent-

lich bestand, wurde niemals genau präzisiert, es sei denn, die 

Sowjets hätten nach der alten, von ihnen so oft beherzigten  
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Maxime «si duo faciunt idem, non est idem» in der nunmehr 

auch in den Westzonen erlaubten Gründung politischer Par-

teien, die sie in ihrem Machtbereich wenige Monate zuvor als 

überzeugungskräftiges Symbol des Fortschritts ausgaben, eine 

schimpfliche und verwerfliche «reaktionäre Tat» gesehen. 

Nun vollzog sich der Aufbau der Parteien in den Westzonen 

wirklich unter sehr anderen Vorzeichen, nämlich unter den 

traditionell demokratischen: zunächst fanden sich in den Ge-

meinden, Städten und Kreisen Anhänger einer bestimmten po-

litischen Richtung zusammen, gaben sich eine Organisations-

form, wählten Funktionäre und Vorstände, und dieser Prozess 

pflanzte sich geradlinig von unten nach oben fort. Dass es un-

ter diesen sehr viel freieren und natürlicheren Entwicklungs-

bedingungen auch zur Gründung von Parteien kam, die einen 

mehr regionalen und sogar konservativen Charakter aufwie-

sen, ist leicht einzusehen. Im Grossen jedoch folgte die Partei-

bildung in den Westzonen in fast auffälliger Weise den politi-

schen Strukturen und Gebilden, wie sie im Frühsommer in 

Berlin und in der Sowjetzone entstanden. Eigentlich waren da-

mit für ein aufrichtiges demokratisches Empfinden die besten 

Voraussetzungen für eine baldige Vereinigung der vier Besat-

zungszonen geschaffen. In allen drei Westzonen entstanden in 

relativ kurzer Zeit wiederum die Sozialdemokratische wie die 

Kommunistische Partei. Die liberalen Elemente schlossen sich 

auch hier zu einer Liberaldemokratischen Partei zusammen, 

die allerdings einige Jahre später den heute noch gültigen Na-

men «Freie Demokratische Partei» annahm. Aber selbst der 

einzige wirkliche Neuling unter den Traditionsparteien, die 

«Christlich Demokratische Union», entstand in Westdeutsch-

land unter dem gleichen Namen wie in Berlin und in der Sow-

jetzone. Das einzige Merkmal, wodurch sich in den Westzo- 
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nen die Parteien organisatorisch voneinander unterschieden, 

bestand darin, dass SPD und KPD, dank ihrer traditionellen 

Neigung zu zentralistischen Formen, sich schon bald eine 

überzonale Führung wählten, während bei CDU und LDP 

(FDP) in den ersten Jahren die Zonenverbände oder die Lan-

desorganisationen dominierten. Jedenfalls war nicht einzuse-

hen, wo eigentlich ausgerechnet unter diesen Verhältnissen 

eine reaktionäre Gefahr aus der Versenkung auftauchen sollte. 

Natürlich war es auch nicht diese angebliche «Gefahr», die 

die Sowjets und ihre deutschen Satelliten ernsthaft beunru-

higte. In Moskau registrierte man vielmehr mit offensichtli-

chem Verdruss die Symptome, die erkennen liessen, dass die 

westlichen Verbündeten der Sowjetunion – für deren Ge-

schmack viel zu frühzeitig – die eigentlichen totalitären Ab-

sichten des Kommunismus hinter dessen mühselig konstruier-

ter demokratischer Phraseologie zu durchschauen begannen. 

Natürlich bot Berlin, wo die vier Kriegspartner so eng Zusam-

menarbeiten mussten, dass eine komplette Tarnung voreinan-

der gänzlich unmöglich war, einen besonders eindrucksvollen 

Anschauungsunterricht. Zwar taten die Westmächte weiterhin 

alles, um die Empfindlichkeit ihres östlichen Gegenübers zu 

schonen und für seine eigenartigen Auffassungen von Demo-

kratie geduldiges Verständnis aufzubringen. Aber es gab 

Grenzen. So wies der damalige General Eisenhower als Ober-

kommandierender der amerikanischen Besatzungsstreitkräfte 

in Deutschland in einem Bericht an seine Regierung schon 

Ende September 1945 warnend darauf hin, eine Blockbildung 

politischer Parteien, wie sie in Berlin bestehe, widerspreche 

der traditionellen amerikanischen Auffassung von einer de-

mokratischen Politik und könne daher in der amerikanischen 

Zone Deutschlands keineswegs gefördert werden. Schon im  
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August verbot die amerikanische Militärregierung in ihrem 

Sektor jede weitere Tätigkeit der Haus- und Wohnblockob-

leute. Der Berliner Magistrat, von den Sowjets dazu veran-

lasst, erhob Einspruch dagegen. Die Amerikaner wiesen ihn 

entschieden zurück und erklärten, das System der Obleute «sei 

der Nazizeit nachgeahmt und in keiner Weise demokratisch». 

Nicht formell verboten, aber wesentlich eingeschränkt wurde 

die Aktivität der Obleute auch im britischen Sektor, während 

die Franzosen sich in dieser und jeder anderen Beziehung bis 

über die Jahreswende 1945/46 hinaus noch stark an die von 

den Kommunisten geschaffenen Zustände anlehnten. 

Diese für sie recht negativen Erfahrungen belehrten die Sow-

jets darüber, dass die Zeit offenbar eher gegen sie arbeite als 

für sie und dass unter solchen Voraussetzungen die Viersek-

torenstadt Berlin zu einem höchst unerwünschten Schauplatz 

politischer Rivalität für sie werden konnte, ja, werden musste. 

Aus der von ihnen ursprünglich so lebhaft gewünschten 

«splendid isolation» ihrer deutschen KPD-Handlanger war 

eine Isolierung der Einflusslosigkeit und Unpopularität ge-

worden. Gewiss sassen die kommunistischen Funktionäre, 

wie mehrfach erwähnt, in den kommunalen Behörden und in 

den Bezirks Verwaltungen einschliesslich der Westsektoren 

noch immer am wesentlich längeren Hebelarm, aber ihre tat-

sächliche Machtstellung stand in einem umgekehrten Verhält-

nis zu ihrem Ansehen in der Öffentlichkeit. Ausserdem rückte 

mit jedem vergehenden Tag zwangsläufig der Augenblick nä-

her, da der deutschen Bevölkerung die Möglichkeit einge-

räumt werden musste, in freier Entscheidung eigene und un-

abhängige Vertretungskörperschaften zu wählen. Wenn sie 

ihre Pläne einer «demokratischen Eroberung» weiterhin ver-

folgen wollten, blieb den Sowjets kein anderer Weg als sich 

der Sozialdemokratie zu versichern und diese sehr nachdrück- 
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lich an deren längst nicht mehr aktuelle Bereitschaft zu einer 

organisatorischen Vereinigung mit den Kommunisten zu erin-

nern. 

Ausgerechnet in jenen Tagen aber ergriff der SPD-Zentralaus-

schuss in sehr demonstrativer Weise eine Initiative, die in 

denkbar krassem Gegensatz zu den sowjetischen Erwartungen 

stand. Die Gelegenheit einer Gedenkfeier an die Novemberre-

volution von 1918 benutzte Grotewohl, um sich auf einer Ber-

liner Grossveranstaltung unter dem minutenlangen Beifall der 

Anwesenden so scharf, wie das damals nur denkbar erschien, 

von den Kommunisten und ihrem seit einigen Wochen erho-

benen Vereinigungsgeschrei zu distanzieren. Die wichtigsten 

und für die Zukunft aufschlussreichsten Sätze seiner Rede lau-

teten wörtlich: 

«Die Einheit der Arbeiterbewegung kann kein Beschluss von 

Instanzen, sie muss der eindeutige und überzeugte Wille aller 

deutschen Klassengenossen sein. Die Einheit der Arbeiterbe-

wegung kann unmöglich, auch nur im geringsten, das Ergeb-

nis eines äusseren Drucks oder indirekten Zwangs sein. Sie 

muss aus dem Bewusstsein völliger freier Selbstbestimmung ... 

zustande kommen. Die schnellste Schaffung einheitlicher 

Reichsparteien der deutschen Arbeiterklasse ist eine gebiete-

rische Notwendigkeit. Eine zonenmässige Vereinigung würde 

vermutlich die Einigung im Reichsmassstab nicht fördern, 

sondern nur erschweren und vielleicht das Reich zerbrechen. 

Die Einheit und die Einheitlichkeit des gesamten Staats- und 

Wirtschaftsgebietes Deutschlands zu wahren und zu erhalten 

ist aber eine der höchsten Aufgaben der Arbeiterklasse.» 

Die Rede Grotewohls, nicht zuletzt auch die Tatsache der kräf-

tig erwachenden öffentlichen Meinung Berlins, die sich in ent-

sprechenden Beifallsstürmen kundgab, lösten in Karlshorst 

eine so fassungslose Empörung aus, dass an die Zensoren der 

im Ostsektor erscheinenden Presse die sofortige Weisung er- 
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ging, jede Berichterstattung über die Veranstaltung zu unter-

drücken. So geschah es, dass nicht einmal das sozialdemokra-

tische Organ, das «Volk», die Rede Grotewohls auch nur mit 

einem Wort erwähnen durfte. Der gleiche Tag, an dem in Ber-

lin die grosse SPD-Kundgebung stattfand, der 11. November 

1945, wurde nämlich aus einem noch ungleich bedeutsameren 

Grunde zu einem höchst fatalen Datum für die Ambitionen 

Moskaus. Die einzigen wirklich freien Wahlen, die jemals un-

ter sowjetischer Ägide stattfanden, nämlich in Ungarn, ende-

ten mit einer vernichtenden Abfuhr für den Kommunismus. 

Eine nichtsozialistische Partei, die Gruppe der Kleinen Land-

wirte, errang ungefähr 60 Prozent aller abgegebenen Stimmen. 

Die Sozialisten, die hier wie überall im sowjetischen Macht-

bereich zu einer demonstrativ engen Tuchfühlung mit den 

Kommunisten genötigt waren, erhielten rund 20 Prozent, die 

Kommunisten selbst trotz aller marktschreierischen Propa-

ganda und energischen Drucks hinter den Kulissen nur 18 Pro-

zent. Noch verhängnisvoller fiel für Moskau das Resultat der 

ersten Wahlen in Österreich aus, die zwei Wochen später, also 

am 25. November, stattfanden. 97 Prozent der stimmberech-

tigten Bevölkerung entschieden sich für die demokratischen 

Parteien, für die österreichische Volkspartei und für die Sozia-

listen, für die Kommunisten blieben, einschliesslich der sow-

jetischen Zone Österreichs und des Sowjetsektors von Wien, 

lediglich 3 Prozent übrig. 

Dieses Schulbeispiel aus zwei Staaten, deren einer aus-

schliesslich und deren zweiter zu einem erheblichen Teil unter 

sowjetischem Einfluss stand, belehrte nicht nur Moskau, son-

dern die ganze Weltöffentlichkeit darüber, dass es dem Kom-

munismus voraussichtlich nie beschieden sein würde, mit of-

fenem Visier und unter seinem eigenen Namen in freier Kon-

kurrenz mit anderen politischen Kräften die Mehrheit zu er- 
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obern. Unter dem erschütternden Eindruck dieser Erkenntnis 

entschloss sich Moskau überall dort, wo ihm ein solches mög-

lich war, nunmehr auch die Kräfte des freiheitlichen Sozialis-

mus für sich auszunutzen. Die deutsche Sozialdemokratie in 

Berlin wie in der Sowjetzone wurde als erste dazu ausersehen, 

wie Kurt Schumacher es später einmal ausdrückte, «Blutspen-

der» für den Kommunismus zu sein, und zwar aus zwei Grün-

den: einmal musste Moskau seine am stärksten nach Westen 

vorgeschobene Bastion politisch sichern, um danach ähnliche 

Aktionen in Osteuropa einleiten zu können. Ausserdem war 

die Sozialdemokratie in Berlin und Mitteldeutschland vor dem 

Aufkommen des Nationalsozialismus seit Jahrzehnten die be-

deutendste politische Kraft gewesen, während der Einfluss des 

Sozialismus in den osteuropäischen Ländern früher nur relativ 

gering ins Gewicht fiel. 

Da mit den Wahlen in Ungarn und Österreich wie mit der nicht 

zu übersehenden Vertrauenskrise des Kommunismus in ihrem 

deutschen Machtbereich für die Sowjets eine Situation ent-

standen war, die die schnelle Schaffung vollendeter Tatsachen 

zweckmässiger erscheinen liess als die bisher beliebte Ge-

schmeidigkeit der Taktik, gingen sie denn auch ohne Zeitver-

lust auf ihr nächstes wichtigstes Ziel los. In ihrer eigenen Zone 

hätten sie jeden etwa auftauchenden Widerstand aus den Rei-

hen der SPD von vornherein mit terroristischen Mitteln bre-

chen können, ohne ein grosses Risiko einzugehen. Hier waren 

sie Herren der Situation, hier brauchten sie keine lästige Über-

wachung ihrer Massnahmen durch andere gleichberechtigte 

Partner zu befürchten. Hier gab es verschiedene Parteien, aber 

keine wirkliche politische Bewegungsfreiheit für diese, hier 

gab es Zeitungen, aber keine freie Presse, ganz abgesehen da-

von, dass damals noch ein Kontrollratsgesetz ausdrücklich je- 
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de Kritik von Deutschen an den Massnahmen einer Besat-

zungsmacht ausdrücklich verbot. In den Westzonen legten die 

Besatzungsmächte dieses Verbot, nachdem es erst einmal wie-

der lizenzierte Zeitungen gab, sehr weitherzig aus, weil sie so-

gar im Zeichen einer Militärdiktatur nicht völlig über den 

Schatten ihrer eigenen Traditionen und ihres eigenen Gewis-

sens springen konnten. Wer aber wollte und durfte schliesslich 

den Sowjets einen Vorwurf daraus machen, wenn sie im Rah-

men ihrer Alleinzuständigkeit Gesetze des Kontrollrats, deren 

Zustandekommen bekanntlich Einstimmigkeit erheischte, 

strenger und wörtlicher auffassten? 

Mitten in der Sowjetzone aber lag Berlin, und in dieser Stadt 

teilte Moskau seine Verantwortung mit den Briten, Amerika-

nern und Franzosen. In Berlin gab es den plötzlich unbotmäs-

sig gewordenen SPD-Zentralausschuss, der sein Büro zwar 

unter ‚freundschaftlichem‘ Zwang im Sowjetsektor hatte auf 

schlagen müssen, dessen meiste Mitglieder jedoch, Grotewohl 

an der Spitze, in den Westsektoren wohnten. In Berlin gab es 

nicht zuletzt den in Karlshorst schon längst verdächtig gewor-

denen «Tagesspiegel», den kein Zensor daran hindern konnte, 

in der Öffentlichkeit Alarm zu schlagen, wenn er etwa erfah-

ren sollte, dass man eine Parteienverschmelzung mit undemo-

kratischen Mitteln und womöglich gegen den Willen der Mit-

glieder vorbereitete. Mit Rücksicht auf Berlin, diese politische 

Gleichung mit einigen Unbekannten, musste darum so lange 

wie möglich die Form gewahrt werden. 

GROTEWOHLS MORALISCHE KAPITULATION 

In der Propagierung des Zieles blieb man allerdings weiterhin 

recht einfallslos. War die «Arbeiterklasse» bisher nur aufge- 
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fordert worden, gegen die reaktionären Bestrebungen in West-

deutschland zu kämpfen, wurde sie nunmehr beschworen, 

auch auf ihre Vereinigung bedacht zu sein und entsprechende 

organisatorische Folgerungen zu ziehen. Grotewohl und die 

anderen Spitzenfunktionäre des Zentralausschusses der SPD 

wurden mehrfach nach Karlshorst beschieden, um dort zu-

nächst einmal bittere Vorwürfe wegen ihres eigenmächtigen 

und nicht genügend «klassenbewussten» Verhaltens in letzter 

Zeit, später aber grosszügige Versprechungen für die Zukunft 

zu ernten, wenn sie ihren Widerstand gegen die geplante Ver-

schmelzung mit der KPD aufgäben. Schon am 20. November, 

also noch vor den Wahlen in Österreich, kam unter dem Druck 

Karlshorsts eine sogenannte «Sechzigerkommission» zu-

stande, bestehend aus je 30 führenden Mitgliedern von SPD 

und KPD Berlins und der Zone, deren Aufgabe es sein sollte, 

die Voraussetzungen für eine spätere organisatorische Ver-

schmelzung der beiden Parteien zu studieren. 

Noch immer versuchte der SPD-Zentralausschuss, dem dro-

henden Schlage auszuweichen, der nach der klaren Erkenntnis 

der Mehrheit seiner Mitglieder und zunächst auch noch seines 

Vorsitzenden Grotewohl nicht nur die Unabhängigkeit der 

Partei liquidieren, sondern damit alle Ansätze zu einer kom-

menden freiheitlichen Entwicklung in Berlin und Mittel-

deutschland im Keime zerstören würde. Man lehnte daher die 

von Karlshorst geforderte Vereinigung der beiden Parteien 

nicht grundsätzlich ab, betonte aber, dass dieser Prozess nicht 

auf Berlin und die Zone beschränkt bleiben dürfe, sondern sich 

auch in Westdeutschland vollziehen müsse. Vor allem sei mit 

Rücksicht auf die demokratischen Traditionen der SPD der er-

kennbare Wille der Mehrheit der Mitglieder Voraussetzung 

für jeden weiteren entscheidenden und unwiderruflichen  
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Schritt in dieser Richtung. Ähnlich wurde auch auf dem ersten 

Bezirksparteitag der Berliner SPD argumentiert, der Ende No-

vember 1945 stattfand. 

Gerade aber diese Zwiespältigkeit der Haltung war es, auf die 

die Sowjets ihre sozialdemokratischen Gesprächspartner ge-

wissermassen festnagelten. Wenn der Zentralausschuss und 

die übrigen Spitzenfunktionäre der SPD, so erwiderte Karls-

horst, grundsätzlich für eine Vereinigung mit den Kommuni-

sten einträten, auf der anderen Seite der Wille der Mitglied-

schaft noch nicht erkennbar, jedenfalls noch nicht ermittelt sei, 

dann komme es eben darauf an, dass die Spitze mit gutem Bei-

spiel vorangehe, ihren Anhängern die «objektiven Notwendig-

keiten» der Situation erkläre und den Boden für eine baldige 

Verschmelzung mit der KPD psychologisch Schritt für Schritt 

vorbereite. Das könne aber nicht dadurch geschehen, dass man 

sich weiterhin tatenlos verhalte und es bei blossen Prinzipien-

erklärungen bewenden lasse. Es müsse etwas Konkretes ge-

schehen, um die Gespräche über die Parteiverschmelzung zu 

aktualisieren. 

Diesem, wenn auch im Sinne seiner Urheber durchaus logi-

schen, Wirrwarr von Nötigung, Versprechungen und Dialektik 

erwies sich Grotewohl weder intellektuell noch moralisch ge-

wachsen. Es hätte einer mannhaften, fast heldenhaften Hal-

tung bedurft, die aus Überzeugungstreue sowohl wie aus 

Selbstachtung eine offene Fehde mit einem sich allmächtig ge-

bärenden Kontrahenten zu riskieren bereit war. Über diese 

Qualitäten verfügten aber weder Grotewohl noch die meisten 

Männer seiner nächsten Umgebung. Am 20. und 21. Dezem-

ber 1945 trat die vorhin erwähnte Sechzigerkommission im 

Parteibüro der SPD zu einer Klausurtagung zusammen, die mit 

einem fast vollständigen Sieg der kommunistischen Verhand-

lungspartner, also mit einem Siege Karlshorsts bzw. Moskaus 

endete. 
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Schon die weitschweifige programmatische Erklärung über 

die «Zweite Phase der Einheit» enthielt vorwiegend kommu-

nistische Begriffe und Ideen. Praktisch wurde vereinbart, dass 

in allen Bezirken und Kreisen Berlins und der Sowjetzone Ak-

tionsausschüsse zur Vorbereitung der organisatorischen Ver-

einigung von SPD und KPD gebildet werden sollten. Die ei-

gentliche politische Kapitulation der SPD-Vertreter bestand in 

der Zusage, dass beide Parteien bei etwaigen Wahlen, wenn es 

bis dahin noch nicht zu einer Vereinigung gekommen sei, mit 

gemeinsamen Listen auftreten und sich später über die Beset-

zung der Ämter «kameradschaftlich verständigen würden». 

Dass mit dieser Ankündigung der politische Selbstmord der 

SPD praktisch bereits vorweggenommen wurde, bedarf keiner 

näheren Begründung. Jede Partei, die vor Wahlentscheidun-

gen Listenverbindungen eingeht, beweist damit – von ganz 

seltenen Ausnahmen abgesehen –, dass sie sich entweder in 

eigener Sache nicht genügend Durchschlagskraft zutraut oder 

sich aus irgendeinem Grunde der Unabhängigkeit ihrer Exi-

stenz selbst begeben will. 

Die SPD-Teilnehmer an der Sechzigerkonferenz betrachteten 

es zunächst als grossen, ja, entscheidenden Erfolg, dass in der 

Verlautbarung über die Tagung, die der Öffentlichkeit einen 

Tag vor Weihnachten bekannt gegeben wurde, von einem be-

stimmten Datum, also von einer Terminbefristung der von den 

Sowjets geforderten Parteiverschmelzung noch nicht die Rede 

war. Diese Genugtuung sollte jedoch nicht von langer Dauer 

sein. Nachdem man erst einmal in einer Stunde der Schwäche 

und Kopflosigkeit selber den Deich politischen Widerstandes 

an einer entscheidenden Stelle geöffnet hatte, brach die Sturm-

flut nunmehr unaufhaltsam herein. Zwar reagierten die SPD-

Organisationen in den Ländern und Provinzen der Sowjetzo- 
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ne, die sich von ihrer eigenen Führung mit Recht verraten 

fühlten, zunächst mehrheitlich ablehnend und entrüstet auf die 

Beschlüsse der Sechzigerkonferenz. An einigen Orten der 

Zone, so vor allem in Rostock und Leipzig, flammte sogar 

vorübergehend ein ebenso tapferer wie hoffnungsloser und für 

die Beteiligten ungemein gefährlicher Widerstand auf. Pro-

testresolutionen wiesen auf das Lebensrecht der Mitglieder 

hin, in dieser Frage gehört zu werden, oder betonten, dass eine 

isolierte Parteienverschmelzung in einer Besatzungszone den 

Weg zur künftigen deutschen Einheit verbaue. Vergebens – 

der bisher noch getarnte politische Gewissensdruck setzte 

nunmehr planmässig und massiert ein. 

überall in der Sowjetzone wurden örtliche SPD-Vorstände zur 

nächsten Dienststelle der NKWD geladen und peinlich be-

fragt, wie sie zur Vereinigung mit der KPD stünden, wobei 

man ihnen die Beschlüsse der Sechzigerkonferenz als reprä-

sentatives Beweisstück vorhielt. Durch ihre unzeitgemässe 

Nachgiebigkeit hatten Grotewohl und seine Mitarbeiter mit 

der Durchführung dieser Konferenz genau den Präzedenzfall 

geschaffen, den die Sowjets und ihre deutschen Handlanger 

zur Durchsetzung ihrer Ziele brauchten und dessen sie sich 

meisterhaft zu bedienen wussten. Ja, als im Verlauf des Janu-

ars 1946 aus Berlin verlautete, die Haltung des Zentralaus-

schusses sei erneut undurchsichtig geworden und er zeige sich 

bestrebt, wieder einige Schritte hinter die Beschlüsse vom De-

zember zurückzuweichen, gestalteten die Sowjets die Lage für 

die SPD-Mitglieder und Funktionäre der Zone so unerträglich, 

dass diese scharenweise nach Berlin kamen und Grotewohl 

beschworen, jeden weiteren Widerstand, auch im Hinblick auf 

den von den Sowjets immer dringlicher geforderten baldigen 

Termin, schleunigst aufzugeben. Etwa Anfang Februar 1946  
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war die Opposition der SPD in der Zone gegen die Verschmel-

zung überall niedergewalzt worden – allerdings nur als Ergeb-

nis eines beispiellosen Terrors und Gewissenszwanges. 

Während Grotewohl von seinen politischen Freunden in der 

Zone geradezu verzweifelt bestürmt wurde, sich mit der Ver-

einigung zu beeilen, die den dort mit Verhaftung und Ver-

schleppung Bedrohten nachgerade begreiflicherweise als das 

kleinere Übel erschien, sah er sich an dem eigentlichen Schau-

platz seines Wirkens und von den westlichen Sozialdemokra-

ten umso entschiedener aufgefordert, das genaue Gegenteil zu 

tun und durch eine eindeutige Absage an Karlshorst die Unab-

hängigkeit der von ihm geführten Partei zu retten. Schon um 

die Jahreswende musste Grotewohl erkennen, dass seine ur-

sprüngliche Konzeption «Parteivereinigung ja, aber nur im 

gesamtdeutschen Rahmen» an der ablehnenden Haltung der 

westdeutschen Sozialdemokraten gescheitert war. Dort waren, 

einmal unter dem wachsenden Einfluss Kurt Schumachers, 

aber auch infolge der erschütternden Nachrichten, die Flücht-

linge über die Verhältnisse in der Zone mitbrachten, ursprüng-

liche Illusionen über ein Zusammengehen mit den Kommuni-

sten längst zerstoben. Unter dem frischen Eindruck der Vor-

gänge in Berlin verwarfen zwei SPD-Konferenzen in Hanno-

ver und Frankfurt am Main, die erste einstimmig, die andere 

mit überwältigender Mehrheit, jeden Gedanken an eine orga-

nisatorische Vereinigung mit der KPD. Für Berlin nahmen am 

29. Dezember 1945 zunächst die 20 Kreis vorsitzenden der 

SPD zu den Beschlüssen der Sechzigerkonferenz Stellung. Sie 

taten dies absichtlich in sehr gemässigter Form, weil sie der 

Ansicht zuneigten, Grotewohl habe in einem Moment der Ver-

wirrung und unter Druck gehandelt, weswegen er eine gewisse 

Rückendeckung brauche. So billigten die Kreisvorsitzenden  
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die am 20. und 21. Dezember gefassten Beschlüsse zwar 

grundsätzlich, machten aber die zweifellos entscheidende Ein-

schränkung, vor jedem weiteren Schritt in der Richtung auf 

eine Vereinigung mit den Kommunisten sei die Einstellung al-

ler SPD-Mitglieder durch eine Urabstimmung zu erkunden. 

Wesentlich unverblümter noch klangen die zahlreichen Prote-

ste, die dem Zentralausschuss aus den einzelnen Bezirken und 

Abteilungen der Berliner SPD übermittelt wurden. Von je-

weils zehn Briefen sprachen sich in der Regel acht bis neun 

aufs energischste gegen eine Verschmelzung mit den Kommu-

nisten aus und verwiesen nur zu überzeugend auf die negativen 

Erfahrungen, die man mit den Handlangern Moskaus in acht 

Monaten praktischer Zusammenarbeit gemacht hatte. Grote-

wohls erstes öffentliches Auftreten seit dem 11. November 

1945 auf einer SPD-Kundgebung des Kreises Charlottenburg 

am 13. Januar 1946 überzeugte ihn davon, obwohl er selber 

überaus vorsichtig operierte, dass die Bereitschaft der Berliner 

Parteiorganisation zum Widerstand gegen die «Zwangsehe» 

mit den Kommunisten nicht unterschätzt werden dürfte. Da er 

sich selber seit Wochen in eine Situation getrieben sah, die ihn 

ständig zwang, gegen einen Rest eigener Meinung zu handeln, 

machte er noch einmal einen Versuch, die Entwicklung zu 

bremsen. Am 15. Januar gab der Zentralausschuss Richtlinien 

für alle SPD-Funktionäre Berlins und der Sowjetzone heraus, 

in denen er erneut betonte, eine Vereinigung mit den Kommu-

nisten komme nur in Betracht, wenn diese in allen Besatzungs-

zonen möglich sei und gleichzeitig erfolgen könne. Dieses Do-

kument legte er übrigens auch der ersten Gesamtberliner SPD-

Funktionärskonferenz vor, die sich mit der Frage der Vereini- 
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gung befassen sollte und die am 20. Januar 1946 im Admirals-

palast, einem Operngebäude im Sowjetsektor, zusammentrat. 

Auf dieser Konferenz, von der übrigens wiederum die Öffent-

lichkeit nichts erfahren durfte, kam es bereits zu unerwartet 

stürmischen Auseinandersetzungen. Fast alle Diskussionsred-

ner hoben mit Nachdruck hervor, wenn man mit der Demo-

kratie in Deutschland Ernst machen wolle, komme die Ver-

schmelzung mit einer Partei nicht in Betracht, die trotz aller 

scheinheiligen Erklärungen durch ihre Praxis beweise, wie 

wenig sie von Demokratie halte und von der noch dazu alle 

Welt wisse, dass sie weder einen eigenen Willen habe noch 

einen solchen postuliere, sondern lediglich der gehorsame 

Willensvollstrecker einer ganz bestimmten Besatzungsmacht 

sei. Nach stundenlangen Debatten, die schliesslich mit Rück-

sicht auf den abendlichen Theaterbetrieb vorzeitig abgebro-

chen werden mussten, stimmte eine Mehrheit den Richtlinien 

vom 15. Januar zu, trotz mancher Bedenken, ob es ratsam sei, 

damit einer so schwankenden und unsicheren Körperschaft 

wie dem Zentralausschuss noch einmal, wenn auch indirekt, 

eine Vertrauensvollmacht zu geben. 

Ausgerechnet diese taktisch wohlgemeinten, aber politisch 

höchst kurzsichtigen Richtlinien erwiesen sich, wie schon vor-

hin angedeutet, in der Zone als Bumerang und erzeugten bei 

den Sowjets lebhaftes Missfallen, was man ihnen übrigens aus 

ihrer Sicht nicht einmal verargen konnte. Auch sie hatten Ver-

anlassung, den SPD-Zentralausschuss als einen Aal zu be-

trachten, der sich jedem kräftigen Zugriff zu entwinden trach-

tete. In der Tat musste die Feststellung, die Verschmelzung 

mit den Kommunisten sei nur im gesamtdeutschen Rahmen 

denkbar, nach der soeben erfolgten entschiedenen Zurückwei-

sung dieses Ansinnens durch die SPD der Westzonen als Ab- 
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sicht ausgelegt werden, die Erfüllung des Lieblingswunsches 

der Sowjets ad calendas graecas zu verschieben. 

Auf solche Manöver ging Moskau nun nicht mehr ein. Jeder, 

der im Verdacht stand, der Vereinigung zu widerstreben, wur-

de in der kommunistischen Presse fortan zu einem «Arbeiter-

verräter», «Reaktionär» oder «Söldling des internationalen 

Monopolkapitals» gestempelt. Ferner liessen die Sowjets, wie 

vorhin schon dargelegt wurde, Grotewohls verspätete Courage 

dessen Gesinnungsfreunde in der Zone grausam büssen. Auch 

der entscheidende politische Gegenschlag auf den Versuch 

des Zentralausschusses, Zeit zu gewinnen, blieb nicht aus. Mit 

einemmal tauchten in der seit Monaten unermüdlich arbeiten-

den Verschmelzungspropaganda auch sehr kurzfristige Ter-

mine auf. Die reaktionäre Gefahr in Westdeutschland, so hiess 

es, nähme dermassen überhand, dass sich die Arbeiterklasse 

in der Sowjetzone und Berlin so rasch wie möglich vereinigen 

müsse, auch um den Preis, dass dieser Akt «zunächst» eben 

auf den «fortschrittlichsten» Teil Deutschlands beschränkt 

bleibe. 

Während eine Mehrheit des Zentralausschusses bis etwa An-

fang Februar 1946 den verhängnisvollen Gang der Ereignisse, 

den sie in dieser dramatischen Form weder vorausgesehen 

noch gewollt hatte, aus aufrichtiger Überzeugung zu bremsen 

trachtete, war Grotewohl selber des Widerstandes allmählich 

müde geworden. Da auch er freilich ein in seinen Folgen un-

absehbares Verhängnis kommen sah, billigte er die Verzöge-

rungstaktik, solange sie sein persönliches Prestige unberührt 

liess. Er brachte es aber nicht über sich, vor aller Öffentlich-

keit einen kapitalen politischen Fehler einzugestehen, noch 

dazu unter nachgerade derart beschämenden Umständen. In 

dem wochenlangen Widerstreit zwischen Intelligenz und Ei-

telkeit trug schliesslich die Eitelkeit den entscheidenden Sieg 
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davon. Nur zögernd bequemte er sich auf das Drängen seiner 

Mitarbeiter, formell noch einen letzten Versudi zu machen und 

am 8. Februar mit Kurt Schumacher in Braunschweig zu einer 

Aussprache zusammenzutreffen. Diese verlief, wie nicht an-

ders zu erwarten stand, völlig ergebnislos. Schumacher konnte 

seinem Besucher keinen anderen Rat mehr geben als den, die 

von ihm repräsentierte Parteiorganisation unverzüglich aufzu-

lösen und unumwunden zu erklären, er stehe bereits seit ge-

raumer Zeit unter Druck und insofern entspreche seine offizi-

ell eingenommene Haltung nicht seiner wahren Überzeugung. 

In der Tat wäre dies der einzige Weg gewesen, wenn nicht die 

Parteiverschmelzung überhaupt unmöglich zu machen, so 

doch den Sowjets ihr politisches Alibi zu entziehen und ihre 

eigentlichen Absichten vor der Weltöffentlichkeit zu demas-

kieren. Dazu aber hätte es eines bedeutenden Mannes bedurft 

und keines Opportunisten, der innerlich schon lange zum Ver-

räter an der eigenen Partei geworden war und dem es daher 

nicht mehr um die Sache ging, sondern nur noch um seine ei-

gene erhoffte Karriere. 

Grotewohl benutzte vielmehr das fruchtlos verlaufene Ge-

spräch in Braunschweig, um dem Zentralausschuss eine ra-

sche Entscheidung aufzunötigen, die schon am 11. Februar 

von einer knappen Mehrheit in seinem Sinne gefällt wurde. 

Noch am gleichen Tage eilte er zu einer gerade in Berlin statt-

findenden FDGB-Konferenz, um dort offiziell zu verkünden, 

die Vereinigung von SPD und KPD zu einer neuen Partei, der 

«Sozialistischen Einheitspartei» (SED) werde sowohl für Ber-

lin wie für die Sowjetzone noch vor dem 1. Mai 1946, dem 

«Feiertag der Wérktâtigen», vollzogen sein. 
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KAMPF UM DIE URABSTIMMUNG 

Damit schienen sich die sowjetischen Träume, wenigstens in 

erster Instanz, einer unerwartet raschen Erfüllung zu nähern. 

Kam es zur widerspruchslosen Gründung der SED auch in 

Berlin, würde die Anwesenheit der schon recht lästig gewor-

denen westlichen Verbündeten in der deutschen Hauptstadt 

bald nur noch symbolische Bedeutung haben. Auf welche 

Kreise und Gruppen der deutschen Bevölkerung sollten sich 

die Westmächte noch stützen, wenn es erst einmal zu einer 

Wahlentscheidung gekommen war? Berlin galt seit altersher 

als «rote Stadt». In der Weimarer Zeit hatten hier bis zu der 

alles überspülenden Naziwelle Sozialdemokraten und Kom-

munisten stets eine Mehrheit besessen. Diese auch in Zukunft 

mit Sicherheit zu erwartende Mehrheit würde nun aber erst-

malig auf Moskauer Geheiss tätig werden. Gewiss würden die 

Westmächte während der Dauer des Besatzungsregimes noch 

hier und da Schwierigkeiten machen und Einsprüche erheben, 

aber dann konnten sie, die Sowjets, sich plötzlich als Hüter der 

demokratischen Rechte und der bedrohten Freiheit aufspielen. 

Ausserdem vermochte ihnen niemand bis zur Stunde schlüssig 

nachzuweisen, sie betrieben die Vereinigung der beiden Par-

teien unter Zwang und Druck oder gar zum Nutzen ihrer eige-

nen Interessen, nachdem sich Grotewohl und die Mehrheit im 

SPD-Zentralausschuss als so gehorsame Werkzeuge erwiesen 

hatten und sich nicht scheuten, die Sache Moskaus als ihre ei-

gene auszugeben. 

Die Sache des Westens, die Sache der Freiheit schien in dem 

Augenblick verloren, als der Kampf um sie unerwartet genug 

von einer Handvoll Namenloser aufgenommen wurde. Die 

acht SPD-Funktionäre, die sich im Auftrage ihrer Kreise und  
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Abteilungen am 14. Februar 1946 in der Privatwohnung eines 

Parteifreundes trafen und beschlossen, auch das Letzte einzu-

setzen, um die Unabhängigkeit ihrer Partei zu retten, handel-

ten nur in dem Bewusstsein, für höchst gerechte Interessen 

einzutreten, verfügten aber über keinerlei materielle Hilfsmit-

tel. Die unerlässlich notwendigen Querverbindungen von Ab-

teilung zu Abteilung, von Kreis zu Kreis, mussten noch immer 

grösstenteils durch stundenlange Fusswege hergestellt wer-

den, da das Verkehrsnetz noch nicht vollständig geflickt war, 

nur wenige beruflich Privilegierte damals bereits ein Telefon 

besassen und eigene Autos schon gar nicht zur Verfügung 

standen. Der sich rasch bildende organisatorische Kern der 

Berliner SPD-Opposition gegen die Verschmelzung besass 

ausserdem keine Geldmittel, kein Papier, keine Druckerei, 

also auch kein Sprachrohr zur Öffentlichkeit, ja, nicht einmal 

das bescheidenste zentrale Büro. Man verabredete sich zur Er-

örterung weiterer Massnahmen in Gastwirtschaften oder Pri-

vatwohnungen. Doch half die Begeisterung, wie sie nur der 

Kampf um eine Idee verleiht, auch bei dem Improvisieren von 

Hilfsmitteln. 

Kurt Schumacher, der Ende Februar zu einem ersten Informa-

tionsbesuch nach Berlin kam, wurde von der SPD-Opposition 

verständigt und traf mit ihren führenden Sprechern zusammen. 

Unmittelbare Hilfe konnte auch er nicht zusagen, wohl aber 

versicherte er die Versammelten der unverbrüchlichen Solida-

rität ihrer politischen Freunde in Westdeutschland. Das war 

für die Vertrauensleute der SPD-Opposition, die verständli-

cherweise manchmal das Gefühl hatten, in einer hoffnungslos 

abgeschnittenen Festung zu kämpfen, zweifellos ein starker 

moralischer Auftrieb. Obwohl sich die Opposition in den er-

sten zwei Wochen nur innerparteilich bemerkbar machte und 

die Berliner Bevölkerung den Eindruck gewinnen musste, als  
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rolle das ihr von Moskau zugedachte Schicksal einer kalten 

Sowjetisierung unaufhaltsam auf sie zu, genügte doch diese 

sehr kurze Zeit, um den entscheidenden Durchbruch in die Öf-

fentlichkeit vorzubereiten. Am Sonnabend, dem 2. März 1946, 

verkündete der «Tagesspiegel», mit dem die Spitzengruppe 

der Opposition vorsorglich in Verbindung getreten war, als 

Hauptschlagzeile den ersten Sieg Davids über Goliath, den er-

sten Sieg einer kleinen Gruppe von Deutschen, denen die De-

mokratie am Herzen lag, über die allmächtig erscheinende bol-

schewistische Weltmacht. 

Vergebens hatte sich Grotewohl am Vortage, dem 1. März, 

nochmals bemüht, auf einer zweiten Funktionärskonferenz der 

Berliner SPD, an der rund 2’000 Personen teilnahmen, für die 

Sache der Zwangsvereinigung Stimmung zu machen. Er wur-

de schon während seiner Ausführungen von empörten Zuhö-

rern mehrfach durch minutenlange Proteste unterbrochen und 

als Verräter gebrandmarkt. Schliesslich nahm die Funktio-

närskonferenz mit überwältigender Mehrheit eine Resolution 

an, die den Bezirksvorstand beauftragte, über die Frage der 

Verschmelzung von SPD und KPD sämtliche Mitglieder in ei-

ner geheimen Urabstimmung entscheiden zu lassen. 

Diese Urabstimmung wurde auf den 31. März festgesetzt. Der 

ganze voraufgehende Monat stand im Zeichen eines erbitter-

ten Tauziehens zwischen Zentralausschuss und Opposition. 

Die Sowjets mussten zähneknirschend beiseitestehen und for-

mell der Grotewohlgruppe den Kampf allein überlassen, weil 

sie sich ja keine Blösse geben durften, wenn sie an der Fiktion 

festhalten wollten, sie mischten sich in die inneren Angelegen-

heiten deutscher Parteien nicht ein. Insgeheim wurde aber der 

Zentralausschuss natürlich mit einer Überfülle entsprechender 

«Munition» versorgt, um die knappe Zeit zu seinen Gunsten  
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auszunutzen und die gefürchtete Urabstimmung, wenn irgend 

möglich, durch Sabotagemassnahmen aller Art zu verhindern. 

Die Munition bestand vor allem in Papier für die Herstellung 

von Druckschriften, Flugblättern und Plakaten sowie in Ben-

zin, um den Zentralausschuss beweglich und operationsfähig 

zu machen. Tatsächlich fand im Monat März auch nicht die 

bescheidenste Bezirks- und sogar Abteilungsversammlung 

der SPD statt, auf der nicht ein Vertreter oder Beauftragter des 

Zentralausschusses persönlich erschienen wäre, um mit allen 

Mitteln der Rhetorik, nicht zuletzt auch mit beschwörenden 

Drohungen, jede Opposition sei völlig sinnlos und obendrein 

gefährlich, für die Verschmelzung zu werben. 

Aber auch die Opposition erstarkte unaufhaltsam, je mehr sie 

spürte, dass die öffentliche Meinung sie trug. Über Nacht, 

kann man sagen, verwandelte die Auseinandersetzung, die 

rein formell ja nur die interne Angelegenheit einer einzigen 

Partei war, Berlin wieder in die politische Stadt, die es bis 

heute geblieben ist. Mit ihrem wachen Instinkt begriff die Be-

völkerung, um was es in Wirklichkeit ging, sie begriff, dass 

ein erstaunlicher historischer Zufall die Erhaltung der Unab-

hängigkeit einer Partei, die im ganzen Stadtgebiet knappe 

60’000 Mitglieder zählte, zu einem Kampf um die Freiheit ge-

stempelt hatte, die Millionen anging und dessen Bedeutung 

offensichtlich weit über die Grenzen Berlins hinausreichte. 

Noch besser begriffen das die westlichen Besatzungsmächte. 

Ihre bisher zur Schau getragene Arroganz verflog buchstäb-

lich über Nacht und machte einem ständig wachsenden Soli-

daritätsgefühl Platz, gemischt mit einer unverhohlenen Be-

wunderung für diejenigen, die sich mit politischen Mitteln so 

fanatisch für die gleiche Sache schlugen, für die sie, die Briten 

und Amerikaner, den Krieg gegen Hitler geführt hatten. So  
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bildete sich unversehens schon im März 1946 in Berlin eine 

völlig neue Front: die britischen und amerikanischen Militär-

behörden versicherten nicht nur in grundsätzlichen Stellung-

nahmen, sie hielten die Urabstimmung für eine legitime demo-

kratische Sache und würden sie in ihren Sektoren unbehelligt 

durchführen lassen. Sie boten der Opposition sogar direkte 

Unterstützung an und verhalfen ihr vor allem durch Papierlie-

ferungen dazu, nun auch ihrerseits mit Flugblättern und Plaka-

ten an die Öffentlichkeit zu treten. Ebenso unzweideutig stellte 

sich der «Tagesspiegel», der damals mit einer Auflage von 

rund 500’000 Exemplaren erschien und obendrein zu erkleck-

lichen Preisen auf dem Schwarzen Markt gehandelt wurde, an 

die Seite der Kämpfenden und öffnete ihnen seine Spalten. 

Unter diesen Vorzeichen tobte der Kampf zwischen Zentral 

ausschuss und Opposition mit immer grösserer Leidenschaft 

weiter. Mit Hilfe des «Tagesspiegels» entlarvte der inzwi-

schen gebildete Aktionsausschuss der Opposition alle sorgfäl-

tig ausgeheckten Täuschungs- und Propagandamanöver des 

Zentralausschusses so rechtzeitig, dass diese meist ihre Wir-

kung verfehlten. Der Zentralausschuss revanchierte sich, in-

dem er drei führende Vertreter der Opposition, deren Namen 

unter ihrem ersten Flugblatt standen, aus der Partei ausschloss 

und die Kreisvorstände, die sich schützend vor die Gemassre-

gelten stellten, kurzerhand ihrer Ämter enthob. Daraufhin sag-

ten sich wiederum einige Kreisverbände schon vor dem 31. 

März offiziell vom Zentralausschuss los. Die Grotewohl-SPD 

befand sich in Berlin in voller Auflösung. 

Und wie verhielten sich in diesem wachsenden Chaos die zu-

ständigen sowjetischen Militärbehörden? Bis zum Vorabend 

der Urabstimmung schwiegen sie wie eine Sphinx, so dass 

kein Mensch voraussagen konnte, ob sie im Sowjetsektor 

überhaupt durchgeführt werden konnte. In einigen Bezirken 

91 



hatten die örtlichen SPD-Leitungen dem Druck ihrer Mili-

tärkommandanten nachgegeben und offiziell erklärt, sie ver-

zichteten auf eine Urabstimmung. In anderen Bezirken, vor 

allem in Pankow, Prenzlauer Berg und Mitte, wo die SPD von 

besonders unerschrockenen und mutigen Männern geführt 

wurde, versagte jedoch das bewährte Mittel totalitärer Erpres-

sung. Hier wurden vielmehr alle Massnahmen getroffen, um 

die Urabstimmung ordnungsgemäss durchzuführen, mochte 

nun eine offizielle Erlaubnis der Militärkommandanturen vor-

liegen oder nicht. 

Eine halbe Stunde, nachdem sich am Sonntag, dem 31. März 

1946, in verschiedenen Bezirken des Sowjetsektors die Ab-

stimmungslokale geöffnet hatten, erschienen vor diesen plötz-

lich Rotarmisten im Auftrage ihrer jeweiligen Militärbehör-

den, erklärten die Urabstimmung für einen nichtgenehmigten, 

daher illegalen Akt, versiegelten die Urnen mit den bereits ab-

gegebenen Stimmzetteln und nahmen sie mit sich. In den drei 

Westsektoren hingegen verlief die Urabstimmung geordnet 

und ohne Zwischenfälle. 

In den späten Abendstunden stand das Ergebnis fest: 82 Pro-

zent der SPD-Mitglieder sprachen sich gegen die Verschmel-

zung mit den Kommunisten aus. Nach der einen ganzen Mo-

nat tobenden erbitterten Schlacht hatte David über Goliath in 

der Endrunde triumphiert. 
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ENTSCHEIDUNG FUR DIE FREIHEIT 

WESTLICHE SELBSTBESINNUNG IN BERLIN 

War die Überschrift des vorausgehenden Kapitels nicht bei al-

ler Würdigung der Bedeutung der in ihm geschilderten Ereig-

nisse etwas übertrieben? War es zulässig, das Ringen einer 

Partei um ihre Selbständigkeit schon als «Vorspiel zum Kalten 

Krieg» zu bezeichnen? Sicher nicht, wenn man dieses Urteil 

nur auf die äusseren Ereignisse bezieht. Sie blieben damals 

typischerweise nicht nur in Westdeutschland, sondern auch in 

Westeuropa so gut wie unbekannt. So unbekannt, dass bisher 

alle Hinweise darauf von teilweise falschen Zusammenhän-

gen ausgehen und daher notwendig auch zu falschen oder we-

nigstens schiefen Schlussfolgerungen kommen. 

In der angelsächsischen Hemisphäre dagegen begriff man 

schon damals die prinzipielle und symbolhafte Bedeutung des 

Kampfes der Berliner SPD. Tage-, ja, wochenlang nahmen die 

diesbezüglichen Nachrichten aus Berlin einen hervorragenden 

Platz in der Berichterstattung der Presse oder des Rundfunks 

in Grossbritannien und in den Vereinigten Staaten ein. Den 

eindrucksvollsten Kommentar über das Ergebnis der Urab-

stimmung lieferte der sonst so zurückhaltende «Berliner», das 

Nachrichtenorgan der britischen Militärregierung. Unter dem 

bezeichnenden Titel «Freiheit» bestätigte das Blatt in einem 
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Leitartikel, am 31. März 1946 seien die Augen eines grossen 

Teils der Welt auf Berlin gerichtet gewesen, und kam dann zu 

folgender Bilanz: 

«Der Ausgang der Abstimmung am Sonntag hat wieder ge-

zeigt, dass der menschliche Geist nicht durch menschliche Ge-

setze gebunden werden kann, wenn diese Gesetze seine Frei-

heit begrenzen. Wo immer in der Geschichte der Menschheit 

die Tyrannei entsteht, da bricht sich das undefinierbare Etwas 

im Menschen Bahn, das die Ketten sprengt und zur Freiheit 

strebt, sei es selbst in Kerkern oder Konzentrationslagern. Es 

mögen nur die wenigen sein, die diesen härtesten Weg wäh-

len; aber ihr Beispiel und Opfer trägt die Masse ihrer Mit-

menschen voran.» 

Die tiefsten Gründe, um derentwillen der Westen den Kalten 

Krieg – jenseits aller akuten politischen und sonstigen Interes-

sen – aufnahm und bis zum heutigen Tage führt, sind in die-

sem Artikel so knapp, so überzeugend und noch dazu in einer 

so eindrucksvollen Sprache dargelegt, dass man sie kaum je-

mals besser definieren könnte. Das erbitterte Ringen, das zwei 

relativ sehr kleine Gruppen im Frühjahr 1946 in Berlin gegen-

einander austrugen, zwei Gruppen von Menschen, die seiner-

zeit hüben wie drüben offiziell politisch noch entrechtet wa-

ren, hüben wie drüben Bürger eines Staates, der nicht mehr 

oder noch nicht wieder bestand, war ja nur ein Sinnbild für 

den Kampf der beiden Giganten Diktatur und Freiheit, Totali-

tarismus und Demokratie, der in globalem Umfang erst etwa 

zwei Jahre später in voller Schärfe entbrannte. Grotewohl und 

seine Mitarbeiter wären nach ihren eigenen bitteren Erfahrun-

gen niemals auf die Idee gekommen, sich unter den gegebenen 

Umständen mit den Kommunisten zu vereinigen, hätten sie 

nicht unter stärkstem sowjetischem Druck gestanden und die- 
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sem schliesslich nachgegeben. Die Berliner Sozialdemokraten 

hätten bei aller Entschlossenheit, ihre Sache nicht im Stich zu 

lassen, den Anschlag auf ihre Freiheit nicht abwehren können, 

wären sie nicht von der erwachenden öffentlichen Meinung 

ihrer Stadt vorwärtsgetragen und wären sie vor allem nicht 

von den angelsächsischen Mächten in der entscheidenden 

Phase tatkräftig und wirksam unterstützt worden. Der uner-

sättliche Sowjetimperialismus traf damals auf seinem Vor-

marsch nach Westen auf den ersten Widerstand und erlebte 

einen quantitativ winzigen, qualitativ aber sehr ernsten Rück-

schlag. Die Mächte der freien Welt erkannten ihrerseits an die-

sem Beispiel ganz eindeutig, dass man mit dem Kommunis-

mus nur leben kann, wenn man ihm notfalls entgegentritt statt 

seinen Forderungen ständig nachzugeben. Schliesslich macht 

der Artikel des «Berliner» zwischen den Zeilen bereits sicht-

bar, dass in Berlin zumindest eine neue politische Solidarität 

im Entstehen war, die mit der Frontenbildung des zweiten 

Weltkrieges nichts mehr zu tun hatte. 

CDU ALS DEMOKRATISCHER OPPONENT 

Die ausführliche Darstellung der wichtigsten Ereignisse, die 

sich im Winterhalbjahr 1945/46 in Berlin abspielten, darf aber 

nicht zu dem Trugschluss verleiten, den Sowjets seien Schick-

sal und Entwicklung der anderen Parteien im Antifaschisti-

schen Block gleichgültig gewesen oder sie hätten diese auch 

nur einen Tag aus den Augen verloren. Natürlich waren sie für 

Karlshorst nicht so interessant wie der in Aussicht genom-

mene sozialdemokratische «Blutspender», da sie für solche 

unfreiwilligen Hilfsdienste damals wenigstens noch nicht in 

Betracht kamen. Doch sorgten die Sowjets mit eifersüchtiger 

Wachsamkeit dafür, dass tunlichst auch weder in der CDU  
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noch in der LDP etwas geschah, das ihrem Willen zuwiderlief. 

Bis zur Neugründung des Berliner Landesverbandes der SPD 

waren sämtliche vier Blockparteien, deren Zentralbüros im 

Sowjetsektor von Berlin lagen, als Repräsentanten deutscher 

politischer Initiative mit dem Schicksal der Sowjetzone ver-

bunden. Die dortigen Parteiorganisationen erkannten denn 

auch ihre zentralen Körperschaften in Berlin durchweg als 

führend und richtungweisend an. 

Unter den vier Partnern im Antifaschistischen Block nahm die 

CDU zweifellos von vornherein eine bewusste und auch ob-

jektiv unverkennbare Sonderstellung ein. Schon in einem an-

deren Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, dass es sich 

um die einzige Partei handelte, die gleichsam schon vom Kon-

stitutiven her politisches Neuland betrat. Programmatisch ziel-

te sie darauf ab, nicht allein mehrere politische, ursprünglich 

sogar recht kontroverse Gruppen der Weimarer Zeit zu inte-

grieren und dadurch erneut furchtbar zu machen, sondern auch 

die beiden grossen christlichen Konfessionen in einer grossen 

Partei der Mitte zu vereinen. Ihr Gründungsaufruf trug die Un-

terschrift zahlreicher Persönlichkeiten, die weit über Berlin 

hinaus Rang und Namen hatten und damit sinngemäss, was 

sich wenig später auch tatsächlich erweisen sollte, weit über 

die bestehenden Zonengrenzen hinaus in den deutschen Raum 

vorstiessen. Mit Andreas Hermes und Walther Schreiber stan-

den zwei Männer an der Spitze der CDU, die sowohl auf eine 

reiche politische Erfahrung zurückblickten als auch von vorn-

herein der sowjetischen Besatzungsmacht als gewichtige und 

oft unbequeme Partner gegenübertraten. Obwohl in den ersten 

Monaten kaum etwas davon in die Öffentlichkeit drang, führte 

die CDU hinter den Kulissen des Antifaschistischen Blocks in  
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manchen Fragen einen zähen und unbeirrbaren Kampf gegen 

das Übergewicht der drei anderen Partner und schlug so, ohne 

dass solches praktisch schon publik werden konnte, der De-

mokratie bzw. ihren realen Voraussetzungen eine erste Bre-

sche. 

Dass die von der CDU eingenommene Haltung schliesslich zu 

Reibereien und Schwierigkeiten mit ihren Partnern von der 

SPD wie von der KPD führen musste, lag auf der Hand. Diese 

beiden Parteien bildeten ja innerhalb des Antifaschistischen 

Blocks insofern einen Sonderklub, als sie schon am 19. Juni 

einen gemeinsamen Arbeitsausschuss konstituiert hatten, in 

dem die sozialdemokratischen Vertreter mindestens bis zum 

Herbst 1945 eine denkbar enge Tuchfühlung mit den Kommu-

nisten auch aus Überzeugung bejahten. Aber auch als sich das 

Vertrauensverhältnis zu lockern begann, stimmten die beiden 

sozialistischen Gruppen in den praktischen Sachfragen noch 

meist überein. Dass die LDP jedoch völlig im Fahrwasser der 

sozialistisch-kommunistischen Front schwamm und dadurch 

die CDU zu einem isolierten Vorgehen zwang, war hauptsäch-

lich auf die Unzulänglichkeit ihres Vorsitzenden, Dr. Wilhelm 

Külz, zurückzuführen. Während an der Spitze von SPD und 

KPD in erster Linie Parteifunktionäre standen, die in der Wei-

marer Zeit zweifellos durchweg nicht zu den Prominentesten 

in ihren eigenen Reihen zählten, hatte es der Zufall gefügt, 

dass CDU und LDP von ehemaligen Ministern geführt wur-

den. Sowohl Hermes wie Külz waren Reichsminister, Schrei-

ber lange Jahre preussischer Handelsminister gewesen. Das 

daraus resultierende Selbstbewusstsein prägte sich freilich bei 

den beiden CDU-Vertretern sehr viel entschiedener aus als bei 

dem schon recht senilen Dr. Külz, der seinerseits mit betontem 

Übereifer Schwierigkeiten mit den Sowjets vermied. So ent-

standen im Spätherbst 1945 ernsthafte Meinungsverschieden- 

97 



heiten zwischen der CDU einerseits und den drei übrigen 

Blockparteien andererseits, die sich vor allem in der Schul- 

wie in der Bodenreformfrage zuspitzten. 

Was es bedeutete, wider den Stachel sowjetischer Wünsche zu 

locken, bekam die CDU schon im Dezember 1945 zu spüren. 

Dr. Andreas Hermes als Landwirtschaftsexpert lehnte Tempo 

und Methoden der in der Sowjetzone tatsächlich ebenso über-

stürzt wie dilettantisch betriebenen Bodenreform unmissver-

ständlich ab. Gegen das Prinzip an sich hatte kein aufrichtiger 

deutscher Antinazist etwas einzuwenden. Im Gegenteil, vielen 

standen die Unterlassungssünden der Weimarer Republik 

noch lebhaft vor Augen, die sich nicht zuletzt durch die Nicht-

antastung der gewaltigen Latifundien, vornehmlich in Ost-

deutschland, ihr eigenes Grab geschaufelt hatte. Gegen das 

von den Sowjets wie von den Kommunisten beliebte Prinzip 

einer summarischen und entschädigungslosen Enteignung von 

Grund und Boden sträubte sich aber ein gesundes Rechtsemp-

finden, das insbesondere von Dr. Hermes verkörpert wurde. 

Ebenso erschien es diesem als Fachmann abwegig, für die 

durch die Bodenreform neugeschaffenen Bauernhöfe eine 

schematische Einheitsgrösse festzusetzen, ohne die Ertragsfä-

higkeit und Fruchtbarkeit der Böden zu berücksichtigen, die 

beispielsweise in der Mark Brandenburg oder in Teilen Sach-

sens weit geringer war als in Mecklenburg oder in den sowje-

tisch besetzten Teilen Pommerns. 

Die Sowjets verhielten sich im Falle des CDU-Vorsitzenden 

ganz ähnlich wie im Falle der Verschmelzung von SPD und 

KPD. Sie bemühten sich, ein unmittelbares Eingreifen zu ver-

meiden und dafür zunächst einmal im Innern der Partei Ver-

wirrung zu stiften, um dann später als Interpreten und Voll-

strecker eines angeblichen «Massenwillens» aufzutreten. Am 

8. Dezember 1945 hatten Dr. Hermes und sein Stellvertreter, 
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der spätere Berliner Bürgermeister Dr. Schreiber, einen Aufruf 

des Antifaschistischen Blocks zur Durchführung der Bodenre-

form abgelehnt. In den Tagen danach begründete Dr. Hermes 

seine Bedenken auch vor der Öffentlichkeit. Am 19. Dezember 

wurden Dr. Hermes und Dr. Schreiber von der SMA genötigt, 

vom Parteivorsitz zurückzutreten. Die Sowjets stützten sich 

dabei auf angebliche «Wünsche von Bezirksverbänden der 

CDU, die bei der SMA Bedenken gegen die Geschäfsführung 

des Zentralvorstandes erhoben hatten». Sie wiesen ferner dar-

auf hin, Dr. Hermes habe mit seinen Äusserungen über die Bo-

denreform auch gegen die zuständige Besatzungsmacht Stel-

lung genommen und insofern sinngemäss gegen die einschlä-

gige Gesetzgebung des Kontrollrates verstossen. Grund genug, 

um ihm und Dr. Schreiber die beantragten Interzonenpässe für 

die Teilnahme an dem ersten gesamtdeutschen Treffen der 

CDU in Bad Godesberg zu verweigern. Als neue CDU-Vorsit-

zende wurden von einem Delegiertentag Jakob Kaiser und 

Ernst Lemmer gewählt, die in späteren Jahren beide als Bun-

desminister für Gesamtdeutsche Fragen bekannt wurden. Die 

Sowjets sollten bald durch die Erfahrung darüber belehrt wer-

den, dass sie sich gründlich getäuscht hatten, wenn sie erwar-

teten, die Nachfolger der ihnen unbequem gewordenen Män-

ner in der CDU-Parteileitung seien ihrerseits gefügigere In-

strumente in der Hand der SMA. Ausserdem trauten die beiden 

gemassregelten CDU-Vorsitzenden bei aller lebhaften persön-

lichen Enttäuschung gerade diesen beiden Nachfolgern zu, sie 

würden das Heft fest in der Hand behalten. 

Auch bei den Debatten um den Entwurf einer provisorischen 

Verfassung für Berlin ging übrigens die CDU mit Anregungen 

voran, die auf eine stärkere Demokratisierung des öffentlichen 

Lebens schon vor den ersten freien Wahlen abzielten, deren  
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Datum damals noch völlig ungewiss war. Der Magistrat legte 

im Dezember einen Entwurf vor, der ganz offensichtlich die 

Tendenz verfolgte, das politische Element in den vorgesehe-

nen vorläufigen Vertretungskörperschaften zurückzudrängen 

und der unverkennbare kommunistische Einflüsse verriet. Es 

ist von jeher das typische Bestreben der Kommunisten gewe-

sen, ihren meist relativ geringen unmittelbaren politischen 

Einfluss auf parlamentarische Körperschaften durch die Hin-

zuziehung von Vertretern bestimmter Massen- und Berufsor-

ganisationen zu verstärken, in denen sie, die Kommunisten, 

durch die straffe Disziplin ihrer Kader häufig den Ton ange-

ben. Eine ähnliche Lösung sah auch der Magistratsentwurf ei-

ner provisorischen Verfassung vor, der die Gewerkschaften 

und gewisse ständische Organisationen in die Vertretungskör-

perschaften einbeziehen wollte. Die CDU lehnte diese Auf-

fassung ab und verlangte, die vier zugelassenen Parteien müs-

sten bis zur ersten freien Entscheidung der Bevölkerung pari-

tätisch behandelt werden. Dieser Forderung widersetzte sich 

wiederum der Magistrat, der am 14. Dezember 1945 eine Kon-

ferenz der Bezirksbürgermeister einberief und von ihnen sei-

nen Entwurf einstimmig annehmen liess. Dieser Erfolg des 

Magistrats gegen die CDU, ja, eigentlich gegen die politischen 

Einflüsse der Parteien, lässt sich insofern leicht erklären, als 

die Bezirksbürgermeister damals in ihrer Mehrheit Kommuni-

sten waren. Im Antifaschistischen Block konnten dagegen so-

gar die deutschen Willensvollstrecker Moskaus aus Prestige-

gründen ihre Karten nicht so offen auf den Tisch legen. Die 

Forderung nach einer paritätischen Behandlung der vier Par-

teien vor freien Wahlen war im Grunde zu einleuchtend, als 

dass man sie ohne weiteres hätte ablehnen können. Der Anti-

faschistische Block bildete eine Verfassungskommission, um 

den Magistratsentwurf in Zusammenarbeit mit dessen Rechts- 
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ausschuss in mehreren Punkten abzuändern. Aber auch der ab-

geänderte, von den Bezirksbürgermeistern Anfang Januar 

1946 nochmals geprüfte Entwurf fand keine Gnade vor den 

Augen der Alliierten Kommandantur als der obersten gesetz-

geberischen Instanz für Berlin. Die Alliierten beauftragten 

vielmehr ihre eigene Rechtsabteilung, sich nunmehr mit einer 

vorläufigen Verfassung für Berlin zu beschäftigen. 

Schon das Tauziehen um die Verfassung macht deutlich, dass 

der Antifaschistische Block zu einer konstruktiven Arbeit 

nicht in der Lage war, sobald es nicht allein um Selbstver-

ständlichkeiten ging, sondern echte Gegensätze in irgendeiner 

Form entweder miteinander verschmolzen oder notfalls ge-

geneinander ausgetragen werden mussten. Für solche Mög-

lichkeiten boten weder die Struktur noch die kurzen, aber 

reichlich problematischen Traditionen des Antifaschistischen 

Blocks den erforderlichen Spielraum. Die Kommunisten hät-

ten eigene Standpunkte nicht einmal vortragen können, wenn 

sie welche gehabt hätten, da sie völlig im Kielwasser Moskaus 

schwammen und sich jeder Änderung der dortigen Taktik ge-

schmeidig anpassen mussten. Aber auch sämtliche anderen 

Parteien hatten notgedrungen auf die Verhältnisse in der Zone 

Rücksicht zu nehmen. Dieser allseitige Mangel an Unbefan-

genheit war es, der im Antifaschistischen Block immer nur 

schlechte Kompromisse zustande kommen liess. Ein guter 

Kompromiss, wie er die Demokratie trägt und erhält, wird ja 

daran erkannt, dass in ihn, mögen noch soviel Partner an ihm 

mitgewirkt haben, erkennbare Bestandteile ihrer persönlichen 

unverfälschten Überzeugung eingehen. Einen Kompromiss 

kann nur der achten und verteidigen, der in ihm noch kräftige 

Spuren eigenen unabhängigen Wirkens erkennt. Das aber traf 

auf die vom Antifaschistischen Block mühsam ausgehandel-

ten Kompromisse nicht zu. Sie beruhten durchweg entweder 
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auf allgemein erzwungenen Rücksichten oder auf dem Miss-

trauen statt auf dem Vertrauen zu den Blockpartnern. Dieses 

Misstrauen war seinerseits darauf zurückzuführen, dass die 

vier Mitglieder des Blocks niemals unter sich waren. Im Schat-

ten aller Beratungen standen immer die Sowjets, mit denen 

sich einer der Partner zu seinem eigenen Schaden identifizier-

te. 

DIE WINDSTILLE ENDET 

Nach der Urabstimmung in der Berliner SPD trat auf diesem 

Gebiet eine entscheidende Wendung ein. Nach der erzwunge-

nen Windstille des ersten Besatzungsjahres wurde das politi-

sche Klima weit rauher und stürmischer, aber auch ehrlicher 

als vorher. Das lag hauptsächlich daran, dass mit der neuen, 

von totalitären Einflüssen gereinigten SPD plötzlich ein Faktor 

auf der Bildfläche erschien, der durch den Zwang der Verhält-

nisse keine taktischen Rücksichten mehr auf die Entwicklung 

in der sowjetischen Zone zu nehmen hatte, sondern aus-

schliesslich für Berlin sprechen konnte. Ja, gerade dieser Um-

stand verschaffte der SPD in der ersten Zeit vielleicht eine Art 

heimlich beneideter Monopolstellung unter den anderen de-

mokratischen Parteien, von ihrer kommunistischen Konkur-

renz ganz zu schweigen. In der CDU wie in der LDP musste 

man sich, solange die Zonenorganisation noch einigermassen 

intakt war, jedes in Berlin gesprochene deutliche Wort im Hin-

blick auf dessen mögliche Wirkung in Leipzig, Halle, Magde-

burg oder Rostock überlegen. Die Berliner SPD war jedoch, 

wenn auch unfreiwillig genug, dieser Bedenken enthoben. 

Eine Woche nach der Urabstimmung, am 7. April 1946, pro-

klamierte ein vom Aktionsausschuss der SPD-Opposition ge- 
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gen Grotewohl einberufener Parteitag in Zehlendorf die offi-

zielle Loslösung vom Zentralausschuss und damit die volle or-

ganisatorische Unabhängigkeit der Berliner SPD. Dieser Par-

teitag setzte sich ausschliesslich aus Delegierten zusammen, 

die in ihren Kreisen schon vor Wochen rechtmässig von den 

Mitgliedern gewählt worden waren. Freilich hatten der Zen-

tralausschuss und der ebenfalls im Ostsektor beheimatete Be-

zirksvorstand diese Delegiertenwahlen zu einem ganz anderen 

Zweck veranlasst, nämlich zur Durchführung eines Parteitags, 

der für den Bereich von Grossberlin über die beabsichtigte 

Verschmelzung mit den Kommunisten befinden sollte. 

Dieser sogenannte «Parteitag» fand, in aller Hast zusammen-

getrommelt, am 13. April tatsächlich statt Nach dem für Gro-

tewohl vernichtenden Ergebnis der Urabstimmung in den 

Westsektoren musste man in diesen Bezirken aus dem kleinen 

Kreis der Grotewohlanhänger einige Personen aussuchen, die 

auf dem «Parteitag» in Ostberlin als «Delegierte» zu fungie-

ren bereit waren. Aber auch in manchen Bezirken des Sowjet-

sektors stiess man auf ernsthafte Schwierigkeiten, ein paar 

Hundert willfähriger Statisten für diese Veranstaltung über-

haupt zusammenzubringen. Im Bezirk Mitte wählten bei-

spielsweise 34 Grotewohlanhänger aus ihren Reihen nicht we-

niger als acht Delegierte, obwohl nach der ursprünglichen 

Schlüsselzahl auf je 100 Mitglieder ein Delegierter entfallen 

sollte. Eine Woche später, am 20. April, tagten dann in Ost-

berlin die Zonenparteitage von SPD und KPD, beschlossen bei 

dieser Gelegenheit die Auflösung ihrer Parteien und begrün-

deten einen Tag darauf, gemäss den Wünschen der Sowjets, 

die Sozialistische Einheitspartei (SED). 

Auf diese Weise entstand in den nächsten Wochen eine deli-

kate Rechtssituation, mit der sich schliesslich der Kontrollrat 

befassen musste, weil in der Alliierten Kommandantur keine 
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Einigung erzielt werden konnte. Die neugegründete SED war 

natürlich in der Sowjetzone wie im Sowjetsektor Berlins so-

fort anerkannt worden, nicht aber in den Westsektoren. Im So-

wjetsektor dagegen wurde die unabhängige Berliner SPD zu-

nächst als illegal betrachtet, während sie in den Westsektoren 

ihre Tätigkeit sofort offiziell mit Erlaubnis der dortigen Besat-

zungsmächte aufnehmen konnte. So forderten nunmehr zwei 

Parteien von den Alliierten ihre Zulassung für ganz Berlin: die 

SED sowohl wie die SPD. Nach langem Hin und Her einigte 

man sich schliesslich im Kontrollrat darauf, beide Parteien in 

allen Sektoren zuzulassen. Das bessere Geschäft, wenn man 

es so ausdrücken will, machte dabei zweifellos die SED: sie 

fand in den Westsektoren all die unbehinderten Entfaltungs- 

und Agitationsmöglichkeiten, wie sie in einem demokrati-

schen Klima selbstverständlich sind, während sich die SPD im 

Sowjetsektor den eigenartigen Vorstellungen anpassen muss-

te, die die dortige Besatzungsmacht von Demokratie besass. 

Moralisch aber bedeutete die Entscheidung des Kontrollrats 

für die SPD einen neuen, nicht zu unterschätzenden Sieg: lag 

doch in der Zustimmung der Sowjets das stillschweigende 

Eingeständnis, dass die Urabstimmung auch in ihrem Sektor 

nicht anders ausgefallen wäre, wenn sie dort hätte durchge-

führt werden können. Ausserdem ebnete die Zulassung der 

SPD im Sowjetsektor den Weg für das unverfälschte Ergebnis 

der einzigen freien Wahlen, die nach dem Kriege jemals in 

Gesamtberlin stattgefunden habeh. 

Diese Wahlen wurden vom Kontrollrat auf Vorschlag der Al-

liierten Kommandantur am 3. Juni 1946 für den Monat Okto-

ber anberaumt. Durch die Festlegung dieses Datums ver-

pflichteten sich die alliierten Behörden selbst, die vorläufige 

Verfassung sowie eine Wahlordnung beschleunigt fertigzu-

stellen, da ja ohne die fundamentalen Unterlagen freie Wahlen 
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in Berlin ein in seinen Resultaten höchst unverbindliches Ple-

biszit gewesen wären. 

Der Magistrat war von der Alliierten Kommandantur aufge-

fordert worden, bis zum 1. Mai einen neuen Verfassungsent-

wurf vorzulegen, der sich eng an die Magistratsverfassung des 

Jahres 1920 anlehnen sollte. Das vom Rechtsausschuss des 

Magistrats, den Vertretern der vier Parteien und von einigen 

Bezirksbürgermeistern ausgearbeitete Dokument ging tat-

sächlich in allen entscheidenden Bestimmungen auf die Ver-

fassung von 1920 zurück. Diese war ganz aus dem Geist des 

städtischen Selbstverwaltungsgedankens heraus konzipiert 

worden, mit einer starken Stellung der Exekutive und einer nur 

sehr lockeren parlamentarischen Überwachung dieser Exeku-

tive durch die von der Bevölkerung gewählte Vertretungskör-

perschaft. Diese, eine zweihundertköpfige Stadtverordneten-

versammlung, sollte aus ihrer Mitte einen vierzigköpfigen 

Ausschuss wählen, aber als Plenum nur in Ausnahmefällen 

zusammentreten. Man sieht, diese Verfassung war ganz auf 

die praktischen Bedürfnisse eines Gemeinwesens zugeschnit-

ten, das zwar Selbstverwaltungsfunktionen ausübt, aber keine 

Hoheitsrechte besitzt. 

Im Hinblick auf die künftige Entwicklung Berlins ist darum 

die Feststellung interessant, dass die von der Alliierten Kom-

mandantur am 9. Juli 1946 genehmigte provisorische Verfas-

sung von dem vorgelegten Magistratsentwurf wesentlich ab-

wich. Die parlamentarische Körperschaft wurde auf 130 Ver-

treter begrenzt, gleichzeitig aber dem Magistrat als der Exe-

kutive gegenüber mit weit grösseren Befugnissen ausgestattet. 

Obwohl Berlin offiziell noch den Status einer Stadt hatte und 

die provisorische Verfassung daran formal auch nichts än-

derte, lässt sich materiell doch deutlich erkennen, dass die Ex-

perten der Alliierten schon 1946, vielleicht unbewusst, den be- 
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sonderen Verhältnissen Berlins Rechnung trugen. Dem Buch-

staben nach würde auch der künftige Oberbürgermeister Be-

fehlsempfänger der Besatzungsmächte bleiben, tatsächlich 

aber hatte er täglich mit vier verschiedenen Partnern von sehr 

verschiedenen Auffassungen zu verhandeln. Die von ihm ge-

leitete Stadt war nicht, wie das sonst – mit Ausnahme der Frei-

en Hansestädte Hamburg und Bremen – für alle sonstigen 

deutschen Städte zutraf, einem Lande administrativ eingeglie-

dert. Der Staat Preussen hatte praktisch zu bestehen aufgehört 

und wurde durch eine Kontrollratsentscheidung im Februar 

1947 auch offiziell sozusagen aus der Geschichte verbannt. 

überall stiess die Viersektorenstadt – gemäss den alliierten 

Vereinbarungen von 1944 ausdrücklich ein Sondergebiet – 

mit ihren Grenzen an eine Besatzungszone, mit der sie zwar 

wirtschaftlich, kulturell und besonders durch zahllose 

menschliche Beziehungen eng verbunden blieb, mit der sie 

aber politisch und rechtlich nichts zu tun hatte. Unter diesen 

Umständen kamen dem künftigen Oberbürgermeister Berlins 

eher die Aufgaben eines Regierungschefs als die eines Stadt-

oberhauptes zu, und der ihn und seinen Magistrat kontrollie-

renden Stadtverordnetenversammlung eher die Funktionen ei-

nes Abgeordnetenhauses mit gesetzgeberischen Befugnissen, 

auch wenn davon in der provisorischen Verfassung offiziell 

nichts geschrieben stand. 

Wie ernst die Alliierten die eigentliche politische Bedeutung 

der provisorischen und der zu erarbeitenden künftigen Verfas-

sung Berlins nahmen, ging vor allem aus der feierlichen Über-

mittlung der Urkunde an Oberbürgermeister Dr. Werner am 

13. August hervor. In einem Begleitbrief erklärten die vier 

Kommandanten, die Wiederherstellung einer konstitutionel-

len Regierung für die Stadt Berlin sei ein «geschichtliches Er- 

106 



eignis». Sie gaben ferner der Erwartung Ausdruck, die künftig 

gewählten Vertreter des Volkes möchten sich zu einer konsti-

tuierenden Versammlung zusammenfinden, um unverzüglich 

mit der Ausarbeitung einer Verfassung auf breiter Basis zu be-

ginnen. Nachdem am 25. Juli auch eine Wahlordnung festge-

legt worden war, konnten die Parteien nunmehr in allen Sek-

toren mit den organisatorischen Vorbereitungen eines Wahl-

kampfes beginnen, über dessen einmalige Bedeutung sich kei-

ner der Beteiligten im unklaren war. 

Hatte vor Jahresfrist noch die von den Sowjets geschaffene At-

mosphäre tatsächlich und symbolisch die ganze Stadt be-

herrscht, empfand nunmehr jeder die Unterschiede westlicher 

und östlicher Lebensauffassung und die daraus resultierenden 

Spannungen. Im Sommer 1945 gab es, wie erwähnt, noch 

keine lesbare Zeitung in Berlin – wenigstens nicht, was deren 

politischen Teil anbetraf – und als dann zunächst die Briten 

und Amerikaner mit ihren Organen hervortraten, fanden doch 

die krassen Gegensätze, die in der Luft bereits förmlich kni-

sterten, in der Presse kaum einen Niederschlag. Als erster Re-

präsentant eines wahrhaft meinungsbildenden Organs hatte 

dann der «Tagesspiegel» eine Bresche geschlagen. Inzwischen 

waren auch in den Westsektoren eine Reihe anderer Zeitungen 

lizenziert worden: im November 1945 im französischen Sektor 

der «Kurier», im März 1946 im britischen Sektor das «Span-

dauer Volksblatt» und der «Telegraf», Anfang Juni schliess-

lich, ebenfalls von der britischen Besatzungsmacht genehmigt, 

als offizielles Organ der SPD der «Sozialdemokrat». Die Ver-

schmelzungskampagne im Winter und Frühjahr hatte mit dem 

Erwachen der öffentlichen Meinung auch das Bedürfnis nach 

freier Diskussion erheblich gesteigert. Direkte Kritik an den 

Besatzungsmächten blieb zwar nach wie vor verboten, aber die 

Identifikation der Sowjets mit den Kommunisten und nunmehr 
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mit der neugegründeten SED führte zwangsläufig dazu, dass 

auch die östliche Besatzungsmacht wenigstens indirekt immer 

wieder zum Gegenstand von Pressepolemiken wurde. Aus rei-

nem Vergnügen an der wiedererwachenden geistigen Leben-

digkeit lasen die Berliner in jener Zeit, in der das Geld ohne-

dies immer «billiger» wurde, durchschnittlich täglich drei bis 

vier Zeitungen. Das Herannahen des Wahlkampfes lieferte 

dauernd einen ergiebigeren Stoff für Auseinandersetzungen 

und liess die Tonart immer schärfer werden. Die SED-Presse 

und die übrigen Zeitungen des Sowjetsektors – abgesehen von 

den Organen der CDU und der LDP, denen damals noch eine 

gewisse Zurückhaltung erlaubt wurde, die aber deswegen na-

türlich umso langweiliger wirkten – bedienten sich als An-

griffswaffe immer der Keule und trafen damit fast regelmässig 

ins Leere. Die westlichen Zeitungen revanchierten sich mit 

der eleganteren Waffe des Floretts, trafen aber ihren Gegner 

dafür oft mitten ins Herz, was jenseits der Sektorengrenze 

dann wiederum ein entsprechendes Wutgeheul auslöste. 

Auch dem kommunistisch beherrschten Berliner Rundfunk 

war inzwischen ein Konkurrent erwachsen, der zwar technisch 

anfangs nur über bescheidene Sendeanlagen verfügte, dafür 

aber mit seinem politischen Programm den Rivalen in der Ma-

surenallee bald hoffnungslos aus dem Felde schlug. Anfang 

September wandelten die Amerikaner ihren seit Februar 1946 

betriebenen Drahtfunk, der seine Sendungen nur unter weit-

gehendem Ausschluss der Öffentlichkeit auszustrahlen ver-

mochte, in einen regelrechten Rundfunksender um, der dann 

als «Rias» (Rundfunk im amerikanischen Sektor) weit über die 

Grenzen Berlins hinaus bekannt wurde. Der Rias griff schon 

in den Wahlkampf von 1946 ein und zwang beispielsweise 

Vertreter der SED zusammen mit Angehörigen der drei an de- 

108 



ren Parteien zu improvisierten Diskussionen vor sein Mikro-

phon, eine Veranstaltung, die im kommunistischen Sender in 

der Masurenallee unmöglich gewesen wäre. 

GANZ BERLIN VOTIERT FÜR DEN WESTEN 

So liess schon der Wahlkampf, den die Berliner Parteien ne-

beneinander und gegeneinander führten, immer deutlicher er-

kennen, dass der 20. Oktober 1946, der festgesetzte Wahlter-

min, zu einem förmlichen Plebiszit für die Sache des Ostens 

oder des Westens werden würde. Die beachtlichen Schatten, 

die dieses Ereignis vorauswarf, konnten auch die Besatzungs-

mächte, selbst wenn sie das gewollt hätten, nicht völlig unbe-

teiligt lassen. Doch war bis zum Frühherbst 1946 in den alli-

ierten Gremien – im Kontrollrat sowohl wie in der Alliierten 

Kommandantur – trotz zunehmender ideologischer Spannun-

gen die Einheit im technischen und sachlichen Bereich not-

dürftig gewahrt worden. Das fiel auch zweifellos viel leichter, 

solange die deutsche Bevölkerung ausschliesslich Objekt des 

politischen Geschehens blieb und niemand vorauszusagen 

vermochte, welchen Weg sie schliesslich in freier Entschei-

dung einschlagen würde. Vor dieser Entscheidung ging es 

hauptsächlich um die generellen Massnahmen, die sich teils 

aus den Absprachen der Alliierten während des Krieges, teils 

aus dem evidenten Chaos ergaben, das der Krieg selbst hinter-

liess. Insofern gelang es den alliierten Gremien in den ersten 

anderthalb Jahren ihres Wirkens, in ihren prinzipiellen Ent-

scheidungen meist die geforderte Einstimmigkeit zu erzielen, 

mochte es sich um den problematischen Komplex der Entna-

zifizierung, um die grossen Fragen des Schulwesens, der Er-

ziehung, der Rechtsprechung oder um andere Sachaufgaben  
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handeln, bei denen der Kontrollrat häufig auf bewährte Geset-

zesmodelle aus der Zeit der Weimarer Republik zurückgriff. 

Indessen begann der besiegte Gegner allmählich, seinen Platz 

als stummer und noch dazu vielfach geknebelter Zuschauer im 

Parkett zu verlassen, um nunmehr selber wieder dem Rampen-

licht der Bühne zuzustreben. Die schon um die Jahreswende 

1945/46 durchgeführten Kommunalwahlen in der amerikani-

schen Zone hatten die CDU bzw. die CSU, ihre Schwesterpar-

tei in Bayern, eindeutig in die Vorhand gebracht und vor allem 

die hoffnungslose Schwäche des Kommunismus in Süd-

deutschland enthüllt. In der britischen Zone stand die SPD an 

der Spitze, die KPD blieb auch hier – trotz Ruhrgebiet – in 

freien Wahlen weit hinter den sowjetischen Erwartungen zu-

rück. Nachdem die Sowjets in ihrer Zone die von ihnen mit 

allen Mitteln erstrebte Verschmelzung von SPD und KPD, ih-

ren Wünschen gemäss, unter Dach und Fach gebracht hatten, 

riskierten sie ihrerseits den ersten Appell an die Bevölkerung. 

Die dort in der ersten Septemberhälfte durchgeführten Kom-

munalwahlen entsprachen zwar im wesentlichen den Erwar-

tungen Moskaus, weil die SED in allen Ländern die absolute 

Mehrheit erringen konnte. Die Spekulationen auf das gerade in 

diesen Gebieten traditionell starke Klassenbewusstsein der so-

zialdemokratischen Wähler gingen also nicht fehl. Vor die Al-

ternative gestellt, sich entweder für eine christliche bzw. libe-

rale Partei zu entscheiden oder einem politischen Gebilde eine 

Chance zu geben, das zwar unter beispiellosem Zwang und 

Druck zustande gekommen war, das aber im Laufe der Zeit 

vielleicht doch noch demokratisch umgeformt werden konnte, 

stimmten zweifellos die meisten SPD-Wähler in der Zone für 

die SED als das vermutlich kleinere Übel. Andererseits konn-

ten sich die Sowjets keinen Illusionen darüber hingeben, dass  
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die Minderheit, die sich gegen ihre Prinzipien wie gegen ihre 

Propaganda bekannte, noch immer beträchtlich war, vornehm-

lich in Sachsen, Thüringen und in der Mark Brandenburg. Je-

denfalls wurde einer gemeinsamen Deutschlandpolitik, als de-

ren oberstes Organ in Berlin der Kontrollrat fungierte, durch 

die politischen Ereignisse und deren nicht zu leugnende Fata-

lität mehr und mehr der Boden entzogen. In den Westzonen 

hatten die Kommunisten nach dem Willen der deutschen Be-

völkerung praktisch nichts zu vermelden, in der Sowjetzone 

entzog der Wille der Besatzungsmacht den nichtkommunisti-

schen Parteien systematisch den freien Spielraum zur Entfal-

tung ihrer Kräfte. Nach aussen noch unsichtbar, aber unauf-

haltsam wichen die beiden Hälften Deutschlands allmählich 

auseinander. Was würde Berlin sagen, wie würde es sich ent-

scheiden? 

Auch hier und gerade hier mussten sich die zunehmenden 

Spannungen notgedrungen auf das Verhältnis der Alliierten 

untereinander auswirken. Am 17. und 18. August hatte sich 

die Berliner SPD auf einem Landesparteitag, der im britischen 

Sektor stattfand, ein neues Aktionsprogramm gegeben und bei 

dieser Gelegenheit unverblümt zur politischen Lage Stellung 

genommen. Diese Tatsache benutzte der Sowjetvertreter im 

Kontrollrat, Marschall Sokolowski, um auf der nächsten Sit-

zung dieses Gremiums am 20. August heftige Vorwürfe gegen 

die SPD zu erheben. Er verdächtigte aber auch die Briten, sie 

hätten durch stillschweigende Billigung die SPD unterstützt. 

Dem britischen Vertreter blieb nichts anderes übrig, als eine 

Untersuchung der Angelegenheit zuzusagen. Diese verlief im 

Sande und musste im Sande verlaufen, weil sich an solchen 

konkreten Fällen immer deutlicher zeigte, dass die West-

mächte und die Sowjets, unbeschadet aller Illusionen ihres im 

Grunde ja höchst zufälligen Kriegsbündnisses, in zwei ver-

schiedenen geistigen Welten lebten, völlig verschiedene Spra- 
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chen sprachen und ebenso verschiedene Begriffe von den Din-

gen hatten. Wahrscheinlich war die Entrüstung Marschall So-

kolowskis in der fraglichen Kontrollratssitzung durchaus nicht 

fingiert. Es wurde schon bei anderer Gelegenheit darauf ver-

wiesen, warum die SPD in Berlin im Gegensatz zu den beiden 

anderen nichtkommunistischen Parteien sehr viel unbefange-

ner auftreten konnte und sich insofern in der Deutlichkeit ihrer 

Tonart vor allen anderen bei den Sowjets höchst missliebig 

machte. Ebensowenig darf man natürlich dem britischen Ver-

treter unterstellen, er hätte eine Untersuchung der sowjeti-

schen Vorwürfe nur pro forma zugesagt. Wie sollten die Bri-

ten, die in ihrer Zone durch Kurt Schumacher beispielsweise 

schon ganz andere Töne gewohnt waren und sich stillschwei-

gend als gute Demokraten daran gewöhnt hatten, dass auch der 

Besiegte das Lebensrecht auf eine eigene Meinung besitze, in 

den noch immer relativ zurückhaltenden Äusserungen auf dem 

SPD-Parteitag ein Vergehen erblicken, das der Sühne be-

durfte? Bei den Sowjets hingegen genügte schon die schüch-

ternste Äusserung eines Unlustgefühls von deutscher Seite, 

um sie in äusserste Erregung zu versetzen. 

So blickte man schliesslich auch in den Ländern der Alliierten 

mit immer grösserer Erwartung und Ungeduld auf den Aus-

gang des Berliner Wahlkampfes. Dieser wurde von den drei 

nichtkommunistischen Parteien im Zeichen stillschweigenden 

Einvernehmens gegen den totalitären Partner geführt, der wie-

derum die drei anderen durch den Umfang und die Kostspie-

ligkeit seiner Propaganda bei weitem überrundete. Die SED 

hatte überdies den Vorteil, ihre enge Tuchfühlung mit der Be-

satzungsmacht im Sowjetsektor hemmungslos für sich ausnut- 
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zen zu können, während die anderen Parteien, vornehmlich die 

SPD, dort auf Schwierigkeiten und Schikanen aller Art sties-

sen. 

Es war das gemeinsame, wenn auch nicht offiziell verabredete 

Aktionsziel der drei demokratischen Parteien, das kommuni-

stische Monopol im Magistrat und vor allem in den Bezirken 

zu brechen, um auch von der Verwaltung her ein Klima zu ga-

rantieren, das die Entfaltung einer wirklichen Demokratie be-

günstigen würde. Dabei neigten viele Skeptiker zu der Pro-

gnose, die SED würde wahrscheinlich auch in Berlin den er-

sten Platz erobern, und es komme eben nur darauf an, dass sie 

so weit wie möglich hinter der absoluten Mehrheit zurück-

bleibe, die sie bei den Kommunalwahlen der Zone überall er-

rungen hatte. Schliesslich waren gerade diese Wahlen als Aus-

druck einer tiefen Resignation der Wähler anzusehen. Würde 

sich die gleiche Resignation nicht auch in Berlin ähnlich be-

merkbar machen, trotz seines weit freieren und lebendigeren 

politischen Klimas? Schliesslich wohnte etwa ein Drittel der 

Bevölkerung im Sowjetsektor, in dem die psychologischen 

Gegebenheiten nicht viel anders lagen als in der Zone. Opti-

mistischere Beobachter meinten, Berlin werde der Sache der 

Freiheit schon dann einen unschätzbaren Dienst leisten, wenn 

es gelinge, die SED hier wenigstens auf den zweiten Platz zu 

verweisen. Damals hatte sich das Prinzip der modernen Mei-

nungsforschung in dem besiegten Deutschland noch nicht ein-

gebürgert, so dass jede Wahlprognostik auf willkürliche und 

zufällige Schätzungen angewiesen war: allgemein rechnete 

man mit einem Kopf- an Kopfrennen von SPD und SED, die 

zusammen wahrscheinlich 65 bis 70 Prozent der abgegebenen 

Stimmen auf sich vereinigen würden. Für die CDU würden 

etwa 20 Prozent, für die LDP etwa 10 Prozent der Stimmen 

übrigbleiben. 

Indessen spielten in die Argumente des Wahlkampfes auch 

ganz andere Fragen hinein als die kommunalen und mehr orts- 
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gebundenen Komplexe. Immer wieder drängten sich die stei-

genden Sorgen um die Zukunft Deutschlands, aber auch Ge-

danken an dessen künftige Partnerschaft im Konzert der Völ-

ker in den Vordergrund. Winston Churchill, damals Führer der 

britischen Opposition, hatte Anfang September 1946 durch 

seine berühmtgewordene Rede in Zürich die grosse Idee der 

europäischen Einigung wieder aus der geschichtlichen Ver-

senkung heraufbeschworen, in die sie durch die schwere Wirt-

schaftskrise und vor allem durch den Sieg des Nationalsozia-

lismus in Deutschland geraten war. Der damalige amerikani-

sche Aussenminister Byrnes hatte am 6. September in Stutt-

gart sehr nachdrücklich die positiv und tröstlich klingenden 

Vorstellungen seiner Regierung über den beabsichtigten Wie-

deraufstieg Deutschlands auf der Basis eines Abbaus der Zo-

nengrenzen präzisiert. 

Während Churchill wie Byrnes über die Zukunft Deutschlands 

einiges Versöhnliche und Ermutigende gesagt hatten, wirkte 

andererseits im Berliner Wahlkampf zuungunsten der Sowjets 

noch immer die brutalste Massnahme nach, die sie im Früh-

jahr auf wirtschaftlichem Gebiet getroffen hatten. In der So-

wjetzone wie im Sowjetsektor von Berlin war zur Deckung 

von Moskaus Reparationsansprüchen eine ganze Reihe bedeu-

tender Industrieunternehmen in Sowjetische Aktiengesell-

schaften (SAGs) umgewandelt worden. Dieser willkürliche 

Akt hatte nach drei Seiten hin verheerende psychologische 

Folgen auf die deutsche Bevölkerung. Einmal sah man in ihm 

eine Bestätigung der Absicht, erhebliche Teile des deutschen 

Wirtschaftspotentials der deutschen Zuständigkeit für unge-

wisse Frist, vielleicht für immer, zu entziehen. Mindestens be-

deutete aber dieser Eingriff – was die Erfahrung ja auch bestä-

tigt hat – einen radikalen Umbau der Wirtschaftsverfassung in  
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den von den Sowjets verwalteten deutschen Gebieten, ohne 

die mindeste Rücksicht auf den Willen der davon betroffenen 

Bevölkerung. Schliesslich war durch die Schaffung der SAGs 

die Zusage des Potsdamer Abkommens, ganz Deutschland für 

die Dauer des Besatzungsregimes als wirtschaftliche Einheit 

behandeln zu wollen, aufs flagranteste verletzt worden. Diese 

höchst einseitige Massnahme, die an die schlimmsten kolonia-

len Methoden der Vergangenheit gemahnte, musste in abseh-

barer Zeit entsprechende Gegenmassnahmen der Westmächte 

herausfordern. Damit aber vertiefte sich zwangsläufig nicht al-

lein die wirtschaftliche, sondern auch die gesellschaftliche und 

ideologische Spaltung zwischen dem sowjetischen Besat-

zungsgebiet und den drei Westzonen. 

Am 20. Oktober 1946, an einem strahlenden Herbstsonntag, 

traf die Berliner Bevölkerung ihre mit Spannung erwartete 

Entscheidung. In allen Sektoren stauten sich seit den Morgen-

stunden die Schlangen der Abstimmungsberechtigten vor den 

Wahllokalen. Die Wahlordnung schloss eine Reihe politisch 

Belasteter vom Wahlrecht aus, so dass für Gesamtberlin rund 

2,3 Millionen Wahlberechtigte übrigblieben. Als in den frühen 

Abendstunden eine Beteiligung von über 90 Prozent gemeldet 

wurde, stand damit ein Ergebnis bereits fest: entgegen man-

chen pessimistischen Voraussagen konnte die Entscheidung 

der Berliner in keinem Falle von Resignation oder gar Ver-

zweiflung beeinflusst worden sein. Anderenfalls wäre die 

Wahlbeteiligung nicht in allen Sektoren gleichmässig hoch ge-

wesen. Je mehr der Abend vorrückte, umso eindeutiger zeich-

nete sich ein ebenso unerwartet starker Sieg der SPD wie eine 

unerwartet schwere und peinliche Niederlage der SED ab. Die 

Prognosen, die beiden Linksparteien würden rund 70 Prozent 

der abgegebenen Stimmen auf ihren Listen vereinigen, wur- 
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den allerdings in verblüffendeni Masse bestätigt. Für die SPD 

und die SED zusammen wurden genau 68,5 Prozent der Stim-

men abgegeben, doch entfielen davon mit über einer Million 

Stimmen auf die SPD nicht weniger als 48,7 Prozent, auf die 

SED mit rund 413’000 Stimmen nur 19,8 Prozent. Die CDU 

errang mit 462’000 Stimmen 22,2 Prozent, die LDP mit 

195’000 Stimmen 9,3 Prozent. Die Berliner hatten den Kampf 

um die Freiheit zu honorieren gewusst, der im Frühjahr von 

einer kleinen Gruppe aufgenommen worden war, der damals 

Walther Ulbricht das Schicksal voraussagte, ein halbes Jahr 

später würde kein Mensch mehr von ihr reden. Kurt Schuma-

cher, der in die Endphase des Wahlkampfes persönlich ein-

griff und bei dieser Gelegenheit Berlin schon seinen vierten 

Besuch abstattete, kommentierte das Ergebnis mit folgenden 

Worten: «Der Berliner Wahlerfolg ist keine lokale Angelegen-

heit. Er ist der Ausdruck der Einkehr und Umkehr der Deut-

schen, und er würde im politischen Gesamtbild ganz Deutsch-

lands wiederkehren, wenn die Zonengrenzen gefallen wären 

und allen Deutschen die gleichen staatsbürgerlichen Rechte 

gegeben würden.» 

Allerdings hatte die SED im Sowjetsektor besser abgeschnit-

ten als in den Westsektoren. Während sie dort insgesamt nur 

179’000 Stimmen aufbrachte, erhielt sie im Sowjetsektor al-

lein immerhin 233’000 Stimmen. Hier betrug auch der Stim-

menanteil der SPD nur 43,1 Prozent, während sie in den drei 

Westsektoren die absolute Mehrheit erreichte. Aber nachträg-

lich versuchte soziologische Deutungen dieses prozentualen 

Unterschiedes, etwa in dem Sinne, die SED hätte eben als aus-

gesprochene «Arbeiterpartei» unter der Arbeiterbevölkerung 

selbst mehr Zustimmung gefunden als anderswo, gehen fehl. 

Von den acht Bezirken des Sowjetsektors sind nur vier, näm-

lich Prenzlauer Berg, Mitte, Friedrichshain und Lichtenberg  
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als ausgesprochene Arbeitergegenden zu betrachten, während 

in den vier anderen das klein- bis mittelbürgerliche Element 

überwiegt. Von den sechs Bezirken des amerikanischen Sek-

tors hingegen weisen Neukölln, Kreuzberg und Teile von 

Schöneberg eine ausgesprochene Arbeiterbevölkerung auf. 

Von den vier Bezirken des britischen Sektors ist nur Wil-

mersdorf als rein «bürgerlicher» Bezirk anzusprechen, wäh-

rend in Spandau, Charlottenburg und Tiergarten der Anteil der 

Arbeiterschaft beträchtlich ist. Von den zwei Bezirken des 

französischen Sektors schliesslich galt Wedding mit Recht 

von jeher als «proletarische Hochburg». 

Damit ist erwiesen, dass die SED ihren relativ grösseren Er-

folg im Sowjetsektor keineswegs ihrer grösseren Anziehungs-

kraft auf die Arbeiter, sondern lediglich der Unterstützung 

durch die Besatzungsmacht zu verdanken hatte, die «ihre» 

Partei mit allen Mitteln förderte, die Agitation der anderen 

Parteien einschränkte und somit zweifellos einen gewissen 

Teil der Bevölkerung einschüchterte. Schliesslich konnte man 

ja trotz aller feierlichen Garantien für freie Wahlen, konnte 

man trotz der effektiven Viermächte-Überwachung, die für ei-

nen kurzen Sonntag amerikanische, britische und französische 

Uniformen sogar im Sowjetsektor sichtbar werden liess, nicht 

wissen, was morgen geschehen würde. 

Am gleichen 20. Oktober, an dem Berlin seine Entscheidung 

traf, hatten auch die Länder und Provinzen der Sowjetzone 

ihre Landtage gewählt. Obwohl seit den Kommunalwahlen 

Anfang September nur wenige Wochen verflossen waren, 

ging doch der Stimmenanteil der SED überall ganz beträcht-

lich zurück. In den meisten Ländern kam sie nur noch knapp 

an die absolute Mehrheit heran, in der Mark Brandenburg bei-

spielsweise büsste sie sogar 15 Prozent ihrer Stimmen ein. 
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Ebenso beträchtlich sprangen die Gewinne der CDU und der 

LDP ins Auge. 

MOSKAUS SCHNELLE RACHE 

In Karlshorst schäumte man buchstäblich vor Wut über die 

Wahlresultate in der Zone und insbesondere über die katastro-

phale Niederlage der SED in Berlin. Ja, gerade die noch relativ 

grossen Erfolge der Einheitspartei in der Zone erschienen im 

Vergleich zu ihrem Misserfolg bei wirklich freien Wahlen als 

besonders fragwürdig, als erpresst, als direkt oder indirekt 

durch Furcht oder Resignation erzwungen. In ihrer Erbitterung 

beschlossen die Sowjets, an der ihren Wünschen so wenig ge-

fügigen deutschen Bevölkerung in ihrem Machtbereich ein 

Exempel zu statuieren. Die Zeiten waren vorbei, da man hinter 

der Maske einer demokratischen Friedensmacht die Deutschen 

freiwillig für sich zu gewinnen hoffte. Die Zeiten waren noch 

nicht gekommen, in denen man sich, wie das heute der Fall ist, 

nach Zerschlagung aller Widerstände, nach restloser Gleich-

schaltung des gesamten politischen, wirtschaftlichen und kul-

turellen Lebens in einer Zone als uneigennütziger Freund der 

deutschen Nation ausgeben konnte bzw. jenes Teils der deut-

schen Nation, der restlos vom Machtapparat der Moskauer Sa-

tellitenpartei beherrscht wird. Damals, im Herbst 1946, befan-

den sich die Sowjets in einer an Enttäuschungen reichen Zwi-

schenphase: die Illusionen, dass sich die Deutschen gutgläubig 

in die Umarmung eines neuen Totalitarismus hineinziehen las-

sen würden, waren hoffnungslos zerstoben; die Zeiten, in de-

nen die ursprüngliche Besatzungszone restlos in eine Art So-

wjetprovinz umgewandelt sein würde, lagen noch in weiter 

Ferne. Die alte Maske hatte sich als untauglich erwiesen, eine 

neue konnte noch nicht vorgebunden werden: niemals zeigten 
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die Sowjets in ihrem deutschen Einflussbereich ihr wahres Ge-

sicht so offen und unverhüllt wie in jener Periode, die mit den 

Berliner Wahlen vom 20. Oktober 1946 begann und mit der 

Aufhebung der Berliner Blockade am 12. Mai 1949 endete. 

In der Nacht vom Montag, dem 21., zum Dienstag, dem 22. 

Oktober 1946 wurde in den Industriestädten der Sowjetzone 

wie im Berliner Sowjetsektor an den Wohnungen von tausen-

den von Facharbeitern, Spezialisten, Ingenieuren und Wissen-

schaftlern Sturm geläutet. Beauftragte der Besatzungsmacht 

hielten den völlig verstörten Wohnungsinhabern Arbeitsver-

träge entgegen, die sie in der Regel auf zwei Jahre, in einigen 

Fällen auch auf längere Frist, zu einer Beschäftigung in der 

Sowjetunion verpflichteten. Die Familienangehörigen und so-

gar ein Teil des Hausrates konnten mitgenommen werden, wo-

für vorsichtshalber Transportmöglichkeiten gleich bereitstan-

den. Noch in der gleichen Nacht ging es zu den Bahnhöfen, 

von denen aus sich viele Sonderzüge mit ihrer modernen Skla-

venfracht in östlicher Richtung in Bewegung setzten. Den to-

ten Reparationen, bestehend aus Industriegütern, Maschinen 

und Ausrüstungen aller Art, folgten die ungleich wertvolleren 

lebenden. 

Es leuchtet ein, dass eine so schlagartig und reibungslos 

durchgeführte Massnahme nicht aus der Verärgerung eines 

Augenblicks heraus geboren sein konnte, sondern sehr sorg-

fältiger und langfristiger Vorbereitungen bedurfte. Es ist fer-

ner klar, dass die Sowjets die Durchführung ihres Plans ab-

sichtlich auf einen Zeitpunkt nach den Wahlen in der Zone und 

Berlin hinausschoben, um ihre ohnedies fragwürdigen Aus-

sichten nicht noch mutwillig zu verschlechtern. Ebenso klar 

ist aber wohl andererseits, dass die Sowjets bei einem ihnen 

günstigeren Ergebnis der Wahlen für die Verpflichtung deut-

scher Facharbeiter und Spezialisten eine weniger auffällige, 
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weniger überrumpelnde, menschlicher anmutende Form ge-

wählt hätten. Auch eine totalitäre Macht ist im Allgemeinen 

auf ihr Prestige bedacht und lässt die Rücksicht darauf nur 

dann ausser acht, wenn sie sich von einem weit schwächeren 

Partner herausgefordert glaubt und von diesem zunächst auch 

noch Schlappen einstecken muss. Dann gilt für sie kein ande-

res Motiv mehr als der fanatische Wille, dem Schwächeren 

und bei dieser Gelegenheit einmal wieder der ganzen Welt ihre 

brutale Stärke zu zeigen. Insofern stand die kollektive Men-

schenverschleppung in die Sowjetunion sicherlich mit der Er-

bitterung Moskaus über das Wahlergebnis vom 20. Oktober 

1946 in einem unauflöslichen psychologischen Zusammen-

hang. 

Die Wirkung auf Berlin und dessen öffentliche Meinung, zu 

deren Sprechern sich vor allem die beiden grossen demokrati-

schen Parteien, SPD und CDU, machten, war tief und elemen-

tar. Im SPD-Landesvorstand erwog man ernsthaft, die ganze 

Arbeiterschaft zu einem Generalstreik als Protest gegen einen 

Akt aufzurufen, den man mit Recht als ein schwerwiegendes 

neues, diesmal aber nicht von den Nazis begangenes Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit empfand. Man verwarf diesen 

Plan lediglich darum, weil die Proklamierung eines General-

streiks zwangsläufig auch die Westmächte in Ausübung ihrer 

Kontrollfunktionen hätte auf den Plan rufen müssen, obwohl 

man diese mehr und mehr schon als heimliche Verbündete be-

trachtete. So begnügte sich die SPD schweren Herzens mit ei-

ner scharfen Protestresolution, die am Abend des 22. Oktober 

auf einer Funktionärskonferenz verlesen und einstimmig an-

genommen wurde. Die Tonart dieses Dokuments liess an 

Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig und stellte zweifellos 

einen erheblichen formalen Verstoss gegen die Kontrollrats-

gesetze dar. Die Tatsache, dass die zuständigen britischen und  
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amerikanischen Behörden eine Veröffentlichung dieser Reso-

lution in den von ihnen lizenzierten Zeitungen zunächst ver-

hindern wollten, diese aber dann doch unter dem Druck der 

Redaktionen schliesslich zögernd zugestanden, liess erken-

nen, wie sehr selbst die westlichen Besatzungsmächte inner-

lich von dem brutalen Willkürakt der Sowjets abrückten. Auch 

auf der nächsten Sitzung der Alliierten Kommandantur kam 

die Deportierung deutscher Facharbeiter und Spezialisten in 

die Sowjetunion zur Sprache. Der sowjetische Vertreter ver-

wies seine westlichen Kollegen an den Kontrollrat, wo dieses 

Problem, wie so viele andere, schliesslich versackte. An der 

Tatsache selbst war ja auch nichts mehr zu ändern. Welche 

Instanz hätte Moskau zwingen sollen, die kollektive Ver-

schleppung von Deutschen rückgängig zu machen? Freilich tat 

sich damit wiederum eine tiefe Kluft zwischen Osten und We-

sten auf. Immer zielstrebiger trachteten die Westmächte we-

nigstens in Berlin danach, vor dem Auge der Geschichte sicht-

bar aus der bedrückenden Solidarität mit dem Kommunismus 

entlassen zu werden, den man unter dem Erlebnis des gemein-

sam geführten Krieges nicht rechtzeitig genug als das raffi-

nierteste und mächtigste totalitäre System aller Zeiten erkannt 

hatte. 

Nach dem Abklingen der ersten Erregung über die neueste De-

monstration unbarmherzigen sowjetischen Machtwillens trat 

der nüchterne politische Alltag in Berlin wieder in seine 

Rechte. Es galt nunmehr, die politischen Konsequenzen aus 

dem Wahlergebnis zu ziehen. Eine grundlegende demokrati-

sche Umgestaltung sowohl des Magistrats wie der Bezirksver-

waltungen stand bevor, ein Prozess, dem sich prinzipiell nicht 

einmal die Sowjets widersetzen konnten, da ja auch sie, wie 

alle anderen Besatzungsmächte, auf die provisorische Verfas-

sung festgelegt waren. Allerdings zog gerade die Verfassung 

jedem etwaigen Bestreben einer Koalitions- und Oppositions- 
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bildung insofern Grenzen, als sie bestimmte, dass jede Partei, 

die die Verantwortung mitzutragen gewillt sei, nach dem 

Masse der von ihr errungenen Stärke an der Magistratsbildung 

beteiligt werden müsse. Es stand von vornherein fest, dass die 

SED auf den ihr damit zugestandenen Anteil an Macht und 

Einfluss weder verzichten würde noch nach dem Willen der 

Sowjets verzichten durfte. Aber auch abgesehen von den dies-

bezüglichen Bestimmungen der provisorischen Verfassung 

hätten sich die drei demokratischen Parteien vermutlich frei-

willig um die Mitarbeit der SED im Magistrat bemüht, um 

diese unter den einmal gegebenen Verhältnissen nicht in eine 

sehr bequeme Opposition zu treiben. Obwohl Berlin damals 

noch eine einheitlich verwaltete Stadt war und kein Mensch in 

seinen schlimmsten Träumen auf die Idee gekommen wäre, 

diese Einheit werde schon nach zwei Jahren gespalten sein, 

hatten doch gerade die Ereignisse, die sich im Sowjetsektor in 

der Nacht vom 21. zum 22. Oktober abspielten, die Bevölke-

rung grausam genug darüber belehrt, dass es eben einen Teil 

Berlins gab, in dem nach wie vor jede Rechtssicherheit auf-

hörte. Je mehr es gelänge, durch Erweiterung der deutschen 

Zuständdigkeiten den Einfluss und die Machtposition der Mi-

litärregierungen in allen Sektoren einzuschränken, desto eher 

würde es gelingen, die sich bedrohlich auftuende Kluft zwi-

schen dem Sowjetsektor und Westberlin zu überbrücken. 

Schon darum mussten alle Versuche gemacht werden, um mit 

der SED zu einer erträglichen sachlichen Zusammenarbeit zu 

kommen. 

Eine schwere Aufgabe hatte die SPD als eigentlicher Sieger 

des Wahlkampfes zu lösen. Nach ihrem am 20. Oktober errun-

genen Stimmenanteil stand es ihr nicht nur zu, die Hälfte aller 

Stadtratspositionen im neuen Magistrat zu besetzen, sondern  
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vor allem geeignete Persönlichkeiten für die beiden wichtig-

sten Ämter zu stellen: für das des Oberbürgermeisters und des 

Stadtverordnetenvorstehers. 

Schon bei den ersten personellen Erörterungen in den zustän-

digen Gremien der SPD zeigte sich, dass es ebenso schwer 

sein kann, einen Sieg richtig auszunutzen wie ihn zu erringen. 

Für den seit fast einem Jahr geführten Kampf hatte es der in 

Berlin nun führenden Partei weder an mutigem Elan noch an 

fruchtbaren Ideen gefehlt. Jetzt aber kam es auf die politische 

Erfahrung und kommunalen Sachverstand an. Die Partei war 

in ihrer jetzigen Zusammensetzung noch jung und unerprobt, 

nach aussen konsolidiert, aber noch nicht durchweg nach in-

nen. 

Es mutet nachträglich fast wie eine tragische Ironie des 

Schicksals an, dass ausgerechnet die Partei, die Berlin in den 

späteren Jahren nacheinander vier «grosse Bürgermeister» 

stellte, vor der gleichen Aufgabe in erster Instanz versagte. Im 

Landesvorstand siegte nach heftigen Debatten die vernünftige 

Überlegung, es komme darauf an, für den Posten des Oberbür-

germeisters eine ausgesprochen politische Persönlichkeit zu 

finden. Im Landesauschuss, dem auch die 20 Kreisvorsitzen-

den angehörten, kam man zu einer anderen Auffassung, die 

sich vordergründig recht einleuchtend ausnahm, tatsächlich 

aber die gegebene Situation falsch einschätzte. Man brauche, 

so wurde argumentiert, einen tüchtigen und erprobten kom-

munalen Fachmann, der imstande sei, das riesige Trümmer-

feld, aus dem Berlin damals noch bestand, wieder in eine Stadt 

zu verwandeln. Als ob die eigentlichen politischen Probleme, 

die Berlin umlagerten, mit dem 20. Oktober zu bestehen auf-

gehört und nicht vielmehr recht eigentlich erst begonnen hät-

ten! 

So einigte man sich mit knapper Mehrheit darauf, den bishe-

rigen Bezirksbürgermeister von Wilmersdorf, Dr. Otto Os- 
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trowski, als Kandidaten für den Posten des Oberbürgermei-

sters zu nominieren. Zweifellos trafen die geforderten Quali-

täten auf Dr. Ostrowski zu. Schon vor 1933 hatte er einen Ver-

waltungsbezirk als Bürgermeister geleitet und sich dabei rei-

che Erfahrungen erworben. Nach Kriegsende fungierte er zu-

nächst als kommunalpolitischer Berater des SPD-Zentralaus-

schusses unter Grotewohl, ging aber nach der Urabstimmung 

bald zu der neuen SPD über. Als Stellvertreter des künftigen 

Oberbürgermeisters wäre Dr. Ostrowski als kommunaler 

Fachmann bestimmt sehr gut am Platze gewesen. Als Ober-

bürgermeister fehlte es ihm leider an Instinkt und Stärke, wie 

sich schon nach einigen Monaten herausstellte. 

Eine wesentlich bessere Wahl traf die SPD für den Posten des 

Stadtverordnetenvorstehers. Hierfür wurde ohne Widerspruch 

Dr. Otto Suhr nominiert. Dr. Suhr hatte in der Weimarer Zeit 

in der Gewerkschaftsbewegung eine grosse Rolle gespielt und 

war 1945 zunächst in der Zentralverwaltung für Industrie für 

die sowjetische Zone tätig. Nach der Urabstimmung stellte er 

seine ganze Kraft hauptamtlich in den Dienst des neuen SPD-

Landesverbandes, dessen Generalsekretär und damit dessen 

zentrale politische Figur er wurde. Seine Verdienste als uner-

schrockener Vorkämpfer der parlamentarischen Demokratie 

in den schwersten Wochen, die Berlin zwei Jahre später durch-

lebte, sind ebenso unvergesslich wie seine spätere Tätigkeit 

als Regierender Bürgermeister, aus der ihn ein heimtückisches 

Leiden vorzeitig abberief. 

Den glücklichsten Instinkt bewiesen einige SPD-Funktionäre, 

die bei den personellen Beratungen mehr zufällig einen ande-

ren Namen in die Debatte brachten. Der von ihnen vorgeschla-

gene Mann werde Berlin sicher ausgezeichnete Dienste lei-

sten, meinten sie. Vor 1933 sei er schon als Verkehrsdezernent  
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im Berliner Magistrat tätig gewesen, später als Oberbürger-

meister von Magdeburg. Nach Verhaftung und Drangsalie-

rung durch die Nazis habe er sich schliesslich zur Auswande-

rung in die Türkei entschlossen. Seitdem lehre er als Professor 

an der Universität Ankara und fungiere gleichzeitig als Bera-

ter der türkischen Regierung. Sicher werde er zurückkehren, 

wenn Berlin ihn rufe. 

Nach kurzem Schwanken, ob sein künftiger Platz nicht eher in 

der britischen Zone sei, folgte der Genannte dem Rufe Berlins 

und traf schon Ende November 1946 in der Viersektorenstadt 

ein. Sein Name war Ernst Reuter. 
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VOM HUNGERWINTER ZUR 

HUNGERBLOCKADE 

MACHTLOSES UND WÜRDEVOLLES STADTPARLAMENT 

Dieses Kapitel wird im wesentlichen der Tätigkeit des ersten 

und einzigen freigewählten Gesamtberliner Stadtparlaments 

nach dem Kriege gewidmet sein. Wenn man das Ergebnis die-

ser Tätigkeit rein pragmatisch beurteilt, wird man zu einer sehr 

negativen Bilanz kommen. Fast alle der Stadtverordnetenver-

sammlung von der vorläufigen Verfassung zugewiesenen 

Aufgaben sind praktisch Makulatur geblieben. Das gilt für die 

Ausarbeitung einer endgültigen Verfassung, deren Entwurf 

der Alliierten Kommandantur weisungs- und termingemäss 

bis zum 1. Mai 1948 vorgelegt wurde, die aber nie für ganz 

Berlin in Kraft trat, da sie in der chaotischen Entwicklung die-

ses Jahres unterging. Das gilt für die gesetzgeberischen Bemü-

hungen auf dem Gebiet der Schulreform wie der Sozialisie-

rung, die sich trotz fleissiger parlamentarischer Arbeit auf das 

einheitliche Berliner Stadtgebiet praktisch nicht mehr auswir-

ken konnten oder, wie im Falle der Sozialisierung, ohnedies 

von den alliierten Behörden der regionalen Zuständigkeit ent-

zogen wurden. Das gilt nicht zuletzt und vor allem für das Be-

streben, die Einheit Berlins zu erhalten und deren Verwal-

tungseinrichtungen allmählich unter eine funktionierende 

deutsche Kontrolle zu bringen. Am Ende der Legislaturperi-

ode dieses Stadtparlaments stand vielmehr symbolisch die 
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Spaltung Berlins in zwei Hälften oder, wenn man so will, sogar 

in zwei Welten. 

Der Eindruck wird aber wesentlich anders, wenn man sich vor 

Augen hält, was für übermächtige Einflüsse auf diese parla-

mentarische Körperschaft vom ersten Tage an einwirkten. Der 

Entwicklung, die Berlin in den nächsten zwei Jahren nahm, 

drückte hauptsächlich die deklarierte Absicht der Sowjets ih-

ren Stempel auf, die ganze Stadt mit allen Mitteln vom Westen 

loszureissen. Weder ist der Eiserne Vorhang im Sommer 1948 

blitzartig niedergegangen noch ist die gleichzeitig gegen die 

Westsektoren verhängte Blockade als eine plötzliche Reaktion 

auf die Konsequenzen der Währungsreform zu betrachten. 

Beide Massnahmen sind von Karlshorst, teils monatelang, teils 

jahrelang sorgfältig und methodisch geplant worden. Mit einer 

unbeirrbaren Konsequenz verfolgten die Sowjets in Berlin 

zwei Ziele, und zwar gemäss einer Taktik, die schon die Okto-

berrevolution in Russland zum Triumph geführt hatte und in 

der die Experten des Bolschewismus offenbar jeweils die ein-

zige Möglichkeit sehen, ihre Absichten gegen jeden Wider-

stand durchzusetzen, der ihnen seiner Natur und Struktur nach 

nicht stark genug erscheint, um von vornherein vor ihm zu-

rückzuweichen. Das eine Ziel bestand darin, die bescheidene 

Minderheit ihrer Satelliten, wie sie aus den Wahlen vom 20. 

Oktober 1946 hervorgegangen war, unter allen Umständen in 

eine Mehrheit zu verwandeln, mochte diese noch so unecht 

sein und in einem noch so schreienden Missverhältnis zu den 

wirklichen Tatsachen stehen. Das zweite Ziel bestand darin, 

sich für alle noch so ungeheuerlichen Gewaltmassnahmen ein 

Alibi zu verschaffen. Das taktische Vorgehen, das den Sowjets 

zur Erreichung dieses Zieles diente, war auch hier, wie fast im-

mer, relativ einfach und leicht durchschaubar: zunächst schaff-

te man intern in sämtlichen für den Kommunismus interessan- 

127 



ten Körperschaften, Verwaltungen und Organisationen eine 

für alle rechtlich und demokratisch denkenden Menschen völ-

lig unerträgliche Atmosphäre. Zogen diese dann, wenn das 

Mass einer oft schier übermenschlichen Geduld endgültig 

überschritten war, die unvermeidlichen Konsequenzen, wur-

den sie nach der «Halte-den-Dieb»-Methode ihrerseits von 

den Sowjets beschuldigt, die Zusammenarbeit unmöglich ge-

macht und eine ursprünglich existierende geistige, organisato-

rische oder administrative Einheit gespalten zu haben. 

Im Grossen wiederholten sich in Berlin in den Jahren zwi-

schen 1946 und 1948 Entwicklungen, die schon während des 

Streites um die Verschmelzung von SPD und KPD im Winter 

1945/46 sichtbar geworden waren. Nur handelte es sich jetzt 

um andere Partner. Während der Auseinandersetzungen der 

Berliner SPD-Opposition mit ihrem politisch abtrünnig ge-

wordenen Zentralausschuss sah sich die Sowjetunion noch ge-

nötigt, Gewehr bei Fuss im Hintergrund zu stehen. Nun aber 

trat sie mit ihren Ansprüchen immer unverhüllter hervor und 

liess ihre Geschäfte immer weniger durch Satelliten besorgen. 

Von diesen Verschiedenheiten abgesehen, ergibt sich eine un-

verkennbare Parallelität zwischen der ersten und der ungleich 

bedeutsameren zweiten Runde des Kampfes um die Freiheit 

Berlins. Zu keiner Zeit fehlte es an Stimmen, die immer wie-

der unbeirrbar einem Kompromiss das Wort redeten. Solche 

Stimmen wurden im Winter 1945/46 schon in der Berliner 

SPD-Opposition laut wie in den Jahren, mit denen wir uns 

nunmehr zu beschäftigen haben, in der Stadtverordnetenver-

sammlung und in den demokratischen Parteien Berlins, nicht 

zuletzt auch in der Gewerkschaftsbewegung. Dabei wäre es 

völlig verfehlt und ungerecht anzunehmen, die Verfechter sol-

cher Auffassungen seien von vornherein verzagt oder gar ka- 
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pitulationsbereit gewesen. Das hiesse Persönlichkeiten wie Ja-

kob Kaiser oder Ferdinand Friedensburg, um nur einige der 

wichtigsten Namen zu nennen, bitter unrecht tun. Männer ih-

res Schlages, wie sie sich in allen Parteien und Organisationen 

fanden, neigten lediglich dazu, dem Gegner immer wieder 

subjektiv ein Minimum des guten Willens und der menschli-

chen Bereitschaft zu unterstellen, von denen sie sich selber lei-

ten liessen. Sie glaubten ferner, die Sache der Freiheit könne 

notfalls einige Schönheitsfehler, ja, vielleicht auch einige 

Schrammen und Wunden in Kauf nehmen, wenn sich dadurch 

eine Chance bot, irgendeine existierende Einheit zu retten. 

Dennoch muss es als ein Glück nicht nur für Berlin, sondern 

für die westliche Welt überhaupt bezeichnet werden, dass sich 

in beiden hier miteinander verglichenen Fällen die Verfechter 

einer härteren Auffassung gegen die versöhnlicheren Ele-

mente rechtzeitig durchsetzen konnten. Wären sie im Winter 

1945/46 in der Berliner SPD-Opposition unterlegen, hätte es 

niemals freie Wahlen in ganz Berlin gegeben. Hätte in den 

Jahren 1947 und 1948 nicht schliesslich Professor Ernst Reu-

ter mit seiner kristallklaren, illusionslosen und zu jedem Ri-

siko bereiten Haltung obgesiegt, gäbe es mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit keine Insel der Freiheit in 

Westberlin mehr. Was ein solcher Tatbestand für den Westen 

bedeuten würde, braucht hier, besonders nach dem Ablauf der 

Ereignisse zwischen 1948 und heute, nicht näher ausgemalt zu 

werden. Männer wie Ernst Reuter waren einfach von der fel-

senfesten Überzeugung durchdrungen, dass es mit einem tota-

litären System nie und nimmer einen Kompromiss geben 

könne, wenn dieser einseitig auf Kosten der Substanz der Frei-

heit und des Rechtes ginge. Unter solchen Umständen müsste 

jeder Kompromiss zu einer hoffnungslosen Selbstaufgabe füh- 
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ren, müsste jede zunächst zufällig und harmlos anmutende 

Wunde der Freiheit mit einer tödlichen Blutung enden. 

Schliesslich kannte Ernst Reuter, in seinen Jugendjahren sel-

ber ein höchst aktiver und radikaler Kommunist, den totalitä-

ren Gegner auch zu gut, als dass es ihm in den Sinn gekommen 

wäre, ihn mit noch so relativen westlichen Massstäben und Er-

wartungen zu messen. 

Beurteilt man die Vorgänge in Berlin bis zur Währungsreform 

unter solchen Gesichtspunkten, kann die erste Berliner Stadt-

verordnetenversammlung getrost den Vergleich mit jedem 

grossen Parlament der Geschichte aushalten. Gewiss war diese 

Versammlung nicht fähig, Demokratie wirksam zu gestalten, 

weil ihr dazu systematisch jedes Mittel entzogen wurde. Wohl 

aber war sie imstande, und zwar oft genug in Situationen, de-

ren Härte und Dramatik kaum Vergleiche zulassen, dem tota-

litären Ansturm zu widerstehen und vor allem jenes beschei-

dene, politisch und moralisch aber unendlich wichtige Mini-

mum von Freiheit und Demokratie wirksam zu verteidigen, 

das sich symbolhaft in ihr selbst verkörperte. Für dieses Ziel 

nahm sie eine Fülle nervenaufreibender Strapazen und höchst 

konkreter Gefahren, nahmen vornehmlich ihre führenden 

Männer eine nicht abreissende Kette jahrelanger Demütigun-

gen auf sich, in dem Bewusstsein, dass es schliesslich keine 

Schande sei, auch symbolisch mit dauernden Ohrfeigen und 

Faustschlägen traktiert zu werden, sondern dass die Schande 

erst dann beginnt, wenn man vor solchen Schlägen in die Knie 

geht und zu jammern anfängt. Die in der Stadtverordnetenver-

sammlung vereinigten Kräfte der Demokratie haben in ihrem 

überaus mutigen Ringen schliesslich das Terrain aufgeben 

müssen, in dem ein sinnreicher Widerstand absolut unmöglich 

war und das auch die geduldigste Kompromissbereitschaft 

schliesslich nicht mehr zu halten vermochte. Jedoch gelang es  
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ihnen dadurch, das ihnen verbleibende Gelände zu einer Fe-

stung auszubauen, die solange unüberwindlich sein wird, wie 

Westberlin – und dies wahrlich nicht nur um seiner eigenen 

Sache willen! – der Solidarität der freien Welt gewiss sein 

kann. 

Dennoch, um es noch einmal zu betonen, ist die Geschichte 

Berlins in diesen Jahren eine Geschichte Ernst Reuters und 

Ferdinand Friedensburgs, eine Geschichte Otto Suhrs und Ja-

kob Kaisers. Mögen sich die Vertreter taktisch oft entgegen-

gesetzter Auffassungen in der Hitze des Augenblicks manch-

mal befehdet haben, vor dem Auge der rückschauenden Mit-

welt wie der Nachwelt gehören sie zusammen, ja, sie bedingen 

einander in gewisser Weise. Die Härte und Unnachgiebigkeit 

des – ursprünglich übrigens sehr kleinen – Reuter-Flügels er-

scheint nachträglich überhaupt nur durch die geduldige und 

nach erträglichen Lösungen suchende Haltung seiner zeitwei-

ligen Gegenspieler gerechtfertigt, weil ja nur durch deren 

fruchtlose Bemühungen nachgewiesen wird, dass die Härte 

der anderen objektiv unausweichlich, dass sie der einzige Aus-

weg war. Wäre Reuters Beurteilung der Lage nie auf Wider-

stand im Lager der demokratischen Kräfte selbst gestossen, 

bliebe historisch die Frage offen, ob konziliantere Elemente 

von den Sowjets nicht vielleicht doch um einen annehmbaren 

und erträglichen Preis einiges erreicht hätten. Nur die Zähig-

keit, die stets erneut verhandlungsbereite Geduld jener, die 

noch immer bereit waren, den Sowjets ein erhebliches Stück 

entgegenzukommen, haben sie damals endgültig entlarvt. Nur 

ihr Wirken hat offenbart, dass Moskau tatsächlich niemals ei-

nen Kompromiss anstrebte, dem Reuter ohnedies abgeneigt 

war, weil er dessen Folgen richtig einschätzte, sondern dass 

sie von jedem Partner schlicht und einfach die Kapitulation  
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verlangten, die auch ein Mann wie Friedensburg niemals hätte 

gewähren können und wollen. 

Die moralische Leistung der demokratischen Kräfte Berlins 

fällt umso stärker ins Gewicht, wenn man sich vergegenwär-

tigt, dass sie lange Zeit glauben mussten, auf verlorenem Po-

sten zu stehen und lediglich eine Idee gegen die Ansprüche 

einer Realität zu verfechten, die längst und unwiderruflich ge-

gen sie entschieden hatte. An den Enttäuschungen und Demü-

tigungen, die ihnen in so reichem Masse widerfuhren, waren 

leider auch während dieser ganzen Phase noch immer die In-

stanzen beteiligt, die sie von der Gesinnung her als Verbündete 

betrachten mussten. Wohl bildete sich, wie schon mehrfach 

erwähnt, bei den Vertretern der Westmächte in Berlin ein im-

mer stärkeres Solidaritätsgefühl mit den demokratischen Re-

präsentanten der deutschen Bevölkerung. Wohl begriffen sie 

täglich besser und deutlicher die symbolische und tatsächliche 

Bedeutung Berlins in dem Ringen zweier politisch und ideo-

logisch gegensätzlicher Blöcke, das immer erkennbarer zutage 

trat. Aber schliesslich ging es ja für sie nicht um Berlin allein, 

sie hatten andere weltpolitische Erwägungen anzustellen und 

Rücksichten zu nehmen. Die zukünftige Friedensordnung der 

Welt stand auf dem Spiel, und vielleicht konnte Berlin noch 

immer als Kompensationsobjekt dienen, wenn anderweitig ein 

Zeichen wirklichen sowjetischen Entgegenkommens am Ho-

rizont auftauchen sollte. Durfte man ausserdem bei aller Wich-

tigkeit der gegenwärtigen Auseinandersetzungen so ganz ver-

gessen, dass Berlin immerhin vor noch nicht einmal zwei Jah-

ren die Hauptstadt des im letzten Kriege so erbittert bekämpf-

ten Feindes gewesen war? War nicht andererseits die Sowjet-

union trotz aller aktuellen Zerwürfnisse nicht noch der Ver-

bündete von einst und der nicht wegzudiskutierende Frie-

denspartner von morgen? Sollte man Berlins wegen alles ge- 
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fährden, Moskau endgültig den Fehdehandschuh hinwerfen 

und womöglich einen neuen Krieg riskieren? Dass es darum 

gar nicht ging (und, wohlgemerkt, auch heute nicht geht), dass 

sich der Westen nicht etwa für einige Millionen Berliner schla-

gen sollte, sondern dass er umgekehrt durch einmalige politi-

sche und geschichtliche Konstellationen mit seinem ganzen 

Prestige, mit seinen Einrichtungen, seinen Werten und Gesin-

nungsidealen in Berlin herausgefordert und engagiert wurde, 

war damals in seiner vollen Schärfe und Bedeutung erst den 

wenigsten Vertretern der Westmächte klar. Nur so erklärt sich 

wohl auch die zynische Antwort, die in dieser Zeit ein franzö-

sischer General in einem Gespräch Ernst Reuter gab, als dieser 

ihn beschwor, der Westen müsse sich darüber klar sein, wie 

wichtig es für ihn gerade auf dem Berliner Schauplatz sei, 

seine wirtschaftliche, soziale und kulturelle Überlegenheit 

über den Osten zu erweisen: «Ich bin nicht der Meinung, dass 

wir zu Ihren Gunsten in einen Wettbewerb mit den Sowjets ein-

treten sollten.» 

Erschwerend kam noch hinzu, dass bis 1948 die öffentliche 

Meinungsbildung bei den westlichen Siegermächten durch ein 

erhebliches Gefälle gekennzeichnet war. Es reichte, um nur 

die wichtigsten geographischen und psychologischen Punkte 

miteinander zu verbinden, von den Westsektoren Berlins über 

die westlichen Besatzungszonen bis in die westlichen Haupt-

städte London, Paris und Washington. Bei den Vertretern der 

Westmächte, die ihre Funktionen direkt in Berlin ausübten, 

wuchs unaufhaltsam das Verständnis für die deutschen Nöte, 

die Aufgeschlossenheit für deutsche Wünsche und Ansprüche, 

nicht zuletzt der Respekt vor der politischen Haltung der Be-

völkerung. Hier hatten es die Westmächte ja auch mit einem 

deutschen Gegenüber zu tun, dessen entschlossener Wille zu  
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demokratischer Neugestaltung und Selbstentfaltung nachge-

rade über jeden Zweifel erhaben war. Ganz anders mussten 

sich die Dinge darstellen, wenn man sie aus der Perspektive 

der westlichen Besatzungszonen betrachtete. Hier verkörperte 

sich die Bereitschaft zu politischer Aktivität eigentlich nur in 

den Parteien und in ihren führenden Persönlichkeiten, wie 

Kurt Schumacher, Konrad Adenauer oder Theodor Heuss. Die 

Masse der westdeutschen Bevölkerung reagierte auf politische 

Aufmunterungen damals noch träge, gleichgültig, hier und da 

sogar feindlich. Ihr bedeutete die Demokratie etwas von den 

Siegern Auferlegtes, allenfalls achselzuckend Hingenomme-

nes, keinen Eigenwert, weil der Druck des neuen Totalitaris-

mus im Westen kaum zu spüren war. Zwei ganz andere Fragen 

rührten in Westdeutschland die Gemüter auf: die Entnazifizie-

rung und die tägliche Sorge um das materielle überleben in 

einer Zeit, da es um die Versorgung der Bevölkerung mit dem 

Notwendigsten noch überaus jämmerlich bestellt war. Der 

Wert der Demokratie in Westdeutschland wurde allgemein 

nicht nach den Freiheitskräften eingeschätzt, die sie zu entbin-

den vermochte, sondern nach der Zahl der Kalorien, die sie 

dem Einzelnen sicherte. Da diese Bilanz sich sehr negativ ge-

staltete, fiel auch das Urteil über die Demokratie, die allerorts 

nur den Mangel verwaltete, zu einem politischen Existenz-

kampf aber, wie in Berlin, nicht gezwungen war, eher skep-

tisch bis negativ aus. Daraus erklärt sich, dass die Beziehun-

gen zwischen Besatzungsmächten und einheimischer Bevöl-

kerung in den Westzonen viel länger von dem kühlen, gegen-

seitig misstrauischen Sieger-Besiegten-Verhältnis beherrscht 

blieben, als das in Berlin der Fall war. 

Noch stärker verschoben sich die Perspektiven für die Beur-

teilung der deutschen Verhältnisse in Grossbritannien, Frank-

reich und den Vereinigten Staaten selbst, und zwar gab es hier 
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wiederum ein sehr typisches Gefälle von den Regierungen 

über die Parlamente bis zur eigentlichen öffentlichen Mei-

nung. In den Regierungen, besonders in den Aussenministe-

rien, wurde man allmählich über die Berichte besorgt, die von 

den Militärbehörden in Deutschland und hauptsächlich in Ber-

lin einliefen. Es sollte aber lange dauern, bis sich die damit 

vermittelten Erkenntnisse im Bewusstsein der Bevölkerung 

durchsetzten und zur Formung allgemeiner neuer Überzeugun-

gen beitrugen. Für den «Mann auf der Strasse» in London, Pa-

ris oder New York galt Deutschland noch immer als das mit 

tausend Mühen endlich besiegte Nazireich, das Land der Kon-

zentrationslager, der Gaskammern und der Gefängnisse, die im 

Dritten Reich zu Menschenschlachthäusern entartet waren, 

galt hingegen die Sowjetunion noch immer als der tapfere Ver-

bündete, der in heldenhaften Anstrengungen einen wesentli-

chen Beitrag geleistet hatte, um das barbarische Hitlerregime 

endlich in die Knie zu zwingen. Warum gab es gerade in Berlin 

so viel Schwierigkeiten, warum lehnte sich die Bevölkerung 

hier gegen alliierte Massnahmen auf, von deren Einzelheiten 

die öffentliche Meinung in den westlichen Siegerstaaten natür-

lich nur sehr summarisch und unzulänglich erfuhr? War das 

nicht wieder ein Beweis für die typische deutsche Arroganz 

wie für das Selbstmitleid der Besiegten, die jetzt, weinerlich 

und hochfahrend zugleich, versuchten, einen Keil in die Front 

der Verbündeten zu treiben? Die öffentliche Meinung reagiert 

nun einmal nicht immer sehr fortschrittlich und hält zäh an alt-

hergebrachten Vorstellungen fest, auch wenn sich die Verhält-

nisse grundlegend gewandelt haben: das Bewusstsein überdau-

ert in der Regel noch um einige Jahre das gewandelte Sein. 

135 



TAUZIEHEN UM DEUTSCHLAND 

Schliesslich gilt es noch einen Umstand zu berücksichtigen, 

wenn man die Entwicklung in Deutschland in diesem Zeitab-

schnitt und deren katastrophale Rückwirkungen auf Berlin 

richtig begreifen will: das ganze Jahr 1947 wurde für die Wie-

dervereinigung Deutschlands und damit für die Konsolidie-

rung der Verhältnisse in der Viersektorenstadt sinnlos vertan, 

nicht allein weil die Sowjets ihre politischen Ziele so konse-

quent verfolgten, sondern weil sie dabei von den Franzosen, 

wenn auch aus völlig anderen Beweggründen, hartnäckig und 

unbelehrbar unterstützt wurden. Bekanntlich war Moskau ein 

eifriger Fürsprecher der deutschen Einheit, soweit sich diese 

unter kommunistischem bzw. «volksdemokratischem» Vor-

zeichen bewerkstelligen liess. In den angelsächsischen Län-

dern wuchs ursprünglich weniger aus humanitären als aus 

praktischen Motiven die Erkenntnis, dass es unumgänglich 

sei, dem besiegten Gegner irgendeine Form neuer Staatlich-

keit zurückzugeben und ihm zu einem wirtschaftlichen Start 

zu verhelfen, weil es sich mehr und mehr als Wahnwitz her-

ausstellte, in der Mitte Europas systematisch ein von 70 Mil-

lionen Menschen besiedeltes Armenhaus auszubauen. 

Die einzigen, die noch immer den in Jalta gehegten Träumen 

von einer Zerstückelung Deutschlands nachhingen, waren die 

Franzosen. Jedem Bestreben, mit der Garantie der Potsdamer 

Konferenz Ernst zu machen und deutsche Zentralinstanzen zu 

schaffen, setzten sie ein eigensinniges Veto entgegen. Ja, sie 

sträubten sich sogar aufs entschiedenste gegen die Zumutung, 

gesamtdeutsche Parteiorganisationen zuzulassen, womit sogar 

die Sowjets einverstanden gewesen wären. 1947 trennten sie 

das Saargebiet von der Verwaltung ihrer Besatzungszone ab 

und versahen es mit einem Sonderstatut, über die Wiederer- 
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richtung eines deutschen Staates wollten sie erst diskutieren, 

wenn die Kontrolle über die Bodenschätze des Ruhrgebietes 

nicht etwa vorübergehend, sondern endgültig dessen künftiger 

Zuständigkeit entzogen wurde. Die erste Viermächtekonfe-

renz über Deutschland, die in Moskau im März 1947 stattfand, 

scheiterte ebenso an den ultraföderalistischen Forderungen 

Frankreichs wie an dem Starrsinn Molotows, der mit der sow-

jetischen Zustimmung für eine Wiedervereinigung Deutsch-

lands unerfüllbare wirtschaftliche Bedingungen verband und 

ein entscheidendes Mitspracherecht Moskaus an der Verwal-

tung des Ruhrgebietes verlangte. 

Auch der erste Versuch eines gesamtdeutschen Gesprächs im 

Juni 1947 in München wurde mindestens ebensosehr durch 

Frankreich torpediert wie durch die Sowjetunion, besser ge-

sagt, Frankreich lieferte der Sowjetunion den Vorwand, die 

deutschen Vertreter aus seiner Besatzungszone schon wieder 

abzukommandieren, nachdem die Verhandlungen kaum be-

gonnen hatten. In München sollten von den Ministerpräsiden-

ten der Länder aus allen Besatzungszonen Fragen der wirt-

schaftlichen Vereinheitlichung wie der Besserung der kata-

strophalen Ernährungslage besprochen werden. Natürlich aber 

war vorauszusehen, dass sich bei dieser Gelegenheit auch das 

zentrale politische Thema der deutschen Einheit nicht umge-

hen lassen würde. Darum wiesen die argwöhnischen französi-

schen Besatzungsbehörden die drei Ministerpräsidenten ihrer 

Zone kategorisch an, in München zu erklären, sie seien nur 

befugt, über Themen der Wirtschaft und Ernährung zu verhan-

deln. Die Ministerpräsidenten aus der Sowjetzone dagegen ka-

men mit ganz anderen Direktiven: sie sollten vornehmlich 

über die politische Einigung diskutieren, und zwar unter dem 

Gesichtspunkt, dass die kommunistisch beherrschten «demo- 
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kratischen Massenorganisationen» ihrer Zone entscheidend 

daran mitwirken müssten. Natürlich stellte das für die übrigen 

Partner eine unerfüllbare Zumutung dar. So reisten die Mini-

sterpräsidenten der Sowjetzone schleunigst aus München wie-

der ab, aber doch mit dem eindrucksvollen Argument verse-

hen, ihr «aufrichtiges Bemühen» um die deutsche Einheit sei 

durch den «Spaltungswillen» ihrer westdeutschen Partner zu-

nichte gemacht worden. 

Nicht die unaufhaltsame Zuspitzung der Lage in Berlin war es, 

die die Franzosen um die Jahreswende 1947/48 zu einer Än-

derung ihrer Haltung veranlasste – man kann sagen, buchstäb-

lich in letzter Minute –, sondern sie wurden durch weltpoliti-

sche Provokationen ernstester Art aufgerüttelt. Hatte sie schon 

der explosive Verlauf der zweiten Viermächtekonferenz über 

Deutschland in London im November und Dezember 1947 

aufhorchen lassen, so musste sie der gelungene kommunisti-

sche Staatsstreich in der Tschechoslowakei im Februar 1948 

noch viel stärker beunruhigen und ihnen allmählich die Er-

kenntnis einimpfen, dass auch ihr von dauernden Streiks ge-

schütteltes Land, ähnlich wie Italien, unrettbar von der bol-

schewistischen Welle überspült werden würde, wenn es nicht 

endlich gelänge, den Vormarsch Moskaus in Deutschland zu 

stoppen. Erst in dieser Zeitphase also trat Frankreich mit seiner 

Deutschlandpolitik endgültig an die Seite seiner westlichen 

Verbündeten und gab seine Ressentiments gegen den besieg-

ten Nachbarn wenigstens insoweit auf, als es sich seiner wirt-

schaftlichen und politischen Wiedergeburt nicht mehr um je-

den Preis widersetzte. 

DER NEUE MAGISTRAT UND SEINE REPRÄSENTANTEN 

Kehren wir nun nach dieser prinzipiellen und notgedrungen 

ausführlichen allgemeinen Betrachtung zu dem chronologi- 
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schen Ablauf der Ereignisse in Berlin selbst zurück! 

Schon im vorigen Kapitel wurden die Nominierung Dr. Ost-

rowskis zum Oberbürgermeister und Dr. Suhrs zum Stadtver-

ordnetenvorsteher erwähnt. Auch über die Besetzung der üb-

rigen Magistratsposten kam es unter den vier Parteien zu einer 

unerwartet raschen Einigung, von einigen personellen Reibe-

reien abgesehen. Stellvertreter des Oberbürgermeisters wur-

den, der Reihenfolge nach, Dr. Ferdinand Friedensburg 

(CDU), Dr. Heinrich Acker (SED) und Frau Louise Schroeder 

(SPD). 

In den beiden Stellvertretern des Oberbürgermeisters aus dem 

demokratischen Lager, Louise Schroeder und Ferdinand Frie-

densburg, verkörperten sich gleichsam Seele und Geist des 

Berliner Widerstandes und Selbstbehauptungswillens in den 

dunkelsten Stunden von Blockade und Spaltung. Die Hambur-

gerin Louise Schroeder war in den Reichstagen der Republik 

eine der ersten und aktivsten weiblichen Abgeordneten gewe-

sen. Während des Dritten Reiches schlug sie sich, wie viele 

ihrer Gesinnungsfreunde, kümmerlich genug in Berlin durch 

und übernahm 1945 in der neubegründeten SPD wieder ver-

antwortungsvolle Aufgaben. Nach der Urabstimmung kehrte 

sie Grotewohl entschieden den Rücken. Da nach dem Wahler-

gebnis vom 20. Oktober 1946 die SPD nicht nur die Position 

des Oberbürgermeisters, sondern auch eines seiner Stellvertre-

ter zu besetzen hatte, herrschte in den leitenden Gremien der 

Partei Übereinstimmung darüber, Louise Schroeder ein Amt 

anzutragen, dessen eminente und unverwechselbare Bedeu-

tung für die Zukunft damals noch keinem der Beteiligten be-

wusst sein konnte. Kurz vor ihrer Ernennung wurde Louise 

Schroeder übrigens eine wichtige Aufgabe in ihrer Vaterstadt 

Hamburg angeboten. Nach kurzem Schwanken entschied sie  
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sich für Berlin, ohne zu ahnen, dass sie mit diesem Entschluss 

eine ehrenvolle Position in der Gegenwart mit einem weit eh-

renvolleren und unvergänglichen Platz in der Geschichte ver-

tauschen sollte. 

Der Schlesier Ferdinand Friedensburg war als Jurist und Spe-

zialist für Bergbau und Hüttenwesen ein Verwaltungsfach-

mann von hohen Graden. Bis 1933 arbeitete er in der preussi-

schen Verwaltung, davon in den letzten sechs Jahren der Re-

publik als Regierungspräsident in Kassel. Nach dem Kriege 

war er einer der Mitbegründer der CDU in Berlin. Die Sowjets 

beriefen ihn als Vizepräsidenten ihrer Zentralverwaltung für 

Brennstoff und Energie für die SBZ, nötigten ihn aber kurz 

vor den Berliner Wahlen wegen seiner unabhängigen Perso-

nalpolitik zum Rücktritt. Als stellvertretendem Oberbürger-

meister, dem gleichzeitig die Dienstaufsicht über die Polizei 

unterstand, erwuchs Friedensburg eine wahre See von Plagen. 

Er sollte sie nicht nur mit vorbildlicher Haltung und uner-

schöpflicher Geduld, sondern auch mit einem ungewöhnli-

chen Mute meistern. In der Sache immer verständigungsbe-

reit, zeigte sich Friedensburg persönlich und vor allem dann, 

wenn seine Ehre und Autorität als Verwaltungsexpert auf dem 

Spiel stand, auch dem stärksten Druck gegenüber unnachgie-

big. In den gewitterschwangeren Spätsommer- und Herbstta-

gen des Jahres 1948 behauptete sich Friedensburg in seinem 

von Stürmen umtosten Amtssitz im Sowjetsektor wie ein Fels 

in der Brandung mit dem einzigen Ziel vor Augen, die dro-

hende Spaltung Berlins abzuwehren. Nur die Geschichte wird 

dereinst zu würdigen vermögen, was für schwere Opfer an 

Ausdauer und Nervenkraft hier ein einzelner Mann einer ihm 

unbeirrbar vorschwebenden guten und positiven Idee gebracht 

hat. 

Von den Stadtratsposten besetzte die SPD, ihrem Stärkever-

hältnis entsprechend, sieben, die CDU drei, die SED zwei und 
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die LDP einen. Unter den SPD-Stadträten sind im Hinblick 

auf die spätere Entwicklung Dr. Nestriepke (Volksbildung), 

Gustav Klingelhöfer (Wirtschaft) und vor allem der nach 

Deutschland heimgekehrte Ernst Reuter (Verkehr und öffent-

liche Betriebe) namentlich zu nennen, unter den CDU-Vertre-

tern der Stadtrat für Rechtswesen und spätere langjährige 

Sachwalter der kommunalen Finanzen Dr. Friedrich Haas. 

So trat die Stadtverordnetenversammlung am 26. November 

1946 im Zeichen einer scheinbar gesicherten reibungslosen 

Ablösung des alten Magistrats zu ihrer konstituierenden Sit-

zung zusammen. Tatsächlich begannen die Schikanen mit 

dem ersten Tage. In den Vorbesprechungen über die Magi-

stratsbildung war auch von einer Neuverteilung der verschie-

denen Dezernate die Rede gewesen. Sofort mischten sich die 

Sowjets ein und gaben über den alten Magistrat dem Ältesten-

rat der Stadtverordnetenversammlung zu verstehen, die Ge-

schäftsverteilung des künftigen Magistrats habe wie bisher zu 

erfolgen und beabsichtigte Änderungen seien der Alliierten 

Kommandantur zur Genehmigung vorzulegen. Die Stadtver-

ordnetenversammlung ging über diese Zumutung hinweg und 

legte auf ihrer ersten Arbeitssitzung am 28. November nach 

teilweise lebhaften Debatten eine neue Geschäftsverteilung 

fest. Erst in der Woche danach wurde der Magistrat mit seinen 

nunmehr teilweise abgeänderten und erweiterten Dezernaten 

endgültig gebildet und in der dritten Sitzung der Stadtverord-

netenversammlung am 5. Dezember feierlich vereidigt. Zwar 

wagten die Sowjets nicht, trotz ihrer Unlustgefühle diesen ur-

demokratischen Vorgang, der in Berlin nach den Erfahrungen 

der Vergangenheit begreiflicherweise besonders ernst genom-

men wurde, mit Gewalt zu unterbinden. Sie konnten es aber 

doch nicht lassen, ihre Hände wenigstens zu einem Manöver 
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zu bieten, das von der Bevölkerung als Satyrspiel empfunden 

wurde und mehr Gelächter als Empörung hervorrief. Als der 

neue Magistrat bereits gebildet war und Stadtverordnetenvor-

steher Dr. Suhr dem alten trotz der wenig erfreulichen Kulis-

senspiele der letzten Wochen den Dank des Parlaments ausge-

sprochen hatte, tauchten die Gespenster der Vergangenheit 

plötzlich noch einmal auf. Der rechtens gar nicht mehr existie-

rende Magistrat von gestern richtete durch seine ebenfalls zu 

solchen Erklärungen nicht mehr befugte Pressestelle plötzlich 

wütende Beschimpfungen an die Adresse des Stadtverordne-

tenvorstehers und weigerte sich, abzudanken. Er berief sich 

dabei auf eine Bestimmung der provisorischen Verfassung, 

wonach der gesamte Magistrat oder eines seiner Mitglieder 

nur mit Zustimmung der Alliierten Kommandantur von seinen 

Ämtern zurücktreten dürfe. Dabei lag es auf der Hand, dass 

diese Bestimmung auf den ersten, nur von einer Besatzungs-

macht ernannten Magistrat logischerweise gar nicht zutreffen 

konnte. Die Sowjets liessen es denn auch bei unverbindlichen 

Rückzugsgefechten bewenden, und der alte Magistrat hatte 

durch diese groteske Verlängerung seiner Agonie höchstens 

erreicht, der Bevölkerung nochmals ins Gedächtnis zu rufen, 

was für eine undemokratische Institution er von jeher gewesen 

war und wie wenig es ihm auch jetzt in den Sinn kam, sich den 

selbstverständlichen Spielregeln der Demokratie ohne viel 

Aufhebens zu beugen. 

In den Bezirken vollzog sich die von der Bevölkerung so spür-

bar ersehnte Wachablösung nach aussen gleichfalls plan-

mässig und ungestört. Auch in die Bezirke des Sowjetsektors 

zogen durchweg nach dem grossen Wahlerfolg ihrer Partei So-

zialdemokraten als Bürgermeister ein. Die exekutiven Gre-

mien wurden den Modalitäten des Wahlergebnisses entspre-

chend umgeformt. Doch entstanden bei dem Umbau der mitt- 
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leren und unteren Verwaltung im Magistrat wie in den Bezir-

ken die ersten typischen Schwierigkeiten, aus denen deutlich 

wurde, dass die provisorische Verfassung, statt der Demokratie 

zum Start zu verhelfen, eher dazu geeignet war, eine demokra-

tische Verwaltung lahmzulegen, ja, die Stadt für die spätere 

Spaltung reif zu machen. 

Die provisorische Verfassung enthielt nämlich eine Bestim-

mung, die sich im Zeichen eines Besatzungsregimes nach 

aussen ganz einleuchtend ausnahm, aber zu einem heillosen 

Chaos führen musste, wenn sie nicht ihrem Sinn, sondern dem 

Buchstaben nach ausgelegt wurde, worin bekanntlich gerade 

die Sowjets Meister waren. Nach dieser Bestimmung sollte der 

zentrale Magistrat zwar der Alliierten Kommandantur unter-

stehen, die Verwaltungen in den Bezirken aber weiterhin in 

letzter Instanz ihren örtlichen Militärkommandanten verant-

wortlich sein. Das bedeutete, dass ein einziger Befehl eines Be-

zirkskommandanten genügte, um die Verwaltung dieses Be-

zirks aus der Gesamtheit der Berliner Verwaltung praktisch 

auszuklammern und dass es nur seines Einspruchs bedurfte, 

um eine von der Zentrale verfügte Massnahme für den betref-

fenden Bezirk unwirksam zu machen. Der zentrale Magistrat 

glich insofern einem Kopf ohne Arm, der Anweisungen und 

Verfügungen an die ihm formell unterstellte Verwaltung zwar 

herausgeben und treffen, aber deren Durchführung nicht über-

wachen geschweige denn erzwingen konnte. Die Bezirksbür-

germeister wiederum wurden unter diesen Voraussetzungen 

oft genug zu Rebellen wider Willen: im Prinzip entschlossen, 

die Gesetze der Demokratie zu achten und die Anweisungen 

der Aufsichtsbehörde getreulich durchzuführen, hatten sie 

doch für ihre guten Absichten nicht mehr Spielraum zur Ver-

fügung, als ihr zuständiger Kommandant ihnen beliess. 
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Es leuchtet ein, dass diese Schwierigkeiten praktisch nur in 

einem Sektor auftauchten, nämlich dem sowjetischen. In den 

Westsektoren waren die dortigen Kommandanten ohne Hin-

tergedanken bestrebt, die Demokratie in ihrem Bereich funk-

tionsfähig zu machen und insofern alles zu unterlassen, was 

diese im Bewusstsein der deutschen Bevölkerung zum Ge-

spött ihrer selbst herabwürdigen konnte. Bei der Alliierten 

Kommandantur lagen die Verhältnisse schon weit schwieri-

ger, weil deren Beschlüsse nur mit Einstimmigkeit gefasst 

werden konnten und jederzeit mit dem Veto des sowjetischen 

Vertreters zu rechnen war. Im Sowjetsektor liess Moskau den 

demokratischen Kräften nur soviel Bewegungsfreiheit, wie es 

das selten genug im Sinne seiner eigenen Interessen unbedingt 

für nützlich hielt. Daraus erhellt, was für fantastische und ge-

radezu unlösbare Probleme schon bald auf Berlin zukamen. 

Auch personell stiess die Demokratisierung des Sowjetsektors 

auf unüberwindliche Barrieren, weil sich die Bezirkskomman-

danten in den meisten Fällen der Notwendigkeit von Änderun-

gen auf der mittleren und unteren Verwaltungsebene dank ih-

rer Machtvollkommenheit einfach widersetzten. Wohl gelang 

es besonders geschickten Bezirksbürgermeistern, die ein psy-

chologisch gutes Verhältnis zu ihren Kommandanten herzu-

stellen vermochten, in einzelnen Fällen kleine taktische Kon-

zessionen durchzusetzen, doch blieben das buchstäblich Trop-

fen auf den heissen Stein. Der Bezirksbürgermeister fungierte 

daher im Sowjetsektor durchweg nur als Repräsentant, nicht 

aber als örtlicher Verwaltungschef, der in der Lage gewesen 

wäre, seinen Anweisungen Respekt zu verschaffen. 

Ein anderer, weit ernsterer Faktor noch erschwerte es ausser-

ordentlich, den Sowjetsektor fest in die einheitliche Verwal-

tung Berlins einzugliedern. Von dem von Karlshorst absicht-

lich eingeführten und raffiniert ausgeklügelten Dualismus  
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zwischen dem Magistrat und den im September 1945 geschaf-

fenen Zentral Verwaltungen für die sowjetische Zone wurden 

naturgemäss die acht Bezirke Ostberlins besonders schwer be-

troffen. In aller Ruhe traf Karlshorst hier Zug um Zug seine 

Vorbereitungen, um den Sowjetsektor eines Tages aus Berlin 

herauszulösen und vor allem dessen wirtschaftliche Verbin-

dungen mit dem übrigen Stadtgebiet zu zerschneiden. Schon 

1947 trennten die Sowjets die Versorgung ihres Sektors mit 

landwirtschaftlichen Produkten aus der Zone von der der üb-

rigen, um jederzeit den endgültigen Bruch vollziehen zu kön-

nen. Ferner wurden gleichfalls im Februar 1947 die organisa-

torischen Voraussetzungen für die Durchführung zentraler 

Planungen in Gestalt einer späteren «Deutschen Wirtschafts-

kommission für die sowjetische Besatzungszone» getroffen, 

die nach ihrem Entstehen den Sowjetsektor in jeder Beziehung 

so behandelte, als sei er integrierender Bestandteil der Zone. 

Alle Protestschritte des Magistrats fruchteten nichts, denn die 

wichtigen Entscheidungen in den Bezirken lagen ja im Belie-

ben ihrer Kommandanten. 

DR. OSTROWSKI AUF FALSCHEM KURS 

Indessen kam auf Berlin eine Belastung zu, die vor den ver-

schiedenen Sektorengrenzen nicht haltmachte, sondern die die 

ganze Stadt einheitlich traf: der schreckliche zweite Nach-

kriegswinter 1946/47 mit einer ununterbrochenen klirrenden 

Frostperiode von mehr als drei Monaten und den entsprechen-

den katastrophalen Folgen. Alle Kraft musste aufgeboten, alle 

noch verfügbaren Reserven mussten mobilisiert werden, um 

diese Folgen zu bekämpfen, die gerade in Berlin wie eine Seu-

che auftraten. Gab es doch praktisch kaum winterfeste Häuser, 

und selbst wo solche vorhanden waren, entweder überhaupt 
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keine Kohlen oder nur in so minimalen Mengen, dass man da-

mit gegen die im wahrsten Sinne des Wortes mörderische 

Kälte nicht aufkam. Besonders ältere und hilflose Menschen 

wurden in erheblicher Zahl mehr oder minder zufällig in ihren 

Wohnungen buchstäblich erfroren aufgefunden. Tausende und 

Abertausende starben in diesen grausamen Monaten an den in-

direkten Folgen des Winters: durch jahrelangen Hunger und 

Strapazen aller Art vollständig entkräftet, vermochten sie oft 

einer an sich harmlosen Erkältung keinen Widerstand mehr 

entgegenzusetzen. Der Magistrat griff auf alle nur möglichen 

noch erhaltenen und verfügbaren öffentlichen Gebäude zu-

rück, um dort «Wärmehallen» für diejenigen einzurichten, die 

über gar keinen Hausbrand verfügten, und dort auch warme 

Mahlzeiten zu verabreichen. Es war besonders der neue Stadt-

rat für Verkehrswesen und öffentliche Betriebe, Ernst Reuter, 

der sich in dieser furchtbaren Zeit durch Tatkraft, Improvisa-

tionstalent, vor allem aber durch die souveräne Gelassenheit 

auszeichnete, mit der er auf entweder utopische oder sittlich 

unzumutbare Forderungen der Besatzungsmächte reagierte, 

die in der erbarmungslosen Kälte dieses Winters ebenfalls 

mehr und mehr die Nerven verloren. Musste diese harte Zeit 

nicht unwillkürlich als eindringlicher Appell des Schicksals an 

die Menschen betrachtet werden, von allem parteipolitischen 

und ideologischen Hader abzustehen und ihre Kräfte zur Ab-

wehr des Schlimmsten einträchtig zusammenzufassen? Erfor-

derte nicht ferner die lautlose, aber unaufhaltsame Isolierung 

des Sowjetsektors phantasievolle Gegenmassnahmen? 

Schliesslich gab es, wenn überhaupt, nur einen Weg, um mit 

den Sowjets zu einer dauerhaften Verständigung zu kommen, 

und dieser führte über ihren deutschen Willensvollstrecker,  
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die SED, mit der man ja sogar offiziell in einer Koalition zu-

sammenwirkte. 

Sicherlich war Dr. Ostrowski von gutem Willen, aber auch von 

verhängnisvoller politischer Kurzsichtigkeit geleitet, als er 

schon bald nach seiner Amtsübernahme eigenmächtig und 

ohne Auftrag, ja, ohne Vorwissen seiner Fraktion, engere 

Tuchfühlung mit der SED suchte. Auf einer internen Bespre-

chung zwischen dem Oberbürgermeister und drei führenden 

Funktionären der SED am 22. Februar 1947 erklärten sich 

diese zu gewissen personalpolitischen Konzessionen bereit – 

in den meisten Magistratsverwaltungen übten sie nämlich noch 

einen gewaltigen Einfluss aus, weil sie in der Regel die Posten 

der stellvertretenden Stadträte einnahmen –, wenn die SPD der 

Aufstellung eines gemeinsamen Arbeitsprogramms für die 

nächsten drei Monate zustimme. In dieser Zeit sollte zwischen 

den beiden Parteien eine Art Burgfrieden herrschen, das heisst, 

alle gegenseitige Polemik in der Presse oder in öffentlichen 

Versammlungen sollte verstummen. Schliesslich wurde ver-

einbart, diese Besprechung wie den Fortgang etwaiger Ver-

handlungen vor der Öffentlichkeit geheimzuhalten. 

Jetzt zeigte sich, wie recht einige Monate zuvor diejenigen ge-

habt hatten, die die Auffassung vertraten, für den Mann an der 

Spitze der Geschicke Berlins genüge in solcher Zeit ein noch 

so bewährter kommunalpolitischer Sachverstand nicht. Dr. 

Ostrowski, nur von dem Bestreben geleitet, sich im Rahmen 

seiner Verwaltung angesichts der immer noch unerledigten 

personalpolitischen Debatten zwischen den verschiedenen 

Parteien, noch mehr zwischen Magistrat und Alliierter Kom-

mandantur etwas Luft zu verschaffen und gewisse Steine des 

Anstosses aus dem Wege zu räumen, übersah völlig, dass er 

mit seinen Verhandlungen im Begriff stand, wichtige politi- 
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sche Prinzipien zu opfern und Positionen aufzugeben, für die 

sich seine Partei ein Jahr zuvor bis zur letzten Konsequenz ge-

schlagen hatte. Es rächte sich nun, dass Dr. Ostrowski an den 

Kämpfen um die Verschmelzung niemals aktiv teilgenommen 

hatte, sondern sich erst einige Tage nach der Urabstimmung 

von dem vormaligen SPD-Zentralausschuss löste. So fehlte 

ihm nicht nur der politische Instinkt, sondern auch die notwen-

dige Erfahrung im Umgang mit totalitären Partnern, die sich 

seine Parteifreunde während der erbitterten Auseinanderset-

zungen des Vorjahres längst angeeignet hatten. 

Die von Dr. Ostrowski, wenn auch zunächst mit zeitlicher Be-

grenzung, erstrebte Einheitsfront von SPD und SED wäre im 

Grunde nichts anders als die politische Abdankung der Partei 

gewesen, die sich gerade vor Kurzem durch ihre völlig un-

zweideutige Haltung ein in dieser Form unerwartetes Vertrau-

ensmandat der Bevölkerung gesichert hatte, und zwar auf Ko-

sten einer anderen, die ihrerseits wegen ihres Programms, ih-

rer Methoden und vor allem wegen ihrer völligen Abhängig-

keit von den Sowjets unaufhaltsam jeden Kredit bei der über-

wiegenden Mehrheit der Bevölkerung einbüsste. Mit einer 

solchen Einheitsfront musste auch der Sinn des demokrati-

schen Parlamentarismus, bis zur Unkenntlichkeit verunstaltet, 

die Arbeit der Stadtverordnetenversammlung selbst praktisch 

durch eine höchst unechte und willkürliche Parteidiktatur so 

gut wie lahmgelegt werden. In erster Linie würde sich aber die 

Öffentlichkeit verraten und verkauft wähnen, wenn sie plötz-

lich konstatieren müsste, dass wenigstens die sozialistische, 

und kommunistische Presse – wie es die Vereinbarungen zwi-

schen Dr. Ostrowski und den SED-Funktionären vorsahen – 

wieder in den gleichen Ton eines heuchlerischen und verloge-

nen Optimismus zurückgefallen wären, wie in den ersten Mo-

naten nach der Kapitulation. 
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Ostrowskis eigenmächtiges Vorgehen, das in der Bespre-

chung vom 22. Februar 1947 gipfelte, stiess denn auch in der 

eigenen Fraktion auf eine ebenso einmütige wie eisige Ableh-

nung. Schon fünf Tage später betonten die SPD-Stadtverord-

neten, sie unterhielten keine Bindungen mit einer anderen im 

Stadtparlament vertretenen Partei und gedächten auch in Zu-

kunft keine solche einzugehen. Für verbindliche politische 

Verhandlungen aller Art sei im übrigen nur der Landesaus-

schuss zuständig. Auch auf einer kommunalpolitischen Kon-

ferenz der Partei am 7. März wurde die Haltung des Oberbür-

germeisters lebhaft kritisiert. 

Leider verschloss sich Dr. Ostrowski mit einer Hartnäckig-

keit, die einer besseren Sache wert gewesen wäre, allen diesen 

zunächst zwar unmissverständlichen, aber noch freundschaft-

lich gemeinten Vorhaltungen. An seinem Beispiel wurde üb-

rigens zum erstenmal evident, wie unklug es von den West-

mächten gewesen war, den Sowjets gegenüber nicht rechtzei-

tig darauf zu bestehen, dass für die zentralen Körperschaften 

und Behörden der deutschen Stadtverwaltung, wie Stadtver-

ordnetenversammlung und Magistrat, eine Art neutraler Zone 

oder Bannmeile geschaffen wurde, innerhalb deren keine Be-

satzungsmacht zuständig war, sondern in der höchstens Ver-

bindungsbüros der vier Mächte errichtet werden durften. Tat-

sächlich tagte die Stadtverordnetenversammlung und arbeitete 

der Magistrat, einer jahrzehntelangen Tradition entsprechend, 

im Verwaltungsbezirk Mitte, also im Sowjetsektor. Natürlich 

hatten auch die drei Westmächte im provisorischen Rathaus in 

der Parochialstrasse ihre Verbindungsbüros – das eigentliche 

Rathaus in der Königstrasse lag damals noch in Trümmern –, 

aber das Gewicht musste sich doch unwillkürlich immer wie-

der nach der Seite der Besatzungsmacht neigen, die in dieser 

Gegend zuständig war. Dr. Ostrowskis Verhalten zeigte deut- 
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lich, wie stark ein politischen Einflüsterungen und Illusionen 

so zugänglicher Mann wie er an seinem Arbeitsplatz unwei-

gerlich in einen bestimmten psychologischen Sog geraten 

musste. Anderthalb Jahre später sollte sich das Gefangensein 

von Parlament und Verwaltung im Sowjetsektor, das im Falle 

Ostrowski nur psychologisch spürbar wurde, auch sachlich 

auf das Verhängnisvollste auswirken. 

So blieb nach immer stärkerer Zuspitzung des Konflikts zwi-

schen dem Oberbürgermeister und seinen politischen Freun-

den nur ein sehr ungewöhnlicher und dramatischer Ausweg: 

die Fraktion der gleichen Partei, die Dr. Ostrowski erst wenige 

Monate vorher für das höchste Amt nominiert hatte, sah sich 

nunmehr gezwungen, ihm formell das Vertrauen zu versagen. 

Am 11. April 1947 sprach sich die Stadtverordnetenversamm-

lung bei einer Enthaltung mit 85 zu 20 Stimmen gegen den 

Oberbürgermeister aus. Bezeichnenderweise hielten nur die 

anwesenden Stadtverordneten der SED an Dr. Ostrowski fest. 

Er selber zögerte noch einige Tage mit seinen Konsequenzen, 

verteidigte seine Haltung sogar in einer Rundfunkansprache 

über den kommunistischen Berliner Sender, trat dann aber am 

17. April unter dem Druck der öffentlichen Meinung von sei-

nem Posten zurück. Damit hatte nach einigen sehr ärgerlichen 

Vorspielen der Verfassungskrise erster Akt in Berlin in aller 

Form begonnen. 

Die Eigenart des Besatzungsregimes brachte es mit sich, dass 

alle wichtigen personellen Entscheidungen, selbst wenn sie 

auf so eindeutigen Mehrheitsbeschlüssen der frei gewählten 

parlamentarischen Körperschaft beruhten, von den Alliierten 

bestätigt werden mussten. Während die westlichen Militärbe-

hörden gerade in diesem Fall ihre Hoheitsbefugnisse nur for-

mell interpretierten und es für selbstverständlich erachteten, 

den Beschluss des Parlaments zu respektieren vertraten die  
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Sowjets auf der nächsten Sitzung der Alliierten Kommandan-

tur einen ganz anderen Standpunkt. Sie beantragten eine Ver-

tagung der Erörterung, weil der Fall sorgfältig geprüft werden 

müsse und der Oberbürgermeister nach der Verfassung ver-

pflichtet sei, den alliierten Behörden «eine motivierte Erklä-

rung über seinen Rücktritt vorzulegen». In diesem Zusammen-

hang richtete der Sowjetvertreter die üblichen scharfen An-

griffe gegen die SPD und ihre führenden Funktionäre. Durch 

Indiskretionen über den Verlauf der Sitzung, die zur Veröffent-

lichung von Einzelheiten in der von ihnen lizenzierten Presse 

führten, was bisher nicht üblich gewesen war, zwangen die So-

wjets die Westmächte ihrerseits, vor der Öffentlichkeit ihren 

Standpunkt darzulegen. Als auch weitere Beratungen über den 

«Fall Ostrowski» resultatlos verliefen, überwies man ihn auf 

dem nunmehr schon traditionellen Wege an den Kontrollrat. 

Dieser legitimierte endlich am 31. Mai 1947 die Abberufung 

Dr. Ostrowskis und bestätigte, der alten Gepflogenheit fol-

gend, wonach die stärkste Fraktion den jeweils ersten Platz zu 

besetzen habe, Frau Louise Schroeder für die Zeit des Über-

gangs und bis zur Wahl eines neuen Stadtoberhauptes als «Am-

tierenden Oberbürgermeister». 

Die Tätigkeit einer Frau in diesem hohen Amt mochte den So-

wjets nicht unwillkommen sein, umso mehr als sie dem neuen 

Oberbürgermeisterkandidaten, dessen Name sich gesprächs-

weise immer deutlicher abzeichnete, mit grösstem Misstrauen 

und tiefer Antipathie gegenüberstanden. Wahrscheinlich gin-

gen sie von der Überzeugung aus, dass es noch leichter sein 

würde, eine Frau zu beeinflussen und unter Umständen einzu-

schüchtern, als ihnen das bei Dr. Ostrowski schon gelungen 

war. Sie sollten sich gründlich verrechnet haben. Frau Schro-

eder, die nicht voraussehen konnte, dass ein Amt, das sie für  
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wenige Wochen führen zu müssen glaubte, anderthalb Jahre 

auf ihren Schultern lasten sollte, bewährte sich in all den un-

vorstellbaren Erschütterungen und Provokationen der Zukunft 

nicht nur als kluge und geschickte, sondern vor allem als mu-

tige und absolut unbeirrbare Persönlichkeit. Aber diese Per-

sönlichkeit war eben doch als Frau geboren und trat als echte 

Frau auf. Vielleicht liegt gerade hierin eine Erklärung dafür, 

dass bei all dem Schlimmen, das noch bevorstand, den frei-

heitlichen Kräften der Stadt das absolut Schlimmste erspart 

blieb, weil ihr oberster Repräsentant weiblichen Geschlechts 

war und durch die unverwechselbare Würde seines Auftretens 

sogar die Sowjets zu jenem Minimum an formellem Anstand 

und Höflichkeit nötigte, auf das ein Mann in gleicher Position 

wahrscheinlich nicht hätte rechnen können. 

OBERBÜRGERMEISTER REUTER – GEWÄHLT,  

ABER NICHT BESTÄTIGT 

Wer sollte nun der Nachfolger Dr. Ostrowskis werden? In der 

SPD herrschte Übereinstimmung: nur der Mann kam in Be-

tracht, der in der SED-Presse ebenso provokativ wie ge-

schmacklos als «Türke» bezeichnet wurde. Schon in den er-

sten Monaten seines Wirkens hatte Professor Reuter es ver-

standen, sich in ebenso kurzer Zeit einen Vertrauenskredit zu 

verschaffen wie Ostrowski den seinen eingebüsst hatte. Schon 

im Magistrat nämlich war Ostrowski mit seiner Neigung zu 

Extratouren und Eigenmächtigkeiten auf den entschiedenen 

Widerstand des Stadtrats für Verkehrswesen und öffentliche 

Betriebe gestossen. Darum hatten sich aber auch die anderen 

Magistratsmitglieder unwillkürlich mehr und mehr um Reuter 

geschart, weil eine unverkennbar beruhigende und zuversicht-

liche Ausstrahlung von ihm ausging. Bei aller Loyalität den  
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Besatzungsmächten gegenüber widerstrebte es Reuter doch 

zutiefst, sich als Befehlsempfänger zu betrachten. Wo ihm ei-

ne alliierte Anweisung sachlich unausführbar erschien, führte 

er sie auch nicht aus. Wo ihm die Absichten der Alliierten mit 

den Prinzipien der Menschlichkeit nicht im Einklang zu stehen 

schienen – und das war gerade in seinem Ressort der öffentli-

chen Betriebe im Hungerwinter 1946/47 wegen der geforder-

ten Stromabschaltungen, Gasrationierungen und harten Süh-

nemassnahmen für Gesetzesübertreter oft genug der Fall – 

neigte er, man kann fast sagen, mit einer betonten Saloppheit 

dazu, fünf gerade sein zu lassen. Wo sein überlegener Sach-

verstand, was auch oft genug vorkam, auf redliche, aber dilet-

tantische Bemühungen bei den Besatzungsmächten stiess, 

machte es ihm sogar nichts aus, diese mit einer freundschaft-

lichen Geste zu belehren, um nicht zu sagen, zurechtzuweisen. 

Kein Wunder, dass ein Mann mit so unbequemen Eigenschaf-

ten zunächst bei keiner Besatzungsmacht sonderlich beliebt 

war, speziell bei den empfindlichen Franzosen nicht, von den 

Sowjets natürlich ganz abgesehen. Darüber, welche Feind-

schaft ihm aus Karlshorst entgegenschlug, machte sich Reuter 

keine Illusionen. Die Sowjets versuchten auch zunächst, nach-

dem seine Nominierung durch die eigene Fraktion feststand, 

seine Wahl durch das Plenum der Stadtverordnetenversamm-

lung, wenn nicht überhaupt zu hintertreiben, so doch wenig-

stens in ihrer psychologischen Wirkung abzuschwächen, in-

dem sie seine Mehrheit tunlichst kleinhielten. Noch immer bil-

deten ja, im Gegensatz zur SPD, bei der CDU wie bei der LDP 

die Zonenverbände mit den Berliner Landesverbänden trotz 

zunehmender Spannungen eine einheitliche Organisation. 

Hatte aber die CDU in Jakob Kaiser und Ernst Lemmer selbst-

bewusste demokratische Repräsentanten, dann konnte dies, 

wie schon einmal erwähnt, von dem Vorsitzenden der LDP, 
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dem schon sehr betagten ehemaligen Reichsminister Dr. Wil-

helm Külz, nicht behauptet werden. Hier versuchte denn auch 

die SMA den Hebel am stärksten anzusetzen, um die Wahl 

Reuters zu hintertreiben. Ihr Verbindungsoffizier erklärte in 

einer Besprechung mit der LDP-Leitung, Professor Reuter sei 

antisowjetisch eingestellt und auch die LDP mache sich einer 

«antisowjetischen Haltung» schuldig, wenn sie für Reuter 

stimme. Der Berliner LDP-Landesverbandsvorsitzende 

Schwennicke, der auch sonst mit seiner Organisation in immer 

betonteren Gegensatz zu der LDP-Zonenleitung geriet, wies 

diese Erpressung mit deutlichen Worten zurück: Reuter sei ein 

charakterlich und politisch bewährter Fachmann, er sähe kei-

nen Grund, dessen Kandidatur abzulehnen. Die LDP-Zonen-

leitung wollte freilich ihren Berliner Abgeordneten zumuten, 

gegen Reuter zu stimmen. 

Wieder einmal erwiesen sich die sowjetischen Einmischungs-

manöver als Versuch am untauglichen Objekt. Die Mehrheit 

für Reuters Wahl zum Oberbürgermeister (89 gegen 17 Stim-

men bei zwei Enthaltungen) konnte gar nicht überzeugender 

ausfallen. Bedenkt man, dass die SED-Fraktion immerhin 

über 26 Mandate verfügte, aber nur 17 Stimmen gegen Reuters 

Kandidatur abgegeben wurden, so ergibt sich daraus, dass von 

den insgesamt 22 nicht anwesenden Abgeordneten neun SED-

Vertreter gewesen sein müssen. Aber trotz dieser klaren Wil-

lensbekundung versagten die alliierten Behörden dem demo-

kratisch gewählten neuen Stadtoberhaupt die Bestätigung und 

damit die Möglichkeit zur Amtsführung. Der Verfassungs-

krise zweiter Akt begann. 

Natürlich war es wiederum nur eine der Besatzungsmächte, 

die die Bestätigung Reuters verweigerte, aber diese war dank 

des unseligen Einstimmigkeitsprinzips jederzeit in der Lage, 

den anderen wenigstens ihren negativen Willen aufzuzwin- 
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gen. Obwohl Reuter, wie schon erwähnt, wegen seiner Ten-

denz zu betonter Selbständigkeit und Unabhängigkeit in der 

ersten Zeit auch von den Vertretern der Westmächte mit einem 

gewissen Unbehagen betrachtet wurde, hätten diese doch von 

sich aus natürlich niemals daran gedacht, einen so eindeutigen 

Mehrheitsbeschluss zu missachten. 

Es ist immer wieder versucht worden, die betonte und unver-

söhnliche Feindseligkeit der Sowjets gegenüber Reuter er-

schöpfend zu analysieren. Dabei wurde häufig auf das Prinzip 

des Kommunismus hingewiesen, sogenannte «Renegaten» mit 

einem besonders unerbittlichen Hass zu verfolgen, noch dazu, 

wenn man ihnen politische Fähigkeiten und Persönlichkeits-

qualifikationen nicht absprechen konnte. Alles dies traf auf 

Reuter zu: kein Geringerer als Lenin hatte dem jungen, ehrgei-

zigen und zielstrebigen Kommunisten, der in der ersten Zeit 

der bolschewistischen Herrschaft in der Sowjetunion die Wol-

garepublik organisierte und später, in den ersten Jahren der 

Weimarer Republik, im Zentralkomitee der deutschen KPD 

eine wichtige Rolle spielte, eine glänzende Zukunft geweis-

sagt, nicht ohne allerdings schon damals mit mildem Tadel die 

Neigung Reuters zu Querköpfigkeit gegenüber Autoritäten 

hervorzuheben. Sicher trifft es also zu, dass ein Mann, der sich 

später so entschieden und ohne alle «ideologischen Restbe-

stände» (was selten ist) vom Kommunismus abkehrte, schon 

deswegen Gegenstand einer sozusagen konventionellen Anti-

pathie der Sowjets werden musste. Damit ist aber die Konse-

quenz des sowjetischen Vetos gegen Reuter als Oberbürger-

meister keineswegs erklärt. Wäre das Prinzip unabdingbar, ei-

nem «Abtrünnigen» überhaupt keinerlei Chancen mehr zu ver-

gönnen, hätte es Karlshorst auch nicht zulassen dürfen, dass 

Reuter als Stadtrat für Verkehrswesen Mitglied des Magistrats 

wurde. Die Sowjets wären vielmehr sogar bereit gewesen, ihn 
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auch als Oberbürgermeister zu akzeptieren: das geht aus Ver-

handlungen hervor, die sie der SED buchstäblich bis zum Vor-

abend von Reuters Wahl gestatteten. Die SED verlangte, wie 

üblich, für ein personelles Entgegenkommen schwerwiegende 

politische Konzessionen. Genau das, woran Ostrowski ge-

scheitert war, sollte Reuter jetzt zugestehen: eine enge Zusam-

menarbeit von SPD und SED, nicht aus den Besonderheiten 

der jeweiligen parlamentarischen Situation heraus, sondern 

aus Prinzip. Natürlich lehnte Reuter im Namen seiner politi-

schen Freunde diese untragbare Zumutung ab. Dass es die So-

wjets aber überhaupt versuchten, über die Kanäle der SED an 

Reuter heranzukommen und gewissermassen sein psychologi-

sches Terrain zu sondieren, ist Beweis genug, welchen Wert 

sie darauf legten und welchen Gesichtsverlust sie in Kauf ge-

nommen hätten, diesem gefährlichsten Gegner, bei dem Druck 

und Drohungen nicht verfingen, durch Appell an seinen Ehr-

geiz und durch Kompensationen der Stellung, das Rückgrat zu 

brechen. Nachdem sie sich aber davon überzeugen mussten, 

dass Reuter den Spuren Grotewohls in keiner Weise folgen 

würde, sanken seine Chancen in Karlshorst auf den Nullpunkt. 

Fast möchte man annehmen, die Sowjets hätten damals schon 

mit einem fast irrationalen Instinkt in der Person dieses ver-

hassten Mannes den grossen, in gewisser Weise ebenbürtigen 

Gegenspieler von später erkannt, die Persönlichkeit, die nicht 

nur allein imstande war, den Freiheitswillen Berlins nach 

aussen zu repräsentieren und für ihn zu zeugen – das vermoch-

ten mehrere –, sondern dank der besonderen Gaben seiner Na-

tur auch nach innen so einzigartig zu konsolidieren. 

Fast zwei Monate zog sich das Tauziehen um die Bestätigung 

Reuters hin, bis die Alliierte Kommandantur auf ihrer Sitzung 

vom 12. August 1947 endgültig einen absagenden Bescheid  
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erteilte. Eine ernste Lage entstand: zwar gab es in Frau Louise 

Schroeder einen «Amtierenden Oberbürgermeister», der 

wahrlich alle in ihn gesetzten Erwartungen übertraf, aber kein 

gewähltes Stadtoberhaupt, das sich unter den täglich schwie-

riger werdenden Verhältnissen nicht nur im Namen einer Par-

tei, sondern als Person auf die moralische Autorität des Volks-

willens hätte stützen können. Niemand vermochte vorauszu-

sagen, wie lange dieser eigenartige Interimszustand dauern 

sollte: so wenig infolge des sowjetischen Vetos auf eine Kor-

rektur der Haltung der Alliierten Kommandantur zu hoffen 

war, so wenig dachte die Stadtverordnetenversammlung na-

türlich daran, ihren Vorschlag zurückzuziehen und den für 

Karlshorst unbequemsten Kandidaten durch einen anderen 

auszuwechseln. Nur der lebendige Gegenstand so vieler Kom-

binationen und Gerüchte, Professor Ernst Reuter selbst, verlor 

weder seine Nerven noch seine gute Laune. Ja, sein Humor 

befähigte ihn sogar, die unverkennbare Originalität seiner Si-

tuation auf seine Weise zur Kenntnis zu geben. So liess er sich 

Visitenkarten drucken mit dem zweifellos nicht alltäglichen 

Vermerk: «Der gewählte, aber nicht bestätigte Oberbürger-

meister von Berlin» Wie sehr Ernst Reuter trotz alledem in-

nerhalb des Magistrats die Rolle eines «heimlichen Königs» 

spielte, sollte sich vornehmlich im Zusammenhang mit der 

Währungsreform und der ihr folgenden Blockade erweisen. 

DIE SELBSTVERWALTUNG WIRD ZUR FARCE 

Drei Tage nach Reuters Wahl, am 27. Juni 1947, kam es zu 

einer erneuten schweren Herausforderung der Stadtverordne-

tenversammlung und der demokratischen Öffentlichkeit. Die 

Alliierte Kommandantur berief auf Betreiben der Sowjets – 
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diesmal sogar angeblich mit Unterstützung des französischen 

und amerikanischen Vertreters – den Stadtrat für Volksbil-

dung, Dr. Siegfried Nestriepke, aus seinem Amt ab. Ähnlich 

wie Reuter war auch Nestriepke kein geschmeidiger und in sei-

nen Formen sehr verbindlicher Typ, sondern zeigte sich be-

strebt, in seinem Ressort vor allem in sachlicher Beziehung ei-

nen unabhängigen Kurs einzuschlagen. Aber auch diese Krise 

wurde, wie die meisten, durch eine Personenfrage ausgelöst. 

Dr. Nestriepke verstand sich mit seinem Stellvertreter nicht, 

der, wie in vielen anderen Magistratsverwaltungen, ein promi-

nentes Mitglied der SED war. In der Fähigkeit, persönliche 

Misshelligkeiten von Stadträten mit ihren Untergebenen, die 

SED-Mitglieder waren, als Verstösse gegen die provisorische 

Verfassung auszulegen, erwiesen sich die Sowjets als wahre 

Meister: so auch hier. Alle Versuche, die brüske Amtsenthe-

bung Nestriepkes rückgängig zu machen, scheiterten, so dass 

sich die leitenden Gremien der SPD am 8. Juli zu der Feststel-

lung gezwungen sahen, sie betrachteten diesen Befehl der 

Kommandantur als «Glied einer Kette von Massnahmen, die 

sämtlich die Selbstverwaltung Gross-Berlins immer mehr ein-

schränkten, den Magistrat praktisch zu einem Vollzugsorgan 

der Alliierten Kommandantur und die Stadtverordnetenver-

sammlung zu einem Scheinparlament machten». Dieser ebenso 

peinlichen wie richtigen Feststellung hat die Geschichte auch 

heute nichts hinzuzufügen; sie charakterisiert vielmehr in kür-

zesten Worten die Situation, wie sie in Berlin bereits im Som-

mer 1947 bestand. Politisch hatte sogar die Abberufung 

Nestriepkes noch bedenklichere Aspekte als selbst die Nicht-

bestätigung Reuters. Hierzu wäre immerhin Einstimmigkeit 

erforderlich gewesen, die sich nun einmal infolge des sowjeti-

schen Vetos nicht erreichen liess. Für die Abberufung eines 
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Stadtrats bedurfte es aber selbstverständlich ebenfalls einer 

einmütigen Meinungsbildung in der Alliierten Kommandan-

tur: den Sowjets war also «im Falle Nestriepke» etwas gelun-

gen, was der westlichen Seite im «Falle Reuter» nicht gelun-

gen war und nicht gelingen sollte, nämlich den Partner umzu-

stimmen und ihm die eigene Meinung aufzunötigen. Das still-

schweigende Einverständnis der westlichen Vertreter mit der 

Abberufung Nestriepkes musste daher als ein geradezu alar-

mierendes Schwächesymptom ausgelegt werden. 

Die sich auf diese Weise immer mehr zuspitzende Krise hielt 

aber die Stadtverordnetenversammlung nicht davon ab, sich 

ihrer prinzipiell wichtigsten Aufgabe, nämlich der Ausarbei-

tung einer endgültigen Verfassung, zuzuwenden. Schon seit 

dem Frühjahr 1947 war der Verfassungsausschuss tätig ge-

worden, am 2. September befasste sich das Plenum mit den 

verschiedenen Entwürfen, und am 22. April 1948 wurde die 

Verfassung in namentlicher Abstimmung mit 83 Stimmen der 

drei demokratischen Parteien gegen 20 Stimmen der SED an-

genommen. Da aus dieser Urkunde niemals Realität wurde, 

erübrigt es sich, auf Einzelheiten einzugehen. Die mit der Ver-

fassung verbundene Hauptfrage jedoch, an der sich bald un-

versöhnliche Gegensätze zwischen den demokratischen Par-

teien und der SED entzündeten, war dagegen von desto grös-

serer Bedeutung: sollte die Gebietskörperschaft von Berlin 

künftig den Status eines Landes mit eigenen Hoheitsrechten 

erhalten, wie das von altersher auf die Freien Hansestädte 

Hamburg und Bremen zutraf (früher auch auf Lübeck, das in 

der Hitlerzeit seine Selbständigkeit verlor), oder sollte es bei 

einer kommunalen Verfassung für Berlin bleiben? 

Schon im Zusammenhang mit der Entstehung der provisori-

schen Verfassung ist dieses Thema einmal gestreift worden. 

Seit den Steinschen Reformen von 1808 war Berlin eine  
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Selbstverwaltungskörperschaft im Staate Preussen. Mit der 

Beendigung des Krieges waren die erloschenen Souveränitäts-

rechte Preussens durch die willkürliche Grenzziehung bei der 

Einteilung der Besatzungszonen in ihrem jeweiligen Bereich 

hauptsächlich drei Staaten zugefallen: Polen, der Sowjetunion 

und Grossbritannien. Während aber in den einzelnen Besat-

zungszonen inzwischen neue Gebietskörperschaften mit zu-

mindest formalen Länderrechten entstanden waren, hing die 

künftige staatsrechtliche Zugehörigkeit Berlins völlig in der 

Luft. Diese Frage wurde noch brennender, als mit dem Kon-

trollratsbeschluss vom 25. Februar 1947 der Staat Preussen 

nicht nur materiell, sondern auch rechtlich aufgehört hatte zu 

existieren. 

Unter diesen Umständen blieb, um der Sonderstellung Berlins 

gerecht zu werden, praktisch nur die Möglichkeit, ihm den 

Status eines Landes zu geben. Im Grunde hatten das sogar die 

Alliierten stillschweigend zugestanden, indem sie die Stadt-

verordnetenversammlung aufforderten, eine endgültige Ver-

fassung für Berlin auszuarbeiten. Solche Aufgaben kommen 

in allen Ländern immer nur einer regelrechten Konstituante 

zu. Dennoch schienen offenbar erst die konkreten Verfas-

sungsberatungen selbst den Sowjets die Augen darüber zu öff-

nen, was für ein kapitaler Fehler ihnen in Hinsicht auf ihre 

ganze künftige Berlinpolitik unterlaufen wäre, wenn sie in die-

ser scheinbar nebensächlichen Frage nicht aufgepasst hätten. 

Ein Landesstatus für Gesamtberlin mit der Zustimmung 

Karlshorsts: das hätte bedeutet, dass die Sowjets niemals ir-

gendwelche Alleinansprüche auch nur auf einen Teil Berlins 

geschweige denn auf Gesamtberlin hätten ableiten können. 

Ein mit Zustimmung Karlshorsts verkündeter Landesstatus für 

Gesamtberlin hätte der politischen und verwaltungsrechtli-

chen Sonderbehandlung wie der wirtschaftlichen Ausplünde- 
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rung und Gleichschaltung des Sowjetsektors mit der Zone 

zwangsläufig ein Ende gesetzt. Bekam Berlin jedoch seine tra-

ditionelle Stadtverfassung zurück, blieb die Frage seiner künf-

tigen territorialen und administrativen Zugehörigkeit unge-

klärt. 

Grund genug für die drei demokratischen Parteien, um im Ver-

fassungsausschuss sowohl wie bei den Lesungen im Plenum 

für den Landesstatus einzutreten und diesen auch durchzuset-

zen. Grund genug für die SED, sich dieser Lösung mit allen 

Mitteln zu widersetzen, übrigens mit dem lächerlichen Argu-

ment, die Umwandlung Berlins in ein Land mit Hoheitsrech-

ten würde es in seiner Bedeutung als deutsche Hauptstadt dis-

kriminieren! 

Dennoch wäre der Streit um die Verfassung aus der Rück-

schau nur von theoretischem Interesse, hätte er nicht dazu bei-

getragen, die ohnehin gespannte Lage in Berlin noch weiter zu 

dramatisieren und Entwicklungen zu beschleunigen, die 

schliesslich zu der Katastrophe des Jahres 1948 und zur Spal-

tung der Stadt führten. Gerade die Verfassungsberatungen 

führten der SED ihre, man kann sagen, schicksalhafte Schwä-

che und Isolierung vor Augen. Nachdem man sich seit dem 

20. Oktober 1946 darauf beschränkt hatte, die lästige westli-

che Form der Demokratie mit Nadelstichen oder heimlichen 

Intrigen zu bedenken oder sie, wo es irgend anging, zu igno-

rieren, schien nunmehr die höchste Zeit gekommen, um zu ei-

nem Gegenangriff vorzugehen und sich dafür eine Art Mas-

senbasis zu schaffen. 

Das ganze Jahr 1947 hatte mit den beiden Viermächtekonfe-

renzen über die Zukunft Deutschlands, deren erste im März 

und April in Moskau und deren zweite im November und De-

zember in London stattfand, im Zeichen von Bemühungen ge- 
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standen, ein gesamtdeutsches Gremium zur Wahrung deut-

scher Interessen auf die Beine zu bringen. Schon die Minister-

konferenz in München im Frühsommer, die indessen durch die 

Vollmachtsbeschränkung der Vertreter der französischen 

Zone und durch den vorzeitigen Auszug der Vertreter der So-

wjetzone paralysiert wurde, sollte nicht zuletzt auch der Erör-

terung solcher Massnahmen dienen. Unter den Parteien be-

mühte sich vor allem die CDU, bemühten sich insbesondere 

Kaiser und Friedensburg um eine zufriedenstellende Lösung 

dieses Problems, abgesehen von permanenten Versuchen der 

SED in gleicher Richtung, die aber natürlich nicht der deut-

schen Sache, sondern sowjetischen Interessen dienten. Dieser 

Umstand wiederum liess die Sozialdemokratie ablehnend rea-

gieren. Kurt Schumacher befürchtete mit Recht, die legitimen 

Wünsche des deutschen Volkes und seiner politischen Vertre-

ter würden unter den gegebenen Verhältnissen von der SED 

missbraucht werden. Während Friedensburg seine Bemühun-

gen um das Zustandekommen einer gesamtdeutschen Reprä-

sentanz zunächst weiter verfolgte, näherte sich Jakob Kaiser 

im Herbst 1947 mehr und mehr dem Standpunkt der SPD. 

Als nun die Londoner Viermächtekonferenz mit ihren Arbei-

ten begann, kündigte der Parteivorstand der SED am 26. No-

vember 1947 den Zusammentritt eines «Deutschen Volkskon-

gresses iür Einheit und gerechten Frieden» an. Da von vorn-

herein feststand, dass es der SED in Wirklichkeit auf das ge-

naue Gegenteil von Einheit und gerechten Frieden ankam, 

lehnte die SPD jede Teilnahme an diesem politischen Theater 

ab. Die CDU, innerhalb deren die Zonenverbände und Berlin 

damals noch gemeinsam von Jakob Kaiser und Ernst Lemmer 

geführt wurden, schloss sich offiziell ebenfalls von der Teil-

nahme am Volkskongress aus, räumte jedoch notgedrungen 

einzelnen Mitgliedern ein, der Einladung «unter den gegebe- 
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nen Verhältnissen» zu folgen. Nur der Vorstand der LDP unter 

Wilhelm Külz entschied sich für eine Beteiligung, forderte da-

mit aber den scharfen Protest seines Berliner Landesverban-

des heraus. Der vom 6. bis 8. Dezember im Admiralspalast im 

Sowjetsektor tagende Volkskongress stellte eine Delegation 

zur Londoner Konferenz zusammen, um dort «die Wünsche 

des deutschen Volkes zum Ausdruck zu bringen». Zu ihr ge-

hörten unter anderem Pieck und Grotewohl (SED) und Wil-

helm Külz (LDP). Für die CDU hatte sich in der Person Otto 

Nuschkes ein prominenter Abtrünniger gefunden, der später 

für seine Willfährigkeit mit dem Posten eines stellvertreten-

den Ministerpräsidenten der «DDR» belohnt wurde. Ausser-

dem wählte der Kongress einen Ständigen Ausschuss, um «die 

Durchführung seiner Beschlüsse zu gewährleisten.» 

DER SPALTUNGSBAZILLUS GREIFT UM SICH 

Die Einrichtung des Volkskongresses als eines ständigen Or-

gans ist wohl das typischste Beispiel für die Art und Weise, 

mit der die Sowjets im Hinblick auf die weitere Entwicklung 

in Berlin wie in Deutschland überhaupt ihre einleitend charak-

terisierten beiden taktischen Hauptziele verfolgten: Verwand-

lung einer effektiven kleinen Minderheit in eine Propaganda-

mehrheit und systematische Spaltung solcher Einheiten, die 

sich in ihrer vorgefundenen oder inzwischen entwickelten 

Form den Wünschen und Ansprüchen Moskaus widersetzten. 

Es ist nicht übertrieben zu behaupten, mit dem 6. Dezember 

1947 sei bereits der heutige, bis jetzt noch immer nicht durch 

freie Wahlen der Bevölkerung legitimierte Pankower Zonen-

staat aus der Taufe gehoben worden. Zumindest wurden in je-

nen Tagen die entscheidenden politischen Voraussetzungen 
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für die Etablierung der «DDR» geschaffen. Die Einberufung 

des Volkskongresses führte nämlich, wie sich unverzüglich 

herausstellte, zu einer Zerreissprobe innerhalb der CDU wie 

der LDP. Wenn bisher des öfteren von den drei demokrati-

schen Parteien Berlins die Rede war, die gegen das totalitäre 

Gebaren der SED Front machten, dann traf das im Wortsinne 

nur auf die SPD zu, die als einzige ausschliesslich im Namen 

der Stadt auftrat und auftreten konnte. Die Berliner CDU und 

LDP hingegen hingen organisatorisch nach wie vor mit der 

Sowjetzone zusammen. In der Zone in die lästige Rolle von 

Juniorpartnern der SED hineingezwungen, vermochten sie als 

Partner in der Berliner Stadtverordnetenversammlung ihren 

demokratischen Charakter weder zu verleugnen noch wollten 

sie dies. 

Indessen hatten es die Sowjets mit der LDP weit leichter als 

mit der CDU. Der LDP-Vor stand setzte ihnen wenig Wider-

stand entgegen. Dessen Vorsitzender, Wilhelm Külz, war nie-

mals ein Politiker von Format gewesen und verstand in seinem 

vorgeschrittenen Alter einfach die Zeichen der Zeit nicht 

mehr. Der Berliner Landesverband der LDP unter Führung 

von Karl-Hubert Schwennicke verfolgte dagegen seit Jahr und 

Tag eine entschieden demokratische Politik. Schon das Vor-

spiel zur Oberbürgermeisterwahl im Juni 1947 warf schwer-

wiegende Gegensätze zwischen Zonenvorstand und Landes-

verband auf. Auf dem LDP-Parteitag in Eisenach, Anfang Juli 

1947, betonte Schwennicke im Namen der Berliner unmiss-

verständlich, die Haltung des Landesverbandes sei keines-

wegs gegen eine bestimmte Besatzungsmacht gerichtet, aber 

er vertrete ausschliesslich eine deutsche Politik. Da der Berli-

ner Landesverband der LDP nunmehr auch einer Beteiligung 

am Volkskongress scharf entgegentrat, vertieften sich die 

Spannungen unaufhaltsam. Eine Berliner LDP-Delegierten- 
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versammlung sprach am 12. Januar 1948 dem Zonenvorstand 

das Misstrauen aus und forderte Dr. Külz zur Niederlegung 

seines Mandats in der Stadtverordnetenversamlung auf. Dar-

aufhin schloss wiederum der Zonenvorstand der LDP den Ber-

liner Landesverband aus der Organisation aus. Damit war das 

Auseinanderweichen der demokratischen Kräfte und der 

Handlanger des Totalitarismus nunmehr auch innerhalb der 

LDP, wie knapp zwei Jahre zuvor innerhalb der SPD, zu einer 

unausweichlichen organisatorischen Spaltung gediehen. 

Im Gegensatz zu der Entwicklung der LDP verbürgte die Au-

torität Jakob Kaisers und Ernst Lemmers der CDU bis zur letz-

ten und unausweichlichen Herausforderung im Dezember 

1947 weit mehr Konsistenz. Das anfänglich gute Einverneh-

men zwischen Kaiser und der SMA beruhte aber nicht darauf, 

dass Kaiser sich den Sowjets willfährig zeigte, sondern auf de-

ren unwillkürlichem Respekt vor der Persönlichkeit eines 

Mannes, der aus der christlichen Gewerkschaftsbewegung 

hervorgegangen, für seine Überzeugung unter Hitler verfolgt 

worden war und sich nunmehr öffentlich in unüberhörbarer 

Weise zu einem «Sozialismus aus christlicher Verantwor-

tung» bekannte. Wären die Sowjets ihrer Natur wie ihren Tra-

ditionen nach zu einem echten Entgegenkommen fähig gewe-

sen, hätten sie gerade mit Jakob Kaiser ein gutes Stück Weges 

in fruchtbarer Zusammenarbeit gemeinsam gehen können. 

Auch für die Zukunft der deutschen Sache bemühte sich Jakob 

Kaiser, wie erwähnt, monatelang um einen besonderen dritten 

Weg zwischen den beiden Antagonisten SPD und SED. Noch 

im September 1947 präzisierte er anlässlich der Jahresver-

sammlung der CDU seinen Vorschlag zur Bildung eines Kon-

sultativrates als Vorstufe einer gesamtdeutschen Vertretung. 

Auf je eine Million Einwohner der einzelnen Zonen sollte je 
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eine massgebliche Persönlichkeit in diesen Rat berufen wer-

den. Gleichzeitig aber kritisierte Kaiser auf der Jahresver-

sammlung die Auswüchse der Blockpolitik in der Sowjetzone 

mit deutlichen Worten. 

Der von der SED inszenierte Volkskongress stand nun freilich 

mit den Vorstellungen Kaisers über die Bildung eines gesamt-

deutschen Organs in einem denkbar krassen Widerspruch. Er 

wollte einer späteren demokratischen Lösung die Bahn berei-

ten, während es der SED darauf ankam, alle Ansätze zu einer 

demokratischen Lösung im Keim zu ersticken. In der Absage 

des CDU-Vorstandes an den Volkskongress sahen die Sowjets 

ihrerseits eine solche Brüskierung, dass sie beschlossen, sich 

Jakob Kaisers und Ernst Lemmers auf die gleiche Weise zu 

entledigen, wie das zwei Jahre zuvor mit Dr. Hermes und Dr. 

Schreiber geschehen war. Auf einer Sitzung des Hauptvor-

standes der CDU am 11. Dezember 1947 sah sich Jakob Kai-

ser zu der Feststellung genötigt, er besitze nicht mehr das not-

wendige Vertrauen der SMA für seine weitere Amtsführung. 

Lemmer erklärte sich mit Kaiser solidarisch. Am 20. Dezem-

ber liessen die Sowjets den CDU-Vorstand durch ihnen erge-

bene Mittelsmänner davon in Kenntnis setzen, die SMA be-

trachte bis auf weiteres die Vorsitzenden der Landesverbände 

in der Sowjetzone als «oberste Vertretung der CDU». Der 

Chefredakteur des CDU-Organs «Neue Zeit», ein Anhänger 

Kaisers, wurde von seinem Posten verdrängt. Anlässlich einer 

Tagung der Landesverbandsvorsitzenden der CDU, auf der 

übrigens der Beschluss vom Dezember widerrufen und die 

Teilnahme am 2. Volkskongress im März 1948 beschlossen 

wurde, mussten die Berliner Vertreter auf Wunsch des sowje-

tischen Verbindungsoffiziers das Sitzungszimmer verlassen. 

Daraufhin blieb auch dem Berliner Landesverband der CDU 

nichts anderes übrig als die Feststellung, seine weitere Zusam- 
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menarbeit mit den Verbänden der Sowjetzone sei durch den 

Eingriff einer Besatzungsmacht unmöglich gemacht worden. 

Zwei Tage nach dem Ausschluss des LDP-Landesverbandes 

aus der Zonenorganisation hatte die Entwicklung in der CDU 

praktisch den gleichen Punkt erreicht. 

Damit war der von seinen Initiatoren ursprünglich mit so viel 

Hoffnungen geschaffene Antifaschistische Block von 1945 

nicht nur unwiderruflich zerborsten, sondern auch die ihn tra-

genden und stützenden Parteien hatten sich – bis auf die Kom-

munisten natürlich – unter dem Druck der Verhältnisse sämt-

lich gespalten. 

Der systematische Wille der Sowjets zur Zertrümmerung jeder 

deutschen Einheit, die nicht absolut ihren Vorstellungen ent-

sprach, machte aber auch vor den Gewerkschaften nicht halt. 

In den leitenden Körperschaften des im Juni 1945 gegründeten 

FDGB (Freier Deutscher Gewerkschaftbund) hatten es die 

Kommunisten und später die SED verstanden, sich durch ein 

raffiniert ausgeklügeltes indirektes Wahlsystem ein starkes 

Übergewicht zu verschaffen. Diese Massenorganisation 

spannte die SED nach ihrer schweren Niederlage im Oktober 

1946 denn auch besonders rücksichtslos vor ihren Karren, um 

damit die politische Schlappe indirekt wieder wettzumachen. 

Als die Stadtverordnetenversammlung dem FDGB im März 

1947 gewisse Privilegien in der Zuteilung von Lebensmitteln 

und Rohstoffen entzog, die sich dieser in der vorparlamentari-

schen Zeit zu sichern wusste, drohte er, die gewählte Vertre-

tung Berlins unter Druck zu setzen. In einer politischen Dis-

kussion im Rias, die mit der Moskauer Viermächtekonferenz 

im Zusammenhang stand, meldete der FDGB weitgehende 

Ansprüche auf Beteiligung an einer künftigen deutschen Zen-

tralregierung an. Immer eindeutiger stellte sich heraus, dass 

die formal unabhängige und parteipolitisch neutrale Arbeit- 
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nehmerorganisation zu einem einseitigen Sprachrohr der SED 

wurde. 

Schon nach der Deportierung von Facharbeitern im Herbst 

1946 kam es zwischen den demokratischen und totalitären 

Elementen innerhalb des FDGB zu scharfen Auseinanderset-

zungen. Anfang 1947 bildete sich schliesslich unter dem 

massgeblichen Einfluss Dr. Suhrs zur kräftigeren Wahrneh-

mung ihrer Interessen eine «Unabhängige Gewerkschafts-Op-

position» (UGO) innerhalb des FDGB. Nachdem die UGO 

länger als ein Jahr geradezu verzweifelt danach getrachtet 

hatte, eine Demokratisierung der Organisation durchzusetzen, 

ohne die gewerkschaftliche Einheit zu gefährden, folgte auch 

hier im Frühjahr 1948 die unvermeidliche Explosion. 

Die Wahlen, die im ersten Quartal dieses Jahres in den einzel-

nen Bezirken und Industriegewerkschaften stattfanden, si-

cherten der UGO in den Westsektoren bereits 285 Vertreter 

gegenüber nur neun der SED und im Sowjetsektor 177 gegen-

über 204 SED-Vertretern. Dennoch verstand es der FDGB-

Vorstand, sich durch allerlei Manipulationen, vornehmlich 

durch die Nichtanerkennung von Mandaten, auf der Stadtde-

legiertenkonferenz eine Mehrheit zu sichern. Ein Antrag der 

Opposition, vor Eintritt in die Tagesordnung die Frage der 

strittigen Mandate zu klären, wurde abgelehnt, worauf deren 

Delegierte die Versammlung verliessen. Nichtsdestoweniger 

betonte eine von der Opposition beauftragte Kommission 

nochmals ihre Bereitschaft zu Verhandlungen. Sie schlug vor, 

in allen Bezirken und Verbänden, in denen Mandate umstrit-

ten seien, beschleunigt Ersatzwahlen durchzuführen. Als das 

zum Rumpfparlament gewordene Gremium der Stadtdelegier-

tenkonferenz erneut ablehnte, seinerseits einen tragbaren 

Kompromiss anzubahnen, erklärten die Delegierten der Oppo- 
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sition alle Beschlüsse und Wahlen dieser Konferenz als ungül-

tig und proklamierten den von ihnen gebildeten Aktionsaus-

schuss zur kommissarischen Leitung des FDGB. Ihr am 5. 

Juni 1948 an die Alliierte Kommandantur gerichteter Antrag 

auf Zulassung fand allerdings keine formelle Erledigung 

mehr, da sich die Kommandantur praktisch bereits in Auflö-

sung befand. Die von der UGO repräsentierten Gewerkschaf-

ten wurden vielmehr nach und nach in den einzelnen Westsek-

toren zugelassen und schlossen sich später dem Deutschen 

Gewerkschaftsbund (DGB) der Bundesrepublik an. 

Aber nicht nur alle politischen Gebilde Berlins zeigten sich 

mit dem Beginn des Jahres 1948 in zwei Hälften zerrissen. Die 

von den Sowjets planmässig geschürten Spaltungstendenzen 

bemächtigten sich in immer stärkerem Masse auch geistiger 

Einheiten. Das erste und gleichzeitig prominenteste Opfer auf 

diesem Gebiet wurde die im Jahre 1810 begründete Universi-

tät. 

Der Krieg und seine unmittelbaren Folgen hatten auch die 

Berliner Universität empfindlich betroffen: ihr Lehrkörper 

war dezimiert, ihr Lehrbetrieb paralysiert worden, ein erheb-

licher Teil ihrer Gebäude und Institute lag in Schutt und 

Asche. Doch taten die Sowjets sofort nach der Kapitulation 

alles, um den Lehrbetrieb so rasch wie möglich wieder aufzu-

nehmen. Ausserdem setzten sie es im Herbst 1945 gegen den 

schwachen und eigentlich mehr symbolischen Widerstand ih-

rer westlichen Partner durch, dass ausgerechnet die Berliner 

Universität der Zuständigkeit der örtlichen Behörden entzo-

gen und unter die Dienstaufsicht der Zentralverwaltung für 

Volksbildung der SBZ gestellt wurde. 

Die verhängnisvollen Folgen westlicher Nachgiebigkeit auf 

einem Gebiet, dessen zentrale Bedeutung der Kommunismus 

von jeher höher einschätzte als es leider bis heute in der Regel  
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in den Demokratien der Fall ist, machten sich bald bemerkbar. 

Die angesehensten und namhaftesten Professoren, unter ihnen 

die Philosophen Eduard Spranger und Nikolai Hartmann, die 

sogar in der Hitlerzeit in der Studentenschaft unverdrossen 

den Geist des Humanismus und der Gedankenfreiheit weiter-

gepflegt hatten, zogen sich bald enttäuscht aus Berlin zurück, 

um den Berufungen an westdeutsche Universitäten Folge zu 

leisten. Vor allem aber machten die Sowjets am Beispiel der 

Berliner Universität die für sie bestürzende Entdeckung, dass 

es nicht in ihrer Macht stand, gerade die jugendliche Intelli-

genz für ihre Ziele zu gewinnen oder, wenn dies nichts fruch-

tete, sie doch wenigstens durch Terror und Erpressung einzu-

schüchtern. Dabei konnten sie sich in diesem Falle wenigstens 

selber nicht einreden, sie hätten es bei den Studenten der Ber-

liner Universität mit «faschistischen Elementen» zu tun. Nir-

gendwo wurden die politischen Auslesebestimmungen stren-

ger und peinlicher gehandhabt als bei der Zulassung zum Uni-

versitätsstudium. Kein politisch Belasteter, aber auch kein 

ehemaliger Soldat vom Range eines Oberleutnants aufwärts 

durfte auf seine Immatrikulation hoffen. 

Vielleicht war es aber gerade die Zusammensetzung der Stu-

dentenschaft aus betont demokratischen Elementen, die sich 

auf die sowjetischen Pläne ungünstig auswirkte und dazu 

führte, dass die Studenten vom ersten Tage an den Kampf um 

die Lehr- und Meinungsfreiheit an ihrer Universität jenseits 

aller politischen Beeinflussung oder gar Bevormundung mit 

einer vorbildlichen Entschiedenheit aufnahmen. Schon am 1. 

Mai 1946 hatten 30 Mitglieder der «Studentischen Arbeitsge-

meinschaft» gegen die Drapierung des Universitätsgebäudes 

mit kommunistischen Symbolen protestiert. Die ständigen 

Reibereien zwischen der Studentischen Arbeitsgemeinschaft 

und den Aufsichtsorganen der Zentralverwaltung führten bald 
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ihre Auflösung herbei, doch wurden ihre bekanntesten Spre-

cher im Dezember 1946 sämtlich in den ersten Studentenrat 

gewählt. Obwohl den Kompetenzen dieses Greniums durch 

die Aufsichtsbehörde sehr enge Grenzen gezogen waren – es 

sollte sich auf die Erörterung sozialer und fachlicher Fragen 

beschränken –, liess sich unter den obwaltenden Verhältnissen 

die Politik einfach nicht völlig ausklammern. Mochte es sich 

um politische Pflichtvorlesungen, um die Zulassungsordnung 

oder um den Missbrauch akademischer Feierlichkeiten zu ein-

seitig tendenziösen Zwecken handeln – überall legte der Stu-

dentenrat sein Veto ein und bemühte sich, den uralten Prinzi-

pien akademischer Freiheit auch unter den ungünstigsten Ver-

hältnissen Geltung zu verschaffen. Während manche Profes-

soren leider ein zweitesmal, wie schon 1933, versagten und 

sich opportunistisch verhielten, scheiterte der Versuch, auch 

die junge Generation mit einem neuen Totalitarismus zu 

durchtränken, aufs blamabelste. 

Die plötzliche Verhaftung von 30 Studenten im März 1947 

vermochte den Widerstandsgeist ihrer Kommilitonen nicht zu 

lähmen. Obwohl sich der schleichende Terror an der Berliner 

Universität auch in den folgenden Monaten nicht milderte, 

lehnten im Dezember 1947 grosse Teile der Studentenschaft 

die Teilnahme am Volkskongress ab. Ja, bei den nächsten Stu-

dentenratswahlen am 11. Dezember 1947 errang die SED von 

30 Sitzen nur zwei. Drei Sprecher der Studentenschaft, Otto 

Hess, Otto Stolz und Joachim Schwarz, waren inzwischen 

durch ihre unerschrockene Haltung so bekannt geworden, dass 

die Sowjets deren Verhaftung offenbar nicht wagten. Dafür 

veranlassten sie, dass die drei Studenten wegen eines kriti-

schen Artikels in der von ihnen herausgegebenen Zeitschrift 

«Colloquium» im April 1948 von der Zentralverwaltung we- 
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gen «Verletzung von Anstand und Würde» relegiert und vom 

weiteren Studium ausgeschlossen wurden. Dieser Skandal und 

die unausweichlichen Folgeerscheinungen waren es, die der 

öffentlichen Meinung und den demokratischen Körperschaf-

ten Westberlins die Gründung einer eigenen Universität, von 

der in einem späteren Zusammenhang noch die Rede sein 

wird, dringend nahelegten. 

Wohl versuchte sich die Stadtverordnetenversammlung der 

Gemassregelten und insbesondere der verhafteten Studenten 

anzunehmen, aber vergebens, weil ja ihre formelle Zuständig-

keit für die Universität nicht gegeben war. Indessen ist das 

Eintreten für die verhafteten Studenten nur ein Teil des erbit-

terten, deprimierenden und verzweifelten Kampfes, den die 

gewählte Berliner Volksvertretung um das Prinzip der Rechts-

sicherheit in allen Sektoren führte, ohne auch nur zu den be-

scheidensten Erfolgen zu kommen. Missliebige Repräsentan-

ten aller Schichten der deutschen Bevölkerung waren und blie-

ben in ganz Berlin Freiwild der sowjetischen Besatzungs-

macht, um nach gelungenem Zugriff spurlos zu verschwinden, 

in vielen Fällen auf Nimmerwiedersehen. Bis 1948 war ja Ber-

lin eine von den deutschen wie von den alliierten Behörden 

einheitlich verwaltete Stadt. Wenn auch die meisten willkürli-

chen Verhaftungen im Sowjetsektor selbst erfolgten, kam es 

doch immer wieder vor, dass Beauftragte der NKWD sogar in 

den Westsektoren auftauchten und dort in Wohnungen förm-

lich einbrachen, um irgendwelche Opfer gewaltsam zu ver-

schleppen. 

Die SPD gab die Zahl der rechtswidrig verhafteten Personen 

schon Anfang 1947 mit mehreren Tausend an. Die amerikani-

schen Behörden schätzten im März 1948 die Zahl der auf diese 

Weise verschwundenen Opfer auf 1‘600. Die Ziffern, welche 

auch immer zutreffend sein mögen, treten jedenfalls hinter der  
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Ungeheuerlichkeit der blossen Tatsache weit zurück. Das mei-

ste Aufsehen in der Öffentlichkeit erregte der Fall des West-

berliner Journalisten Dieter Friede, der sich am 2. November 

1947 unter Vorspiegelung falscher Tatsachen – aus angeblich 

dringenden privaten Gründen – in den Ostsektor locken liess 

und von dort nicht mehr zurückkehrte. In der Stadtverordne-

tenversammlung kam es zu den bisher wohl stürmischsten 

Auseinandersetzungen der drei demokratischen Parteien mit 

der SED. Aber was sollte schon die Initiative des Stadtparla-

ments fruchten, wenn es nicht einmal den Vertretern der West-

mächte in der Alliierten Kommandantur gelang, ihre sowjeti-

schen Kollegen zu einem Verzicht auf diese empörendsten 

und inhumansten Methoden ihrer Politik zu bewegen? Die So-

wjets reagierten übrigens in den meisten dieser Fälle auf die 

Vorwürfe der Westmächte wie auf die Vorstellungen deut-

scher Instanzen mit dem gleichen bodenlosen Zynismus: in-

dem sie nämlich ihre Nichtbeteilung versicherten und behaup-

teten, die Namen der Verhafteten nicht einmal zu kennen ge-

schweige denn deren Verhaftung überhaupt inspiriert zu ha-

ben. 

Während aber die Vertreter der Westmächte ihre Unfähigkeit, 

diesem schlimmsten aller Übel energisch zu steuern, in der 

Regel glaubwürdig damit entschuldigen konnten, sie seien 

nun einmal nur für ihre Sektoren zuständig, vermochte der 

Magistrat nicht einmal dieses Alibi in Anspruch zu nehmen, 

da ihm formell ja zumindest die ganze Berliner Verwaltung 

und damit natürlich auch die Berliner Polizei unterstand. Ge-

rade dieses Organ aber wurde unter der Leitung des von den 

Sowjets schon 1945 zum Polizeipräsidenten eingesetzten 

Obersten Markgraf (eines früheren Angehörigen des National-

komitees freies Deutschland) in besonders schamloser Weise 

zu Handlangerdiensten für die Sowjets und deren Geheimpo-

lizei herabgewürdigt. 
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Da sich Markgraf des Einverständnisses der ihn protegieren-

den Besatzungsmacht sicher wusste, durfte er sich ungestraft 

leisten, nicht nur fast alle Schlüsselstellungen der Polizei und 

insbesondere der Kriminalpolizei mit SED-Mitgliedern zu be-

setzen, sondern auch die Anweisungen seines Dienstvor-

gestzten, des Bürgermeisters Friedensburg, soweit sie ihm 

nicht genehm waren, entweder zu ignorieren oder sich ihnen 

sogar offen zu widersetzen. 

DÜSTERE ASPEKTE DER WELTPOLITIK 

Die unaufhaltsame Verschlechterung der Lage in Berlin, die 

entweder nach einer generellen Bereinigung oder wenigstens 

nach einer klaren Trennung des politisch Sauberen vom poli-

tisch Korrupten geradezu schrie, war indessen nur der sicht-

barste Reflex der bedrohlichen Zuspitzung der weltpolitischen 

Lage. Die Aussenministerkonferenz über die Zukunft 

Deutschlands im Frühjahr 1947 in Moskau war gescheitert. 

Aus Gründen wirtschaftlicher Vernunft hatten sich Washing-

ton und London um die Jahreswende 1946/47 zur administra-

tiven Zusammenlegung ihrer deutschen Besatzungszonen ent-

schlossen und dafür in Frankfurt am Main auch deutsche 

Zweizonenorgane in Gestalt eines Parlaments und einer Exe-

kutive, des sogenannten Wirtschaftsrats und Verwaltungsrats 

für die «Bizone» geschaffen. Die Einladung an die Sowjets 

wie an die Franzosen, sich mit ihren Zonen diesem Schritt 

sinngemäss anzuschliessen und damit endlich, wenn auch in 

dieser nicht vorhersehbaren Form, mit der Potsdamer Garantie 

der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands ernst zu machen, 

wurde von beiden Partnern schroff zurückgewiesen. 

Anfang Juni 1947 entwickelte der neue amerikanische Aus-

senminister Marshall seinen Plan einer grosszügigen Wirt- 
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schaftshilfe für ganz Europa. Alle Länder, die ehemaligen Sie-

ger und Besiegten, die kommunistischen wie die demokrati-

schen Staaten einschliesslich der Sowjetunion sollten in dieses 

Aufbauprogramm auf weite Sicht eingeschlossen sein. Aber 

schon vorher, am 12. März 1947, hatte Präsident Truman 

ebenso unmissverständlich die Entschlossenheit der Vereinig-

ten Staaten bekundet, dem weiteren politischen Vordringen 

des Kommunismus in der Welt Einhalt zu gebieten und bei 

dieser Gelegenheit «die totalitären Methoden, die die freien 

Völker mit Sorge und Furcht erfüllen», gebrandmarkt. 

Die Sowjetunion selbst lehnte das amerikanische Angebot von 

vornherein brüsk ab. Dagegen stiess es ursprünglich auf viel 

Sympathie in den osteuropäischen Staaten, die zwar alle schon 

längst zu Satelliten Moskaus geworden, in denen aber noch 

nicht alle Regungen des elementaren Selbsterhaltungstriebs 

völlig abgestorben waren. Hauptsächlich zeigte sich der ost-

europäische Staat interessiert, der damals bei aller aussenpoli-

tischen Anlehnung an Moskau noch seine Selbständigkeit be-

sass, die Tschechoslowakei. Moskau reagierte sofort auf die 

massivste nur denkbare Weise. In den Satellitenstaaten wur-

den alle Sympathien für den Marshallplan im Keim erstickt, 

die Tschechoslowakei unter stärkstem sowjetischem Druck zu 

einem Widerruf genötigt. 

In den westeuropäischen Staaten wirkte jedoch das Angebot 

Washingtons ungemein erleichternd und befreiend. Wenn 

aber auch die Westzonen Deutschlands, wie beabsichtigt, am 

wirtschaftlichen Wiederaufbau beteiligt werden sollten, war 

es nunmehr unumgänglich, nacheinander zwei unerlässliche 

Voraussetzungen hierfür zu schaffen. Als besonders vordring-

lich erwies sich eine Geldreform, um die wertlos gewordene 

Reichsmark durch eine kaufkräftige Währung zu ersetzen.  
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Aber auch politisch konnte Deutschland, konnten wenigstens 

die westlichen Teile Deutschlands als voraussichtliche Nutz-

niesser der wirtschaftlichen Stabilisierung nicht mehr aus-

schliesslich Objekt eines fremden Willens bleiben, sondern 

mussten wieder in die Lage versetzt werden, wenn auch unter 

Beibehaltung der alliierten Kontrolle, ihren Willen wenigstens 

in begrenztem Umfang wieder als Partner zum Ausdruck zu 

bringen. 

Obwohl die schroffe Ablehnung des amerikanischen Ange-

bots durch Moskau und dessen erzwungene Ablehnung durch 

seine Satellitenstaaten die Spaltung Europas in zwei politisch 

gegensätzliche und nunmehr auch wirtschaftlich miteinander 

rivalisierende Blöcke schon endgültig besiegelt hatte, musste 

doch noch ein ernsthafter Versuch gemacht werden, Deutsch-

land vor der drohenden Spaltung zu bewahren. Zu diesem 

Zweck trat im Spätherbst 1947 in London eine zweite 

Deutschlandkonferenz der vier Aussenminister zusammen. 

Auf der Tagesordnung standen wiederum, aber nunmehr unter 

viel dringlicheren Aspekten, der wirtschaftliche Zusammen-

schluss und die spätere politische Vereinigung der vier Besat-

zungszonen. Während sich aber in Frankreich unter dem Ein-

fluss der durch den Marshallplan veränderten Situation ein 

vollständiger Kurswechsel abzeichnete, zeigte sich die Sow-

jetunion noch unnachgiebiger, um nicht zu sagen, feindseliger 

als je zuvor. Molotows legendärer Starrsinn machte die Lon-

doner Konferenz zu einem Forum gegenseitiger Redeschlach-

ten ohne den geringsten politischen Nutzeffekt. Gleichzeitig 

enthüllte der sogenannte Volkskongress im Sowjetsektor Ber-

lins nur zu verräterisch, welches politische Firmenschild die 

Sowjets einer deutschen Einheit ihrer Lesart aufzuprägen 

trachteten. Ermüdet von den endlosen Debatten, angewidert 

von der Heuchelei wie von dem Egoismus, die den sowjeti- 
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schen Vorschlägen zugrundelagen, verliess der amerikanische 

Aussenminister den Konferenztisch. Damit war nicht nur eine 

diplomatische Veranstaltung unter dramatischen Begleiter-

scheinungen aufgeflogen. Damit war in aller Form und für die 

Weltöffentlichkeit erkennbar der Kalte Krieg ausgebrochen. 

Die Massnahmen der Westmächte stellten zum erstenmal seit 

Kriegsende in ihrer Koordinierung und Folgerichtigkeit nicht 

allein ein blosses Reagieren auf sowjetische Herausforderun-

gen, sondern eine deutlich sichtbare Gegenkonzeption dar. 

Der Einigung über die Errichtung der für das Gelingen des 

Marshallplanes notwendigen Institutionen folgte im März 

1948 als politische Massnahme die Gründung der aus Gross-

britannien, Frankreich und den Beneluxstaaten bestehenden 

«Westeuropäischen Union». 

War diese Westeuropäische Union anfänglich als ein mehr 

symbolischer und demonstrativer Schritt ohne unmittelbare 

praktische Folgen aufzufassen, so galt das keineswegs für eine 

am 23. Februar 1948 in London zusammentretende Botschaf-

terkonferenz der drei Westmächte, die die Folgerungen aus 

dem Scheitern dçr Aussenministerkonferenz im Hinblick auf 

Westdeutschland und dessen wirtschaftlichen und politischen 

Wiederaufbau ziehen sollte. Wenn die Sowjets auf ihrer Ab-

schnürungspolitik beharrten, blieb nichts anderes übrig, als die 

drei Westzonen zu einer provisorischen administrativen und 

politischen Einheit zusammenzufasssen und über deren Struk-

turen wie über deren Kompetenzen Einigung zu erzielen. 

Für Moskau jedoch ergab sich daraus das endgültige Scheitern 

seiner weitgespannten politischen Pläne von 1945. Das wirt-

schaftliche Chaos, das alle Länder Westeuropas seit Kriegs-

ende zu einem für den Kommunismus anfälligen Seuchenherd 

gemacht hatte, stand vor seiner Beseitigung. Unmittelbar  
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westlich des Eisernen Vorhangs sah Moskau einen neuen, 

höchst unerwünschten Nachbarn im Entstehen, in dessen 

Grenzen noch dazu der politische Einfluss des Kommunismus, 

im Gegensatz zu der Lage in Frankreich und Italien, gleich 

Null war. Das rings von der roten Sturmflut umgebene Berlin 

setzte bisher allen Versuchen der Sowjets, es ihrem System 

einzuverleiben, einen unerwartet entschiedenen und moralisch 

sogar überaus erfolgreichen Widerstand entgegen. Die demo-

kratischen Kräfte in allen von Moskau ursprünglich selbstge-

schaffenen Organisationen, in den Parteien wie in den Ge-

werkschaften, hatten sich nicht nur nicht zu Handlangern des 

Kommunimus missbrauchen lassen, sondern es Zug um Zug 

vorgezogen, sich ihre Unabhängigkeit und Aktionsfreiheit 

selbst um den Preis von Diskriminierungen, Drangsalierungen 

und Gefahren zurückzunehmen. Unter diesen Umständen war 

der Eiserne Vorhang vorerst kein Ausgangspunkt mehr für 

eine politische Offensive mit grossen strategischen Zielset-

zungen. Jetzt galt es, ihn zu der unüberwindlichen Defensivli-

nie auszubauen, die er für ein Jahrzehnt bleiben sollte. Um das 

Gebiet dahinter zu sichern, wollten die Sowjets aber die bei-

den nichtkommunistischen Inseln im totalitären Ozean so 

schnell wie möglich beseitigen. Das gelang in der Tschecho-

slowakei, die sich Ende Februar 1948 durch einen geschickt 

inszenierten kommunistischen Staatsstreich überrumpeln liess 

und seitdem zu den gefügigsten Satellitenstaaten Moskaus 

zählt. Das gelang trotz aller Beispiellosigkeit der hierfür ange-

wandten Mittel nicht in Berlin. 

TORPEDIERUNG DES KONTROLLRATS 

Von der Jahreswende 1947/48 an traf Moskau nunmehr me-

thodisch alle geeigneten Massnahmen, um bei gegebenem An- 
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lass unverzüglich eine Blockade der Berliner Westsektoren ins 

Werk setzen zu können. 

Ab Januar 1948 wurden alle Transporte nach Berlin von der 

Erteilung besonderer sowjetischer Erlaubnisscheine abhängig 

gemacht. Solche Genehmigungen wurden, hauptsächlich für 

den Interzonenverkehr, nur verschwindend wenig ausgestellt. 

Nachdem schon mehrfach alliierte Militärzüge, die im Gegen-

satz zu den deutschen Interzonenzügen die Zonengrenze ohne 

Kontrolle passieren durften, in Marienborn angehalten worden 

waren, wurden am 24. und 26. Januar 1948 die Waggons des 

britischen Militärzuges, die deutsche Reisende im Besitze ei-

ner sogenannten «travel order» der Militärregierung beförder-

ten, abgehängt und nach Berlin zurückgeschickt. Im April kam 

es ferner zu einer Unterbrechung des Postpaketverkehrs, da die 

zum Transport notwendigen Waggons angeblich plötzlich 

nicht mehr vorhanden waren. Ferner mussten alle von Berlin 

im Interzonenverkehr abgesandten Güter künftig mit einem 

sowjetischen Frachtstempel versehen sein. 

Den ersten Vorkehrungen zur Behinderung des deutschen wie 

des alliierten Interzonenverkehrs und damit der wirtschaftli-

chen Isolierung Berlins folgten entsprechende politische Pro-

vokationen und Emschüchterungsmassnahmen. Am 17. März 

1948 tagte abermals der sogenannte Volkskongress, beschloss 

die Durchführung eines Volksentscheids über die Einheit 

Deutschlands im Frühsommer und wählte als permanentes 

Vollzugsorgan einen 400köpfigen «Deutschen Volksrat». Die 

Kundgebungen zum hundertjährigen Gedenken an die Revo-

lution von 1848 standen bereits eindeutig im Zeichen einer 

mehr und mehr gespaltenen Stadt. Während Wilhelm Pieck im 

Friedrichshain gegen das «amerikanische Monopolkapital» 

wetterte und alle demokratischen deutschen Politiker bezich- 
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tigte, die Spaltung Deutschlands zu betreiben, rief der gewähl-

te Oberbürgermeister Ernst Reuter auf dem Platz der Republik 

in Westberlin den Demonstranten nach einem Hinweis auf den 

soeben erfolgreich durchgeführten kommunistischen Staats-

streich in Prag ermutigend zu: «Berlin wird nicht drankom-

men! Die kommunistische Welle wird an dem eisernen Wider-

stand der Berliner zerschellen!» 

Inzwischen hatten die Londoner Beratungen zu einem ersten 

Zwischenergebnis geführt. Nach einigen Verhandlungstagen 

war das ursprüngliche Botschaftertreffen durch Hinzuziehung 

der Beneluxstaaten zu einer Art Sechsmächtekonferenz erwei-

tert worden. Noch immer machte Frankreich Schwierigkeiten 

und widerstrebte dem Gedanken, seine Besatzungszone sozu-

sagen auf Gedeih und Verderb der Bizone anzuschliessen. 

Umso stärker traten politische Erwägungen in den Vorder-

grund, die darauf abzielten, den Westzonen eine gemeinschaft-

liche legislative und exekutive Spitze zu geben, unter der Vor-

aussetzung, dass eine etwaige Verfassung, den Wünschen 

Frankreichs entsprechend, stark föderativen Charakter tragen 

müsse. Indessen wurde immer wieder betont, die Londoner 

Beratungen sollten eine definitive Viermächteübereinkunft 

über die Zukunft Gesamtdeutschlands weder ersetzen noch ei-

ner solchen Lösung vorgreifen, wenn sich eine Übereinkunft 

noch unter dem Zeitdruck erreichen liess, wie ihn die notwen-

digen wirtschaftlichen Massnahmen im Rahmen des Marshall-

plans erforderlich machten. 

Die Sowjets jedoch hörten von allem nur das Nein. Schon An-

fang März richtete Moskau eine Note an die westlichen Besat-

zungsmächte und warf ihnen vor, durch die Londoner Bespre-

chungen die Viermächteverwaltung in Deutschland torpediert 

zu haben. Am 20. März 1948 verlangte der sowjetische Ober- 
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befehlshaber in Deutschland, Marschall Sokolowski, in einer 

Sitzung des Kontrollrats von seinen westlichen Kollegen ge-

naue Auskunft über die Richtlinien, die ihnen auf Grund der 

Londoner Beratungen zugegangen seien. Auf den Einwand, 

solche Informationen könnten erst gegeben werden, wenn die 

Erlaubnis der drei westlichen Regierungen vorliege, erklärte 

Sokolowski, durch diese Handlungsweise der westlichen Ver-

treter bestehe der Kontrollrat als oberstes Machtorgan in 

Deutschland faktisch nicht mehr. Mit diesen Worten erhob er 

sich von seinem Platz, erklärte die Sitzung für vorzeitig ge-

schlossen und verliess mit seinem gesamten Stabe den Raum. 

Seinen verblüfften westlichen Kollegen blieb nichts anderes 

übrig als ein wirkungsloser Protest gegen eine derart krasse 

Formverletzung und die Feststellung, der Kontrollrat sei auf 

unbestimmte Zeit vertagt Tatsächlich war diese Institution 

durch das Verhalten Sokolowskis, das ihm zweifellos von 

Moskau vorher genau vorgeschrieben wurde, in die Luft ge-

sprengt worden. 

Unter dem lähmenden Eindruck der Tatsache, dass das oberste 

Organ der Viermächte Verwaltung in Deutschland praktisch 

nicht mehr bestand, und der damit verbundenen Verstörung 

der deutschen öffentlichen Meinung setzten die Sowjets zu ih-

rem bisher unglaublichsten Erpressungsmanöver an. Bisher 

hatten sie sich darauf beschränkt, die Organe der Berliner Exe-

kutive, hauptsächlich die Mitglieder des Magistrats und die 

Bezirksbürgermeister ihres Sektors zu massregeln. Die Volks-

vertretung im Parlament hatte man zwar weitgehend ignoriert, 

aber doch ungeschoren gelassen, vielleicht aus einem letzten 

Rest jener demokratischen Rücksichten, deren Handhabung 

und deren Interpretation gerade die Sowjets sonst gleichsam 

als ihr Privileg in Anspruch nahmen. Nun aber zählten auch 

diese Rücksichten nicht mehr vor dem Bestreben, jede Institu- 
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tion mit einem dichten Maulkorb zu versehen, in deren Schoss 

Kritik an dem einseitigen Vorgehen der Sowjets laut oder gar 

populär werden könnte. Stadtverordnetenvorsteher Dr. Suhr 

verlas auf der Sitzung des Stadtparlaments am 23. März 1948 

ein Schreiben des Berliner Sowjetkommandanten, in dem die-

ser ihn künftig für jede antisowjetische Propaganda in der Ver-

sammlung verantwortlich machen werde. Moralische Bewäh-

rung oder moralisches Versagen, Geltung oder Nichtgeltung, 

vielleicht Tod und Leben der Demokratie hingen in dieser 

Schicksalsminute an der Haltung eines einzigen Mannes. Dr. 

Suhr verhehlte seinen Kollegen den Ernst der sowjetischen 

Drohung nicht, zog aber für sich persönlich die berühmt ge-

wordene Bilanz: «Ich bin weder in Lage, Büttel irgendeiner 

alliierten Macht zu sein, noch gewillt, Zensor der gewählten 

Stadtverordnetenversammlung zu werden.» Trotz allem, was 

später noch geschehen sollte: Einen derartigen Versuch, noch 

dazu in dieser Form, haben die Sowjets nicht mehr wiederholt. 

Den Vertretern der Westmächte in Berlin konnte es nicht ver-

borgen bleiben, dass alle Massnahmen der Sowjets bereits im 

Jahre 1947 darauf abzielten, die Viersektorenstadt wirtschaft-

lich und verwaltungstechnisch immer stärker in die Zone ein-

zubeziehen – daher die eindeutigen Massnahmen der «Deut-

schen Wirtschaftskommission» im Sowjetsektor, daher die zu-

nehmenden Belästigungen des Interzonenverkehrs, daher 

nicht zuletzt der erbitterte Kampf der SED gegen einen künf-

tigen Landesstatus Berlins während der Verfassungsberatun-

gen – und dass sie nunmehr, nach dem Scheitern der Londoner 

Aussenministerkonferenz ebenso planmässig darangingen, 

ihre alliierten Partner von einst, wenn nicht mit Gewalt aus 

Berlin zu vertreiben, so doch auf kaltem Wege aus Berlin hin-

auszudrängen. Deswegen zeigten sich die westlichen Partner 
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umso eifriger bestrebt, Moskau möglichst keinen Vorwand zu 

liefern, eines Tages vom Biegen zum Brechen überzugehen. 

Die Demütigungen, mit denen die Sowjets alle Instanzen be-

dachten, die ihnen nicht bedingungslos ihren Willen taten, 

blieben schon längst nicht mehr auf ihr deutsches Gegenüber 

beschränkt. Sokolowskis Verhalten im Kontrollrat am 20. 

März 1948 war eine massive Herausforderung der Westmäch-

te, die sich unentwegt verschärfenden Schikanen, denen ab Ja-

nuar 1948 der alliierte Reiseverkehr unterworfen wurde, waren 

es nicht minder. Die Westmächte reagierten darauf mit einem 

erstaunlichen Stoizismus, der zweierlei verriet: die Absicht, ih-

ren sowjetischen Partner tunlichst nicht noch mehr zu reizen, 

wie die Entschlossenheit, trotz aller Provokationen in Berlin 

auszuharren. Moskau aber legte diesen vom Westen bewiese-

nen Stoizismus irrtümlicherweise ausschliesslich im ersteren 

Sinne, also zugunsten seiner eigenen Absichten aus. 

DER BLOCKADE ENTGEGEN 

Vor allem legten die Westmächte grössten Wert darauf, mit 

den Sowjets in einer Frage zu einem schiedlichfriedlichen Ein-

vernehmen zu gelangen, wenigstens soweit diese Berlin an-

ging: in der Durchführung einer einheitlichen Währungsre-

form möglichst für Gesamtdeutschland. Es war eigentlich seit 

1945/46 nur noch eine Frage der Zeit, wann und unter welchen 

Umständen man den riesigen Geldüberhang, der jeder vernünf-

tigen wirtschaftlichen Entwicklung im Wege stand, drastisch 

beschneiden müsste. Schon 1947 nahmen Experten der vier 

Mächte entsprechende Vorverhandlungen auf. Die Sowjets 

zeigten aus naheliegenden Gründen keine besondere Eile, die-

ses Problem anzupacken. Je länger die deutsche Wirtschaft ge- 
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lähmt darniederlag, umso günstiger musste nach ihren Vor-

ausberechnungen der Nährboden für eine kommunistische In-

filtration werden. Dass die Sowjets auf lange Sicht auf ein sol-

ches Ziel spekulierten, ging schon daraus hervor, dass sie eine 

gesamtdeutsche Währungsreform zwar nicht grundsätzlich 

ablehnten, sich aber hartnäckig dagegen sträubten, eine Vier-

mächtekontrolle über die in Leipzig gelegene Notenpresse zu-

zulassen. Wenn sie nämlich auch nach einer etwaigen Wäh-

rungsreform Geldemission und Notenumlauf in eigener Regie 

regulierten, stand es vollkommen in ihrem Belieben, wie-

derum eine inflationäre Lage herbeizuführen. So verliefen die 

ersten Verhandlungen für eine gemeinsame Währungsreform 

in allen vier Zonen im Sande. 

Durch den Marshallplan und durch die vorgesehene Einbezie-

hung der drei Westzonen in die amerikanische Wirtschaftshil-

fe wurde dieses Problem gleichzeitig aktualisiert und drama-

tisiert. Einmal erschien es höchst unwahrscheinlich, dass die 

Sowjetunion, die den Marshallplan für sich selbst und für die 

Ostblockstaaten so kategorisch ablehnte, ausgerechnet für ihre 

deutsche Besatzungszone im Interesse der allmählich gespen-

stisch gewordenen Wirtschaftseinheit eine Ausnahme machen 

würde. Aber selbst wenn sie einer gesamtdeutschen Wäh-

rungsreform, unerwartet genug, in letzter Minute zustimmen 

würde: deren Sinn und deren Wirksamkeit hing ja entschei-

dend von der einheitlichen Gestaltung der Wirtschaftspolitik 

in allen vier Zonen ab. Darauf aber war zu Beginn des Jahres 

1948 weniger denn je zu hoffen. Wie sollte bei einem theore-

tisch gleichen Nominalwert die tatsächliche Kaufkraft des 

neuen Geldes auch nur innerhalb Deutschlands ausbalanciert 

werden, wenn dessen einer Teil weiterhin wirtschaftlichen 

Auspowerungspraktiken unterworfen blieb, der andere aber in  
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den Genuss einer grosszügigen Auslandshilfe kam, die dem 

Ziel dienen sollte, der deutschen Wirtschaft jene Initialzün-

dung zu geben, deren sie nun einmal bedurfte, um wieder 

leistungs- und konkurrenzfähig zu werden? 

Bei aller Bereitschaft, weiterhin eine gesamtdeutsche Lösung 

anzustreben, blieb den drei Westmächten nach dem Scheitern 

der Londoner Aussenministerkonferenz nunmehr nichts ande-

res übrig, als eine separate Währungsreform für ihre Besat-

zungszonen vorzubereiten. Hand in Hand damit gingen die be-

reits mehrfach erwähnten Londoner Verhandlungen über eine 

Neugestaltung der politischen Verhältnisse in Deutschland 

oder wenigstens in den drei Westzonen. 

Weder die deutschen Expertengremien, die am Sitz der Zwei-

zonenverwaltung in Frankfurt am Main die technischen Ein-

zelheiten der Währungsreform vorbereiteten, noch gar die 

Westmächte dachten ursprünglich daran, Berlin oder auch nur 

die westlichen Sektoren in eine westdeutsche Währungsre-

form einzubeziehen. Auch die übergrosse Mehrheit der drei 

demokratischen Parteien in Berlin selbst schreckte zunächst 

vor einem so demonstrativen Schritt zurück. Ebensowenig war 

man allerdings gesonnen, Berlin wirtschaftlich mit Haut und 

Haaren den Sowjets auszuliefern. Um die Einheit Berlins nicht 

zu gefährden und um die Stadt andererseits nicht in völlige 

wirtschaftliche Abhängigkeit von der Zone zu bringen, 

schwebte den Experten monatelang als derzeitig kleinstes 

Übel die Einführung einer dritten Berliner Währung, der soge-

nannten «Bärenmark», vor. Eine solche Lösung würde es Ber-

lin gestatten, seine wirtschaftlichen Verbindungen mit beiden 

Teilen Deutschlands weiterzupflegen, ja, auszubauen und da-

mit an seinem Platz vielleicht die schlimmsten Auswirkungen 

der drohenden Spaltung aufzufangen. Es war vor allem der 

stellvertretende Bürgermeister Friedensburg, dem ein solcher  
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Ausweg vorschwebte und der mit Entschiedenheit dafür ein-

trat. Die Befürworter der «Bärenmark» dachten finanztech-

nisch richtig, und insofern klangen ihre Argumente überzeu-

gend. Sie berücksichtigten aber in ihren fachlichen Kalkula-

tionen die politischen Grössen und die Einmaligkeit der ge-

schichtlichen Situation nicht genügend. Die «Bärenmark» 

würde Berlin zwar zu einem gesonderten Währungsgebiet ma-

chen, aber die Unabhängigkeit seiner Wirtschaft nicht retten, 

weil die Stadt unmittelbar an ihren sämtlichen Grenzen mit ei-

nem Partner zu rechnen hatte, von dem bekannt war, wie mei-

lenweit für seinen Geschmack meist Theorie und Praxis, das 

formale und das materielle Element auseinanderlagen. Aus-

serdem hätte es einer funktionierenden, in sich einigen Auto-

rität bedurft, um die «Bärenmark» in Berlin auch nur einzu-

führen, geschweige denn ihre Konkurrenzfähigkeit zu sichern. 

Das konnte unter den gegebenen Verhältnissen nur die Alli-

ierte Kommandantur sein. Diese aber war bekanntlich genauso 

zusammengesetzt und handelte nach den gleichen Verfahrens-

prinzipien wie der Kontrollrat, der seinerseits praktisch nicht 

mehr bestand. Würde die Alliierte Kommandantur zum Zeit-

punkt der Währungsreform noch bestehen und, wenn ja, 

würde sie noch funktionieren? Aber selbst wenn sie noch 

funktionieren sollte: würde ihr dann nicht das Währungspro-

blem, das an die Quadratur des Kreises gemahnte, vollends 

den Garaus machen? 

Diese Erwägungen bestimmten eine ursprüngliche kleine 

Minderheit, die sich um den Stadtrat für Wirtschaft, Gustav 

Klingelhöfer und um den «gewählten, aber nicht bestätigten» 

Oberbürgermeister Ernst Reuter scharte, sich schon im Vor-

stadium der Entscheidung mit Entschiedenheit für den augen-

blicklich härtesten, für die Zukunft aber sichersten Weg ein-

zusetzen: für die Einführung des neuen deutschen Westgeldes,  
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tunlichst als alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittels, in Berlin 

oder wenigstens in den Westsektoren. Diese Minderheit fühlte 

sich, über alle zögernden Zwischeninstanzen im Parlament 

und in den Parteien hinweg, als direkte Verkörperung des 

Volkswillens. Schliesslich hatten die Berliner seit Jahren jeder 

totalitären Herausforderung standgehalten und damit bewie-

sen, dass sie sich der westlichen Welt zugehörig fühlten, dass 

sie die Werte und Freiheitsideale des Westens mit einer selte-

nen Kompromisslosigkeit und unter den düstersten Umstän-

den vertraten. Durfte nun der Westen Berlin wirtschaftlich im 

Stich lassen und es damit durch eine immerhin recht stattliche 

Hintertür doch dem Kommunismus ausliefern? Gewiss bedeu-

tete die Einführung des Westgeldes in Berlin höchstwahr-

scheinlich die Spaltung der Stadt, mindestens in zwei verschie-

dene und miteinander konkurrierende Währungsgebiete. Soll-

te man aber immer den Sowjets entsprechende Initiativen 

überlassen, um dann allenfalls buchstäblich in letzter Minute 

und nach erheblichen Terrainverlusten zu reagieren? Bewies 

nicht das Schicksal der SPD, der CDU und der LDP, bewies 

nicht das Schicksal des FDGB, der Universität und mancher 

anderer Institutionen, was Moskau in Wirklichkeit mit Berlin, 

ja, mit ganz Deutschland vorhatte? Würde man es nun plötz-

lich durch Kompromissbereitschaft in der für die Zukunft 

schlechthin entscheidenden Währungsfrage besänftigen, «hu-

manisieren» oder wenigstens auf anderen Gebieten zu einem 

versöhnlichen Einlenken veranlassen können? 

Das war vornehmlich eine politische Konzeption, die der 

zweifellos gutgemeinten, aber etwas abstrakten finanztechni-

schen der Befürworter der «Bärenmark» gegenüberstand. Die 

Vertreter der Westmächte jedoch hatten währungspolitisch im 

Hinblick auf Berlin trotz der unaufhaltsam vorrückenden  
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Stunde überhaupt noch keine rechte Meinung, von der Absicht 

abgesehen, Berlin von der westdeutschen Geldreform auszu-

nehmen. Sie diskutierten über die Bärenmark, über die Beibe-

haltung der wertlosen Reichsmark, sie erwogen ernsthaft die 

Möglichkeit, Berlin auf ungewisse Frist, vielleicht auf die 

Dauer von 15 oder 20 Jahren, durch Subventionen am Leben 

zu erhalten, aber ihren Platz in der Viersektorenstadt nicht zu 

räumen. Kurz, sie sträubten sich lange, in einer so entschei-

denden Stunde und an einem so wichtigen Ort, gegen die alte 

Erkenntnis, wie unauflöslich Politik und Wirtschaft miteinan-

der verzahnt sind und dass man ganz gewiss auf die Dauer 

auch ein noch so notwendiges politisches Prestige nicht mit 

dem drohenden Ruin und Ausverkauf der Wirtschaft bezahlen 

kann. 

Sowohl bei den deutschen Experten wie bei den Ministerprä-

sidenten der Länder der Westzonen stiessen Reuters und Klin-

gelhöfers unnachgiebige Thesen schliesslich auf Verständnis. 

Die Vertreter der Westmächte hingegen zögerten nach wie 

vor, Farbe zu bekennen. Ja, General Clay, der damalige ame-

rikanische Militärgouverneur, stellte seinen unbequemen 

Drängern und Mahnern sogar die psychologisch höchst ver-

ständliche Gegenfrage, ob sie denn der Entschlossenheit der 

Berliner, mit dem Westen sozusagen durch dick und dünn zu 

gehen, so unbedingt gewiss wären. Reuter erwiderte kurz und 

bündig: «Herr General, es kann überhaupt keine Frage sein, 

wo die Berliner stehen; die Berliner werden für ihre Freiheit 

eintreten und werden jede Hilfe, die ihnen geboten wird, dank-

bar annehmen.» Das war eine mutige, sogar an Risiken reiche 

Antwort: Reuter sprach damals keine empirische Gewissheit 

aus, sondern eine moralische. In den Sternstunden der Ge-

schichte sind es allerdings bisher immer die moralischen Ge-

wissheiten gewesen, die späteren empirischen eine Bahn bra-

chen. 
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Dennoch war es nicht höhere Einsicht, sondern die auch hier 

wiederum bewiesene ungehemmte politische Brutalität der 

Sowjets, die die Westmächte schliesslich zwang, sich für den 

Ausweg aus dem Chaos zu entscheiden, den Reuter ihnen seit 

Wochen gewiesen hatte. Zum erstenmal zeigte es sich so un-

verhüllt, dass Moskau, wie schon mehrfach geschildert, an ei-

nem noch so entgegenkommenden Kompromiss nichts lag, 

sondern dass es die bedingungslose Kapitulation des Westens 

wollte. Im Juni 1948 stieg die schier unerträglich gewordene 

Spannung zur Siedehitze und führte zur Explosion. Die Sechs-

mächtebesprechungen in London hatten mit einer Weisung an 

die Ministerpräsidenten der Westzonen geendet, aus Delegier-

ten ihrer Landtage einen Parlamentarischen Rat zu konstituie-

ren, der die Verfassungsgrundlage für ein streng föderalisti-

sches Staatswesen in den Westzonen erarbeiten sollte. Am 18. 

Juni wurde mit Wirkung vom Sonntag, dem 20. Juni ab die 

Währungsreform für die Westzonen verkündet. Berlin blieb 

ausgenommen. Dortige Experten hofften, der von ihnen er-

strebten Sonderregelung seien nun Türen und Tore geöffnet. 

Aber es kam anders: seit dem ominösen Datum der westdeut-

schen Währungsreform verhielten sich die Sowjets so, als 

gäbe es in ganz Berlin keine Vertreter der Westmächte mehr. 

In aller Eile wurden Vorbereitungen für den Geldumtausch in 

der Sowjetzone und in allen vier Sektoren Berlins getroffen. 

Da noch kein neues Geld gedruckt war, überklebte man die 

alten Scheine mit Behelfsmarken (sogenannte «Klebemark»). 

Höchst einseitig befahl die Sowjetkommandantur, für den 

nächsten Tag alle Banken, Sparkassen, Postämter usw. anzu-

weisen, diese möchten vorübergehend ihre Zahlungen einstel-

len. 

Während dieses praktisch gesetzlosen Zustandes, während 

zweier Tage, in denen das künftige Schicksal der Stadt an ei- 
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nem Damoklesfaden hing, retteten paradoxerweise die deut-

schen Behörden durch ihre Festigkeit und Unerschrockenheit 

die moralische Autorität der westlichen Alliierten. Selbstver-

ständlich gegen die Stimmen der kommunistischen Vertreter 

erinnerte der Magistrat an die Bestimmung der provisorischen 

Verfassung, wonach kein Sektorenkommandant ausserhalb 

seines Hoheitsbereichs rechtswirksame Befehle geben könne. 

Gleichzeitig kamen im Gebäude des Kontrollrats auf Anre-

gung der Westmächte westliche und sowjetische Finanzexper-

ten zusammen, um in letzter Stunde noch einmal über einen 

erträglichen Modus für die Berliner Währung zu beraten. Die 

Sowjetvertreter erklärten jedoch lakonisch, Diskussionen über 

eine Sonderregelung erübrigten sich: die neue Ostmark werde 

in ganz Berlin eingeführt. Dennoch versuchten die westlichen 

Vertreter sogar, eine Verständigung auf der Basis der Ostmark 

anzubahnen, wenn damit nur die nötigen Garantien für die 

Westsektoren verbunden wären. Als es auch darüber zu keiner 

Einigung kam, brachen sie die Diskussion in den späten 

Abendstunden ab. Zur gleichen Stunde etwa überbrachte ein 

sowjetischer Offizier Bürgermeister Dr. Friedensburg die 

Weisung, die Voraussetzungen für die Einführung der neuen 

«Klebemark» in allen Sektoren zu treffen. Erst unter diesem 

härtesten Druck, von den Sowjets bis zu den Grenzen der 

Selbstachtung herausgefordert, entschlossen sich die West-

mächte, das von Reuter so dringend geforderte Experiment zu 

wagen. 

Am 23. Juni 1948 fielen die Würfel des Schicksals: die West-

mächte erliessen zunächst den Gegenbefehl, die Einfuhr von 

Ostmark in ihren Sektoren zu verbieten und gleichzeitig die 

dort gelegenen Bank- und Kreditinstitute vorübergehend zu 

schliessen, um die Ausgabe der Westmark vorzubereiten. Als  
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Amtierender Oberbürgermeister gab Frau Schroeder der am 

gleichen Tage zusammentretenden Stadtverordnetenversamm-

lung bekannt, der Magistrat habe Vorsorge getroffen, dass in 

den jeweiligen Sektoren die Befehle der Kommandanten kor-

rekt zu befolgen seien: im Sowjetsektor zum Notenumtausch, 

in den Westsektoren zur Schliessung der Banken. Um ihrer-

seits alles zu tun, um die Einheit Berlins zu retten, nahm die 

Stadtverordnetenversammlung gegen die SED-Stimmen einen 

Antrag der drei demokratischen Parteien an, beide Währungen 

sollten in allen Sektoren zum freien Umlauf zugelassen wer-

den. Dass dieser Beschluss für den Sowjetsektor nur akademi-

schen Wert haben würde, stand zu erwarten, aber man wollte 

nichts unversucht lassen. 

Diese Sitzung des Stadtparlaments stand übrigens im Zeichen 

des ersten Versuchs der SED, die gewählten Volksvertreter 

unter den terroristischen Druck der Strasse zu setzen. Als die 

Versammlung zusammentreten wollte, fanden die Stadtver-

ordneten nicht nur die Zuhörertribüne, sondern auch den Ple-

narsaal von einem randalierenden Haufen besetzt, der in 

Sprechchören eine einheitliche Währung für ganz Berlin ver-

langte und Aufforderungen sowohl Dr. Suhrs wie Frau Schroe-

ders, den Saal zu verlassen, mit Drohungen beantwortete. Erst 

nach tumultarischen Szenen entfernten sich die Ruhestörer aus 

dem Sitzungssaal, blieben aber vor dem Stadthaus in Bereit-

schaft und griffen nach Schluss der Sitzung einige Stadtver-

ordnete und Magistratsmitglieder, darunter Bürgermeister 

Friedensburg, tätlich an. Besonders schwer wurde eine 60jäh-

rige SPD-Stadtverordnete misshandelt, die in der Hitlerzeit 

sechs Jahre in Konzentrationslagern hatte zubringen müssen. 

Nachdem der letzte Versuch misslungen war, die gewählte 

Berliner Volksvertretung zur Kapitulation vor den Wünschen 

Moskaus zu zwingen, setzten die Sowjets ihre seit Monaten 
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wohlvorbereitete Blockade gegen die Westsektoren in Kraft. 

Schon die Verkündung der Währungsreform in den Westzo-

nen beantworteten sie mit einer sofortigen Schliessung ihrer 

Zonengrenze nach Westen. Hier handelte es sich noch um eine 

verständliche Massnahme, die sachlich insofern berechtigt er-

schien, als die Gefahr bestand, dass die ungültig gewordenen 

Reichsmarknoten plötzlich die Sowjetzone überschwemmten. 

Dass darüber hinaus das Einfuhrverbot für die neue Westmark 

auch auf ganz Berlin ausgedehnt wurde, war bereits ein Will-

kürakt, der auf noch gefährlichere Massnahmen schliessen 

liess. Diese wurden denn auch unverzüglich durchgeführt: 

noch am 23. Juni abends stoppten die Sowjets allen Personen- 

und Güterverkehr auf den Schienen-, Land- und Wasserstras-

sen von den Westzonen nach Berlin. War Berlin damit wirt-

schaftlich hermetisch vom Westen abgeschnitten, folgte am 

24. Juni das Verbot aller Lieferungen aus der Sowjetzone nach 

den Westsektoren. Gleichzeitig wurden sämtliche Kabel aus 

der Sowjetzone, die die Westsektoren mit dem grössten Teil 

ihres elektrischen Stroms versorgten, abgeschaltet. 

Damit war die ernsteste nur denkbare Spaltung Berlins bereits 

vollzogen: in einen zwar darbenden, aber in seinen elementar-

sten Versorgungsbedürfnissen nicht bedrohten und in einen 

durch die totale Blockade zur Aushungerung verdammten 

Teil; so wollte man es wenigstens in Karlshorst und in Mos-

kau. Die Bevölkerung der Westsektoren hatte bisher ihren im-

ponierenden Freiheitswillen auf dem Felde der Politik durch 

Kundgebungen und Demonstrationen aller Art hinlänglich be-

wiesen. Nun musste es sich zeigen, ob dieser Freiheitswille 

auch auf der Folterbank von Hunger, Kälte und Dunkelheit, 

also in seiner praktischen Widerlegung durch die elementar-

sten menschlichen Bedürfnisse, standhalten würde. 
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BEWÄHRUNGSPROBE FÜR ZWEI MILLIONEN 

EIN NOVUM DER WELTGESCHICHTE 

Wäre das Drama, das Ende Juni 1948 in Berlin anhob, nach 

normalen geschichtlichen Überlieferungen abgelaufen, hätte 

es innerhalb weniger Tage entweder eine Katastrophe oder 

eine Kapitulation gegeben. Keiner der Beteiligten rechnete mit 

der Blockade einer Weltstadt von fast einjähriger Dauer: die 

Berliner nicht, weil sie als Haupbetroffene und Leidtragende 

verständlicherweise noch wochenlang darauf hofften, die Ver-

nunft werde schliesslich doch über die Unnatur siegen; die 

Westmächte nicht, weil sie in der Währungsfrage, die sie für 

entscheidend hielten, kompromissbereit blieben und weil sie 

es anfänglich für unmöglich erachteten, eine Bevölkerung von 

mehr als zwei Millionen Menschen länger als für ein kurzes 

zeitliches Interim aus der Luft zu versorgen; aber auch die So-

wjets nicht, weil nach ihrer Denkweise nur die berechenbaren 

Faktoren zählten und in jenen Tagen alles Berechenbare aus-

schliesslich zu ihren Gunsten sprach. Insofern war die Berliner 

Blockade nicht nur im Hinblick auf ihre Dauer und auf ihr Er-

gebnis, sondern auch auf ihre Imponderabilien ein Novum der 

Weltgeschichte. 

Tatsächlich ist die Menschheit den beiden Abgründen eines 

dritten Weltkrieges oder einer bedingungslosen Unterwerfung 

unter die Ansprüche des Totalitarismus vor 1961 niemals nä-

her gewesen als in den Frühsommertagen des Jahres 1948. 

Niemand dachte damals daran, folgerichtig und methodisch zu  
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handeln, weil dazu einfach unter dem moralischen Druck des 

akuten Hungertodes einer Millionenbevölkerung keine Zeit 

blieb. Insbesondere für den Westen stand nur die Alternative 

eines folgerichtigen oder kopflosen Reagierens zur Debatte. 

Weder in London noch in Washington fehlte es übrigens an 

Symptomen der Kopflosigkeit, für 24 bis 48 Stunden wenig-

stens stand die Entscheidung, die westlichen Positionen in 

Berlin aufzugeben oder dort mit allen Konsequenzen auszu-

harren, buchstäblich auf des Messers Schneide. Dadurch, dass 

die Befürworter eines folgerichtigen Reagierens das Feld be-

haupteten, hat der Westen im Sommer 1948 mit seinen Prin-

zipien auch die Glaubwürdigkeit seiner Existenz gerettet. 

In zwei Sofortmassnahmen, die freilich ihre Wirksamkeit erst 

im Laufe der Zeit erweisen mussten, kam diese Folgerichtig-

keit am deutlichsten zum Ausdruck: in der Verhängung einer 

Gegenblockade über die Sowjetzone und in einer Verstärkung 

der Luftbrücke nach Berlin. Was die Gegenblockade anbetraf, 

so konnte diese aus begreiflichen Gründen niemals so wirk-

sam werden, wie die totale Blockade Westberlins durch die 

Sowjets. Die Sowjetzone war nur an ihrer westlichen Grenze 

von Lieferungen abzuschneiden, während es für Moskau nur 

des berühmten Druckes auf den Knopf bedurfte, um den Ring 

um die Berliner Westsektoren hermetisch zu schliessen. Den-

noch sind die spürbaren Wirkungen der Gegenblockade nicht 

der letzte Grund für die Sowjets gewesen, im Frühjahr 1949 

ihre Erpressertaktik gegenüber Berlin aufzugeben. 

Noch problematischer sah es mit den Erfolgschancen einer 

Luftbrücke aus. Zwar war der Gütertransport nach Berlin auf 

dem Luftwege schon in den voraufgegangenen Monaten als 

Folge der zunehmenden Behinderung des normalen Land- und 

Wasserstrassenverkehrs durch die Sowjets entsprechend vor-

bereitet und ausgebaut worden, in einem Masse sogar, dass  

194 



eine erhebliche Verstärkung der Lufttransporte sofort nach 

Verhängung der Blockade einsetzen konnte. Würde es aber ge-

lingen, auch nur den primitivsten Existenzbedarf für zwei Mil-

lionen Menschen auf ungewisse Frist durch die Luft heranzu-

führen? Vor allem für den Kohlentransport schien das so un-

möglich, dass sogar der entschiedenste Fürsprecher der Berli-

ner Sache im Lager der westlichen Alliierten, der amerikani-

sche Militärgouverneur General Clay, hierin keinen erfolgver-

sprechenden Ausweg, sondern eher einen Schrecken ohne 

Ende sah. Mitgerissen von dem Freiheitswillen der Berliner, 

empfahl Clay seiner Regierung die umgekehrte Lösung, näm-

lich ein Ende mit Schrecken, wobei er aus wohlerwogenen 

Gründen sehr daran zweifelte, ob der «Schrecken» überhaupt 

aktuell werden würde. Er schlug nämlich vor, die sowjetische 

Herausforderung mit Gewalt zu beantworten und die Öffnung 

der blockierten Verkehrswege durch amerikanische Panzer zu 

erzwingen. Er glaubte auch und gerade in diesem Falle nicht 

an die Möglichkeit kriegerischer Auseinandersetzungen oder 

gar an den Ausbruch einer neuen Menschheitskatastrophe. 

Niemals wird die Geschichte Clays Auffassungen bestätigen 

oder widerlegen können, obwohl vieles dafür spricht, dass 

Moskau, damals noch nicht im Besitz von Atomwaffen, vor 

einer solchen Bekundung unbeugsamer westlicher Entschlos-

senheit zurückgeschreckt wäre. Jedenfalls aber trug die Hal-

tung eines Mannes, der als nüchterner militärischer Experte 

und bis dahin wahrlich nicht im mindesten als Deutschen-

freund bekannt war, ganz entscheidend dazu bei, gewisse 

Symptome von Kapitulationsbereitschaft in den westlichen 

Hauptstädten schnellstens zu beseitigen. Wenn man schon sel-

ber vor dem Appell an die Gewalt instinktiv zurückscheute, so 

dürfte man sich wenigstens keinesfalls durch die Gewalt ver-

treiben lassen. So hat Clays kühner Vorschlag zweifellos indi- 
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rekt bewirkt, dass die Luftbrücke in erstaunlich kurzer Frist in 

einem Umfang ausgebaut wurde, der alle Erwartungen weit in 

den Schatten stellte. Schon Anfang Juli 1948 wurden inner-

halb von 24 Stunden je 1’000 Tonnen Güter, Lebensmittel, 

Medikamente und bald darauf auch Kohlen nach Westberlin 

transportiert. 

VERHANDLUNGEN IN BERLIN UND MOSKAU 

Dennoch liessen die Westmächte nichts unversucht, um Mos-

kau andererseits vornehmlich in der Währungsfrage ihren gu-

ten Willen und ihre Verständigungsbereitschaft zu bekunden. 

Eine Fühlungnahme der drei westlichen Militärgouverneure 

mit Marschall Sokolowski am 3. Juli verlief allerdings ergeb-

nislos. Sokolowski erklärte seinen Gesprächspartnern zwar, 

an der Behebung der angeblichen «technischen Störungen» 

der Zufahrtsstrassen nach Berlin werde mit Hochdruck gear-

beitet, liess aber andererseits durchblicken, dass eventuell mit 

«neuen Störungen» zu rechnen sei. Darum wurden in den fol-

genden Wochen Verhandlungen über eine Aufhebung der 

Blockade und über die Wiederherstellung des Status quo in 

Berlin von den verschiedensten Instanzen und an den ver-

schiedensten Orten geführt: in Berlin selbst von den vier Mi-

litärgouverneuren, in den westlichen Hauptstädten von den 

Regierungen mit den dortigen Sowjetbotschaftern, vor allem 

aber in Moskau, wo die Botschafter der Westmächte Bespre-

chungen mit dem damaligen Aussenminister Molotow und 

schliesslich mit Stalin persönlich hatten. 

Während dieser Verhandlungen gingen die Westmächte im-

mer wieder davon aus, dass die Blockade ihrer Sektoren in 

Berlin so schnell wie möglich beendet werden müsse und be- 
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kundeten ihre Bereitschaft zu weitgehenden währungstechni-

schen Konzessionen. Sie erklärten sich sogar nach wie vor be-

reit, die neue Ostmark als alleiniges Zahlungsmittel in ganz 

Berlin hinzunehmen, wenn Moskau seinerseits einer Vier-

mächtekontrolle der Geldemission dort zustimmen und eine 

solche Regelung mit eindeutigen und wirksamen Garantien für 

die Unabhängigkeit der Berliner Wirtschaft verbinden würde. 

Jedesmal aber, wenn ein Kompromiss sich anzubahnen schien, 

erfuhren die Verhandlungen eine Verzögerung oder eine Un-

terbrechung, sahen sich die Bevollmächtigten der Westmächte 

an einen neuen Partner verwiesen. Molotow berief sich auf 

Stalin, Stalin schickte die westlichen Botschafter nach einigen 

unverbindlich freundlichen Worten zur Klärung von Einzel-

heiten wieder zu seinem Aussenminister zurück, beide, Stalin 

und Molotow, beteuerten mehr als einmal, sie müssten sich 

von Sokolowski erst über die augenblickliche Lage in Berlin 

direkt informieren lassen. Sokolowski wiederum versicherte 

seinen ehemaligen Kollegen vom Kontrollrat, seiner Initiative 

seien die Hände gebunden, solange nicht eindeutige Weisun-

gen aus Moskau vorlägen. Man sieht, auch im Falle der Berli-

ner Blockade wurde das alte ermüdende und zermürbende 

Katze-und-Maus-Spiel gespielt, wie es die Sowjets immer 

dann lieben, wenn sie überzeugt sind, am längeren Hebelarm 

zu sitzen. In der damaligen Situation kam es ihnen vor allen 

Dingen auf Zeitgewinn an. Sie hatten die Blockade Berlins im 

Sommer begonnen, und im Sommer war bekanntlich vieles 

leichter zu ertragen als in der kalten Jahreszeit. Je mehr es ih-

nen gelang, die Verhandlungen hinauszuzögern, desto wirksa-

mer würde sie eines Tages ihr alter und fataler Bundesgenosse, 

der Winter, unterstützen. Nach menschlichem Ermessen 

musste die Blockade mit jedem kürzeren Tag schliesslich doch  
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noch zu einem eindeutigen «Erfolg» werden. Sollte das grau-

same Experiment aber wider alles Erwarten nicht oder nicht 

vollständig zum Ziel führen, würde Moskau doch wenigstens 

ein entscheidender und nicht so leicht widerrufbarer Gewinn 

beschieden sein: die Spaltung der Verwaltungseinheit Berlins 

in zwei voneinander faktisch unabhängige Hälften. Wenn es 

nicht gelang, die Westmächte mit einem brutalen Handstreich 

aus Berlin zu vertreiben, so musste es doch wenigstens gelin-

gen, sie in den blockierten Westsektoren so hoffnungslos zu 

isolieren, dass sie eines Tages die Nerven verlieren würden. 

War ausserdem erst einmal die Hauptstadt gespalten, so würde 

dieser Vorgang die Zerreissung ganz Deutschlands nach sich 

ziehen. 

UM DIE EINHEIT DER HAUPTSTADT 

Die Berliner demokratischen Organisationen und Körper-

schaften, in erster Linie die Parteien, die Stadtverordnetenver-

sammlung und der Magistrat, verkannten den Ernst der Lage 

nicht. Ihre besonderen Bemühungen galten dem Bestreben, 

die Sowjets wenigstens so lange wie möglich an der Errei-

chung ihres zweiten Ziels – der Spaltung Berlins – zu hindern, 

während sie die strategischen Hauptaufgaben – Ausharren in 

Berlin, Versorgung der Stadt durch die Luftbrücke – notge-

drungen den westlichen Alliierten überlassen mussten. Schon 

am 29. Juni 1948 beschlossen Stadtverordnetenversammlung 

und Magistrat einen Appell an die Vereinten Nationen, in dem 

diese aufgefordert wurden, alles in ihren Kräften Stehende zu 

tun, um die Lage in Berlin zu normalisieren. Die Blockade 

wurde mit sehr ungeschminkten Worten charakterisiert als 

«ein grobes Verbrechen gegen die Menschlichkeit, ein Verbre-

chen, das von allen Menschen, unbeschadet ihrer politischen 

Anschauung, zu verurteilen ist». 
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Die unmittelbaren Folgen der Blockade brachten vor allem 

den Magistrat in eine administrativ unhaltbare Situation. In ei-

nem früheren Zusammenhang wurde dargelegt, wie hartnä-

ckig die Sowjets darauf abzielten, ihren Sektor schon in der 

Zeit zwischen den Wahlen vom 20. Oktober 1946 und dem 

Beginn der Blockade der Verwaltungshoheit des Magistrats zu 

entziehen. Aber erst mit dem Drama der Währungsreform of-

fenbarte sich dieses Bestreben in aller Krassheit. Die unver-

hüllte Absicht Moskaus, seine Währungsmassnahmen auf 

ganz Berlin auszudehnen, die kategorische Weigerung der 

Westmächte, dieses einseitige Vorgehen in ihren Sektoren zu 

dulden, die Tatsache also, dass seit Beginn der Währungsre-

form ein Befehl der Besatzungsmächte praktisch den anderen 

aufhob, zwang den Magistrat, den ihm formell unterstellten 

Verwaltungen im Sowjetsektor wie in den Westsektoren völ-

lig verschiedene Anweisungen zu geben. Da die Alliierte 

Kommandantur ihre Tätigkeit, dem Beispiel des Kontrollrats 

vom März folgend, kurz vor der Währungsreform ebenfalls 

eingestellt hatte, war der Magistrat als einzige Instanz übrig-

geblieben, die dem Buchstaben nach die Befugnisse besass, 

verbindliche Massnahmen für Gesamtberlin anzuordnen. Wie 

lange aber sollte er in dieser Funktion der unerträglichen Zer-

reissprobe standhalten, die sich daraus ergab, dass im Westen 

wie im Osten der Stadt zwei mächtige zentrifugale Gewichte 

auf ihm lasteten? Das ursprüngliche Behelfsmittel, sich auf 

eine Art Briefträgerrolle zu beschränken und den Bezirken des 

Sowjetsektors mitzuteilen, diese möchten den Befehlen der 

sowjetischen Instanzen entsprechen, in den Westsektoren hin-

gegen auf die Alleinzuständigkeit der westlichen Besatzungs-

mächte zu verweisen, war höchstens, und auch nur für einige 

Tage als ein technischer Ausweg, nicht als Lösung zu betrach-

ten. Im Gegenteil, die Lähmung, die sich für den Magistrat aus 
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dem paradoxen Umstand ergab, dass ihm als einziger Instanz 

formale Zuständigkeiten verblieben waren, die er tatsächlich 

in keiner Weise ausüben konnte, musste im Laufe der Zeit 

schliesslich überall, also auch in den Westsektoren, zu einer 

schweren Autoritätskrise führen. 

Gerade darauf setzten die Sowjets ihre Hoffnungen, wobei sie 

eher auf die Unlustgefühle der Bevölkerung spekulierten als 

auf deren gesunden Menschenverstand. Sie hatten in jedem 

Falle nur zu gewinnen, sei es, dass ihre Schikanen den Magi-

strat zu einem verzweifelten Ausbruch aus dem Gefängnis sei-

ner Ohnmacht trieben, sei es, dass er in diesem Gefängnis ver-

harrte und auf diese Weise die katastrophalen wirtschaftlichen 

und Ernährungsschwierigkeiten der totalen Blockade noch um 

ein komplettes Verwaltungschaos vermehrte. Bekanntlich la-

gen, da man verhängnisvollerweise auf die normalen Traditio-

nen des unbesetzten Berlin von einst zurückgegriffen hatte, 

alle Magistratsdienststellen von zentraler Bedeutung im So-

wjetsektor. Um dem Magistrat von vornherein jede Initiative 

zu mehr Bewegungsfreiheit zu beschneiden, erliessen die So-

wjets unmittelbar nach Beginn der Blockade für die verschie-

densten Dienstbereiche der deutschen Verwaltung ein gene-

relles Verbot hinsichtlich der Versetzung von Personal oder 

der Verbringung von Material in die Westsektoren. Dieses 

Verbot traf die einzelnen Dezernate des Magistrats, je nach 

deren Aufgabenbereichen, mit unterschiedlicher Wucht und 

wirkte sich am schwersten bei der Post, der Ernährung und 

dem Wirtschaftsressort aus. 

Ihre stärkste Zuspitzung erfuhr die administrative Krise, die 

der Währungskrise auf dem Fusse folgte, durch die geradezu 

unglaublichen Vorgänge bei der Polizei. Schon lange vor der 

Währungsreform, am 13. Dezember 1947, hatte die Stadtver- 
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ordnetenversammlung im Zusammenhang mit dem Ver-

schwinden des Westberliner Journalisten Dieter Friede dem 

übel berüchtigten Polizeipräsidenten Markgraf ihr Misstrauen 

ausgesprochen, natürlich ohne konkrete Rechtsfolgen, da ja 

alle derartigen Beschlüsse der Genehmigung durch die Alliier-

te Kommandantur bedurften und die Sowjets ihren besonderen 

Favoriten Markgraf mit allen Mitteln schützten. Nunmehr of-

fenbarten die ebenfalls erwähnten tumultarischen Ereignisse 

während der Stadtverordnetenversammlung am 23. Juni er-

neut das völlige Versagen der Berliner Polizei als eines zuver-

lässigen demokratischen Ordnungsinstrumentes. Der sowjet-

hörige Polizeipräsident ging aber in seiner Selbstherrlichkeit 

noch einen Schritt weiter. Innerhalb von zwei Wochen ver-

fügte er die fristlose Entlassung von fast 600 höheren Polizei-

beamten, die sich der Tendenz widersetzten, aus der Berliner 

Polizei eine SED-Parteitruppe zu machen. Natürlich strömten 

für die Entlassenen zahlreiche SED-Mitglieder oder -Werk-

zeuge in den höheren Polizeidienst ein. Die Vorhaltungen sei-

nes dienstlichen Vorgesetzten, des Bürgermeisters Friedens-

burg, tat Markgraf mit dem Hinweis ab, der Magistrat habe 

nicht das Recht, sich in die Personalpolitik bei der Polizei ein-

zumischen. 

Diese unverschämte Rebellion konnte nicht ungesühnt blei-

ben, und zwar ohne Rücksicht auf die voraussehbaren Folgen. 

Am 26. Juli 1948 suspendierte Bürgermeister Friedensburg 

den untragbar gewordenen Polizeipräsidenten von der Aus-

übung seiner Befugnisse und ersuchte am gleichen Tage des-

sen Vertreter, den Sozialdemokraten Dr. Stumm, vorerst mit 

sofortiger Wirkung die Amtsgeschäfte Markgrafs zu überneh-

men. Während der Magistrat in seiner Gesamtheit diesen Per-

sonenwechsel billigte und auch die Westmächte ihm zustimm-

ten, forderte der sowjetische Kommandant von Berlin, Gene-

ral Kotikow, Frau Louise Schroeder als Amtierenden Ober- 
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bürgermeister auf, Dr. Stumm «auf Grund seiner zersetzenden 

Tätigkeit» fristlos zu entlassen. Kotikow verlangte ferner, sie 

möchte die leitenden Beamten des Magistrats und insbeson-

dere Bürgermeister Friedensburg darüber informieren, «dass 

ihre Teilnahme an der Vorbereitung zur Spaltung der Berliner 

Polizei unvereinbar mit ihrer hohen Stellung sei». Dass der 

Sowjetkommandant diesen schwerwiegenden Vorwurf ausge-

rechnet an die Adresse eines Mannes richtete, der immer wie-

der seine Bereitschaft bekundete, im Interesse der Verwal-

tungseinheit Berlins bis an die Grenze des Menschenmögli-

chen und persönlich Erträglichen zu gehen, belehrte den Ma-

gistrat darüber, dass keine weitere Nachgiebigkeit, sondern 

nur entschlossener Widerstand am Platze sei. In einem ebenso 

würdigen wie festen Schreiben an General Kotikow lehnte es 

Frau Schroeder ab, die Suspendierung Markgrafs zurückzu-

nehmen und die von ihr verlangte fristlose Entlassung Dr. 

Stumms zu vollziehen. Schon am 4. August 1948 wurde in 

einem Bezirk der Westsektoren unter der Leitung Dr. Stumms 

ein neues Polizeipräsidium errichtet, das dann im Laufe der 

Zeit die Westberliner Polizei von heute aufbaute. 

Einer ähnlichen Sabotage eines Magistratsbeschlusses wie 

Markgraf machte sich der SED-Stadtrat für Arbeit und Sozi-

alwesen schuldig, indem er sich weigerte, die Kommissari-

sche Leitung der Unabhängigen Gewerkschafts-Organisation 

(UGO) in den offiziellen Körperschaften seines Dezernats an-

zuerkennen. Dagegen verstärkte sich täglich der sowjetische 

Druck auf die Magistratsabteilungen, die unter demokrati-

scher Leitung standen. Teile der lokalen Administration wur-

den aus der Berliner Zuständigkeit herausgelöst und an die 

Zentralverwaltungen für die Sowjetzone, insbesondere auf die 

«Deutsche Wirtschaftskommission», übertragen. Systema-

tisch griff die Welle des Terrors von den zentralen Dienststel- 
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len auch auf die Bezirksverwaltungen des Sowjetsektors über, 

die nach den Wahlen vom 20. Oktober 1946 nach demokrati-

schen Grundsätzen gebildet worden waren. Schon mit dem 

Beginn der Blockade kam es in den Bezirksverwaltungen zu 

teils kurzfristigen, teils sogar fristlosen Entlassungen. Bis zum 

30. September waren 19 Bezirksbürgermeister und Bezirks-

räte und fast 900 Angestellte und Arbeiter aus ihren Positio-

nen verdrängt worden. 

Die ständig zunehmende Spannung drängte geradezu gebiete-

risch nach einem stürmischen Ausbruch. In einem Schreiben 

vom 24. August bedachte General Kotikow den Magistrat mit 

schweren Vorwürfen. In sehr eigenwilliger Auslegung der 

provisorischen Verfassung verlangte der sowjetische Stadt-

kommandant, sämtliche gesetzlichen Bestimmungen der 

Stadtverordnetenversammlung sowie sämtliche Anordnungen 

und Verfügungen des Magistrats müssten der Sowjetkomman-

dantur zur Bestätigung vorgelegt werden. Die Verantwortung 

für die Störung der Funktionen der Organe der Stadtverwal-

tung und der öffentlichen Ordnung hätten die «schuldigen Be-

amten» zu tragen. Bürgermeister Friedensburg bestritt in sei-

ner Antwort ebenso entschieden wie einleuchtend, dass die so-

wjetischen Vorwürfe auch nur in einem Punkt zuträfen. 

VOLKSVERTRETUNG UNTER DRUCK 

Da die Sowjets sich allmählich davon überzeugten, dass der 

Berliner Magistrat ein sehr ernsthafter Partner und kein gefü-

giges Instrument sei, versuchten sie erneut, die Stadtverordne-

tenversammlung einzuschüchtern. Die für den 26. August 

1948 einberufene ordentliche Sitzung konnte nicht stattfinden, 

da der Plenarsaal, wie schon zwei Monate zuvor, von Demon- 
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stranten besetzt war, die der Aufforderung, sich zu entfernen, 

nicht Folge leisteten. Aber auch die am Tage danach gerade 

eröffnete Sitzung musste sofort wieder abgebrochen werden, 

wozu Stadtverordnetenvorsteher Dr. Suhr Folgendes be-

merkte: «...Ich bedaure feststellen zu müssen, dass sich nicht 

nur vor dem Stadthause wieder Demonstranten angesammelt 

haben, sondern auch Mitteilungen vorliegen, dass Betriebe 

geschlossen haben, um sich an einem Demonstrationszuge 

zum Stadthause zu bewegen. Ich sehe mich unter diesen Um-

ständen nicht in der Lage, die Sitzung heute zu leiten und ver-

tage sie hiermit.» 

Die Entscheidung fiel am 6. September 1948, an einem Tage, 

der für die politisch-administrativen Folgen der Blockade eine 

noch grössere Bedeutung bekommen sollte als der 23. Juni, 

der sie einleitete. Für dieses Datum war erneut eine Sitzung 

der Stadtverordnetenversammlung anberaumt worden. Sie 

wurde wiederum durch bestellte Demonstranten verhindert, 

die gewaltsam und unter Demolierung von Einrichtungsge-

genständen in den Plenarsaal eindrangen und die Tribünen 

zum grössten Teil besetzten. Die für den Sowjetsektor weiter-

hin zuständige Markgraf-Polizei verhielt sich völlig passiv. 

Dafür verhafteten deutsche Polizisten Seite an Seite mit Ange-

hörigen der sowjetischen Militärpolizei die Ordner, die vom 

Magistrat und den demokratischen Parteien offiziell eingesetzt 

wurden, um erneute Zwischenfälle zu verhindern. Obwohl die 

Ordner in den Büros der Verbindungsoffiziere der West-

mächte Schutz suchten, wurden sie auch dort gewaltsam her-

ausgeholt. Da sich eine weitere Lahmlegung der demokrati-

schen Volksvertretung nicht länger verantworten liess, ent-

schloss sich Dr. Suhr, die Stadtverordnetenversammlung noch 

am gleichen Abend in das Studentenhaus der Technischen 

Universität im britischen Sektor einzuberufen. Wie zu erwar- 
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ten stand, leisteten die 26 SED-Vertreter der Einladung nicht 

Folge. Vor den fast vollzählig erschienenen Mandatsträgern 

der drei demokratischen Parteien begründete Dr. Suhr den 

nunmehr unausweichlich gewordenen Schritt und erklärte un-

ter anderem: «...Ich glaube, wir können unsere Arbeit, auch 

unsere Arbeit in den letzten Wochen und Tagen, unsere Ent-

schlüsse am heutigen Abend ruhig dem Urteil der Berliner Be-

völkerung anvertrauen, und ich bin der Meinung, dass die drei 

Parteien, die den Antrag auf Festsetzung eines Wahlter mines 

unter schrieben haben, sich ihrer Auf gäbe bewusst sind. Wir 

arbeiten hier, werden unsere Tagesordnung erledigen – die 

Bevölkerung, das ist unser Wunsch, möge baldmöglichst ent-

scheiden, ob wir richtig gehandelt haben ..» 

Wie schon der Magistrat, hatte auch die Stadtverordnetenver-

sammlung, vertreten durch ihren Vorsteher Dr. Suhr, alles ge-

tan und keinen Versuch unterlassen, um ihre legitime parla-

mentarische Tätigkeit auch unter den aussergewöhnlichen 

Verhältnissen der Blockade im Interesse der Bevölkerung Ge-

samtberlins möglichst reibungslos weiterzuführen. Da ihre 

von der provisorischen Verfassung auf zwei Jahre begrenzte 

Legislaturperiode demnächst zu Ende ging, mussten alle Vor-

bereitungen für die Neuwahlen, Ausarbeitung einer Wahlord-

nung und Festsetzung eines Wahltermins ohne überflüssigen 

Zeitverlust getroffen werden. Schon am 29. Juni 1948 hatte die 

Stadtverordnetenversammlung ein Bannmeilengesetz be-

schlossen, um ihre Arbeit dem noch dazu künstlich inszenier-

ten Druck der Strasse zu entziehen. Da dieses Gesetz infolge 

der Funktionsunfähigkeit der Alliierten Kommandantur keine 

ordnungsgemässe Erledigung mehr fand, wandte sich Dr. Suhr 

nach der Torpedierung der beiden Sitzungen vom 26. und 27. 

August an General Kotikow mit der Bitte, dem Bannmeilen-

gesetz dadurch Achtung zu verschaffen, dass innerhalb dieser 
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Bannmeile keine Demonstrationen mehr gestattet würden. Die 

Antwort des sowjetischen Stadtkommandanten ist ein solches 

Musterbeispiel an totalitärer Perfidie, dass es sich lohnt, es in 

seinem Wortlaut zur Kenntnis zu nehmen. Vor allem geht dar-

aus hervor, zu welchem Zynismus die Sowjets fähig sind, 

wenn ihnen daran liegt, eine brutale Vergewaltigung der De-

mokratie als eigentliche und berufene Fürsprecher eben dieser 

Demokratie zu interpretieren: 

«Ihr vom 27. August datiertes Schreiben habe ich erhalten. 

Uns ist nicht ganz klar, was der Herr Vorsitzende der Stadt-

verordnetenversammlung von der sowjetischen Kommandan-

tur will: 

1. Wünscht er, dass die Besatzungsbehörden für die nächste 

Zeit Kundgebungen, Versammlungen und Demonstrationen 

der Berliner Bevölkerung, die gegen die derzeitige Politik 

des Berliner Magistrats gerichtet sind, in ganz Berlin, im 

sowjetischen Sektor oder lediglich im Bezirk Mitte, wo sich 

das Gebäude des Magistrats befindet, verbieten? 

2. Wünscht er, dass die sowjetische Kommandantur sich in die 

entstandenen gegenseitigen Beziehungen des Magistrats zu 

den Berliner Arbeitern und Angestellten einmischen soll, 

die mit der jetzigen Politik des Magistrats und der Stadtver-

ordnetenversammlung unzufrieden sind und eine Änderung 

dieser Politik fordern? In welcher Form wünscht der Herr 

Vorsitzende eine derartige Einmischung? Will er denn, dass 

das Magistratsgebäude von den Besatzungstruppen oder 

aber von verstärkten Abteilungen der deutschen Polizei ge-

gen die demonstrierenden Arbeiter in Schutz genommen 

werden soll? Warum wendet sich der Magistrat in dieser 

Angelegenheit nicht selbst an die deutsche Polizei des Be-

zirks Mitte? 
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3. Was für einen Bannmeilenbezirk möchte denn der Herr 

Stadtverordnetenvorsteher für die Sitzungstage der Berli-

ner Stadtverordnetenversammlung festlegen, den die Berli-

ner Werktätigen nicht betreten dürfen, falls sie sich mit den 

Abgeordneten der Stadtverordnetenversammlung zu treffen 

wünschten? 

Ich hätte gern baldmöglichst eine Erklärung zu diesen Fragen 

erhalten, um Beschlüsse treffen zu können, die meiner Kompe-

tenz unterliegen und die der in den demokratischen Ländern 

Europas üblichen demokratischen Praxis entsprechen.» 

Obwohl dieses Schreiben sich selbst analysiert, dürften doch 

einige kommentierende Äusserungen angebracht sein. Der so-

wjetische Stadtkommandant sprach von der «in den demokra-

tischen Ländern Europas üblichen Praxis», ohne im minde-

sten zu berücksichtigen, dass es im damaligen Berlin weder 

den Tatsachen noch der Rechtslage nach eine demokratische 

Praxis gab, sondern eine aus den Vertretern von vier Mächten 

zusammengesetzte Militärdiktatur, von denen noch dazu jede 

einzelne durch ihr Vetorecht wirkliche demokratische Be-

schlüsse der gewählten Körperschaften jahrelang hatte sus-

pendieren können. Ferner begab sich Kotikow als eigentlicher 

«Hexenmeister» freiwillig in die Rolle des bekannten Goethe-

schen «Zauberlehrlings», wenn er Dr. Suhr bzw. dem Magi-

strat so uneigennützig empfahl, wegen Erfüllung ihrer Wün-

sche mit der gleichen deutschen Polizei in Verbindung zu tre-

ten, die sich unter dem Befehl Markgrafs mehr und mehr zu 

einer Söldnertruppe der Kommunisten entwickelte. Schliess-

lich unterstellte der sowjetische Kommandant in seinem 

Schreiben, die Berliner Volksvertretung operiere hinter einer 

Art Glasglocke und habe jeden Kontakt mit der Bevölkerung, 

mit den Arbeitern, Angestellten und «Werktätigen» verloren,  
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ja, sie appelliere nun sogar an eine Besatzungsmacht um 

Schutz vor dem spontanen Unwillen des Volkes. 

Darauf konnte es nur eine Antwort geben: wenn sich auch der 

sowjetische Stadtkommandant von der Wahrheit kaum über-

zeugen lassen würde, dann galt es, die Weltöffentlichkeit zu 

überzeugen, wo die Berliner Bevölkerung nach zweieinhalb 

Monaten Blockade tatsächlich stand. Das Moskauer Verhand-

lungspaket über die Berliner Währungsfrage und den dortigen 

Viermächtestatus war gerade wieder einmal den Vertretern 

des Kontrollrats zugeschoben worden. Es musste sich nun-

mehr für jede unparteiische Instanz eindeutig erweisen, ob die 

gewählten Körperschaften, Stadtverordnetenversammlung 

und Magistrat, noch legitime Organe des Volkswillens dar-

stellten oder ob es den Statthaltern und Satrapen Moskaus tat-

sächlich gelungen war, die hungernden und notleidenden 

Massen zu verwirren. Vor der Ruine des Reichstags, nahe der 

Sektorengrenze am Brandenburger Tor, auf dem inzwischen 

traditionell gewordenen Demonstrationsgelände am Platz der 

Republik, beriefen die drei demokratischen Parteien für den 9. 

September 1948 eine öffentliche Kundgebung ein. Mehr als 

300’000 Berliner und Berlinerinnen strömten dort zusammen, 

zu denen die führenden Persönlichkeiten der Parteien, der 

Stadtverordnetenversammlung und des Magistrats sprachen. 

Vor allem der «ungekrönte König», Professor Ernst Reuter, 

fand bei dieser Gelegenheit Worte, die mit ihrer aufrüttelnden 

Kraft in die Freiheitsgeschichte der Menschheit eingegangen 

sind: 

«Heute ist der Tag, wo das Volk von Berlin seine Stimme er-

hebt. Dieses Volk von Berlin ruft heute die ganze Welt, denn 

wir wissen, worum es heute geht bei den Verhandlungen im 

Kontrollratsgebäude . . . und in den steinernen Palästen des 

Kreml... In allem diesem Handeln und Verhandeln wollen wir  
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Berliner kein Tauschobjekt sein. Uns kann man nicht eintau-

schen. Uns kann man nicht verhandeln, und uns kann man 

auch nicht verkaufen. Es ist unmöglich, auf dem Rücken eines 

solchen tapferen, standhaften Volkes einen faulen Kompro-

miss zu schliessen. 

Ihr Völker der Welt! Ihr Völker in Amerika, in England, 

Frankreich und Italien! Schaut auf diese Stadt und erkennt, 

dass ihr diese Stadt und dieses Volk nicht preisgeben dürft, 

nicht preisgeben könnt. 

Das Volk von Berlin hat gesprochen. Wir haben unsere Pflicht 

getan, und wir werden unsere Pflicht weiter tun. Völker der 

Erde! Tut auch ihr eure Pflicht! Helft uns in der Zeit, die vor 

uns steht, nicht nur mit dem Dröhnen der Flugzeuge, nicht nur 

mit den Transportmöglichkeiten, die ihr hierherschafft, son-

dern mit dem standhaften unzerstörbaren Einstehen für die 

Ideale, die allein unsere Zukunft gemeinsam und auch eure 

Zukunft sichern können. 

Völker der Welt! Schaut auf Berlin und das Volk von Berlin! 

Seid dessen gewiss: diesen Kampf, den wollen, diesen Kampf, 

den werden wir gewinnen!» 

Nach der Kundgebung schlossen sich die Teilnehmer zu ei-

nem riesenhaften Demonstrationszug zusammen, um im Kon-

trollratsgebäude ein Memorandum zu überreichen. Der Weg 

führte längere Zeit unmittelbar an der Sektorengrenze entlang, 

wobei es zu tragischen Zwischenfällen kam. So erkletterten 

Jugendliche das Brandenburger Tor, um dort die Sowjetfahne 

herunterzuholen. Demonstranten aus den Ostbezirken hatten 

auf dem Heimweg Zusammenstösse mit der Polizei, wobei 

Schüsse abgegeben wurden und ein IGjähriger Junge tödliche 

Verletzungen erlitt Fünf weitere Teilnehmer wurden verhaftet 

und in einem Schnellverfahren von einem sowjetischen Mili-

tärtribunal zu je 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt, eine Strafe,  
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die wegen ihrer Ungeheuerlichkeit so stürmische Proteste in 

der internationalen Öffentlichkeit heraufbeschwor, dass die 

Verantwortlichen sie bald wesentlich herabsetzten. Jedenfalls 

zerstreute diese überwältigende Freiheitskundgebung auch 

ausserhalb der Berliner und der deutschen Grenzen jeden 

Zweifel an dem unbeugsamen Widerstandswillen der von der 

Blockade betroffenen Bevölkerung. 

Ferner warf die Demonstration des 9. September ein grelles 

Schlaglicht auf die im Gange befindliche Spaltung der Einheit 

Berlins. Wegen der dauernden Einmischung der Sowjetbehör-

den in die administrative Arbeit des Magistrats erwies es sich 

als notwendig, ausser der Polizei weitere Dienststellen in die 

Westsektoren zu verlegen. Freilich blieben die leitenden Be-

amten, solange es irgend ging, an ihrem bisherigen Platz im 

Sowjetsektor, wobei vor allem Bürgermeister Friedensburg 

selbstverleugnerisch den Platz eines Kapitäns übernahm, aber 

diesem unverzagten Ausharren kam für die praktische Tätig-

keit mehr und mehr nur noch symbolische Bedeutung zu. Die 

einzige Chance, die drohende Spaltung Berlins abzuwenden, 

bestand in dem Appell an die Bevölkerung selbst, in freien und 

gleichen Wahlen in allen Sektoren nach dem Vorbild der Ent-

scheidung vom 20. Oktober 1946. Darauf konzentrierten sich 

in den nächsten Monaten alle Bemühungen der Stadtverord-

netenversammlung. Trotz ihres erzwungenen Ausweichens in 

den britischen Sektor hielt sie die Plätze für die geschworenen 

Feinde der Demokratie, für die 26 SED-Vertreter, unentwegt 

frei und wurde nicht müde, diese zu weiterer Mitarbeit aufzu-

fordern. Die ursprünglich schon für den 14. November festge-

setzten Wahlen wurden auf den 5. Dezember verschoben, weil 

man wenigstens in dieser Beziehung bis zur letzten Minute auf 

ein Einlenken der Sowjets hoffte und deswegen die Tür für  
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einen etwaigen Kompromiss offenhalten wollte. Gleichzeitig 

bekundete die Stadtverordnetenversammlung mehrfach ihre 

Bereitschaft, an ihren alten Tagungsort im Sowjetsektor zu-

rückzukehren, wenn sie dort nur ihren Aufgaben künftig unge-

stört und ungekränkt nachgehen könne. 

DIE SED SPALTET BERLIN 

Das alles aber lag, wie sich denken lässt, nicht im mindesten 

in der Absicht der Sowjets. Schon zu Beginn des Winters 

musste Moskau sein mit der Blockade verbundenes strategi-

sches Hauptziel als gescheitert ansehen. Weder würde die von 

den Aushungerungsmassnahmen betroffene Bevölkerung in 

die Knie gehen noch würden sich die Westmächte aus Berlin 

vertreiben lassen. Im Gegenteil, gerade die tapfere Haltung der 

Bevölkerung liess jenes Gefühl der Solidarität mit den westli-

chen Besatzungsmächten, das sich schon jahrelang insgeheim 

herangebildet hatte, vollständig zum Durchbruch kommen. 

Hatten die Westmächte die Luftbrücke ursprünglich vielleicht 

wirklich nur eingerichtet, um auf eine akute Herausforderung 

hin ihr Prestige zu wahren und Zeit für sinnvolle Verhandlun-

gen mit Moskau zu gewinnen, wurde ihnen in der Zwischen-

zeit immer klarer, dass die pausenlos verstärkte Luftbrücke ne-

ben ihrer materiellen Bedeutung in erster Linie eine morali-

sche Stütze für die Berliner sei. 

Sollten im übrigen bei den Sowjets tatsächlich noch irgend-

welche Zweifel an den «gegenseitigen Beziehungen des Magi-

strats zu den Berliner Arbeitern und Angestellten» bestanden 

haben, so waren ihnen durch den Verlauf der Freiheitskundge-

bung am 9. September die Augen darüber einigermassen 

schmerzhaft geöffnet worden. Während sie aber in den arran- 
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gierten Demonstrationen eines kleinen SED-Klüngels vor dem 

Stadthaus am 23. Juni, am 26. und 27. August und schliesslich 

am 6. September «Willenskundgebungen des Volkes» sahen, 

betrachteten sie die Kundgebung der 300’000 auf dem Platz 

der Republik am 9. September als «faschistische Provokatio-

nen», «Pogromhetze», «militaristische Störmanöver» und 

ähnliches. 

Bald stellte sich auch heraus, dass alle Wahlvorbereitungen im 

Sowjetsektor unerträglichen Behinderungen unterlagen. Die 

einzige der drei demokratischen Parteien, deren Position in den 

Ostbezirken als leidlich gefestigt angesehen werden konnte, 

war die SPD. Sie hatte für den Ausbau ihrer dortigen Organi-

sationen seit Ende Mai 1946 Zeit gehabt, während die beiden 

anderen Parteien, die CDU wie die LDP, ihre geduldigen Ver-

suche, die Einheit der Zonenorganisation mit den Berliner 

Landesverbänden aufrechtzuerhalten, teuer bezahlen mussten. 

Da sich in ihren Reihen in den Ostbezirken einige Überläufer 

fanden, wurde den legalen Parteien im Sowjetsektor jede ei-

genständige Aktivität unmöglich gemacht. Ebenso sperrten die 

Sowjets ihren Sektor hermetisch gegen westliche Zeitungen 

und Druckschriften ab. Einen Appell des Magistrats, die 

Wahlordnung zu genehmigen, beantwortete der sowjetische 

Stadtkommandant mit Beschuldigungen und ultimativen For-

derungen an die Adresse der Westsektoren. Dort waren die 

Stadtkommandanten inzwischen ihrerseits gegen kommunisti-

sche Organisationen wie den FDGB, den Kulturbund oder die 

Ausschüsse der sogenannten «Deutschen Volksbewegung» 

eingeschritten. General Kotikow verlangte in seinem Schrei-

ben nicht nur die Aufhebung der Verbote für diese Organisa-

tionen, sondern darüber hinaus die Streichung aller «Kriegs-

hetzer» von den Wahllisten und die Reinigung der Berliner Po-

lizei von «faschistischen und militaristischen Elementen.» 
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Für Stadtverordnetenversammlung und Magistrat waren diese 

Bedingungen aus zwei Gründen unannehmbar: für die Aufhe-

bung der von den Westmächten erlassenen Verbote kommuni-

stischer Organisationen waren deutsche Körperschaften und 

Behörden nicht zuständig. Die geforderte Streichung der 

«Kriegshetzer» von den Wahllisten hätte dagegen bedeutet, 

auf die künftige parlamentarische Mitwirkung der aktivsten 

Demokraten Berlins zu verzichten. Der Stadtverordnetenver-

sammlung blieb darauf nichts anderes übrig, als nochmals ih-

ren Beschluss zu bekräftigen, die Wahlen in ganz Berlin 

durchzuführen: 

«Sollte in einzelnen Bezirken durch höhere Gewalt die Wahl 

nicht möglich sein, so treten bis zur Nachwahl für diese aus-

gefallenen Bezirke zunächst die auf Grund der Stimmabgabe 

bei der Wahl am 20. Oktober 1946 in diesen Bezirken gewähl-

ten Stadtverordneten in die neue Stadtverordnetenversamm-

lung ein.» 

Mit der willkürlichen Absetzung der beiden ihnen besonders 

verhassten Stadträte Reuter und Klingelhöfer (Ernst Reuter 

wurde bei dieser Gelegenheit «seine vollkommene Unfähigkeit 

in der Leitung der ihm unterstellten Abteilung» bescheinigt) 

trieben die Sowjets die systematische Spaltung der Verwal-

tungseinheit Berlins knapp drei Wochen vor dem festgesetzten 

Wahltermin in ihre letzte Phase. Natürlich erkannten weder 

die drei westlichen Stadtkommandanten noch die Stadtverord-

netenversammlung bzw. der Magistrat diesen einseitigen Akt 

an. Am 27. November benutzten die Sowjets eine Pressekon-

ferenz zu der Erklärung, die geplanten Wahlen vom 5. Dezem-

ber sollten «die einheitlichen Organe der Stadtverwaltung be-

seitigen und die Stadt spalten». Zwei Tage danach erklärte 

Marschall Sokolowski in einem gleichlautenden Schreiben an 

seine drei westlichen Kollegen, die beabsichtigten «Separat-

wahlen in den Westsektoren» hätten das Ziel, die einheitlichen 
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Verwaltungsorgane zu beseitigen, die Aktivität «der antide-

mokratischen und unverhüllt reaktionären Elemente» zu för-

dern, gleichzeitig aber «demokratische, mit breiten Massen 

der Berliner Bevölkerung verbundene Vertreter» von der par-

lamentarischen Mitarbeit auszuschliessen. (Wobei bekannt-

lich gerade die SED-Vertreter, die von Sokolowski nur ge-

meint sein konnten, von der Mehrheit der Stadtverordneten-

versammlung seit einem Vierteljahr immer wieder aufgefor-

dert worden waren, ihren Platz an der Seite ihrer Kollegen ein-

zunehmen.) 

So war denn alles sorgfältig vorbereitet worden, um einen 

Staatsstreich in Szene zu setzen, der als eine politische Nar-

renkomödie, wenngleich von überaus ernsten Folgen, am 30. 

November 1948, fünf Tage vor der Wahl, im Admiralspalast 

im Sowjetsektor ablief. Dort trat die SED-Fraktion des Stadt-

parlaments mit den SED-Vertretern der Bezirksversammlun-

gen einigen Überläufern aus den Reihen der CDU und LDP, 

Betriebsdelegationen und Vertretern der sogenannten «Mas-

senorganisationen» zu einer «ausserordentlichen Stadtver-

ordnetenversammlung» zusammen. Dieses im wahrsten Sinne 

des Wortes zusammengelaufene Gremium masste sich an, den 

rechtmässigen Magistrat abzusetzen und einen neuen «Magi-

strat» unter der Leitung Friedrich Eberts, des gleichnamigen, 

aber wahrlich nicht gleichrangigen Sohnes des ersten Reichs-

präsidenten der Weimarer Republik zu wählen. Damit hatte 

die SED auf das Geheiss Moskaus die letzte schimpfliche Ver-

antwortung für die Spaltung der deutschen Hauptstadt in aller 

Form übernommen. Gleichzeitig war sie auf diese Weise der 

peinlichen Notwendigkeit entgangen, sich als angeblich beru-

fene Vertretung der «breiten Massen der Berliner Bevölke-

rung» Seite an Seite mit den anderen politischen Gruppen zu 

einer wahrhaftigen Entscheidung zu stellen. Im Gegenteil, die 
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Regisseure des Staatsstreichs im Admiralspalast sahen keinen 

anderen Ausweg als zum Boykott der angeblichen «Separat-

wahlen» in den Westsektoren aufzurufen. Im Grossen wieder-

holte sich mit einer fast lächerlich anmutenden Präzision, was 

sich knapp drei Jahre zuvor innerhalb der Berliner SPD voll-

zogen hatte: sobald die Verräter der Demokratie die Stunde 

der Abrechnung unerbittlich näherrücken sahen, riefen sie die 

Entscheidungsberechtigten zur Abstinenz auf, um wenigstens 

die geringen Prozentzahlen der politisch hoffnungslos Gleich-

gültigen für ihre Sache ausschlachten zu können. 

DAS LEBEN IN DEN WESTSEKTOREN 

Vergegenwärtigen wir uns aber zunächst, bevor wir die Ent-

scheidung des 5. Dezember 1948 behandeln, unter welchen 

materiellen und psychologischen Bedingungen die Bevölke-

rung der Westsektoren zu den Wahlurnen ging. Die Blockade 

dauerte inzwischen fast schon ein halbes Jahr. Der Winter 

stand mit allen unberechenbaren Schrecknissen vor der Tür. 

Doch konnte schon zu diesem Zeitpunkt vorausgesagt werden, 

dass das technische Wunderwerk der Luftbrücke seinen wich-

tigsten Zweck notfalls auf Jahre erfüllen würde: nämlich die 

von der Aushungerung bedrohte Bevölkerung vor dem 

Schlimmsten zu bewahren. Mit einer Tagesleistung von 500 

Tonnen war Ende Juni begonnen worden. Im Oktober stieg 

der tägliche Durchschnitt an beförderten Gütern, Lebensmit-

teln, Kohlen usw. auf 4’000 Tonnen. In den letzten Monaten 

der Blockade wurden sogar des öfteren Tageshöchstleistungen 

bis zu 7’000 Tonnen erreicht. Rein rechnerisch und statistisch 

bewies die Luftbrücke sozusagen von Stunde zu Stunde, ja, 

von Minute zu Minute, dass sie demnach etwas leistete, das 

ursprünglich unmöglich erschien. 
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Wie aber sah es mit den psychologischen Faktoren, mit der 

Wohlfahrt, dem Behagen, kurz gesagt, mit der Daseinserfül-

lung des Einzelnen aus? Wie lebten die Menschen in den blok-

kierten Westsektoren, was konnten sie kaufen, wie ihren Be-

darf an Licht, Wärme und aktuellen Informationen befriedi-

gen, noch dazu in einer Zeit, da innerhalb, aber auch ausser-

halb ihrer Mauern oft genug buchstäblich eine Neuigkeit die 

andere jagte? Die Ernährungslage, die kurz vor der Währungs-

reform für die deutsche Bevölkerung aller Besatzungszonen 

einen Tiefpunkt sondergleichen erreicht hatte, besserte sich in 

Westberlin zwar seit der Blockade, was die Anzahl der Kalo-

rien anbetraf, verschlechterte sich aber hier und da noch im 

Hinblick auf Qualität und Vitamine. Der beschränkte Trans-

portraum, vor allem die Notwendigkeit, Kohlen in immer 

grösserer Menge nach Westberlin einzufliegen, machte die 

Versorgung einer Bevölkerung von mehr als zwei Millionen 

mit frischen Kartoffeln, frischem Gemüse und frischer Milch 

unmöglich. Trockenkartoffeln, Dörrgemüse und Milchpulver 

traten an deren Stelle. Um die notwendigsten Energieleistun-

gen aufrechtzuerhalten und der Bevölkerung in den Winter-

monaten ein Minimum von Hausbrand zu sichern, musste man 

zu so drastischen Stromabschaltungen seine Zuflucht nehmen, 

wie das nicht einmal in der unmittelbaren Nachkriegszeit der 

Fall gewesen war. Nur für zwei Stunden stand den Berlinern 

gebietsweise elektrisches Licht zur Verfügung, und oft genug 

fielen diese Stunden in den Privathaushaltungen ausgerechnet 

in die Nachtzeit, die normalerweise zum Schlafen reserviert 

ist. Aktuelle Nachrichten wurden von den Rundfunksendern 

(vom Rias wie von dem Berliner Studio des damaligen Nord-

westdeutschen Rundfunks), wie in alter Zeit, als sich öffentli-

che Ausrufer diesem Geschäft widmeten, durch Lautsprecher-

wagen verbreitet. Die auf der Hand liegenden Vergleichsmög- 
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lichkeiten mit dem Westen führten für die Bevölkerung zu-

sätzlich zu einer schier unerträglichen psychologischen Bela-

stung. In den drei Westzonen begann sich das Leben nach der 

Währungsreform in einem geradezu erstaunlichen Tempo zu 

normalisieren. Obwohl das Rationierungssystem vorerst noch 

beibehalten wurde, erhöhten sich die Lebensmittelzuteilungen 

praktisch mit jeder Periode, üppig gefüllte Läden befriedigten 

mehr und mehr den in den Kriegsjahren und unmittelbar da-

nach oft geradezu krankhaft gestiegenen Warenhunger. Auf 

der anderen Seite liessen die Sowjets nichts unversucht, um 

ihren Berliner Sektor auf Kosten der Zone gerade in dieser 

Zeit zu einer Art Schaufenster zu machen. Von den letzten 

Jahren abgesehen, dürfte es der Bevölkerung Ostberlins in der 

Zeit nach 1945 materiell kaum jemals besser gegangen sein 

als in den Monaten der über Westberlin verhängten Blockade. 

Hier, im Sowjetsektor, herrschte damals eine relative Fülle 

von Licht und Wärme, während die benachbarten Westsekto-

ren gleichsam in einem frierenden Dunkel lagen. 

Die sowjetischen Behörden liessen ausserdem keinen Zweifel 

daran, dass sie nicht beabsichtigten, ihre grausamen Massnah-

men auf solche Westberliner auszudehnen, die sich willfährig 

zeigten, sich Moskau wirtschaftlich zu unterwerfen und sich 

in das Versorgungssystem der Zone und Ostberlins einglie-

dern zu lassen. Schon im Juli übertrugen die Besatzungsbe-

hörden die Verantwortung «für die Lebensmittelversorgung 

des gesamten Stadtgebiets» der sowjetzonalen Deutschen 

Wirtschaftskommission. Die Bevölkerung Westberlins wurde 

aufgefordert, ihre Lebensmittelkarten künftig im Sowjetsektor 

anzumelden. Eine ähnliche Einladung an die Westberliner 

sprachen die Sowjets einige Monate später in Bezug auf die 

Kohlenzuteilung aus. Doch hatten diese Verlockungen nur ei- 
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nen verschwindend geringen Erfolg. Ohne alle Einzelheiten 

zu begreifen, spürten die Westberliner in ihrer überwiegenden 

Mehrheit instinktiv, dass eine wirtschaftliche Anpassung, wie 

sie ihnen unter dem Druck der Not angeboten wurde, über 

kurz oder lang eine politische Auslieferung und damit ihre 

Selbstaufgabe nach sich ziehen würde. Es dürfte wenig ge-

schichtliche Beispiele für einen so glänzenden Triumph klar-

denkender Hirne und tapferer Herzen über die Ansprüche ei-

nes ewig knurrenden Magens geben. 

Hinzu kam für die Westberliner Bevölkerung noch ein ande-

res überaus ernstes Problem, das übrigens nach Aufhebung 

der Blockade nicht schlagartig aus der Welt verschwand wie 

die Nahrungssorgen, sondern noch jahrelang auf der Tages-

ordnung blieb. Die unklaren Währungsverhältnisse in den 

Westsektoren führten in kurzer Zeit eine schwere Wirtschafts-

krise herbei. Bekanntlich galten seit der Geldreform Ende Juni 

1948 beide Währungen, die neue Westmark und die neue Ost-

mark, in Westberlin als gesetzliches Zahlungsmittel. Insoweit 

hatten also die Westmächte dem in einem früheren Zusam-

menhang geschilderten Drängen Reuters und Klingelhöfers 

nachgegeben, die Berliner Westsektoren nicht völlig dem Zu-

griff der sowjetzonalen Wirtschaft auszuliefern. Noch immer 

aber widerstrebten die westalliierten Experten der einzig logi-

schen und radikalen Massnahme, nämlich der Einführung der 

Westmark als alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittels. Auch 

nach dem 24. Juni wurden in Westberlin nur 25 Prozent aller 

Löhne und Gehälter, und zwar ausdrücklich für die Deckung 

des über die Ansprüche des täglichen Lebens hinausgehenden 

Bedarfs, in Westmark ausgezahlt. Für die rationierten Lebens-

mittel, aber auch für die kommunalen Dienstleistungen, die 

Lieferungen von Wasser, Gas, Strom usw. sollte die Westber-

liner Bevölkerung den Gegenwert in Ostmark entrichten. Die- 
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ser unklare Zwischenzustand führte nicht nur zu mancherlei 

aktuellen Missständen, sondern auch zu bedrohlichen wirt-

schaftlichen Symptomen. Die allen möglichen Spekulationen 

unterworfene Westmark wurde gehortet und ihr Wert inner-

halb Berlins selbst stieg unaufhaltsam. Dafür wurden die ur-

sprünglich mit einem B-Stempel versehenen, in Westberlin 

umlaufenden Westmarknoten in westdeutschen Wirtschafts-

kreisen nicht durchweg als vollgültiges Zahlungsmittel ange-

sehen. Schliesslich vermochte man nicht vorauszusehen, ob 

sich angesichts der Blockade und der wirtschaftlichen Ab-

schnürung Berlins irgendwelche Kapitalinvestitionen in der 

alten Hauptstadt lohnen würden. Andererseits waren die West-

sektoren von ihrem natürlichen wirtschaftlichen Austauschge-

biet in Mitteldeutschland künstlich isoliert worden. So sehr 

man, sowohl in der Zone wie im Sowjetsektor, hinter den Ku-

lissen darauf aus war, die kostbare und kaufkräftige Westmark 

in möglichst grossen Mengen als Devisenbringer zu gewin-

nen: offiziell blieb diese Währung in den von den Sowjets 

kontrollierten Gebieten Deutschlands in Acht und Bann. Ge-

regelte Handelsund Austauschbeziehungen zwischen West-

deutschland und der Sowjetzone bestanden ebenfalls noch 

nicht. In den blockierten Westsektoren verschärfte sich die 

durch die unnatürliche Lage hervorgerufene Wirtschaftskrise 

ständig und auch die Arbeitslosigkeit stieg in kurzer Frist ge-

radezu bedrohlich an. 

PLEBISZIT DER SELBSTBEHAUPTUNG –  

TRIUMPH DER LUFTBRÜCKE 

Dennoch sollte sich am 5. Dezember 1948 zeigen, dass die 

Westberliner Bevölkerung lieber Hunger, Kälte und ein stän-

diges Zusammenschrumpfen der Arbeitsplätze auf sich nahm 

als ihre Freiheit, sei es unter dem Druck der Peitsche, sei es 
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durch die Verlockung des Zuckerbrotes, zu verkaufen. Wie 

genau zehn Jahre später angesichts der Drohung des Chruscht-

schows-Ultimatums kam es bei der politischen Entscheidung 

des Blockadewinters weniger auf das Stärkeverhältnis der Par-

teien untereinander an als auf die Wahlbeteiligung selbst. 86,3 

Prozent der stimmberechtigten Bevölkerung genügten am 5. 

Dezember 1948 ihrer Wahlpflicht. Von den abgegebenen 

Stimmen entfielen nicht weniger als 64,5 Prozent auf die SPD, 

während sich die CDU mit 19,4 und die LDP mit 16,1 Prozent 

begnügen mussten. Instinktiv scharte sich die Bevölkerung in 

erster Linie um die Partei, die bis dahin den Kampf um die 

Freiheit Berlins angeführt hatte. Den beiden anderen Parteien 

war es bis zum Dezember 1948 offenbar noch nicht gelungen, 

die Kooperation ihrer Berliner Landesverbände mit den Zo-

nenverbänden im öffentlichen Bewusstsein vergessen zu ma-

chen. Schon zwei Tage nach der Wahl entschied sich die noch 

amtierende alte Stadtverordnetenversammlung einstimmig 

dafür, das höchste Amt in der nunmehr sinnlos gespaltenen 

Stadt dem Manne zu übertragen, der schon anderthalb Jahre 

zuvor zum Oberbürgermeister gewählt worden war, aber sei-

nen Posten infolge des sowjetischen Vetos damals nicht hatte 

übernehmen können. Die neue Stadtverordnetenversamm-

lung, die am 14. Januar 1949 zusammentrat, bestätigte diesen 

Beschluss ihrer Vorgängerin ebenso einstimmig. 

Der neue Magistrat, der nunmehr unter der offiziellen Führung 

Ernst Reuters rasch und komplikationslos gebildet wurde, 

stand im Zeichen jener engen Zusammenarbeit aller demokra-

tischen Kräfte, wie sie die Situation einer wirtschaftlich, poli-

tisch und psychologisch belagerten Stadt unbedingt erheisch-

te. Schon am 21. Dezember 1948 hatten die drei Westmächte 

ihrerseits auf Dreimächtebasis die Alliierte Kommandantur 
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wiederbelebt, die von vornherein, wenn es auch an Rückschlä-

gen nicht fehlte, ein mehr kameradschaftliches Vertrauensver-

hältnis mit den deutschen Stellen statt deren Bevormundung 

erstrebte. Unverzüglich arbeitete die Alliierte Kommandantur 

auch neue Rechtsgrundlagen für ihre Beziehungen zu den 

deutschen Körperschaften in Westberlin aus. Am 14. Mai 

1949 übertrug sie Stadtverordnetenversammlung und Magi-

strat mit einigen Einschränkungen und Vorbehalten, die sich 

aus der besonderen Situation der Stadt ergaben, in ihrem Ho-

heitsbereich «die volle gesetzgeberische, vollziehende und 

richterliche Gewalt». Damit war endlich die Hürde beseitigt, 

an der sich die parlamentarische Aktivität der ersten Stadtver-

ordnetenversammlung buchstäblich wundgelaufen hatte: der 

Bestätigungszwang aller gesetzgeberischen Massnahmen 

durch eine vielschichtig zusammengesetzte Militärinstanz, die 

noch dazu nur einstimmig oder gar nicht operieren konnte. 

In ihren unmittelbaren Folgen wichtiger noch war die am 20. 

März 1949 ausgesprochene Genehmigung zur Einführung der 

Westmark als alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittels in 

Westberlin. Zwar verschärfte diese Regelung zunächst die be-

reits bestehende Wirtschaftskrise, schuf aber gleichzeitig die 

einzige solide Grundlage für deren allmähliche Überwindung, 

indem sie dem Währungschaos in den Westsektoren ein radi-

kales Ende setzte. Erst durch die zweite und eigentliche Wäh-

rungsreform in Westberlin wurden die finanzpolitischen Vor-

aussetzungen für einen späteren Anschluss der Stadt an die 

westdeutsche Wirtschaft geschaffen. Wieder einmal sollte sich 

aber im Laufe der Zeit nicht zuletzt an diesem Beispiel erwei-

sen, dass es gegenüber einem totalitären System keine halben 

Massnahmen gibt, wenn man eine paradoxe Situation wirklich 

zu normalisieren wünscht, sondern dass man sich immer nur 
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Respekt verschafft, wenn man auf jede Herausforderung mit 

gleicher Münze reagiert. 

Unmittelbar danach trat Ernst Reuter seine erste Reise als Ber-

liner Oberbürgermeister in die Vereinigten Staaten an. Besu-

che in Paris und London waren schon unmittelbar nach seiner 

Wahl voraufgegangen. Dem mutigsten Repräsentanten der 

jungen deutschen Demokratie wurde in Amerika ein überaus 

respektvoller Empfang zuteil. Ausserdem erfuhr Reuter an Ort 

und Stelle von einem bemerkenswerten Kulissengeflüster im 

Rahmen der Vereinten Nationen: die Sowjets hätten erkannt, 

so hiess es, dass das Schwert ihrer Blockade reichlich schartig 

geworden sei, und trügen sich mit der Absicht, die Verkehrs-

wege nach Berlin ohne viel Aufhebens wieder zu öffnen. 

In der Tat gab es einige Symptome, die objektiv und subjektiv 

auf eine sowjetische Nachgiebigkeit schliessen liessen. Die 

täglich steigende Wirksamkeit der Luftbrücke, das Wahler-

gebnis des 5. Dezember 1948, die politische Stabilisierung in 

den blockierten Westsektoren, alles dieses musste Moskau da-

von überführen, dass es ein ihm willkommenes Ziel, die Spal-

tung Berlins, zwar erreicht hatte, dass aber der strategische 

Hauptplan, die politische und ökonomische Gleichschaltung 

Westberlins, weder auf Anhieb gelungen war noch in abseh-

barer Zeit gelingen konnte. Ausserdem machte sich allmählich 

die von den Westmächten verhängte Gegenblockade für die 

sowjetzonale Wirtschaft sehr empfindlich bemerkbar. Der un-

ersättliche sowjetische Expansionstrieb in westlicher Rich-

tung hatte im Frühjahr 1949 ausserdem zur Gründung des De-

fensivbündnisses der NATO geführt. Die Arbeiten des Parla-

mentarischen Rats an einer Verfassungsurkunde für die drei 

Westzonen machten rasche Fortschritte. Provokationen, Ter-

ror und Kriegsdrohungen hatten sich als Versuche am untaug-

lichen Objekt erwiesen. So unbeirrbar Stalin sein Hauptziel im 
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Auge behielt – Verhinderung aller politischen und wirtschaft-

lichen Zusammenschlüsse im Westen zu einer konkreten 

Macht – so nüchtern begriff er allmählich, dass er wieder zu 

geschmeidigeren Mitteln seine Zuflucht nehmen musste, um 

für seine Zwecke überhaupt noch etwas zu erreichen. 

Schon Anfang März 1949 wurde der sowjetische Aussenmini-

ster Molotow nach einer Amtsdauer von fast zehn Jahren 

durch seinen bisherigen Stellvertreter Wyschinski, den frühe-

ren Hauptankläger während der Epoche der grossen Säube-

rung, ersetzt. Für den Kundigen zeichnete sich damit ein Kurs-

wechsel ab, der bisher noch immer durch solche personellen 

Revirements eingeleitet worden war. Dass es auch diesmal so 

sein würde, erschien umso wahrscheinlicher, je hartnäckiger 

Moskau solches dementierte. Tatsächlich suchte der sowjeti-

sche Chefdelegierte bei den Vereinten Nationen, Malik, ins-

geheim Fühlung mit seinem amerikanischen Kollegen Jessup, 

um mit ihm Vorbesprechungen über eine Aufhebung der Ber-

liner Blockade zu führen. 

Im vergangenen Jahr hatten die Sowjets alles darangesetzt, um 

Verhandlungen mit dem Hinweis auf raffiniert ersonnene 

Schwierigkeiten geflissentlich hinauszuzögern. Die Bemü-

hungen der demokratischen Körperschaften Berlins, die Sache 

ihrer Stadt zunächst durch Vermittlung der dänischen Regie-

rung, die dieses ablehnte, später durch Vermittlung der fran-

zösischen Regierung, die einwilligte, vor die Vereinten Natio-

nen zu bringen, waren dank der Hartnäckigkeit des Ostblocks 

im Sande verlaufen. Jetzt aber drängte Moskau selbst so rasch 

wie möglich auf eine Lösung, die es ihm gestattete, den Bu-

merang der Berliner Blockade ohne allzu grossen Prestigever-

lust von sich abzuschütteln. Darum führten die Vorverhand- 
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lungen zwischen Malik und Jessup auch zu einem erstaunlich 

schnellen Ergebnis. Am 4. Mai 1949 unterzeichneten die vier 

Besatzungsmächte in New York ein Abkommen: mit Wirkung 

vom 12. Mai sollten Blockade und Gegenblockade aufgehoben 

werden. Für den 23. Mai wurde in Paris eine neue Aussenmi-

nisterkonferenz über das deutsche Problem einschliesslich der 

Währungsfrage vereinbart. 

Selbst Ernst Reuter hatte mit einer so raschen und reibungslo-

sen Entwicklung nicht gerechnet. Voller Genugtuung konnte 

er der Bevölkerung in einem Aufruf verkünden: «Der Versuch, 

uns auf die Knie zu zwingen, ist gescheitert.» Unermesslicher 

Jubel herrschte, als am 12. Mai 1949 die ersten Lastzüge aus 

Westdeutschland über die nunmehr wieder offene Autobahn 

die Westberliner Kontrollpunkte passierten. Das Dröhnen der 

Flugzeugmotoren, das sich in diesen Jubel mischte, gab den 

Berlinern überdies die Gewissheit, dass sich die Westmächte 

dennoch nicht wieder düpieren lassen, sondern die Luftbrücke 

bis zu einem konkreten Ergebnis der vorgesehenen Verhand-

lungen fortsetzen würden. 

Am gleichen Nachmittag des 12. Mai demonstrierten die Ber-

liner vor dem Schöneberger Rathaus, dem neuen Amtssitz der 

Stadtverordnetenversammlung und des Magistrats. Der spä-

tere Bundeskanzler Konrad Adenauer war in seiner damaligen 

Eigenschaft als Präsident des Parlamentarischen Rats mit vie-

len anderen westdeutschen Politikern nach Berlin gekommen, 

um zur Bevölkerung zu sprechen. Der allgemeine Freudentau-

mel dieses Tages liess alle Beteiligten vergessen, was für 

schwierige Probleme im Hinblick auf die gefährdete deutsche 

Einheit sowohl wie auf die wirtschaftliche Lage Berlins noch 

zu lösen sein würden. Wer aber wollte es den vor dem Schö-

neberger Rathaus Versammelten, den Rednern wie dem Publi- 
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kum, nachträglich verargen, dass für einige Stunden wenig-

stens alle Sorgen um die Zukunft in dem überwältigenden Be-

wusstsein untergingen, einen beispiellosen Kampf um die 

Freiheit – nicht nur gegen den sichtbaren Gegner, sondern 

auch gegen die Verlockungen in der eigenen Brust, vielleicht 

doch den Weg des geringsten Widerstandes zu beschreiten, 

siegreich bestanden zu haben? 
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DIE ÄRA ERNST REUTER (1949-1953) 

EIN DEMOKRATISCHER SOUVERÄN 

Es mag von manchem Leser als Beweis für den unausrottba-

ren deutschen Autoritätsglauben ausgelegt werden, dass der 

Verfasser mit dieser Kapitelüberschrift einer ganzen ge-

schichtlichen Ära an einem bestimmten wichtigen Orte den 

Namen eines einzigen Mannes gibt. Nun ist aber die Beobach-

tung, dass erst das erkennbare Wirken bedeutender Persön-

lichkeiten gerade einer Demokatie Glaubwürdigkeit, Lebens-

wärme und Widerstandskraft verleiht, keineswegs auf die 

deutschen Grenzen beschränkt. Der entscheidende Wesensun-

terschied zwischen Diktatur und Demokratie besteht lediglich 

darin, dass in einer Diktatur die Masse mit blinder Gläubigkeit 

zu einem Fetisch betet, während in einer gesunden Demokra-

tie die Öffentlichkeit sehenden Auges echte Autoritäten re-

spektiert. Niemand würde es den Engländern verargen, wenn 

sie mindestens die Phase des zweiten Weltkrieges, die zwi-

schen dem Zusammenbruch Frankreichs und der Schicksals-

wende vom Herbst 1942 liegt, als die Ära Churchill bezeich-

nen wollten. Mit dem gleichen Recht kann der Berliner die 

Entwicklungsphase seiner Stadt, die – übrigens zufällig – mit 

der ersten Legislaturperiode in der deutschen Bundesrepublik 

zusammenfällt, als die Ära Ernst Reuter bezeichnen. Schon 

dass ein neuer deutscher demokratischer Staat in dieser Form 

überhaupt zustandekam, ist nicht zuletzt den unermüdlichen 

Bemühungen Ernst Reuters zu verdanken. Ebenso schicksal- 
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haft mutet es an, dass Reuter ausgerechnet im Herbst 1953, 

nach einem Jahr, das ihm eine beispiellose Fülle von Ver-

pflichtungen, Aufregungen und Enttäuschungen gerade in der 

Deutschlandpolitik bescherte, unter der Last seines Daseins 

plötzlich zusammenbrach. 

Ein psychologischer Grund kommt noch hinzu, um die Tatsa-

che zu rechtfertigen, dass man die Entwicklung Berlins in den 

nun zu beschreibenden Jahren als eine Ära Reuter bezeichnet. 

Weit mehr als seine streitbaren Zeitgenossen und Widersacher 

auf der Bundesebene, Bundeskanzler Dr. Adenauer und Op-

positionsführer Dr. Schumacher, war Ernst Reuter geradezu 

der Prototyp eines demokratischen Souveräns. Bei aller Fe-

stigkeit seiner Konzeption neigte er nie zu einsamen Ent-

schlüssen. Bei aller Aufrichtigkeit seiner politischen Überzeu-

gung als Sozialist verwechselte er niemals Meinung und Ge-

sinnung und sah darum auch in dem politischen Gegner, so-

weit er mit diesem nur eine Grundskala von Werten gemein-

sam hatte, eher den Partner als den geschworenen Feind. Wäh-

rend bei dem Bundeskanzler wie bei dem Oppositionsführer 

oft genug die Parteipolitik in den Vordergrund trat, gab Reuter 

jeweils den konkreten Überlegungen des Augenblicks, wie sie 

ein Staatsmann anstellen muss, vor parteipolitischen Befan-

genheiten den Vorzug. 

Natürlich ging es ihm begreiflicherweise hauptsächlich um 

das Wohl und Wehe der Stadt, die er so überzeugend nach 

aussen vertrat. Aber gerade der Mangel an Verständnis, dem 

er in seinen letzten Lebensjahren oft genug in den eigenen Rei-

hen begegnete, ist ein Beweis dafür, dass seine «Berliner 

Sicht» niemals zu einer Scheuklappenperspektive wurde. Er 

begriff Berlin ebensosehr als Symbol der kämpfenden Freiheit 

wie einer späteren Vermittlung zwischen den derzeitig noch 

feindlichen Blöcken. Nach seiner Grundkonzeption, der er bis 

zum letzten Atemzug treu blieb, sollte weder Europa am heuti- 
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gen Eisernen Vorhang seine Grenze finden noch sollte sich 

Deutschland nach erreichter Wiedervereinigung gleichsam 

aus der Geschichte zurückziehen, um sich dem Traum irgend-

welcher nationalen Idyllen ohne Rücksicht auf seine gesamt-

europäische Verantwortung hinzugeben. 

Als handelnder und daher notgedrungen häufig reagierender 

Politiker blieb Reuter aber im Gegensatz zu vielen, wenn nicht 

den meisten seiner Zeitgenossen niemals der Gefangene seiner 

Ideen oder gar seiner Wunschvorstellungen von gestern. Die 

Treue zum inneren Gesetz verwehrte es ihm niemals, der Ein-

sicht in das Notwendige und Nächstliegende zu folgen und da-

her die Akzente seiner Haltung und seiner Argumente manch-

mal recht kräftig zu verschieben. Die Eigenwilligkeit, die ihm 

schon Lenin nachgesagt hatte, machte ihn manchmal seinen 

politischen Freunden ebenso verdächtig, wie sie ihm die Her-

zen des Volkes öffnete, das immer wieder spürte, in Ernst 

Reuter einem selbstverantwortlichen Mann gegenüberzuste-

hen und keinem ängstlich über die eigene linke und rechte 

Schulter hinwegschielenden Parteifunktionär. In all der leben-

digen Vielfalt seines Wesens ist Reuter daher von seinen Ber-

liner Landsleuten und Schicksalsgefährten nicht allein geach-

tet und bewundert, sondern geliebt worden. 

Für Reuters inneres Wohlbefinden, für die bis dahin uner-

schöpflich scheinenden Impulse seiner Kraft ist freilich der 

12. Mai 1949, der Tag der Aufhebung der Blockade, zu einem 

tragischen Wendepunkt geworden. Bis dahin waren die Fron-

ten klar, die Positionen eindeutig, die Bundesgenossen ebenso 

unverkennbar wie die Feinde. Für einen Menschen, in dessen 

Innerem bei allem durchaus zutagetretenden politischen Ehr-

geiz die Stimme des Gewissens ausschlaggebend bleibt, sind 

gerade solche harten Epochen, an denen Kleinere zerbrechen 
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oder wenigstens verzagen, Höhepunkte des Glücksgefühls 

und der Selbstbestätigung. Von solchen moralischen Kraft-

quellen gespeist, hatte Reuter im März, im Juni und im Sep-

tember 1948 seine Stimme ohne Übertreibung und falschen 

Pathos für Millionen erheben können, war er zum Volkstribu-

nen in des Wortes sauberster Bedeutung geworden. Dass er es 

auch in den folgenden Jahren zu bleiben vermochte, macht 

seine eigentliche geschichtliche Grösse aus, erklärt aber auch 

ganz wesentlich sein jähes Verlöschen. Vor und während der 

Blockade galt es vor allem, Seite an Seite mit dem Volke zu 

kämpfen, den übermächtigen Gegner zu bestehen, sich nicht 

niederzwingen zu lassen; nach der Blockade galt es an der 

Seite des gleichen Volkes zu leiden, sich über zahllose nich-

tige Kleinigkeiten zu ärgern, die oft völlig überflüssig waren, 

oder über die Kurzsichtigkeit und den Egoismus lauer Freunde 

enttäuscht zu sein. Ernst Reuter hat die Sorgen und Kümmer-

nisse der Berliner Bevölkerung genauso ernst genommen und 

genauso zu seinen eigenen gemacht wie in den voraufgegan-

genen Zeiten ihren Kampfeswillen und ihre Unverzagtheit. 

Während Reuter sich vor Aufhebung der Blockade nur an ei-

ner Front und gegen einen Feind zu wehren hatte, sah er sich 

in den letzten vier Jahren seines Lebens dauernd in Mehrfron-

tenkriege verwickelt, aber an kleineren oder gar kleinlichen 

Schauplätzen. Die Sowjets gaben selbstverständlich mit der 

Blockade keineswegs gleichzeitig die Absicht auf, das wider-

spenstige und unbequeme Berlin eines Tages doch noch zu er-

obern. Sie ersetzten lediglich die Strategie des Grossangriffs 

durch die Taktik unzähliger Nadelstiche, wobei sie noch dazu 

ihren deutschen Willensvollstreckern immer häufiger die In-

itiative überliessen. Mit der Gründung der Bundesrepublik ge-

riet die Berliner Politik unvermeidlich mehr und mehr in den 
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Sog eines Phänomens, das vor diesem Zeitpunkt noch nie-

mand, wenigstens nicht mit solcher Schärfe, voraussehen 

konnte: das erbitterte Tauziehen zwischen Regierung und Op-

position, zwischen Adenauer und Schumacher um die «rich-

tige» Aussenpolitik. Die jahrelange Unversöhnlichkeit der 

bald aufbrechenden Gegensätze liess freilich schon vermuten, 

was wir heute wissen, dass nämlich im Grunde keiner der bei-

den Kontrahenten im Besitz einer Art Patentlösung für die 

deutsche wie für die europäische Frage war, sondern dass die 

Wahrheit auch hier, wie so oft, in einer nicht starren, sondern 

elastischen Mitte liegen musste. Reuter war unbefangen ge-

nug, diesen mittleren Weg zu erkennen und versuchte ihn im-

mer wieder einzuschlagen, aber die Schlachtrufe aus Bonn 

drangen schliesslich stets deutlicher auch nach Berlin und 

trübten selbst dort auf Jahre hinaus das bis dahin so gute Ein-

vernehmen zwischen den demokratischen Partnern. 

Am demütigendsten und erbitterndsten für das Stadtoberhaupt 

des freien Berlin war jedoch die Tatsache, dass man in West-

deutschland für diese Stadt nach einer Periode so ungewöhn-

licher Bewährung ursprünglich noch werben, ja, dass man 

förmliche Bittgänge unternehmen musste, um die Bevölke-

rung, die dem Schicksal politischer Versklavung und Aushun-

gerung erfolgreich getrotzt hatte, wirtschaftlich am Leben zu 

erhalten. Es sollte noch Jahre dauern, bis Westberlin fest und 

unauflöslich sowohl in das Wirtschafts- wie in das Finanzsy-

stem des Bundes eingegliedert wurde, bis die westdeutschen 

Unternehmer begriffen, dass Aufträge nach Berlin eine 

ebenso prompte und sichere Erledigung fanden, wie nach an-

derswo, bis die rasch anwachsende Bürokratie dahinterkam, 

dass Bundesbehörden trotz der geographischen Entfernung  

230 



und Isolierung in Berlin ebensogut und ungestört zu arbeiten 

vermochten wie in irgendeiner westdeutschen Stadt. 

Jahrelang hat der Oberbürgermeister und spätere Regierende 

Bürgermeister Ernst Reuter in vierzehntäglichen Rundfunk-

vorträgen unter dem Titel «Wo uns der Schuh drückt» mit sei-

nen Berliner Landsleuten die brennendsten und aktuellsten 

Probleme besprochen. Das, was ihn am meisten bedrückte und 

beunruhigte, war die erschreckend hohe Arbeitslosenziffer, 

die mit der ungesicherten Wirtschaftslage Berlins zusammen-

hing. Oft genug prophezeite er mit seinem tatenfrohen Opti-

mismus, bald werde auch dieses Gespenst gebannt sein, weil 

er die unmittelbaren Wirkungen bestimmter wirtschaftspoliti-

scher oder fiskalischer Massnahmen überschätzte. In Wirk-

lichkeit erlebte er nur noch die ersten Symptome einer allmäh-

lichen Druckentlastung. Der eigentliche Anschluss Westber-

lins an die Hochkonjunktur der Bundesrepublik und damit die 

Aufsaugung der Arbeitslosigkeit begann sich erst nach Reu-

ters Tod auszuwirken. 

Am 1. September 1948, als die Blockade Berlins bereits mehr 

als zwei Monate andauerte, hatte in Bonn der Parlamentari-

sche Rat mit seinen Arbeiten für das Grundgesetz eines späte-

ren westdeutschen Teilstaates begonnen. Die aus den Länder-

parlamenten entsandten Abgeordneten unterzogen sich ihrer 

Aufgabe von vornherein mit grossem Fleiss, viel Sachkunde 

und Verantwortungsgefühl, aber mit wenig Begeisterung. Es 

waren ja nach menschlicher Voraussicht nur drei der ehemali-

gen Besatzungszonen, denen ihre Bemühungen einen gemein-

samen Rahmen geben würden: die vierte die wichtigste, weil 

sie die eigentliche und gemeinsame deutsche Hauptstadt Ber-

lin umschloss, blieb wahrscheinlich ausserhalb dieses Gesetz-

gebungswerkes, musste womöglich sogar einen eigenen, 

fremdartigen, der Bevölkerung selbst höchst unerwünschten  
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Weg in die Zukunft einschlagen. Die Abgeordneten des Par-

lamentarischen Rats liessen sich nicht zuletzt deswegen, weil 

sie für die Vereinigung aller Zonen noch immer auf ein Wun-

der hofften, mit ihrer Arbeit am Grundgesetz weitaus mehr 

Zeit, als die auftraggebenden Westmächte erwarteten. In deren 

Hauptquartieren hatte man etwa schon für November 1948 mit 

der Vorlage eines fertigen Entwurfs gerechnet. Fertiggestellt 

wurde das Grundgesetz hingegen erst im Frühjahr 1949. Aber 

ganz abgesehen davon, dass sich die Abgeordneten mit den 

Beratungen nicht beeilten, widerstrebte es vielen von ihnen, 

besonders in der ersten Zeit, den deutschen Teilstaat der Zu-

kunft zu klar als solchen zu definieren. Vor allem die Sozial-

demokratie neigte der Ansicht zu, man könne den Charakter 

des neuen westdeutschen Staatsgebildes gar nicht provisorisch 

genug bestimmen, um die etwa noch vorhandenen Chancen 

für eine möglichst baldige Vereinigung mit der Sowjetzone 

nicht allzusehr zu verbauen. 

Reuter teilte diese Anschauungen nicht. Er hatte in Berlin seit 

Jahren die Sowjets als Partner und Gegner kennengelernt. 

Darum versprach er sich nichts von einer konzilianten Hal-

tung, die sich auf die Hoffnung gründete, durch eigenes ver-

ständnisvolles Entgegenkommen auch Moskau zum Einlen-

ken zu bewegen. Wie zuvor in der Währungsfrage vertrat Reu-

ter nun in der Frage der politischen Zukunft Westdeutschlands 

ebenfalls einen harten und unnachgiebigen Standpunkt. Ge-

rade weil ihm die deutsche Wiedervereinigung von seinem 

Standort aus und in seiner Position im wörtlichsten Sinne nä-

her lag als jedem anderen, hielt er es für notwendig, dass im 

Westen Deutschlands ebenso klare und unverkennbare Tatbe-

stände geschaffen werden müssten wie in dessen östlicher 

Hälfte. In unmittelbarer Nachbarschaft einer besseren Sowjet-

provinz dürfe kein allzu luftiges und zerbrechliches Gebilde 

232 



entstehen, so meinte er, sondern vielmehr ein Gebilde, von 

dem eine mächtige Anziehungskraft ausgehen müsse. Nur so 

könne es der Sowjetzone in absehbarer Zeit ermöglicht wer-

den, sich mit dem übrigen Deutschland wiederzuvereinigen. 

Natürlich setzte auch Reuter sich für einen provisorischen 

westdeutschen Staat ein, aber bei ihm lag der Akzent unver-

kennbar mehr auf dem Hauptwort «Sfaat» als auf dem Eigen-

schaftswort «provisorisch». Man sieht, im Hinblick auf die 

deutsche Wiedervereinigung dachte Reuter viel konsequenter 

dialektisch als seine westdeutschen und sogar ein Teil seiner 

Berliner Parteifreunde, aber seine Zähigkeit vermochte es 

schliesslich doch, der von ihm gewünschten Akzentsetzung 

auch innerhalb der SPD Resonanz zu verschaffen. 

Keineswegs aber beabsichtigte Reuter in der Antithese zu ver-

harren, sondern betrachtete diese vielmehr als Voraussetzung 

einer kommenden Synthese. Er hatte die im September 1949 

geborene Bundesrepublik zwar von vornherein stark gewollt, 

aber nur, um sofort eine unwiderstehliche politische Offensiv-

kraft in östlicher Richtung zu entwickeln. Einerseits besass er 

zuviel politische Phantasie, um an einer westeuropäischen 

Konstruktion viel Gefallen zu finden, die die willkürliche und 

unnatürliche Grenze des Eisernen Vorhangs auf ungewisse 

Frist einfach hinnahm. Andererseits dachte er von der Freiheit 

zu gross, um diese in seinen Vorstellungen auf den gegenwär-

tig versklavten Teil Deutschlands beschränken zu wollen. Die 

damals noch rund 20 Millionen Deutscher in der Sowjetzone, 

für die er sprach und für die er immer wieder stellvertretend 

zu handeln versuchte, lagen ihm gewiss am nächsten, sie wa-

ren sein unmittelbares Gegenüber, aber im Prinzip beschäf-

tigte ihn das künftige Schicksal der 80 Millionen Osteuropäer 

unter unfreiwilliger kommunistischer Herrschaft nicht weni- 
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ger. Ja, wenn er sich bei besonderen Anlässen in öffentlichen 

Reden und Kundgebungen, wie das öfter geschah, voller Re-

spekt und Sympathie an das «grosse russische Volk» wandte, 

in dessen Mitte er einige Jahre seines Lebens verbracht hatte 

und dessen Sprache er noch immer fliessend beherrschte, dann 

handelte es sich nicht um unverbindliche Höflichkeitsgesten, 

sondern es klangen immer echte Herztöne mit. 

Es war klar, dass ein Mann mit solchen Anschauungen und 

Zielsetzungen in dem Augenblick, als sich in der Bundesrepu-

blik der Dualismus «westeuropäische Integration – Wieder-

vereinigung Deutschlands» immer schroffer und kompro-

missloser abzeichnete, seinen eigenen Standort nicht ohne 

weiteres im Lager der einen oder der anderen Seite bestimmen 

konnte. Kein Zweifel, dass ihm die offizielle Deutschland- 

und Aussenpolitik, zu der sich schon die erste Bundesregie-

rung zwangsläufig durchringen musste, ohne dazu durch das 

Besatzungsstatut bereits offiziell legitimiert zu sein, erheblich 

enttäuschte. Reuter besass zuviel Instinkt für die prägende 

Symbolkraft politischer Entscheidungen, um nicht die Wahl 

Bonns als Bundeshauptstadt für einen Fehler zu halten. Was 

für Impulse konnten angesichts der gegebenen Situation von 

einer linksrheinisch gelegenen Zufallsmetropole für eine 

schöpferische gesamtdeutsche Politik ausgehen? Aber auch 

die Zukunft Europas wollte Reuter nicht am Rhein geogra-

phisch gleichsam fixiert wissen, übrigens hätte sogar die Wahl 

Frankfurts als Bundeshauptstadt seinen Ansprüchen nicht ge-

nügt. Er trat dafür ein, die Hauptstadt der Bundesrepublik so 

weit wie möglich nach Osten, an die unmittelbare Grenze des 

Eisernen Vorhangs zu verlegen. 

Nicht nur als deutscher Politiker, sondern mehr noch als Re-

präsentant des schwergeprüften Berlin litt Reuter stark unter 

dem anfänglichen egoistischen Unverständnis, das der Durch- 
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schnitt der neuen «Bundesrepublikaner» der eigentlichen 

deutschen Hauptstadt bewies. Das von den Sowjets unter dem 

Titel «Deutsche Demokratische Republik» am 7. Oktober 

1949 aus der Taufe gehobene Zwangsgebilde scheute sich 

nicht, unter Missachtung der völkerrechtlich nach wie vor gül-

tigen Viermächte Vereinbarungen und unter stillschweigender 

Duldung Moskaus, vom ersten Tage seiner Existenz an Ost-

berlin zu seiner Hauptstadt zu erklären. Freilich kam den kom-

munistischen Machthabern, was Reuter nie verkannte, in ihren 

ehrgeizigen Bestrebungen der geographische Zufall zu Hilfe. 

Der klugen Besonnenheit des Oberbürgermeisters des freien 

Berlin lag es bei aller heissen Liebe zu seiner Stadt durchaus 

fern, die Gegenrechnung zu präsentieren und für Westberlin 

die offizielle Hauptstadtfunktion der Bundesrepublik zu for-

dern. Das erwies sich schon darum als unmöglich, weil das 

ursprüngliche Bestreben des Parlamentarischen Rats, West-

berlin von vornherein als gleichberechtigtes Bundesland in 

den neuzuschaffenden Staat einzubeziehen, an dem Veto der 

drei Westmächte gescheitert war, die ihre völkerrechtlichen 

Verpflichtungen auch in der neuen Ära nach Aufhebung der 

Blockade viel genauer nahmen und viel peinlicher respektier-

ten als ihre sowjetischen Partner. Wenn sich aber somit die 

volle de-jure-Eingliederung Berlins in die Bundesrepublik 

vorerst als nicht realisierbar erwies, lag Reuter umso mehr 

daran, sobald wie möglich einen soliden de-facto-Zustand für 

die von ihm vertretene Stadt garantiert zu sehen. Welchen 

Schwierigkeiten er dabei vor allem in den ersten Jahren be-

gegnete, wird in einem anderen Zusammenhang noch ausführ-

licher darzustellen sein. 

Auf der anderen Seite übersah Reuter nicht, dass jede Stär-

kung der Länder des freien Europa, sei es in Form einer wirt-

schaftlichen Integration, sei es in Form politisch-administrati- 
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ver Zusammenschlüsse, mit einer Konsolidierung der noch 

immer bedrohten Freiheit identisch sei und darum über kurz 

oder lang der Sache Berlins, der Sache Mitteldeutschlands und 

nicht zuletzt sogar der Sache Osteuropas wenigstens indirekt 

zugute kommen müsse. Insofern verstand er auch nicht das 

harte und kategorische Nein, das die westdeutsche Sozialde-

mokratie in ihrer Oppositionsstellung unter der Führung Kurt 

Schumachers allen Initiativen der Bundesregierung in dieser 

Richtung entgegensetzte, mochte es sich nun um die Mitwir-

kung der Bundesrepublik in dem seit 1949 bestehenden Euro-

parat, mochte es sich später um den Schuman-Plan oder 

schliesslich um das Projekt einer Europäischen Verteidi-

gungsgemeinschaft handeln. In jedem Falle neigte Reuter eher 

dazu, solche Tendenzen auf ihre politische Wirksamkeit und 

mögliche Durchschlagskraft unbefangen zu prüfen als sie à 

priori, weil sie sich mit einem bestimmten Konzept nicht ver-

trugen, pauschal abzulehnen. 

Die gewisse Tragik, von der Reuters letzte Lebensjahre um-

wittert waren, hängt ganz unverkennbar mit seiner unver-

wechselbaren staatsmännischen Grösse zusammen. Seine We-

sensart, die Universalität seiner Perspektive sowohl wie der 

Ort seines Wirkens befähigten ihn wie wenige, um diesen Ver-

gleich einmal zu prägen, mit beiden Augen zu sehen und mit 

beiden Ohren zu hören. Bei aller Aufgeschlossenheit für not-

wendige und unaufhaltsame westeuropäische Entwicklungen 

behielt er die Wiedervereinigung als vordringliches Ziel deut-

scher Politik und als unerlässliche Vorstufe einer späteren ge-

samteuropäischen Lösung im Auge. Der Lärm von Wieder-

vereinigungsparolen aller Art, der ihn gerade in Berlin täglich 

umgab, darunter auch von solchen der anderen Seite, die da-

mals sowenig ehrlich gemeint waren wie in späteren Jahren, 
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machte ihn nicht taub für die unüberhörbare Forderung der Ge-

schichte, dass für diese Wiedervereinigung zwar mit allen 

möglichen Preisen, aber nicht mit auch nur einem Minimum 

von Freiheit gezahlt werden dürfe. 

HAUSSTREIT IN DER BERLINER KOALITION 

Diese Universalität und darum auch intellektuelle Unverführ-

barkeit des Blickfeldes, die sich Reuter zeitlebens zu erhalten 

vermochte, galt leider nicht in gleichem Masse für seine un-

mittelbare politische Umgebung. Die moralische Einheit, mit 

der die demokratischen Kräfte Berlins der Blockade getrotzt 

und den Anschlag des sie alle gemeinsam bedrohenden Tota-

litarismus abgewehrt hatten, begann zu zerbröckeln. Der Wi-

derspruch zwischen den nunmehr auch in Westberlin gefüllten 

Schaufenstern, die an Üppigkeit denen in der Bundesrepublik 

bald in nichts nachstanden, und der Wirtschaftskrise, die im-

mer schwerer auf der Stadt lastete, riss ohnedies lokale Ge-

gensätze auf. Zu Beginn des Jahres 1949 waren in Westberlin 

113’000 Arbeitslose registriert. Bis zum Jahresende hatte sich 

diese Zahl durch die unmittelbaren Folgen der Währungsre-

form sowohl wie der wirtschaftlichen Isolierung der Stadt mit 

rund 280’000 annähernd verdreifacht, um lange Zeit, unbe-

schadet der nunmehr einsetzenden kräftigen Finanzhilfen, 

konstant zu bleiben. Reuters politische Freunde deuteten die 

Wirtschaftskrise auf ihre Art und wiesen darauf hin, dass der 

Oberbürgermeister als Sozialdemokrat bei der sozialisten-

feindlichen Bonner Koalition nur mit Ablehnung und Miss-

trauen rechnen könne. CDU und FDP (die frühere LDP hatte 

sich inzwischen in Anlehnung an ihre westdeutsche Bruder-

partei einen anderen Namen gegeben) drehten den Spiess um 

und liessen in der Öffentlichkeit durchblicken, die Berliner  

237 



würden besser fahren, wenn sie sich auch politisch dem Bon-

ner Kurs geschmeidiger anpassten. Schliesslich dürfe man von 

einer Regierung, die ganz bestimmte wirtschaftliche Tenden-

zen verfolge, nicht verlangen, grosszügige Investitionshilfen 

an eine Stadt mit einer so kompakten sozialistischen Mehrheit 

gleichsam zu verschwenden. 

Die Argumente beider Seiten waren übertrieben und in ihrer 

Zuspitzung abwegig. Dass Reuters Bemühungen um eine 

grosszügige Wirtschafts- und Finanzhilfe in Bonn ursprüng-

lich auf wenig Verständnis und Gegenliebe stiessen, lag 

selbstverständlich nicht oder nur zum geringsten Teil daran, 

dass ein prominenter Sozialdemokrat solche Wünsche vor-

trug. Die Gründe lagen ganz woanders: in der Bundesrepublik 

gab man sich, nachdem die drückendsten Fesseln des Besat-

zungsregimes gefallen waren und nachdem sich mit der Be-

grenzung der ursprünglich viel weiter gespannten Demonta-

gepläne Investitionen auf lange Sicht wieder lohnten, mehr 

oder minder in allen Bevölkerungskreisen dem Taumel des 

rasch aufblühenden und hier und da auch schon üppig ins 

Kraut schiessenden Wirtschaftswunders hin. Man scheute vor 

jedem Risiko und noch mehr vor jedem Opfer zurück. Wäh-

rend der Blockade selbst hatte das Gefühl der Solidarität mit 

der bedrängten deutschen Hauptstadt auch die öffentliche 

Meinung in den Westzonen weitgehend beherrscht. Nach ih-

rem Scheitern schienen die Verhältnisse in Berlin für den 

oberflächlichen Betrachter hinreichend stabilisiert. Dass die 

Berliner Produktion infolge der unnatürlichen Verhältnisse 

und ohne eigenes Verschulden meilenweit hinter der der Bun-

desrepublik zurückblieb und dass das Heer der Arbeitslosen 

stieg und stieg, wurde aus der geographischen Entfernung 

kaum wahrgenommen. Um das gewaltige Gefälle zwischen 

Westberlin und der Bundesrepublik allmählich auszugleichen, 

waren ferner viele gesetzgeberische Massnahmen an beiden 
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Orten erforderlich, die nun einmal ihre Zeit brauchten. Minde-

stens ebensoviel Zeit brauchte es aber, bis sich das Verständnis 

für die besondere Lage Berlins in allen Schichten, auf die es 

ankam, durchgesetzt hatte. Am ehesten war es von vornherein 

auf der Bonner Ministerebene anzutreffen. Von hier führte ein 

weiter Weg bis zur Ministerialbürokratie, und von hier ein 

noch weiterer Weg bis zu den Kreisen der Wirtschaft, auf die 

es im Hinblick auf eine kontinuierliche Auftragserteilung vor 

allem ankam und die nun einmal unter marktwirtschaftlichem 

Vorzeichen zur Erfüllung staatspolitischer Notwendigkeiten 

nicht ohne weiteres gezwungen werden können. Der Bundes-

kanzler selber erklärte bei aller unausrottbaren Abneigung ge-

genüber dem Sozialismus mehrfach, dass in Berlin grundsätz-

lich auf die Dauer gegen die Sozialdemokratie weder regiert 

werden könne noch regiert werden dürfe. 

Ebenso unsinnig nahmen sich aus objektiver Sicht die Versu-

che aus, die Führungskräfte der Berliner SPD des Utopismus 

und der Leichtfertigkeit zu verdächtigen. Ihr Bestreben war es 

ja gerade, Westberlin so eindeutig und wirksam wie möglich 

in das ökonomische und soziale System der Bundesrepublik 

einzubeziehen, und wenn man das wollte, dann ging es nicht 

an, dass sich ein einzelner Teil, noch dazu in geographisch so 

isolierter Lage, von den diesbezüglichen Strömungen und 

Leitmotiven ausschloss, die die neuen Konturen des Ganzen 

prägten. Die eigentliche Wirtschaftspolitik fiel ausserdem mit 

allen einschlägigen Gesetzen nach den Verfassungsbestim-

mungen eindeutig in die Kompetenz des Bundes, und ihren 

Tendenzen hatten sich auch die Länder anzupassen. Diese 

Notwendigkeit ist weder von Reuter noch von seinem langjäh-

rigen Wirtschaftsexperten Klingelhöfer jemals verkannt wor-

den. 

Nichtsdestoweniger spielten derartige gegenseitige Vorwürfe 

und Verdächtigungen in den Berliner politischen Auseinan- 
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dersetzungen während der ersten Jahre nach der Aufhebung 

der Blockade eine grosse Rolle. In ihnen kam deutlich zum 

Ausdruck, wie stark auch die Berliner Parteien trotz ihrer Ei-

gengesetzlichkeit zwar vorübergehend, aber doch für eine be-

trächtliche Zeitspanne in das Fahrwasser des Bonner Kurses 

hineingerieten. Als Ende 1950 die zweite Legislaturperiode 

der Stadtverordnetenversammlung zu Ende ging, entbrannte in 

Berlin ein Wahlkampf von einer so unguten und unsachlichen 

Schärfe, wie das weder vorher noch nachher jemals zu ver-

zeichnen war. 

Wie erinnerlich, hatte bereits die erste Stadtverordnetenver-

sammlung der Alliierten Kommandantur am 22. April 1948 

einen gegen die Stimmen der SED verabschiedeten Verfas-

sungsentwurf vorgelegt, der für Gesamtberlin künftig den Sta-

tus eines Landes mit eigenen Hoheitsrechten vorsah. Infolge 

des Zerfalls der Viermächteverwaltung trat dieser Entwurf für 

Gesamtberlin niemals in Kraft, doch griff nunmehr die West-

berliner Stadtverordnetenversammlung auf ihn zurück. Mit ei-

nigen Abänderungen, die sich aus der gewandelten Situation 

ergaben, wurde die Verfassung am 4. August 1950 erneut ge-

billigt und diente als Grundlage für die bevorstehenden Wah-

len. Nach ihren Bestimmungen verwandelte sich die Stadtver-

ordnetenversammlung künftig in ein Abgeordnetenhaus, der 

Magistrat in einen Senat und der Oberbürgermeister in einen 

Regierenden Bürgermeister, also auch offiziell in einen Regie-

rungschef. An die Stelle der provisorischen zweijährigen Le-

gislaturperiode trat eine normale Legislaturperiode von vier-

jähriger Dauer. Das alles waren Gründe genug, um den bevor-

stehenden Wahlkampf für alle an ihm beteiligten Konkurren-

ten im Parteisinne interessanter zu machen als die früheren. 

Sie nutzten denn diese Gelegenheit auch sämtlich in erhebli-

chem Masse aus. 
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Die Sozialdemokratie als führende Koalitionspartei musste 

sich diesmal unter viel ungünstigeren Umständen zur Ent-

scheidung stellen. Auf ihr lastete dank ihres parlamentari-

schen Gewichts die Hauptverantwortung für eine Epoche, die 

zwar die Befreiung von der Blockade und der damit verbun-

denen politischen Drohung mit sich gebracht, aber der Bevöl-

kerung dafür auch eine lähmende Wirtschaftskrise und eine 

hohe Arbeitslosigkeit beschert hatte. Als «der Wahlkampf be-

gann, war die politische «Heroenzeit» der Blockade schon in 

relativ weite Ferne gerückt, dafür brannten den Berlinern die 

sozialen Probleme und die mangelnde Kaufkraft, die sich vor 

den einladenden Schaufenstern umso ärgerlicher ausnahm, 

mehr denn je unter den Nägeln. Natürlich trug weder die So-

zialdemokratie noch eine andere politische Partei an der Wirt-

schaftskrise auch nur die geringste Schuld, sondern dafür 

konnte man – ausser den Sowjets – allein die noch immer nicht 

restlos geklärte Stellung Westberlins zur Bundesrepublik und 

die mangelnde Risikofreudigkeit der westdeutschen Wirt-

schaftskreise verantwortlich machen. Der Wähler aber sieht 

nur das Nächstliegende; wenn es um grosse und weltbewe-

gende Fragen geht, wie bei den Berliner Wahlen von 1946 und 

1948, ist das für seine Entscheidung ein Vorteil. Wenn aber 

die Materie, um die es geht, zu kompliziert und unübersicht-

lich wird, sind zuweilen ungerechte Reaktionen die Folge. 

Ein zweites Moment von psychologisch noch grösserem Ge-

wicht trug dazu bei, der SPD gerade in Berlin die Sympathie 

zahlreicher Wähler zu entfremden, und das war die negativi-

stische Haltung ihrer westdeutschen Schwesterpartei in allen 

aussenpolitischen Fragen. Viele Berliner, die der SPD in frü-

heren Jahren aus dem einzigen Grunde ihr Vertrauen ge-

schenkt hatten, weil sie in ihr das stärkste Bollwerk im Kampf  
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gegen den Totalitarismus sahen, begriffen die Hartnäckigkeit 

nicht, mit der die gleiche Partei auf der Bundesebene ihre Zu-

stimmung zum Eintritt in den Europarat und zum Schuman-

Plan verweigert hatte. Die berüchtigte «Ohne-mich»-Stim-

mung, die sich in jenen Tagen bei den ersten Erörterungen um 

einen künftigen Wehrbeitrag in der Bundesrepublik zeitweilig 

epidemisch verbreitete, griff dagegen kaum auf Berlin über. 

Die öffentliche Meinung ging vielmehr von der einfachen, im 

Grunde aber auch heute noch zutreffenden Vorstellung aus, 

dass jede politische, wirtschaftliche und militärische Zusam-

menfassung der westlichen Kräfte automatisch zu einer 

Schwächung des Bolschewismus und damit zu einer Vermin-

derung der totalitären Gefahr in aller Welt und für alle Welt 

führen müsse. Vor allem leuchtete den gesinnungsmässig 

nicht fest an die SPD gebundenen Berlinern keinesfalls ein, 

warum die von Schumacher geführte Sozialdemokratie, unter 

Berufung auf das Prinzip der deutschen Gleichberechtigung, 

so konsequent jegliche «Vorleistung» für die letzten Endes 

doch gemeinsame westliche Sache verweigerte. Schliesslich 

hatte man in Berlin von den Tagen des Grotewohlschen Ver-

rats an bis zur Blockade den Kampf für die gute Sache und 

gegen einen wirklichen Feind geführt, ohne jemals nach dem 

abstrakten Prinzip irgendeiner Gleichberechtigung zu fragen. 

Das persönliche Auftreten der beiden grossen Gegner auf der 

Bundesebene, Dr. Adenauer und Dr. Schumacher, im Berliner 

Wahlkampf, trug höchstens dazu bei, die Meinungsverschie-

denheiten und die gegenseitigen Missverständnisse noch zu-

zuspitzen. Der Berliner Raum war gleichzeitig zu eng und zu 

weit, um solche Spannungen zu kompensieren oder gar aufzu-

heben. 

Indessen hatten die Vorstellungen Dr. Schumachers sich vor-

nehmlich in der mittleren Funktionärsschicht der Berliner 

SPD mehr und mehr durchgesetzt. Von Reuter hingegen wuss- 

242 



te man, dass er durchaus seine eigenen Wege wandelte. Der 

Verdacht, ihr prominentester Mann sei nicht «linientreu» ge-

nug, verleitete die Berliner SPD-Führung zu einer seltsamen 

Fehlentscheidung. Statt Ernst Reuter wurde der damalige Par-

teivorsitzende Neumann als Spitzenkandidat aufgestellt, der 

sich während des Unabhängigkeitskampfes der Partei gegen 

die Kommunisten im Jahre 1946 Verdienste erworben hatte. 

Das war, wie sich bald herausstellte, ein überaus kurzsichtiger 

Beschluss. Reuter galt allen Schichten der Bevölkerung als ihr 

berufener Vertreter, als die Inkarnation Berlins schlechthin, er 

wurde kaum noch als Parteimann betrachtet. Hätte die Mög-

lichkeit bestanden, die Wahlen zum Abgeordnetenhaus mit ei-

nem Plebiszit für den künftigen Regierenden Bürgermeister zu 

verbinden, dann wäre ihm sicherlich eine erdrückende Majo-

rität der Stimmen zugefallen. Aber auch als Spitzenkandidat 

seiner Partei hätte er dank seines persönlichen Ansehens der 

Berliner SPD sicherlich den Erdrutsch erspart, der bei den 

Wahlen am 3. Dezember 1950 tatsächlich eintrat. 

Die SED, deren politische Aktivität in Westberlin nach wie 

vor keinen Beschränkungen unterlag, wie auch die SPD im 

Sowjetsektor formal erlaubt blieb, zog es wiederum vor, der 

Entscheidung auszuweichen und die Bevölkerung stattdessen 

durch ihre Presseorgane wie durch den noch immer von ihr 

beherrschten Berliner Rundfunk zum Fernbleiben von der 

Wahl aufzufordern. In dieser Beziehung reagierten die Berli-

ner wiederum so instinktsicher wie bei früheren Gelegenhei-

ten. Die Wahlbeteiligung übertraf mit 90,4 Prozent noch um 

ein Beträchtliches die Wahlbeteiligung vom 5. Dezember 

1948. Die SPD büsste mit einem Verlust von mehr als 200’000 

Stimmen einen erheblichen Teil ihres Wählerbestandes ein, 

ging von mehr als 64 Prozent auf 44 Prozent und von 76 Man- 
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daten in der letzten Stadtverordnetenversammlung auf 61 im 

neuen Abgeordnetenhaus zurück. Gewinner der Wahlen wa-

ren die beiden kleineren Koalitionsparteien, die CDU und die 

FPD, deren Mandatszahl von 26 auf 34 und im Falle der FDP 

sogar von 17 auf 32 anstieg. Die übrigen Parteien, die sich am 

Wahlkampf beteiligt hatten, vorwiegend rechtsgerichtete 

Splittergruppen und Interessentenverbände, blieben sämtlich 

unter der von der Verfassung geforderten Mindestzahl von 5 

Prozent und erhielten keine parlamentarische Vertretung. 

Damit war die SPD zwar die weitaus stärkste Fraktion geblie-

ben, verfügte aber im Abgeordnetenhaus nicht mehr über die 

Mehrheit. Rein rechnerisch konnten die CDU und die FDP mit 

ihren zusammen 66 Mandaten allein eine Koalitionsregierung 

nach Bonner Muster bilden. In der Tat zeigte sich bei den Vor-

verhandlungen über die Senatsbildung bald, wie stark bei den 

beiden nichtsozialistischen Parteien die Koalitionsarithmetik 

in den Vordergrund trat. Gewiss hatte die SPD in den vergan-

genen zwei Jahren bei manchen Einzelheiten lokaler Gesetz-

gebung schwerwiegende Fehler begangen. Dennoch war ihr 

das Vertrauen fast jedes zweiten Berliner Wählers erhaltenge-

blieben. Vor allem aber verfügte sie in Ernst Reuter über einen 

Repräsentanten von so unbestrittener Popularität und inzwi-

schen übrigens auch erreichter Weltgeltung, dass die beiden 

anderen Parteien keinen ebenbürtigen Gegenkandidaten für 

das Amt des Regierenden Bürgermeisters herauszustellen ver-

mochten. Trotz alledem verfolgten CDU und FDP hartnäckig 

das Bestreben, die SPD trotz ihrer noch immer vorhandenen 

Schlüsselstellung in die Opposition zu drängen. Sie einigten 

sich auf die Person des damaligen Berliner CDU-Vor sitzen-

den Walther Schreiber, während die SPD an der Kandidatur 

Reuters festhielt. 
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Da ereignete sich ein unerwarteter Zufall, dessen unberechen-

bare Konstellation einen besseren Ausweg verbürgte als die 

aufeinanderprallenden und reichlich unangebrachten parteipo-

litischen Egoismen. Die Kampfabstimmung in der zweiten 

Sitzung des Abgeordnetenhauses am 12. Januar 1951 endete 

als totes Rennen: für jeden der beiden Kandidaten, für Reuter 

wie für Schreiber, wurden je 62 Stimmen abgegeben. Da die 

SPD-Fraktion nur über 61 Mandate verfügte, musste also min-

destens ein Abgeordneter der CDU oder der FPD für Reuter 

gestimmt haben: oder, genauer gesagt, mussten es mindestens 

zwei gewesen sein, da sich die beiden Kandidaten selber an 

der Abstimmung nicht beteiligten. Schreiber erkannte die 

Chance, die sich aus diesem Abstimmungszufall für Berlin 

ergab und bewährte eine seltene Vornehmheit und Würde. In 

internen Besprechungen mit seinem grösseren Rivalen ver-

zichtete er auf eine nochmalige Kandidatur, so dass bei der 

zweiten Abstimmung am 18. Januar nur noch Ernst Reuter zur 

Wahl stand. Dieser erlebte allerdings neben der persönlichen 

Genugtuung eine bittere politische Enttäuschung. Von 125 ab-

gegebenen Stimmen entfielen auf ihn nur 77, während sich 36 

Abgeordnete der Stimme enthielten und der Rest gegen ihn 

stimmte. Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ka-

men die Enthaltungen und Gegenstimmen aus allen Parteien, 

auch aus den Reihen der Sozialdemokratie, bei der es nicht 

wenige Abgeordnete gab, die nach der effektiven Niederlage 

ihrer Partei eine konsequente Oppositionsstellung vorgezogen 

hätten. 

DIE ERSTE STADTREGIERUNG 

Der nunmehrige «Regierende Bürgermeister» nahm unver-

züglich Verhandlungen für eine Senatsbildung auf breitester 

Grundlage auf. Davon abgesehen, dass eine solche Lösung sei- 
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nen politischen Überlegungen am meisten entsprach, war die 

Zusammenarbeit mit mindestens einer der beiden nichtsozia-

listschen Gruppen durch die Mehrheitsverhältnisse im Abge-

ordnetenhaus sowieso vorgeschrieben. Schon am 1. Februar 

1951 konnte Ernst Reuter seine Regierungserklärung abgeben 

und den neuen Senat vorstellen, der sich aus Vertretern aller 

drei Parteien zusammensetzte. Mit 115 Stimmen erhielt die 

erste offizielle Berliner Regierung ein eindrucksvolles Ver-

trauensvotum des Parlaments. Vor allem aber hatte der vorhin 

erwähnte Zufall den Berlinern den Mann an die Spitze erhal-

ten, der zu seinen Lebzeiten überhaupt nicht und nach seinem 

plötzlichen Tode kaum zu ersetzen war. 

Für den Menschen Ernst Reuter jedoch begann mit seiner 

neuen Amtsperiode eine schier pausenlose Leidenszeit. Nur 

mit äusserster Energie und Geduld vermochte er die bei vielen 

Gelegenheiten auseinanderweichenden Kräfte zu gemeinsa-

mer Arbeit zusammenzuhalten. Sowohl an innenpolitischen 

Streitfragen – Schulwesen und Sozialversicherung – wie an 

der Unterschiedlichkeit der Auffassungen über das Verhältnis 

Westberlins zur Bundesrepublik entzündeten sich Gegensätze 

förmlich am laufenden Band. Im September 1951, im März 

1952 und schliesslich im Frühjahr 1953 kam es zu teilweise 

wochenlang andauernden Senatskrisen. Die schwersten Span-

nungen entstanden häufig aus relativ geringfügigen personal-

politischen Differenzen, die Ernst Reuter zwangen, am 3. 

April 1952 eine neue Regierungerklärung abzugeben, der 

diesmal nur 66 Abgeordnete zustimmten, während sich 39 da-

gegen aussprachen und 14 sich der Stimme enthielten. 

Aus der Rückschau erscheint es unverständlich, dass Reuter 

in den letzten Jahren seines Wirkens das Leben oft von seinen 

engsten Mitarbeitern im Senat wie von seinen politischen  
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Freunden so schwer gemacht wurde. Vor allem nehmen sich 

die Anlässe, die zu den chronischen Erschütterungen und 

Schwierigkeiten führten, geradezu unbegreiflich aus, doch 

darf man gerechterweise nicht vergessen, dass die Ursachen 

tiefer lagen. Zwischen 1951 und 1953 spitzten sich die inneren 

Kämpfe in der Bundesrepublik so dramatisch und leiden-

schaftlich zu, dass auch die Berliner Parteien zwangsläufig 

immer tiefer und heftiger davon in Mitleidenschaft gezogen 

wurden. Im Jahre 1951 konnte in der Bundesrepublik buch-

stäblich keine politische Debatte mehr geführt werden, ohne 

dass die Rede auf das Thema der «Remilitarisierung» kam, 

mochte dieses noch so wenig in den Rahmen passen. Im Mai 

1952 ergaben sich aus der Unterzeichnung des EVG- und des 

sogenannten Deutschlandvertrages durch Dr. Adenauer neue 

Spannungsmomente, die die Auseinandersetzung zwischen 

Regierung und Opposition gelegentlich auf das bedenkliche 

Niveau persönlicher Verdächtigungen und Schmähungen ab-

gleiten liessen. Der Deutschlandvertrag gab der Bundesrepu-

blik als Partner der geplanten, aber durch die schliessliche 

französische Ablehnung niemals realisierten Europäischen 

Verteidigungsgemeinschaft bis auf gewisse Einschränkungen, 

die hauptsächlich mit dem Status Berlins und dem Problem 

der Wiedervereinigung zusammenhingen, die volle Souverä-

nität zurück. Die Sozialdemokratie sprach sich heftig dagegen 

aus, weil sie Gegner der EVG war und an dem Deutschland-

vertrag bemängelte, dass er der Bundesrepublik die volle 

Gleichberechtigung versage. (Gerade diese Argumentation 

war übrigens nicht sehr einleuchtend, denn die von der SPD 

so entschieden geforderte unbeschränkte Gleichberechtigung 

der Bundesrepublik innerhalb der westlichen Partnerschaft 

wurde ihr ja in dem Deutschlandvertrag ausdrücklich um der 

Wiedervereinigung willen, die doch der SPD so sehr am Her- 
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zen lag, vorenthalten.) Von Ende 1952 ab rüsteten alle west-

deutschen Parteien schliesslich für den zweiten Bundestags-

wahlkampf, durch den Adenauer seine Positon zu festigen 

trachtete, die SPD ihrerseits die Regierungsverantwortung zu 

übernehmen hoffte. So kam es, dass auch die demokratischen 

Parteien Berlins zeitweilig immer gebannter nach Westen 

blickten, sich in das hier gezogene Spannungsfeld eingeordnet 

fühlten und gelegentlich so taten, als hätte die östliche Gefahr 

seit Beendigung der Blockade aufgehört zu existieren. In der 

Tat liess es Stalin in der letzten Phase seiner Herrschaft nicht 

an Versuchen fehlen, die westliche Wachsamkeit durch Frie-

densschalmeien und verlockend klingende Angebote einzu-

schläfern. Die psychologische Situation jener Epoche wurde 

am treffendsten von einem westdeutschen Karikaturisten er-

fasst, der in einer Tageszeitung eine aufschlussreiche Zeich-

nung veröffentlichte. Auf dem ersten Bild sah man den Eiser-

nen Vorhang, hinter dem sich eine geballte Faust emporreckte, 

die ein Gewehr mit aufgepflanztem Bajonett schwang. Auf der 

westlichen Seite war eine Gruppe von Honoratioren darge-

stellt, die der drohende Gefahr etwas furchtsam zwar, aber 

doch in Reih und Glied entgegenblickte. Auf dem zweiten 

Bild hatte sich die Faust hinter dem gleichen Eisernen Vor-

hang zu einer Hand geöffnet, die den Palmenzweig des Frie-

dens trug. Diese veränderte, aber absolut unverbindliche Geste 

brachte auf die westlichen Honoratioren eine unerwartete Wir-

kung hervor. Die ursprünglich geschlossene Phalanx löste sich 

in zwanglose Gruppen auf. Einige diskutierten eifrig mitein-

ander und gegeneinander, andere zogen es jedoch vor, Blumen 

zu pflücken oder sich gar einem wohltuenden Schlummer zu 

überlassen. 

Mochten solche Reaktionen, wie sie in der soeben beschriebe-

nen Karikatur mit Witz und Geist erfasst wurden, westlich des 
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Eisernen Vorhangs zwar nicht gerade sehr klug und voraus-

schauend, aber doch immerhin menschlich verständlich sein: 

Westberlin lag als einziges dort noch bestehendes Bollwerk 

der Freiheit und der Hoffnung jenseits dieser unerbittlichen 

Grenzlinie. Das vergass Ernst Reuter nie und liess darum auch 

den eigentlichen Widersacher niemals aus den Augen. Er 

blickte genauso wachsam nach Osten, wie viele seiner Mitar-

beiter und zeitweilig die Mehrheit seiner politischen Freunde 

ebenso fasziniert nach Westen blickten, um an den dortigen, 

manchmal etwas haarspalterischen Auseinandersetzungen 

teilzunehmen. Wie Stalin sich auch in dieser Epoche bolsche-

wistischer Defensive immer bewusst blieb, dass er mit dem 

isolierten Berlin ein wertvolles Faustpfand behielt, blieb Reu-

ter sich immer bewusst, dass die Freiheit dieser politischen In-

sel im Interesse Deutschlands, Europas und der ganzen west-

lichen Welt unbedingt gegen den Kommunismus bewahrt und 

verteidigt werden müsse, nicht allein gegen dessen Provoka-

tionen und Nadelstiche, sondern auch gegen manchmal harm-

los und gutgemeint scheinende Überrumpelungsmanöver. 

Gewiss war Ernst Reuter, so sehr ihm jede eitle Pose wider-

strebte, von einem gesunden und legitimen Selbstbewusstsein 

erfüllt, und dieses Selbstbewusstsein wollte wirken und ge-

stalten. Dem Selbstbewusstsein stand aber ein ebenso beweg-

liches wie empfindliches Temperament gegenüber, und es gab 

der Augenblicke genug, in denen der Regierende Bürgermei-

ster seinen Partnern, wie man es volkstümlich ausdrückt, am 

liebsten «den ganzen Krempel vor die Füsse geschmissen 

hätte». Dass er trotz aller persönlichen und politischen Enttäu-

schungen an der Spitze ausharrte, zentrifugale Bestrebungen 

immer wieder zu versöhnen trachtete und dass er über allen 

Zank der Parteien hinweg für die Bevölkerung das Symbol ih-

res Widerstandes, der stillschweigende Garant ihrer Hoffnun- 
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gen und Sehnsüchte blieb, ist wohl seine grösste menschliche 

Leistung gewesen. Hätte er in jener kritischen Epoche man-

chen Versuchungen des Moments nachgegeben, wäre er frei-

willig von der politischen Bühne abgetreten, wäre vielleicht 

jener Geist, der die von ihm verkörperte Stadt so erfolgreich 

allen frontalen Angriffen auf ihre Freiheit trotzen liess, im 

Laufe der Zeit von innen her zersetzt und ausgehöhlt worden. 

Doch wenn sich auch zeitweilig manche Berliner Politiker von 

ihrer Hauptaufgabe ablenken liessen, dafür, dass die Bevölke-

rung nicht einschlief, sorgten die Sowjets selbst. Gewiss gab 

es in Berlin in der Zeit nach Beendigung der Blockade im Mai 

1949 bis zu dem Chruschtschow-Ultimatum vom 27. Novem-

ber 1958 gelegentlich sogar lange Ruhepausen, aber niemals 

eine völlig normale Lage. An dem gehässig gemeinten Namen 

«Frontstadt», den die Kommunisten Berlin seit Jahr und Tag 

beilegen, ist insofern etwas Richtiges, als auch in einem Kal-

ten Krieg im vordersten Graben stets erhöhte Wachsamkeit 

geboten ist. Wenn die feindliche Infanterie nicht angreift, um 

im Vergleich zu bleiben, dann schiesst vielleicht die feindli-

che Artillerie Störfeuer, und wenn selbst die Geschütze 

schweigen, ist bestimmt mit einem Spähtruppunternehmen zu 

rechnen. Wer daher den Namen «Frontstadt» so auslegt, als 

ob hier die «Kalten Krieger» zu Millionen versammelt wären, 

die nichts Besseres und Vernünftigeres zu tun hätten als sich 

unentwegt mit irgendwelchen Gegnern herumzuraufen, würde 

sich eines ebenso törichten wie ungerechten Fehlurteils schul-

dig machen. Wenn aber die Bezeichnung «Frontstadt» meint, 

dass der Zufall der Geschichte hier einen Menschenschlag 

ausgebildet hat, der mit besonders scharfen Sinnen, mit einer 

federnden Muskulatur und durch die lange Gewöhnung auch  
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mit einer staunenswerten Unerschrockenheit auf plötzliche 

Überfälle kleinen und oder grossen Stils zu reagieren pflegt, 

ist nichts gegen diese Bezeichnung einzuwenden. 

Dass mit der Aufhebung der Blockade zwar dei schlimmste 

Druck beseitigt, nicht aber die Gefahr schlechthin gebannt 

war, sollte sich schon auf der Pariser Aussenministerkonfe-

renz herausstellen, die nach dem New Yorker Abkommen 

vom Mai termingemäss am 23. Mai 1949 begann. Sie verlief 

nicht so stürmisch wie ihre Vorgängerin in London im Späth-

erbst 1947, wobei ihre psychologischen Begleitumstände üb-

rigens gar keinen Raum für Explosionen boten. Hatte aber die 

Londoner Konferenz wenigstens ein radikal negatives Ergeb-

nis gezeitigt, so verlief die Pariser Konferenz völlig resultat-

los. Es zeigte sich bald, dass die Sowjets gar nicht mehr ernst-

lich die Absicht hatten, zu der früheren Viermächtekontrolle 

unter entsprechend gewandelten Umständen zurückzukehren 

und ernsthaft in letzter Minute noch einmal über die Wieder-

vereinigung Deutschlands zu diskutieren. Alles, was Moskau 

anbot, war die faktische Rückkehr zu Potsdam, zu dem Prinzip 

einer kaum gemilderten Militärdiktatur mit dem unveränder-

ten Verlangen nach Einstimmigkeit der Beschlüsse in allen al-

liierten Gremien, kurz, ein fast grotesk anmutender Versuch, 

nach soviel richtungweisenden Ereignissen, negativen Erfah-

rungen, aber auch grundsätzlichen Veränderungen der Zwi-

schenzeit das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Es war 

klar, dass sich die Westmächte auf solche Vorschläge weder 

einlassen konnten noch einlassen wollten und dass ihre ableh-

nende Haltung auf die ungeteilte Zustimmung aller politisch 

aufgeschlossenen Deutschen rechnen konnte. Sowohl in den 

drei Westzonen wie in Westberlin war die Entwicklung vom 

willen- und einflusslosen Objekt zum mitgestaltenden Subjekt 

der Politik mittlerweile zu weit vorangeschritten, als dass man 
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abermals leichtgläubig und aus freien Stücken einer zweiten 

Entmündigung zugestimmt hätte. So kam auf der Pariser Aus-

senministerkonferenz nichts anderes heraus als die Konturen 

zweier deutscher Teilstaaten, deren Bildung in den zwei Jah-

ren davor schon wesentlich gefördert worden war, und eine 

erneute Bestätigung des Viermächtestatus von Berlin. 

Ein heisses Eisen aber packten die Westmächte zur grossen 

Enttäuschung der Berliner und ihres Oberbürgermeisters wie-

derum nicht an. Dabei hätte sich dieses Risiko wahrscheinlich 

zu keinem Zeitpunkt mehr gelohnt als im Frühjahr 1949, weil 

die Sowjets damals zwar zur Teilung Deutschlands entschlos-

sen, aber von dem blamablen Ergebnis der Blockade doch 

recht ernüchtert, um nicht zu sagen, entmutigt waren. Absolut 

klare, buchstäblich auf Punkt und Komma ausgearbeitete Ver-

einbarungen über die Freiheit der Zufahrtswege von und nach 

Berlin über den Rahmen des New Yorker Abkommens hinaus 

wurden wiederum nicht getroffen. Unbegreiflicherweise, man 

kann auch sagen, sträflicherweise liessen die Westmächte, wie 

schon vier Jahre zuvor, auch die zweite Chance ungenutzt, um 

von den Sowjets minutiöse Garantien auf diesem wichtigen 

Gebiete zu verlangen, obwohl sie nach den Erfahrungen der 

Blockade durch den inzwischen angerichteten Schaden wahr-

haftig etwas klüger hätten geworden sein müssen. Damals 

wäre vermutlich mit den Sowjets in dieser Beziehung über al-

les zu verhandeln gewesen, vielleicht sogar über eine Interna-

tionalisierung der Autobahn Helmstedt–Berlin als eines Land-

korridors, der dem Luftkorridor entsprochen hätte. Besonders 

Reuter drängte darauf, man möge das Problem während der 

Beratung der Aussenminister nicht aus den Augen verlieren: 

leider vergeblich. 
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ÖSTLICHE BUMERANGS GEGEN DEUTSCHLANDS HAUPTSTADT 

Dabei vollzog sich die Aussenministerkonferenz unter den 

Klängen einer höchst unerwarteten, alle Beteiligten überra-

schenden, fast kriegerisch anmutenden Begleitmusik aus Ber-

lin, die wieder einmal deutlich machte, was der eigenartige 

Status dieser Stadt mit seinen im Einzelnen oft noch eigenar-

tigeren Rechtsverhältnissen gleichsam aus sich heraus und 

ohne nachweisbares Verschulden bestimmter Instanzen an 

Unvorhergesehenem und Unberechenbarem produzieren 

konnte. Nach der zweiten und eigentlichen Währungsreform 

vom 20. März 1949 verlangten auch die auf den Westberliner 

Bahnhöfen beschäftigten und in Westberlin ansässigen Arbei-

ter und Angestellten volle Entlohnung in Westmark. Nun un-

terstanden alle Bahnanlagen, auch soweit sie durch das Gebiet 

der Westsektoren führten bzw. dort gelegen waren, nach einer 

schon 1945 getroffenen Vereinbarung den Sowjets bzw. sow-

jetzonalen Dienststellen, für die die Westmark als legale Wäh-

rung bekanntlich nicht existierte. Ausserdem stand der Beile-

gung des Konflikts noch ein anderes Hindernis im Wege: Die 

sowjetzonale Bahndirektion weigerte sich, mit den bevoll-

mächtigten Gewerkschaftsfunktionären der Eisenbahner zu 

verhandeln, weil sie die UGO nicht anerkannte, obwohl diese 

in einer Urabstimmung fast 100 Prozent der in Westberlin an-

sässigen und beschäftigten Eisenbahner hinter ihre Forderun-

gen gebracht hatte. Da direkte Verhandlungen nicht möglich 

waren, bedienten sich beide Instanzen des Westberliner Magi-

strats als einer Vermittlungs- und Pufferinstanz. Vor allem 

Ernst Reuter geriet in eine schwierige Lage, da angesichts der 

Gegensätze noch so viel guter Wille allein nicht genügte, den 

Streit beizulegen. Der Westberliner Magistrat besass weder 

Anweisungsbefugnisse gegenüber der Reichsbahndirektion 
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noch konnte und wollte er den Westberliner Eisenbahnern ei-

nen Streik formell verbieten. Reuter empfahl lediglich Mässi-

gung, weil ei die bevorstehende Pariser Konferenz nicht mit 

neuen Zwischenfällen aus Berlin belastet sehen wollte. Da 

aber die Eisenbahner die inzwischen über den Magistrat an sie 

herangetragenen Kompromissvorschläge als ungenügend 

empfanden, brach der Streik doch ausgerechnet knappe 24 

Stunden vor dem Zusammentritt der Aussenminister in Paris 

aus und entwickelte sich sofort in einer sehr dramatischen 

Weise. Die Arbeitsniederlegung erfolgte auf allen Westberli-

ner Bahnhöfen und in sonstigen Anlagen der Reichsbahn 

schlagartig und die Streikparole wurde geschlossen befolgt. 

Doch drangen unter dem Schutz von bewaffneten Bahnpolizi-

sten Streikbrecher aus Ostberlin in die Westsektoren ein, um 

den Zugverkehr in Betrieb zu halten. Da diese neue kommu-

nistische Provokation in der Bevölkerung eine starke Erre-

gung auslöste und blutige Zwischenfälle zu erwarten standen, 

bat der Magistrat die Alliierte Kommandantur um die Geneh-

migung, die Bahnhöfe durch Westberliner Polizei zu sichern. 

Darauf zogen sich zwar die Streikbrecher zurück, aber dafür 

liessen die Sowjets keine Züge aus dem Westen mehr nach 

Berlin herein. 14 Tage nach Aufhebung der grossen Blockade 

hatte unversehens eine erneute kleine Blockade begonnen. 

Über fünf Wochen dauerte der Streik und wurde in seiner 

zweiten Hälfte, wie alle langanhaltenden Streiks, bei der Be-

völkerung allmählich unpopulär. Er endigte zwar mit einem 

sachlich sehr befriedigenden Kompromiss für die Eisenbah-

ner, doch wurde er nicht freiwillig abgebrochen, sondern 

musste durch eine Zwangsmassnahme der Alliierten Kom-

mandantur liquidiert werden. Diese Affäre hinterliess bei allen 

Beteiligten einen bitteren Geschmack auf der Zunge und be- 
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stätigte in ihrem seltsamen und widerspruchsvollen Ablauf 

wieder einmal, dass die Lage in Berlin einfach durch die zahl-

reichen verwirrenden Kompetenzenüberschneidungen und 

Prestigeempfindlichkeiten labil geblieben war und dass es gar 

nicht immer eines raffiniert ausgesonnen äusseren Anstosses 

bedurfte, um diese Labilität in grellster Weise sichtbar zu ma-

chen. 

Eine lebhafte Reaktion in der Berliner Öffentlichkeit löste die 

am 7. Oktober erfolgte Proklamierung des Zonenstaates aus. 

Die Verwaltungseinheit Berlins war zwar von der SED schon 

am 30. November 1948 gespalten worden, doch nunmehr gab 

es zwei deutsche Staaten, deren einer durch freie Wahlen von 

der Bevölkerung legitimiert war, während der Sowjetzonen-

staat seine Existenz damit begann, dass er Wahlen in seinem 

Bereich vorsichtshalber um ein Jahr hinausschob. Dabei liess 

sich voraussehen, dass auch diese Wahlen unter Bedingungen 

stattfinden würden, die man niemals als echte Entscheidung 

der Bevölkerung respektieren konnte. Immerhin nahm die so-

genannte «Deutsche Demokratische Republik» den Sowjet-

sektor als ihre Haupstadt für sich in Anspruch, wenn auch ih-

rer Regierung von den Sowjets lange Zeit nicht erlaubt wurde, 

diesen Anspruch sinngemäss auf ganz Berlin auszudehnen. 

Umso mehr drängte man auf der anderen Seite des Branden-

burger Tors darauf, Westberlin in jeder Beziehung zu einem 

festen Bestandteil der Bundesrepublik zu machen. Aber abge-

sehen davon, dass dieser Eingliederungsprozess, wie schon 

mehrfach erwähnt, seine Zeit brauchte, wurden auch in dieser 

Beziehung manche Gelegenheiten versäumt, um die Zugehö-

rigkeit Berlins zum Bunde demonstrativ zu unterstreichen. 

Das lag in erster Linie an der Bedenklichkeit der Westmächte, 

die Wert darauf legten, den Viermächtestatus Berlins nicht an-

zutasten, um eine Rechtsgrundlage für eine spätere gesamt- 

255 



deutsche Lösung zu behalten. Das lag aber leider zum Teil 

auch an der mangelnden Aufgeschlossenheit politischer In-

stanzen und Behörden in der Bundesrepublik für die Eigenart 

der Berliner Situation. Westberlin wurde zwar in den beiden 

parlamentarischen Körperschaften, dem Bundestag wie dem 

Bundesrat, eine Vertretung zugestanden, aber unter dem von 

den Westmächten gewünschten diskriminierenden Vorbehalt, 

dass die Stimmen der Berliner Vertreter zwar mitgezählt wur-

den, aber bei keiner Entscheidung den Ausschlag geben durf-

ten. Vor allem ist das Drängen der Berliner Körperschaften, 

des Abgeordnetenhauses wie des Senats, bis heute erfolglos 

geblieben, die Berliner Abgeordneten für den Bundestag nach 

westdeutschem Vorbild in direkten Wahlen, also unmittelbar 

durch das Volk, bestimmen zu lassen. 

Im Frühjahr 1950 gab es für Westberlin erneut Tage der Un-

ruhe und Besorgnis. Die sowjetzonalen Behörden kündigten 

für Pfingsten ein grosses Treffen der kommunistischen «Frei-

en Deutschen Jugend» (FDJ) im Ostsektor an, das sich nach 

ihren Vorstellungen und Prophezeiungen zu einer «friedlichen 

Eroberung» ganz Berlins ausweiten sollte. Selbstverständlich 

verlor man ob dieser Grosssprecherei in Westberlin nicht ei-

nen Augenblick die Nerven. Es blieb aber die Frage offen, ob 

es nicht dank der absoluten Verantwortungslosigkeit des mit 

seinen Spitzen in dem Ostberliner Vorort Pankow etablierten 

Sowjetzonenregimes während der Pfingsttage zu einer bürger-

kriegsähnlichen Situation in Westberlin kommen würde, die 

das Einschreiten der Westmächte erforderlich machen und da-

mit erneut sowjetische Provokationen heraufbeschwören 

könnte. Das Pfingsttreffen der FDJ erwies sich allerdings als 

ein Bumerang für die Kommunisten, weil die Jugendlichen 

aus allen Teilen der Zone zwar tatsächlich freudig den 

«Marsch auf Berlin» antraten, aber nicht von Eroberungbsge- 
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lüsten, sondern von unbezwinglicher Neugier getrieben. Hun-

derttausende von Teilnehmern fluteten über die offenen Sek-

torengrenzen hinweg nach Westberlin, wo sie sich sowohl von 

der Bevölkerung wie von den Behörden des Senats und der 

Bezirke freundlich aufgenommen sahen, überall kam es zu be-

wegten Diskussionen, aber überall fanden die jungen Men-

schen, die bisher Gefangene einer einseitigen Propaganda wa-

ren, auch Gelegenheit, Sein und Schein, lebendige Wirklich-

keit und die Zerrbilder von ihr unbefangen zu vergleichen. 

Dieser Vergleich fiel in einem so vehementen Masse zugun-

sten der Wirklichkeit aus, dass viele Jugendliche unter dem 

erschütternden Eindruck einer so unerwarteten Begegnung um 

Asylrecht in Westberlin baten. 

Als Pankow ein, gutes Jahr später, für den August 1951, im 

Rahmen der sogenannten «Weltjugendfestspiele» ein ähnli-

ches, aber noch weit grösseres Propagandatreffen im Sowjet-

sektor vorbereitete, schien es den Veranstaltern von vornher-

ein geraten, das gefährliche Experiment vom Mai 1950 nicht 

zu wiederholen. Von einer «friedlichen Eroberung» Westber-

lins war nicht mehr die Rede, umso mehr von einer «Kriegs-

hetzerzentrale», von einem «Spionage- und Agentennetz», 

wovor sich die Teilnehmer der Jugendfestspiele zu hüten hät-

ten wie der Gesunde vor der Pest. Da man aber an die Über-

zeugungskraft solcher Parolen selber nicht recht glaubte, traf 

man alle Massnahmen, um den Übertritt von Jugendlichen in 

die Westsektoren gewaltsam zu verhindern. Die Sektorengren-

zen wurden mit Sperren verriegelt, ein stattliches Aufgebot 

von sowjetischen Militärpolizisten wie von deutschen Volks-

polizisten besetzten die Übergänge, und am 1. August kam es 

sogar zu einer Sperrung des gesamten Kraftfahrzeugverkehrs 

zwischen dem Ostsektor und Westberlin. Dennoch bereitete  

257 



der Regierende Bürgermeister seine Landsleute auf den wahr-

scheinlichen Kontakt mit Jugendlichen aus einer nahen und 

doch fremden Welt vor: 

«Wir werden ganz bestimmt in diesen Tagen, trotzdem die So-

wjetbehörden versuchen werden, es diesmal zu verhindern, 

Besuch aus dem Osten bekommen, und wir wollen auch jeden 

Besucher, der friedlich, mit friedlichen Absichten zu uns 

kommt, gern in unseren Mauern empfangen. Wir wollen ihnen 

zeigen, dass der Unterschied zwischen dem System der totali-

tären Propaganda und dem System des freien und friedlichen 

Lebens sich auch äusserlich in dem Bild der Stadt, in dem Ge-

habe der Menschen und in unserem ganzen Auftreten manife-

stiert. Wir wollen ihnen überall, wo sie zu uns kommen, Gele-

genheit geben, unsere Gäste zu sein! Wir wollen sie freundlich 

empfangen und wir wollen ihnen die Möglichkeit geben, sich 

bei uns zu erholen von der irrsinnigen Anstrengung, der sie im 

Osten ununterbrochen ausgesetzt sind. Wir hoffen, dass, wenn 

solche Begegnungen stattfinden, diese Begegnungen der ge-

genseitigen Meinungsbildung und dem Austausch dienen mö-

gen und dass sie unseren Jugendlichen in der Ostzone die 

Hoffnung und die Sicherheit geben, dass wir sie im freien 

Deutschland – und dazu gehört unser freies Berlin – nicht ver-

gessen haben, dass wir ihre Sorgen und Nöte teilen.» Trotz 

noch so sorgfältiger Vorbereitungen hatte man sich auch in 

Westberlin verrechnet Schon zwei Tage nach Beginn der Fest-

spiele waren alle Jugendheime in den Westsektoren hoffungs-

los überfüllt. Insgesamt kamen mehr als eine Million Fest-

spielteilnehmer zu kurzen oder längeren Besuchen in die west-

lichen Bezirke, abermals baten rund 2’000 FDJ-Angehörige 

um Heimatrecht im Westen. (Als nach den kommunistischen 

Weltjugendfestspielen im Sommer 1959 in Wien zahlreiche 

Teilnehmer in die Sowjetzone eingeladen wurden, wagte man 
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es vorsichtshalber überhaupt nicht mehr, diesen die «Haupt-

stadt der DDR» zu zeigen, sondern verteilte sie auf andere 

Städte Mitteldeutschlands.) 

ÜBERGRIFFE AM LAUFENDEN BAND 

Je stärker Westberlin politisch, wirtschaftlich und sozial in die 

Bundesrepublik hineinwuchs, umso häufiger wiederholten 

sich die Versuche, die Gebietshoheit dieser Insel der Freiheit 

anzutasten, die Unsicherheit in ihren Mauern zu verewigen 

oder sie gar erneut von ihrer Blutzufuhr nach dem Westen ab-

zuschneiden. Im Februar 1951 besetzte die Volkspolizei den 

Westteil des zum Bezirk Spandau gehörenden Vorortes Staa-

ken und verleibte ihn dem Gebiet der Sowjetzone ein. Zahlrei-

che Familien, die es vorzogen, nicht unter den «Segnungen» 

des kommunistischen Regimes zu leben, verloren auf einen 

Schlag Hab und Gut und zogen schleunigst nach Westberlin 

um, eine Tatsache, die für die dortigen Behörden wieder alle 

möglichen Schwierigkeiten in der Beschaffung geeigneten 

Wohnraumes mit sich brachte. Allerdings sprach die Rechts-

lage im Falle Weststaakens (die Sowjets hatten bei Beginn des 

Besatzungsregimes den Briten zum Ausbau ihres Militärflug-

platzes einige Quadratkilometer abgetreten und behielten sich 

entsprechende Kompensationen vor) nicht unbedingt zugun-

sten Westberlins, so dass man den brutalen Akt wohl oder übel 

hinnehmen musste, wenn es auch auf der Hand lag, dass seine 

Plötzlichkeit und Willkürlichkeit eher eine politische Demon-

stration bezweckten als auf sachlichen Notwendigkeiten be-

ruhten. Als die Zonenbehörden jedoch im Oktober des glei-

chen Jahres in der sogenannten Exklave Steinstücken eine 

ähnliche Überrumpelung versuchten, bissen sie auf Granit. 

Hier waren die Rechtsverhältnisse eindeutig: Die kleine Sied- 
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lung Steinstücken hatte von jeher, obwohl sie geographisch 

durch ein paar hundert Meter von ihm getrennt war, admini-

strativ zum Verwaltungsbezirk Zehlendorf gehört. Der ameri-

kanische Kommandant, in dessen Sektor Zehlendorf lag, er-

hob bei seinem sowjetischen Kollegen einen so energischen 

Protest gegen den neuerlichen Willkürakt, dass dieser die 

Volkspolizei schleunigst anwies, sich aus Steinstücken wieder 

zurückzuziehen. 

Auch nach der Spaltung der Stadt in zwei voneinander unab-

hängige Hälften ereigneten sich auf Westberliner Gebiet im-

mer wieder Fälle gewaltsamer Entführungen von Personen, 

die den deutschen Kommunisten bzw. den Sowjets missliebig 

waren. Zwischen 1949 und 1951 wurden nicht weniger als 91 

solcher Entführungen registriert. Um diesen behördlich orga-

nisierten Verbrechen zu steuern, verabschiedete das Abgeord-

netenhaus im Juni 1951 ein «Gesetz zum Schutze der persön-

lichen Freiheit», das politische Denunziation und in erster Li-

nie den Menschenraub unter schwere Strafen stellte. Tatsäch-

lich ist es durch dieses Gesetz gelungen, die Seuche des Men-

schenraubes in den letzten Jahren ganz wesentlich einzudäm-

men, obwohl vereinzelte Vorkommnisse dieser Art weiterhin 

die Gerichte beschäftigen. 

Die ernsteste Krise, die das freie Berlin in dieser Zeit bedrohte 

und ihre Schatten fast über das ganze Jahr 1951 warf, fand ih-

ren Ausdruck in erneuten systematischen Behinderungen des 

Handels mit der Bundesrepublik. Gelegentlich sah es so aus, 

als müsse man mit einer Wiederholung der Blockade rechnen, 

mindestens auf kaltem Wege. Die Kalkulationen der Sowjets 

waren ebenso eiskalt wie methodisch; dass ihren Bestrebun-

gen, Westberlin durch direkte politische und wirtschaftliche 

Repressalien kapitulationsreif zu machen, der Erfolg versagt 
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blieb, hatten sie inzwischen eingesehen. Nunmehr rechneten 

sie mit den rund 300’000 Arbeitslosen als einem permanenten 

Unruheherd. Wenn es auf die Dauer gelang, die Beseitigung 

des durch die Arbeitslosigkeit hervorgerufenen sozialen 

Elends zu verhindern, musste ihnen eines Tages das verhasste 

Bollwerk der Freiheit von selbst in den Schoss fallen. Dabei 

spekulierten sie vornehmlich – und in den ersten Jahren nach 

der Blockade, wie leider immer wieder betont werden muss, 

nicht ganz vergeblich – auf den Geschäftssinn der westdeut-

schen Fabrikanten und Kaufleute. So beunruhigt sie darüber 

waren, dass Reuters zähe Bemühungen um eine wirtschaftli-

che Integration Westberlins allmählich die ersten Erfolge ern-

teten, so fest verliessen sie sich darauf, dass die westdeutschen 

Unternehmer mit Lieferungen und vor allem mit Aufträgen 

nach Westberlin zurückhalten und diese schliesslich gänzlich 

stoppen würden, wenn sie erst einmal erkannten, dass sich die-

ses Risiko nicht lohne, weil es mit allen möglichen Unsicher-

heitsfaktoren, vor allem mit völlig unrentablen Transportko-

sten verbunden war. Mochten in Westberlin noch so ent-

schlossene Demokraten an der Spitze von Regierung und Ver-

waltung stehen, wenn die Produktion völlig zum Erliegen und 

schliesslich zum Stillstand kam, würde ihnen nichts anderes 

übrigbleiben, als die Stadt eines Tages wirtschaftlich der So-

wjetzone und dem Ostblock auszuliefern. Der wirtschaftlichen 

Eingliederung in das kommunistische System musste aber 

über kurz oder lang die politische Gleichschaltung folgen. 

(Von den gleichen Gedankengängen sind übrigens die sowje-

tischen Vorschläge der letzten Jahre inspiriert, Westberlin von 

seinen Verbindungen zur Bundesrepublik abzuschneiden und 

ihm den Status einer sogenannten «Freien Stadt» zu geben. 

Mancher Aussenstehende, der diese Absichten politisch er- 
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träglich oder sogar annehmbar findet, denkt dabei nicht hin-

reichend an die unvermeidlichen wirtschaftlichen Konsequen-

zen.) 

Für den Export Berliner Güter nach dem Westen wurden nach 

wie vor Warenbegleitscheine verlangt. Im Frühsommer 1951 

gingen die Sowjets mehr und mehr dazu über, den Stempel für 

die Warenbegleitscheine systematisch zu verweigern. Sie ver-

langten den Nachweis über die Herkunft der Rohstoffe aller 

von Berlin nach dem Westen exportierten Fertigwaren und be-

gründeten das damit, sie müssten Schutzvorkehrungen treffen, 

um die «Ausplünderung» ihrer Zone zu verhindern. Das war 

natürlich nur ein Vorwand: Oft genug beteuerten die zustän-

digen Westberliner Dienststellen, sie seien bereit, jeden Ein-

zelfall genauestens nachzuprüfen, bei dem der berechtigte 

Verdacht bestehe, Waren seien aus irgendeinem Material pro-

duziert worden, das auf illegale Weise den Weg nach West-

berlin gefunden habe. Ein «volkswirtschaftliches Problem» 

für die Sowjetzone konnte bei der dichten Abriegelung der Zo-

nengrenzen und den häufigen Kontrollen innerhalb Berlins 

selbst sowieso nicht entstehen. 

Natürlich genügten den Sowjets solche Zusicherungen nicht, 

weil sie ja in Wirklichkeit ganz andere Ziele verfolgten. So 

stauten sich in Westberlin wieder tausende von Tonnen an Gü-

tern jeglicher Art, die nicht in die Bundesrepublik transportiert 

werden konnten. Man richtete schliesslich eine «kleine Luft-

brücke» ein, um wenigstens die wichtigsten Güter auszuflie-

gen. 

Unter diesen Umständen forderte der Berliner Senat die ver-

antwortlichen Stellen der Bundesrepublik auf, das Inkrafttre-

ten eines gerade vor der Paraphierung stehenden Interzonen-

handelsabkommens solange zu suspendieren, bis der Güter-

verkehr von Westberlin in die Bundesrepublik wieder normal 

funktioniere. 
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Diesem Wunsche wurde zunächst auch entsprochen, aber am 

20. September 1951 kam es doch zur Unterzeichnung des Ab-

kommens, ohne dass die westdeutschen Unterhändler von ih-

ren kommunistischen Partnern ausreichende Garantien im 

Hinblick auf Berlin verlangt hätten. Ja, die Sowjetzonenbehör-

den trieben während der Verhandlungen ihre Unverfrorenheit 

so weit, für die Benutzung der Verkehrswege in dem von ih-

nen kontrollierten Teil Deutschlands Strassenbenutzungsge-

bühren zu fordern und boten lediglich als Kompensation für 

die Unterschrift der westdeutschen Partner unter das Handels-

abkommen eine Herabsetzung des rechtswidrig geforderten 

«Strassenzolls» an. Wieder einmal zeigte sich, dass man mit 

einer Politik der Nachgiebigkeit totalitäre Anmassungen nur 

ermunterte statt sie einzudämmen. Erst als im Laufe des No-

vembers der gesamte Güterverkehr von Westberlin nach der 

Bundesrepublik praktisch zum Erliegen kam, entschloss man 

sich in Bonn zu drastischen Gegenmassnahmen und stellte 

vom 30. November 1951 ab alle westdeutschen Lieferungen 

in die Zone ein. Das wirkte nun allerdings mit einer ebenso 

erstaunlichen wie nach allen Erfahrungen der letzten Jahre be-

rechenbaren Promptheit. Um die Wende 1951/52 hatte sich 

der Berliner Güterverkehr wieder weitgehend normalisiert. 

Das aber bedeutete nur Ruhe vor einem neuen Sturm. Nach 

der Unterzeichnung des EVG- und des Deutschlandvertrages 

am 27. Mai 1952 entfachte das Pankower Regime im Vor-

spann der Sowjets einen neuen Nervenkrieg gegen Berlin. Die 

SED argumentierte damit, nachdem der «Adenauer staat» sich 

völlig an den «westlichen Imperialismus» ausgeliefert habe, 

besitze er auch keinerlei Rechte mehr in Berlin. Auf westlicher 

Seite nahm man diese Drohungen vorsorglich ernster, als sie 

tatsächlich gemeint waren. Ernst Reuter betonte mehrfach in 

öffentlichen Erklärungen, Westberlin sei auf eine neue Blo- 
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ckade gefasst und werde sie genau so unversehrt überstehen 

wie die vorige. Den Sowjets kam es aber, wenn sie ihre Pan-

kower Satelliten zu neuen Repressalien gegen Westberlin er-

munterten, in erster Linie auf die psychologische Wirkung in 

der Bundesrepublik an. Die Stadt wurde von der sowjetzona-

len Propaganda geflissentlich als ein Unruhe- und Gefahren-

herd erster Ordnung ausgemalt, mit dem friedliebende Men-

schen besser nichts zu tun hätten und mit dem sie vor allem 

keine Geschäfte machen sollten. Indessen zeigte sich bald, 

dass diese schon etwas «ausgeleierten» Störmanöver ihren 

Zweck im Grossen und Ganzen verfehlten. Inzwischen mach-

te sich nämlich die Hilfe, die die Bundesrepublik ihrem wich-

tigsten Vorposten gewährte, nicht nur materiell, sondern auch 

moralisch bemerkbar. In den westdeutschen Wirtschaftskrei-

sen sprach es sich herum, dass Westberlin weder von der Bun-

desrepublik noch von der Gemeinschaft der freien Völker 

überhaupt als ein lästiger Störenfried einfach abgehängt wer-

den würde. Im Gegenteil, gerade die beiden Verträge, gegen 

die sowohl Moskau wie Pankow Sturm liefen, bekräftigen die 

politischen und militärischen Garantien für Westberlin in be-

sonders feierlicher und nachdrücklicher Form. 

Wenn es aber den Sowjets auch nicht gelang, das freie Berlin 

durch eine Atmosphäre beiderseitiger Unsicherheit und Furcht 

vom Westen zu isolieren, so bot seine effektive geographische 

Isolierung Moskaus Satelliten doch genug Möglichkeiten, ihre 

Wut über die zunehmende westliche Konsolidierung an dieser 

Stadt auszulassen. Unmittelbar nach Unterzeichnung der Ver-

träge gingen die sowjetzonalen Behörden daran, den Eisernen 

Vorhang, der ihr Gebiet von der Bundesrepublik trennte, mit 

geradezu unmenschlichen Mitteln abzudichten. Von Lübeck 

bis Hof wurde ein bis zu zwei Kilometern breites und mit 

 

264 



Wachtürmen gespicktes Niemandsland geschaffen, um jeden 

illegalen Verkehr über die sogenannte «grüne Grenze» zu un-

terbinden. Tatsächlich gelang es mit diesen Methoden, die un-

unterbrochenen Flüchtlingströme, die sich bisher aus der Zone 

direkt in die Bundesrepublik ergossen hatten, zu stoppen. Den 

Flüchtlingen blieb nunmehr kein anderer Ausweg als nach 

Westberlin, wenn sie der Tyrannei ihres sogenannten Staates 

entkommen wollten. So sahen sich die Behörden des freien 

Berlin von einem Tag zum anderen vor ein neues, überaus 

kompliziertes Problem gestellt, nämlich zunächst einmal alle 

die Menschen aufzufangen, sie notdürftig unterzubringen und 

zu versorgen, die aus der Sowjetzone den Weg in die Freiheit 

wählten. Zu diesem Zeitpunkt sah das Pankower Regime, wie 

in einem späteren Zusammenhang noch ausführlicher zu be-

gründen sein wird, die gewaltige Flüchtlingsbewegung zwar 

schon mit mehr oder minder gemischten Gefühlen, aber als 

Gesamtphänomen noch durchaus nicht ungern. Allerdings hat-

ten wohl selbst die kommunistischen Machthaber nicht damit 

gerechnet, dass ihre jüngsten Terrormassnahmen die akute 

Flüchtlingswelle derart verstärken würden, wie das tatsächlich 

geschah. 

Es war klar, dass Westberlin bei der noch immer vorhandenen 

starken Arbeitslosigkeit all die Menschen, die monatelang täg-

lich zu tausenden in seine Mauern hineinfluteten, auf die 

Dauer nicht aufnehmen konnte. In der Bundesrepublik hinge-

gen wurde die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte durch die 

stetig steigende Konjunktur knapper und knapper. So erzielte 

man bald ein Einvernehmen darüber, dass der grösste Teil der 

Flüchtlinge nach einem sogenannten «Notaufnahmeverfah-

ren» in relativ kurzer Zeit nach Westdeutschland ausgeflogen 

wurde, um von den dort gelegenen Sammellagern aus auf die 

verschiedenen Länder verteilt zu werden. Den Westberliner 
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Behörden, insbesondere der Senatsverwaltung für Sozialwe-

sen, erwuchs daraus dessenungeachtet eine gewaltige Bela-

stung, weil die schon vorhandenen Auffangmöglichkeiten bei 

weitem nicht ausreichten und eine neue, grosszügig arbeitende 

Betreuungsorganisation buchstäblich aus dem Boden ge-

stampft werden musste. 

Noch andere Möglichkeiten ersann das Sowjetregime bei die-

ser erwünschten Gelegenheit, um Westberlin mit Schikanen 

aller Art zu drangsalieren. Bis zum Sommer 1952 hatte noch 

ein gemeinsames Telefonnetz alle Stadtbezirke miteinander 

verbunden. Dieses wurde jetzt durchschnitten, so dass der Zu-

stand eintrat, wie er im Einleitungskapitel beschrieben ist. Fer-

ner machte Pankow die Einreise von Westberlinern in die So-

wjetzone, die bis dahin noch ohne weiteres möglich war, von 

der Erteilung besonderer Erlaubnispapiere abhängig. Die weit-

aus brutalste Massnahme bestand jedoch in der Absperrung 

der sogenannten Westberliner «Exklaven». Darunter waren 

Randgebiete zwischen der Stadt und den angrenzenden Land-

kreisen zu verstehen, die vorwiegend in Kleingärten, Wochen-

endsiedlungen usw. aufgeteilt waren. Von jeher ist der Berli-

ner für sein Hobby als Kleingärtner in besonderem Masse be-

kannt gewesen, und zwar handelte es sich hauptsächlich um 

Arbeiter und Angestellte, die am Rande der Stadt ihre beschei-

denen Gärten bestellten. Für all diese Menschen, die nach tau-

senden zählten, bedeutete die Absperrung der Exklaven nicht 

anderes als eine plötzliche entschädigungslose Enteignung ih-

rer Grundstücke und der darauf gelegenen Lauben oder Wo-

chenendhäuschen. 
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FESTER ANSCHLUSS AN DEN WESTEN 

Weder die Transportkrise von 1951 noch die ernsten Schwie-

rigkeiten, die der Stadt im Sommer 1952 bereitet wurden, wä-

ren an einem so empfindlichen Organismus wie Westberlin 

ohne gefährliche Rückwirkungen vorübergegangen, hätten 

nicht in der Zwischenzeit die energischen und unentwegten 

Anstrengungen des Senats, die Stadt auch wirtschaftlich mit 

dem Westen zu verbinden, zu einem befriedigenden Erfolg mit 

den ersten spürbaren Auswirkungen geführt. 

Der Einspruch der Westmächte gegen den Plan, Westberlin 

von vornherein und in aller Form den Rechtsstatus eines 

zwölften Bundeslandes zu verleihen, hatte eine Fülle entschei-

dender finanzieller und wirtschaftlicher Probleme entweder 

gänzlich ungelöst oder wenigstens in einer peinlichen Schwe-

be gelassen. Nach der Spaltung der Stadt und nach Aufhebung 

der Blockade bis zur Konstituierung der Bundesrepublik im 

Herbst 1949 blieb Berlin im Wesentlichen sich selbst und sei-

nen eigenen Hilfsquellen überlassen, die niemals ausreichten, 

um auch nur den Haushalt einigermassen auszubalancieren, 

geschweige denn die Wirtschaft wieder auf eine gesunde 

Grundlage zu stellen. In Friedenszeiten war Berlin besonders 

als Produzent von Fertigwaren eine der bedeutendsten Indu-

striestädte der Welt gewesen, wie es das auch heute allmählich 

wieder geworden ist. Im Jahre 1949 dagegen glich es noch im-

mer einem Trümmerfeld. Ein grosser Teil seiner Produktions-

stätten war entweder durch den Krieg zerschlagen oder durch 

die Demontage betroffen worden. Ausserdem hatte Berlin seit 

dem Jahre 1945 zwar nicht offiziell, aber faktisch durch das 

Verschwinden des deutschen Staates seine Funktionen als 

Reichshauptstadt eingebüsst und damit auch alle die Vorteile  
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verloren, wie sie sich für jede Metropole hinsichtlich der 

Dienstleistungen, der Steuerkraft usw. unter normalen Ver-

hältnissen ergeben. 

Die unglaublichen Schwierigkeiten einer finanziellen und 

wirtschaftlichen Stabilisierung hätten wohl jeden Staatsmann 

verzagen lassen, der nicht über den Mut und den Optimismus 

Ernst Reuters verfügte. In der ersten Zeit nach Aufhebung der 

Blockade brauchte Reuter allerdings für seine Verhandlungen 

sowohl mit der Alliierten Kommandantur wie für seine späte-

ren sogenannten «Bittgänge» nach Bonn noch eine andere, für 

ihn typische Eigenschaft, um nicht gelegentlich die Geduld zu 

verlieren: seinen manchmal grimmigen Selbsthumor, der ihn 

befähigte, sowohl die eigene Person wie seine jeweiligen Part-

ner bei vielen zeitraubenden Besprechungen und Unteredun-

gen mit den Augen eines Dritten zu sehen. Sofort nach Zusam-

mentritt des Bundestages nahm Reuter Fühlung mit Bonn auf 

und meldete seine Forderung nach einer möglichst raschen und 

totalen wirtschaftlichen Einbeziehung Westberlins in die Bun-

desrepublik an. Die von ihm vertretene Stadt wolle kein Almo-

senempfänger sein, wolle es zumindest nicht bleiben, so be-

tonte er. Doch würden noch auf lange Sicht Hilfs- und Förder-

massnahmen erforderlich sein, um den Lebensstandard in 

Westberlin dem der Bundesrepublik anzugleichen und vor al-

lem der einheimischen Wirtschaft wieder auf die Beine zu hel-

fen. 

Zwar stiess der Berliner Bürgermeister in Bonn nicht auf taube 

Ohren, aber zunächst auf wenig Verständnis für seine Haupt-

forderung, dass rasche Beschlüsse auf gesetzlicher Grundlage 

mehr bedeuteten als tausend kleine Hilfsmitteichen, die die 

blutenden Wunden Westberlins wohl mit Pflastern versehen, 

aber nicht schliessen könnten. Die Bundesregierung verpflich-

tete sich, zum Ausgleich des Westberliner Haushalts beizutra- 
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gen. Ausserdem sagten die Amerikaner zu, dass Westberlin 

rund zehn Prozent der für Deutschland vorgesehenen ERP-

Mittel erhalten solle. Im Frühjahr 1950 wurde Berlin zum Not-

standsgebiet erklärt, was die gesetzlichen Voraussetzungen für 

eine Sonderstellung bei der Vergebung öffentlicher Aufträge 

schuf. Aufträge für die Westberliner Wirtschaft wurden mit 

gewissen Steuerpräferenzen bedacht, von dorther kommende 

Waren, die im Bundesgebiet Absatz fanden, sollten von der 

Umsatzsteuer befreit werden. Der Bundesfinanzminister sagte 

im Herbst 1950 schliesslich einen Jahreszuschuss von 550 

Millionen DM für den Berliner Haushalt zu. 

Jedoch handelte es sich dabei um eine jederzeit abänderbare 

Verwaltungs Vereinbarung, nicht um eine gesetzlich festge-

stellte Verpflichtung des Bundes. Aufträge kamen darum nach 

wie vor nur zögernd nach Berlin herein, die Zahl der Arbeits-

losen blieb konstant und hatte eher eine steigende als eine fal-

lende Tendenz. In einer Regierungserklärung, die Reuter im 

Sommer 1951 zum Haushaltsplan abgab, sah er sich zu fol-

gender schwerwiegender Feststellung gezwungen: «Auf finan-

ziellem Gebiet muss Berlin auf gesetzlicher Grundlage als le-

gitimer Bestandteil der Bundesrepublik angesehen werden . . . 

Sollte diese Regelung wider unser Erwarten scheitern, so wür-

den wir gezwungen sein, unser Mandat dem Hause zurückzu-

geben, da nach unserer Überzeugung eine andere Lösung für 

Berlin nicht möglich ist.» 

Ein wichtiger Fortschritt im Hinblick auf die erstrebte Gleich-

stellung Westberlins mit jedem anderen Land der Bundesre-

publik wurde noch im Jahre 1951 erreicht: die Bundesgesetze 

trugen von nun an, was bisher nur in Ausnahmefällen gesche-

hen war, eine sogenannte Berlinklausel, die es dem Abgeord-

netenhaus ermöglichte, sie ohne weitere Formalitäten bzw. er- 
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neute Beratungen einfach zu übernehmen. Aber erst im Januar 

1952 ging Reuters sehnlichster Wunsch in Erfüllung: der Bun-

destag verabschiedete ein Gesetz, das Berlin, und zwar rück-

wirkend vom 1. April 1951, dem Beginn des laufenden Haus-

haltsjahres, finanzpolitisch endlich die gleiche Stellung ein-

räumte wie den übrigen Bundesländern. Damit waren für die 

finanziellen Beziehungen Berlins zum Bund endlich die ver-

bindlichen Rechtsgrundlagen geschaffen. Eine vielleicht noch 

grössere Bedeutung kam den psychologischen Wirkungen 

dieses Gesetzes zu. Bis dahin hatte man jeden Pfennig der 

nach Berlin geflossenen Gelder als besondere Hilfs- und Un-

terstützungsmassnahmen deklariert, was bei dem ahnungslo-

sen Betrachter notwendig den Eindruck erwecken musste, 

dass die ehemalige deutsche Hauptstadt ein besseres Armen-

haus geworden sei und sich aus eigener Kraft nicht mehr hel-

fen könne. Von jetzt ab bestand für Westberlin ein klarer 

Rechtsanspruch auf den Ausgleich jenes Haushaltsdefizits, 

das aus seiner in jeder Beziehung unverschuldeten Notlage er-

wachsen war. Künftig wurden ferner auch erst Wirtschaftspla-

nungen auf längere Sicht und mit gesicherten Fristen möglich. 

Auch um die Durchsetzung der Forderung, einige Bundesbe-

hörden nach Berlin zu verlegen, hatte Reuter jahrelang ver-

geblich kämpfen müssen. Zwar blieb der Wunsch, ganze Bun-

desministerien nach Westberlin zu verlegen, die ihren Amts-

sitz nicht aus irgendwelchen zwingenden Gründen unbedingt 

in Bonn behalten mussten, unerfüllt, so sehr mit einer solchen 

Demonstration der Hauptstadtcharakter unterstrichen worden 

wäre. Jedoch siedelten vom Frühjahr 1952 ab einige wichtige 

juristische und Verwaltungsbehörden des Bundes nach West-

berlin über. Dieser Tatsache kam übrigens keineswegs nur 

eine politische, sondern eine wesentliche wirtschaftliche bzw. 

soziale Bedeutung zu. 
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Der Arbeitsmarkt in Westberlin wurde nämlich zu einem er-

heblichen Teil von Angestellten belastet, die früher im Rah-

men der Dienstleistungen der Reichshauptstadt dort tätig ge-

wesen waren und nach dem Fortfall dieser Funktion auch ihre 

Stellung eingebüsst hatten. Tatsächlich wirkten sich sowohl 

die finanzielle Einbeziehung Westberlins in den Bund wie in 

gewisser Weise auch die Verlegung von Bundesbehörden 

nach dort zum erstenmal spürbar auf die hartnäckige Arbeits-

losigkeit aus. Die Zahl der Arbeitslosen, die am 1. Januar 1952 

noch immer rund 300’000 betragen hatte, ging im Laufe des 

Jahres auf 250’000 und bis zum Sommer 1953 auf rund 

200’000 zurück. Die moralische Last, an der Ernst Reuter 

vielleicht am bittersten trug und die ihm manche schlaflose 

Nacht verursacht haben dürfte, war zwar bei weitem noch 

nicht verschwunden, aber etwas leichter geworden, und er 

konnte nun auch in dieser Beziehung zum erstenmal aufat-

men. 

Eine Bundesbehörde besonderer Prägung stand freilich dem 

Senat von vornherein in seinem Kampf um die Geltung Ber-

lins und dessen feste Verbindung mit dem Westen treu zur 

Seite: der Bevollmächtigte der Bundesrepublik Deutschland 

in Berlin, verkörpert durch einen besonderen Vertrauensmann 

Adenauers, Dr. Heinrich Vockel. Dieser erwarb sich haupt-

sächlich um die wirtschaftliche Gesundung der Hauptstadt be-

sondere Verdienste und koordinierte in seinem Hause in der 

Bundesallee bald zahlreiche Zweigstellen der Bundesministe-

rien, die ihrerseits nichts unterliessen, um die Probleme und 

Nöte der geteilten Stadt aus ihrer jeweiligen Fachperspektive 

den Bonner Zentralen anschaulich zu machen. 

Nun darf man allerdings nicht annehmen, dass die Situation 

Berlins in jenen Jahren einen so trostlosen Anblick und Aus-

blick darbot, wie es die ernsten wirtschaftlichen Nöte der Stadt 

271 



und die dauernden Repressalien des totalitären Gegners un-

willkürlich vermuten lassen könnten. Hierzu war die Vitalität 

ihrer Bewohner, die sich überdies im Laufe der Zeit mit einem 

gewissen Stoizismus an noch soviel unberechenbare Drang-

sale gewöhnt hatten, zu unerschöpflich. Die Stadt wollte le-

ben, sie setzte alles daran, um so bald wie möglich ihre tradi-

tionelle Bedeutung als kultureller, wirtschaftlicher und gesell-

schaftlicher Mittelpunkt Deutschlands zurückzugewinnen 

und, soweit sie ihre erzwungene Isolierung daran hinderte, ge-

rade aus dieser Isolierung wenigstens das Beste zu machen. 

Schon kurz nach der Blockade war in dem Messegelände am 

Funk türm zum erstenmal seit zehn Jahren die unter dem Na-

men «Grüne Woche» bekanntgewordene traditionelle Land-

wirtschaftsausstellung veranstaltet worden. In den gleichen 

Tagen erlebte Westberlin einen politischen Höhepunkt durch 

den ersten Besuch des neuen deutschen Bundespräsidenten 

Theodor Heuss, der lange Jahre in dieser Stadt gewirkt hatte 

und sich mit ihr ganz besonders verbunden fühlte. Im April 

1950 kam Bundeskanzler Dr. Adenauer zu einem Staatsbe-

such. 

Alles, was in der westlichen Welt in geistiger Beziehung Rang 

und Namen hatte, begegnete sich Ende Juni 1950 in den Mau-

ern Berlins auf der unvergesslichen Veranstaltung des «Kon-

gresses für kulturelle Freiheit». Dieser Kongress erhielt sei-

nen besonderen Akzent durch die schwerwiegende Tatsache, 

dass am Vorabend seines Zusammentretens der Korea-Kon-

flikt ausgebrochen war und damit eine neue furchtbare Kriegs-

wolke über der Welt stand. Das Zustandekommen des Kon-

gresses für kulturelle Freiheit, an dessen Arbeiten er sich sel-

ber lebhaft beteiligte, war für Ernst Reuter eine ganz beson-

dere menschliche Genugtuung. In seiner Stadt traf zum ersten- 
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mal nach Beendigung des Krieges in einem so repräsentativen 

Rahmen und vor allem im Geiste einer so brüderlichen Soli-

darität die Elite des deutschen Geistes mit Schriftstellern, 

Künstlern und Wissenschaftlern aus der ganzen freien Welt, 

aber auch mit emigrierten Vertretern der unterdrückten Ost-

völker zusammen. Das Manifest für geistige Freiheit, das nach 

Abschluss des Kongresses und wiederum in einem höchst kri-

tischen Augenblick für die Menschheit von Berlin aus an die 

internationale Öffentlichkeit erging, hat seine unverkennbare 

moralische Wirkung getan und ist längst ein Bindemittel zwi-

schen denen geworden, die bei aller Verschiedenheit der Spra-

chen gewisse Grundwerte gemeinsam haben und sich mehr als 

andere verpflichtet fühlen, ihre schriftlichen und mündlichen 

Aussagen mit ihrem praktischen Handeln wie mit ihrem poli-

tischen Bekenntnis in Übereinstimmung zu bringen. 

Am 24. Oktober 1950 kehrte der ehemalige amerikanische 

Militärgouverneur, General Clay, der unmittelbar nach Been-

digung der Blockade von seinem Posten in Deutschland abbe-

rufen worden war, zu einem Besuch nach Berlin zurück, dies-

mal freilich nicht in offizieller Mission, sondern als Sprecher 

von rund zwanzig Millionen amerikanischer Bürger und 

gleichsam als Geschenkbringer. Am Beispiel dieses Mannes, 

der in der Viermächteverwaltung Deutschlands in den ersten 

Nachkriegsjahren eine entscheidende Rolle spielte und heute 

auf eigenen Wunsch wieder in der bedrohten Stadt weilt, wird 

vielleicht am verblüffendsten der ebenso radikale wie uner-

wartet rasche Wandel der Beziehungen Deutschlands oder, 

besser gesagt, der Beziehungen seiner eigentlichen Hauptstadt 

Berlin zu den ehemaligen Kriegsgegnern im Westen deutlich. 

Der General war nicht mit den mindesten Sympathien für die 

Deutschen nach Berlin gekommen, entschlossen, die ihm 

übertragenen Pflichten korrekt zu erfüllen, aber ebenso ent- 
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schlossen, sein besiegtes Gegenüber spüren zu lassen, dass in 

dessen Namen bis vor Kurzem noch das bis dahin unmensch-

lichste totalitäre Regime aller Zeiten gewirkt und Deutschland 

den Krieg darum zu Recht verloren habe. Clay hätte allerdings 

kein Amerikaner sein müssen, mit aller tiefen Überzeugung 

für die Freiheitsideale seines eigenen Volkes, wäre ihm nicht 

in Berlin, vornehmlich in der Blockadezeit, die Erkenntnis auf-

gegangen, dass hier eine ganz neue Freiheitsfront verlief, die 

von ihren Verteidigern das Letzte und Äusserste verlangte. Als 

sich Clay nach erfolgreicher Durchführung seiner Mission 

nach Aufhebung der Blockade von den Berlinern verabschie-

dete, standen ihm Tränen in den Augen. In Berlin-Zehlendorf 

trägt seit jenen Tagen eine der schönsten und längsten Ausfall-

strassen der Stadt, die am ehemaligen Hauptquartier des Ge-

nerals vorbeiführt, den Namen «Clay-Allee». 

An jenem 24. Oktober 1950 übergab Clay im Rahmen einer 

feierlichen Kundgebung vor dem Schöneberger Rathaus Ernst 

Reuter die von amerikanischen Bürgern gestiftete und in Ame-

rika gegossene Freiheitsglocke, die seitdem vom Turm des 

Rathauses aus jeden Mittag um 12 Uhr ihre eherne Stimme er-

hebt, aber den Berlinern im Laufe der Zeit auch sonst aus allen 

möglichen, teils festlichen und erhebenden, teils traurigen und 

schmerzlichen Anlässen zu einem geliebten Symbol geworden 

ist. Das Begleitschreiben, das Clay bei dieser besonderen Ge-

legenheit an Berlins Stadtoberhaupt richtete, war von einer so 

betonten Wärme und Herzlichkeit, dass es hier wenigstens 

auszugsweise mitgeteilt sei: 

«Lieber Herr Oberbürgermeister Reuter, 

ich werde nicht den Versuch machen, Ihnen und der Bevölke-

rung Berlins für die Feierlichkeiten bei der Einweihung der 

Freiheitsglocke zu danken. Ich kann nur sagen, dass es die ein- 
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druckvollste Feierlichkeit war, an der ich je teilgenommen 

habe. Ich bin überzeugt davon, dass sie eine tiefe Wirkung in 

den Vereinigten Staaten ausgeübt hat. 

Die Bevölkerung Berlins hat einmal mehr nicht nur ihren 

Wunsch, frei zu sein, sondern – was noch wichtiger ist – ihren 

Willen, frei zu sein, bewiesen . . . 

Ich werde immer stolz bleiben, mit Ihnen und der Bevölkerung 

Berlins in den Tagen, in denen Aushungern als ein Mittel an-

gewandt wurde, um die Bevölkerung Westberlins zur Unter-

werfung zu zwingen, eng verbunden gewesen zu sein. Ich bin 

damals wie heute der Überzeugung, dass die Haltung Berlins 

ein wesentlicher Faktor war, die freie Welt aufzurütteln, um 

die Gefahr zu erkennen, der sie sich gegenübersieht. 

Ich glaube, dass Berlin das Recht erworben hat, der Wächter 

der Freiheitsglocke zu sein; und ich hoffe, dass der Tag nicht 

mehr fern ist, an dem ihr Schall ringsum in der Welt gehört 

werden wird, und dass sie dann für die heute noch in der Skla-

verei lebenden Tausende dieselbe Bedeutung haben wird, die 

sie nun für freie Menschen hat . . . 

Mit dem Ausdruck meiner höchsten persönlichen Achtung 

Lucius D. Clay.» 

Schon in der Zeit der härtesten Krise, im Oktober 1950, mel-

dete Westberlin seinen unveräusserlichen Anspruch als Wirt-

schaftsmetropole durch eine grosse Industrieausstellung an, 

die seitdem regelmässig im Herbst stattfindet und von Jahr zu 

Jahr an Bedeutung gewonnen hat. Mindestens ebenso ver-

pflichtend war jedoch die Tradition Berlins als eines einzigar-

tigen Kulturzentrums. Das Bestreben, diese Tradition zu pfle-

gen, sie aber zugleich um neuzeitliche Elemente zu bereichern, 

kristallisierte sich seit 1951 in den Internationalen Filmfest- 
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spielen im Sommer und in den Berliner Festwochen zu 

Herbstbeginn. Beide Veranstaltungen strahlten nicht nur von 

vornherein Glanz, Festlichkeit und Lebensfülle aus, sondern 

lockten auch auswärtige wie ausländische Gäste in Scharen in 

die alte deutsche Hauptstadt. 

BEMÜHUNGEN UM DIE WIEDERVEREINIGUNG 

Mochte nun der Westberliner Alltag von harter Arbeit um die 

wirtschaftliche und politische Selbstbehauptung erfüllt sein, 

wobei es manchmal ebensosehr Unverständnis zu überwinden 

wie feindselige Anschläge abzuwehren gab, mochte er gele-

gentlich von ablenkenden oder gar festlichen Veranstaltungen 

unterbrochen werden: niemals verloren Ernst Reuter und die 

übrigen führenden demokratischen Kräfte Berlins die natür-

lichste Aufgabe ihres politischen Wirkens aus den Augen, das 

Ringen um die deutsche Einheit, dessen Notwendigkeit be-

greiflicherweise in Berlin sehr viel stärker in Erscheinung trat 

als anderswo. Hier brauchte und braucht man eben nicht viel 

Phantasie, um sich die Unnatürlichkeit und Sinnlosigkeit der 

Spaltung eines Organismus vorzustellen, weil man ihr auf 

Schritt und Tritt an den Sektorengrenzen und an den Zonen-

grenzen geradezu leibhaftig begegnet. In Berlin waren damals 

jedoch auch die Voraussetzungen füi eine Überwindung die-

ser Spaltung weit eher gegeben als sonstwo in Deutschland: 

handelte es sich doch um den einzigen Ort, an dem die Vier-

mächteverwaltung von einst jahrelang, wenn auch fragwürdig 

genug, funktioniert hatte, ohne dessen administrative Einheit 

anzutasten, um den einzigen Ort also, dem für den Versuch, 

die Einheit erneut zu realisieren, ein gewisses, zumindest 

technisch brauchbares Erfahrungsmaterial zu Verfügung stün-

de. 
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Über eines war sich Ernst Reuter allerdings klarer als die mei-

sten seiner Mitarbeiter: wenn auch das Ringen um die Einheit 

Deutschlands immer wieder entscheidende Impulse von Ber-

lin aus erhalten musste, dann konnten diese Impulse der Um-

welt und vor allem dem Osten gegenüber nur wirksam wer-

den, wenn es trotz anfänglicher Kontroversen um dieses The-

ma auf der Bundesebene zu einer gemeinsamen Aussenpolitik 

von Regierung und Opposition kam. Reuter wurde nicht 

müde, auf diese Notwendigkeit hinzuweisen, er tat das umso 

nachdrücklicher, je mehr sich die Aussichten auf eine solche 

Gemeinsamkeit verflüchtigten. Betrachtet man als Deutscher 

das Problem der Wiedervereinigung, wie es sich in jenen Jah-

ren darstellte, als Moskau mit seiner Zone gleichsam noch 

jonglierte, mit dem nötigen zeitlichen Abstand, kommt man 

unwillkürlich zu der Überzeugung, dass möglicherweise ei-

nige konkrete Chancen verpasst worden sind, nicht etwa dar-

um, weil die Haltung der Bundesregierung im Prinzip falsch 

gewesen wäre, sondern weil die grossen und entscheidenden 

politischen Kräfte der neuen deutschen Demokratie sich im 

Hinblick auf die Deutschland- und Aussenpolitik allenfalls 

gelegentlich zu gemeinsamen Deklarationen aufraffen konn-

ten, die im Grunde nichts besagten, niemals aber zu einer 

Form gemeinsamen Handelns, das vielleicht sowohl die west-

lichen wie die östlichen Partner der Bundesrepublik über-

rascht hätte. Es waren einfach zuwenig Unbekannte in der 

Gleichung der deutschen Aussenpolitik, wie sie sich, wenn 

auch noch so verschieden, in den massgeblichen Köpfen des 

Regierungs- wie des Oppositionslagers darstellte, und zwar 

galt das für Washington, Paris und London nicht weniger als 

für Moskau. 

Die Westmächte konnten sicher sein, dass sich die Bundesre-

gierung, welche neuartige aussenpolitische Konstellation auch 

immer gegeben sein mochte, niemals von ihnen distanzieren 
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würde, und wenn schon Bonn nicht gebieterischer, mahnender 

und hartnäckiger auf die Verwirklichung der deutschen Ein-

heit drängte, warum sollten dann die Westmächte allzuviel 

Aktivität zeigen? Warum sollten sie sich bemühen, die häufi-

gen sowjetischen Vorschläge auf Elemente der Brauchbarkeit 

und Verwendbarkeit auch nur zu prüfen, da ihnen doch die 

Vorstellung einer deutschen Einheit selber nicht unbedingt 

sympathisch war? Ebenso konnte aber auch Moskau sicher 

sein, dass die sozialdemokratische Opposition jeden Vorstoss 

zur stärkeren Konsolidierung des westlichen Lagers ebenso 

ungeprüft und kategorisch zurückweisen würde. Solange da-

her Moskau hoffen durfte, dass ein etwaiger Kurswechsel in 

der Bundesrepublik auch eine völlig neue aussenpolitische 

Orientierung im Gefolge haben würde und dass es wahr-

scheinlich erschien, eine sozialdemokratisch geführte Regie-

rung für eine Freigabe der Sowjetzone noch zu weit höheren 

Preisen zu zwingen, lag auch dem Kreml nichts daran, sich 

seinerseits mit der Wiedervereinigung zu beeilen. 

Reuter fühlte diesen tragischen Widerspruch deutlich und litt 

umso mehr darunter, als er mit seinem unbefangenen Weit-

blick die Beweggründe und Argumente beider Seiten zu wür-

digen vermochte und nach seiner Auffassung deutsche Wie-

dervereinigung und europäische Integration verschiedene 

Teile eines grösseren Ganzen, nicht aber unvereinbare Ge-

gensätze darstellten. Sicher ist die tiefe seelische Enttäu-

schung darüber, dass der Westen die tiefe Krise der bolsche-

wistischen Diktatur nach dem 17. Juni 1953 nicht entschlos-

sen und phantasievoll zugunsten der Freiheit nutzte, eine der 

wesentlichen Ursachen unter anderen für den unerwartet 

schnellen Zusammenbruch seiner Kräfte gewesen. 
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Schon die Proklamierung des Sowjetzonenstaates am 7. Okto-

ber 1949 hatten die Westberliner Körperschaften zum Anlass 

genommen, um ihr Gelöbnis zur deutschen Einheit und damit 

zur Wiederherstellung der Einheit ihrer zerrissenen Stadt er-

neut zu bekräftigen. In seinem Neujahrsaufruf 1950 betonte 

Ernst Reuter, unabhängig von den besonderen Aufgaben des 

Berliner Wiederaufbaus wäre das eigentliche Ziel erst erreicht, 

wenn auch die Deutschen «unter einem oktroyierten Regime» 

sich in Freiheit und auf dem Boden des Rechts wieder mit ih-

ren Landsleuten vereinigen könnten. Da Ende des Jahres Neu-

wahlen fällig wurden, versuchte die Stadtverordnetenver-

sammlung schon im April 1950, die Kommandanten aller vier 

Sektoren dafür zu gewinnen, diese Neuwahlen in ganz Berlin 

durchzuführen. Sie schlug vor, den Verfassungsentwurf vom 

April 1948 und – trotz mancher Bedenken – die Wahlordnung 

von 1946 zur Grundlage zu nehmen, weil die damalige Ver-

fassung immerhin unter Mitwirkung der SED ausgearbeitet 

worden war und weil die Wahlordnung von 1946 auf dem Ein-

verständnis aller damaligen vier Stadtkommandanten beruhte. 

Die drei westlichen Kommandanten stimmten den Vorschlä-

gen der Stadtverordnetenversammlung unverzüglich zu. Der 

sowjetische Kommandant hingegen liess sich mit seiner Stel-

lungnahme einige Wochen Zeit, um dann schriftlich zu bekun-

den, dass er starr an den gleichen Vorstellungen festhielt, an 

denen schon ein Jahr zuvor die Pariser Aussenministerkonfe-

renz gescheitert war. Zur Durchführung der Wahlen verlangte 

er eine «deutsche Kommission auf paritätischer Grundlage», 

die also aus gleichviel Vertretern des Sowjetsektors wie der 

drei Westsektoren bestehen sollte. Ferner erklärte er, das im 

Mai 1949 eingeführte «separate Besatzungsstatut» müsse an-

nulliert, die gewählte Stadtverwaltung auf Grund der proviso- 
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rischen Verfassung von 1946 tätig werden. Verführerisch 

klang allein der Vorschlag, die Teilung Berlins in Sektoren 

aufzuheben, aber der Preis, den der Sowjetkommandant dafür 

forderte, war unbezahlbar: zur Gewährleistung «tatsächlich 

freier demokratischer Wahlen» wollte er nämlich alle Besat-

zungstruppen aus Berlin herausgezogen wissen. Das hätte be-

deutet, dass die Einheiten der Roten Armee um einige Kilo-

meter in die Zone, die westlichen Besatzungstruppen hingegen 

um rund 170 Kilometer nach Westdeutschland verlegt worden 

wären. Man sieht, mit welcher Konsequenz die Sowjets immer 

wieder unter noch so veränderten Voraussetzungen auf ge-

wisse Lieblingspläne zurückgriffen. 

Machte schon diese letzte Bedingung die Anregungen des so-

wjetischen Kommandanten illusorisch, so verspürte die Stadt-

verordnetenversammlung auch sonst begreiflicherweise we-

nig Neigung, sich durch ein Zurückgehen auf die Basis von 

1946 gewissermassen selbst zu entmannen. Ihr blieb daher 

nichts anderes übrig, als ihre Vorschläge im Wesentlichen zu 

wiederholen, ein Vorgehen, dem sich auch die drei westlichen 

Kommandanten anschlossen. Der Sowjetvertreter stellte sei-

nerseits durch ein Schreiben vom 24. Juni 1950 «mit Bedau-

ern» fest, durch die Ablehnung der sowjetischen Vorschläge 

für die Wiederherstellung der Einheit der Stadt beharrten die 

Westmächte auf ihrem früheren Standpunkt, «das heisst auf 

der Beibehaltung der Spaltung Berlins». 

Im Herbst 1950 holte das Zonenregime Grotewohl-Ulbricht 

die im Vorjahre versprochenen Wahlen zu einer «Volkskam-

mer» nach, besser gesagt, das, was es als Wahlen auszugeben 

beliebte. Nicht nur waren den Bürgern der Sowjetzone alle 

Möglichkeiten einer echten Wahl entzogen, nämlich einer 

Entscheidung für mehrere Parteien, da das Blocksystem die  
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Verteilung der Mandate schon vorher festlegte: sie konnten, 

genau wie in der Zeit des Dritten Reiches, nicht einmal ihrem 

Unmut durch Fernbleiben von der Wahlurne oder gar durch 

Abgabe von Nein-Stimmen Luft machen, weil beides zu ge-

fährlich war. Am Vorabend dieser sogenannten Wahlen wand-

ten sich Bundeskanzler Adenauer und Oppositionsführer Kurt 

Schumacher, diesmal sogar in seltener Eintracht, in Rund-

funkansprachen an die Bevölkerung der Sowjetzone, um sie 

zu beschwören, sich nicht provozieren zu lassen und keine un-

nötigen Risiken zu laufen, weil man in der Bundesrepublik 

wie in der ganzen freien Welt die sogenannten «Wahlen» vom 

15. Oktober 1950 ohnehin als eine ausgemachte Farce ansähe. 

Die beiden führenden Politiker der Bundesrepublik hatten zu 

solchen Feststellungen umso mehr Berechtigung, als den drei 

demokratischen Parteien der Berliner Stadtverordnetenver-

sammlung eine sehr originelle Methode eingefallen war, die 

eigentliche Meinung und die wahren Gefühle wenigstens der 

Bevölkerung des Sowjetsektors von Berlin indirekt zu ermit-

teln. Am 2. Oktober erging an die Ostberliner ein Aufruf, wer 

für die Beseitigung der kommunistischen Terrorherrschaft 

eintrete und wer die Einheit seiner Stadt durch freie und ge-

heime Wahlen wiederhergestellt sehen wolle, möge innerhalb 

der nächsten acht Tage den Stammabschnitt seiner Lebensmit-

telkarte vom September in einem unfrankierten Briefum-

schlag an das Rathaus Schöneberg senden. Dieser Briefum-

schlag müsse in einem beliebigen Briefkasten der Westsekto-

ren eingeworfen werden, da es Einsammler für eine solche 

Aktion nicht gäbe. 

Der Erfolg dieses originellen Plebiszits übertraf die kühnsten 

Erwartungen. Bis zum Stichtag waren rund 376’000 Stamm-

abschnitte von Ostberliner Lebensmittelkarten für September 

eingegangen. Rund 15’000 Ostberliner hatten Abschnitte an- 
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derer Monate eingesandt, weil sie die Septemberabschnitte zu-

fällig schon weggeworfen hatten, über 13’000 Personen Ab-

schnitte von Kinderkarten. Damit hatten sich über 400’000 

Bewohner des Ostsektors an der Abstimmung beteiligt. Bei 

einer Bevölkerungszahl von damals knapp einer Million ein-

schliesslich Kindern und Jugendlichen waren also mehr als 50 

Prozent der Wahlberechtigten des Ostsektors dem Appell der 

drei demokratischen Parteien gefolgt. Sie liefen dabei ein 

ernsthaftes Risiko, denn aus irgendeinem Grunde konnten die 

ob der Aktion beunruhigten Ostberliner Behörden auf die Idee 

kommen, sich ihrerseits die Stammabschnitte der Lebensmit-

telkarten für September vorlegen zu lassen. Die Versicherung, 

die Abschnitte seien bereits weggeworfen worden, hätte bei 

einem solchen «Massenaufgebot» wenig wahrscheinlich ge-

klungen, umso mehr, als es gelegentlich vorkam, dass auf sol-

che Stammabschnitte nachträglich noch Sonderzuteilungen 

aufgerufen wurden. Insofern bedeutete die Teilnahme an der 

«Volksabstimmung» für jeden Ostberliner wenigstens ein klei-

nes potentielles Opfer und eine durchaus konkrete Gefährdung 

zugleich. Wenn dennoch eine so starke Beteiligung erreicht 

wurde, dann durfte dies als ein Test dafür gelten, dass der Wi-

derstandswille der Berliner auch jenseits des Brandenburger 

Tors noch ungebrochen war. Im übrigen hatten auch rund 

35’000 Bewohner aus den verschiedenen Ländern und Provin-

zen der Sowjetzone unaufgefordert die Stammabschnitte ihrer 

Lebensmittelkarten eingesandt, bloss um der Aktion als sol-

cher ihre Sympathie zu bekunden. 

Um die Bevölkerung Westberlins vor den Wahlen zum Abge-

ordnetenhaus im Dezember 1950 im letzten Augenblick zu 

verwirren, richtete Ebert als Oberbürgermeister des Sowjet-

sektors Ende November ein Schreiben an seinen «Kollegen» 
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Ernst Reuter, in dem er seinerseits überraschend freie und de-

mokratische Wahlen in ganz Berlin für den März 1951 vor-

schlug. Um aber ja nicht beim Wort genommen zu werden, 

knüpfte er daran die gleiche unmögliche Bedingung, die schon 

der sowjetische Kommandant im Sommer erhoben hatte: Ab-

zug sämtlicher Besatzungstruppen aus Berlin. Reuters Antwort 

lautete lakonisch: «...Freie demokratische Wahlen in ganz Ber-

lin würde ich, wie jeder Berliner, freudig» begrüssen. Der un-

gehinderten Durchführung freier, gleicher, allgemeiner und 

geheimer Wahlen, wie sie 1946 schon einmal durchgeführt 

worden sind, steht seit dem 30. November 1948 nur der Zwang 

entgegen, den Sie und andere ohne Befragung des Volkes ein-

gesetzte Behörden auf die Bevölkerung des Ostsektors aus-

üben.» 

Da Stalin in jener Zeit eines der Hauptziele seiner Politik darin 

sah, die Eingliederung der Bundesrepublik in das westliche 

Verteidigungsystem zu hintertreiben, spannte er mehrfach die 

Regierung der «DDR» vor, um sich mit irgendwelchen ge-

samtdeutschen Plänen an die Bundesregierung zu wenden. 

Ende 1950 richtete Grotewohl den Vorschlag an den Bundes-

kanzler, einen «Gesamtdeutschen Konstituierenden Rat» unter 

paritätischer Zusammensetzung aus Vertretern Ost- und und 

Westdeutschlands zu bilden, um die Basis für ein gesamtdeut-

sche Regierung zu schaffen. Dr. Adenauer reagierte darauf 

nicht direkt, sondern überliess die Antwort dem Bundestag, der 

am 15. Januar 1951 mit überwältigender Mehrheit, also auch 

mit den Stimmen der sozialdemokratischen Opposition, eine 

entsprechende Resolution billigte. Diese Resolution erklärte 

unter anderem die Betätigungsfreiheit für alle Parteien, die Zu-

lassung und Vertriebsfreiheit für alle Zeitungen wie die per-

sönliche Sicherheit zu unabdingbaren Voraussetzungen für die 

Wiedervereinigung auf der Basis freier Wahlen. Ausserdem  
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hob die Resolution hervor, dass die Bundesrepublik bisher 

nicht einen einzigen Soldaten unter den Fahnen halte, wäh-

rend die Aufstellung einer militärähnlichen kasernierten 

Volkspolizei in der Sowjetzone unaufhaltsame Fortschritte 

mache. 

Im September 1951 unternahm Grotewohl einen erneuten 

Vorstoss. Er appellierte an die «Volkskammer», diese möge 

sich mit dem Bundestag in Bonn in Verbindung setzen, um 

über die Durchführung gesamtdeutscher freier Wahlen und 

über den Abschluss eines Friedensvertrages zu verhandeln. 

Noch vor einer Stellungnahme des Bundestages nagelte dies-

mal der Senat von Berlin den Ministerpräsidenten der «DDR» 

auf die Ernsthaftigkeit seiner Absichten fest. Westberlin sei 

jederzeit zu freien Wahlen in ganz Berlin bereit, die den Mo-

dellfall für gesamtdeutsche freie Wahlen abgeben könnten. 

Hier bestehe auch seit fünf Jahren eine Wahlordnung, die es 

ermögliche, schon in kürzester Zeit die Bevölkerung in allen 

Sektoren zur Entscheidung aufzurufen. Entsetzt winkte Grote-

wohl mit fadenscheinigen Begründungen ab. Auch Oberbür-

germeister Ebert liess sich wieder vernehmen, der die Auf-

fassung vertrat, wer angesichts der Vorschläge der sowjetzo-

nalen Volkskammer mit «Berliner Krähwinkeleien» antworte, 

handle bewusst «gegen die Lebensinteressen der deutschen 

Hauptstadt und Deutschlands überhaupt». 

Schon aus diesen Reaktionen ging hervor, wie wenig aufrich-

tig Grotewohls gesamtdeutsche Ambitionen tatsächlich ge-

meint waren. Dennoch griff die Bundesregierung die Vor-

schläge unverzüglich auf und legte dem Bundestag ein 14-

Punkte-Programm für eine gesamtdeutsche Wahlordnung vor, 

das am 28. September 1951 mit den Stimmen aller Parteien 

gegen die Kommunisten, die im ersten Bundesparlament noch  
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über 15 Vertreter verfügten, angenommen wurde. Das 14-

Punkte-Programm enthielt alle Bedingungen, die für die 

Durchführung wirklich freier und unbeeinflusster Wahlen un-

erlässlich waren. Im konkreten Falle forderte das Programm 

vordringlich, dass sämtliche Beschränkungen im Personenver-

kehr zwischen den Besatzungszonen einschliesslich Gross-

Berlins spätestens drei Monate vor der Wahl auf gehoben wer-

den müssten und dass die Wahl selbst unter dem Schutz inter-

nationaler, aus Vertretern neutraler Mächte gebildeter Kon-

trollorgane stattfinden sollte. Die Vorschläge des Bundestages 

wurden sofort den drei Westmächten übergeben, die sie am 5. 

November 1951 dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 

zuleiteten. Schon am 13. November nahm die Vollversamm-

lung der Vereinten Nationen mit 47 gegen 6 Stimmen bei 2 

Enthaltungen den Antrag der Westmächte an, in dem die Bil-

dung einer unparteiischen internationalen Kommission unter 

Aufsicht der Vereinten Nationen gefordert wurde. Diese sollte 

eine gleichzeitige Untersuchung in der Bundesrepublik, in 

Berlin und in der Sowjetzone durchführen, um zu ermitteln, 

«ob die gegenwärtigen Verhältnisse die Abhaltung wirklich 

freier Wahlen in diesen Gebieten zuliessen». Ein Sonderaus-

schuss wurde eingesetzt mit der Weisung, sich mit diesen Fra-

gen zu beschäftigen und für die Vollversammlung eine «ab-

stimmungsreife Entschliessung» auszuarbeiten. 

Der Sonderausschuss nahm seine Tätigkeit in Paris auf und be-

schloss, Vertreter aller deutschen Gebietsteile einzuladen und 

anzuhören. Delegationsführer der deutschen Bundesrepublik 

war Dr. von Brentano, der heutige Aussenminister. Der Berli-

ner Senat entsandte den Regierenden Bürgermeister persönlich 

nach Paris. Die sowjetzonale Delegation wurde von Dr. Bolz, 

dem heutigen Aussenminister der «DDR» geleitet. Brentano 

erklärte im Namen der Bundesregierung und der überwältigen- 
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den Mehrheit des Bundestages, «dass wir die Tätigkeit einer 

unparteiischen Untersuchungskommission nicht nur nicht 

fürchten, sondern wünschen». Reuter fühlte sich nicht allein 

als Vertreter Berlins, sondern auch als Vertreter der unter-

drückten Bevölkerung der Zone, als er feststellte: «...Das Ein-

greifen der Vereinten Nationen zunächst durch eine Untersu-

chungskommission wird von der ganzen Bevölkerung der So-

wjetzone dringend erwartet. Sie hofft, dass die freie Welt sie 

nicht im Stich lassen und die Rechte wiederherstellen wird, auf 

Grund deren allein eine demokratische Ordnung hergestellt 

werden kann . . . Senat und Abgeordnetenhaus von Berlin sind 

bereit, eine solche Lösung mit allen Mitteln zu unterstützen. 

Ebenso erklären wir uns bereit, einer von den Vereinten Na-

tionen zu bildenden Kommission jede von ihr gewünschte 

Möglichkeit zur Untersuchung aller Verhältnisse zu geben.» 

Der Vertreter der Sowjetzone hingegen beschränkte sich auf 

die üblichen Angriffe gegen die Bundesrepublik und Westber-

lin, leugnete jede Unfreiheit und politische Verfolgung An-

dersdenkender in der «DDR» glatt ab, um schliesslich seine 

Ablehnung mit folgenden Worten zu begründen: «...Die Re-

gierung der Deutschen Demokratischen Republik ist der Auf-

fassung, dass die Durchführung freier gesamtdeutscher Wah-

len für eine Nationalversammlung innere Angelegenheit des 

deutschen Volkes selbst ist. Die Einsetzung einer Überprü-

fungskommission der Vereinten Nationen würde eine Einmi-

schung in diese innere friedliche Angelegenheit der Deutschen 

selbst darstellen. Dies würde den Interessen und den Wün-

schen des Volkes wie den Grundsätzen der Vereinten Nationen 

widersprechen ...» 

Dennoch billigte der Politische Ausschuss der UN-Vollver-

sammlung die Bildung einer Fünfmächte-Kommission, die bis 
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zum 1. September 1952 über ihren Erfolg berichten sollte. 

Während sowohl die Bundesregierung wie der Senat von Ber-

lin nach wie vor ihre Bereitschaft bekundeten, der Kommis-

sion jeden gewünschten Einblick in die politischen Verhält-

nisse zu gestatten, erklärte der Ministerrat der «DDR» am 28. 

Februar 1952, es bestünde keinerlei Veranlassung, eine Ände-

rung des Standpunktes vorzunehmen, den der sowjetzonale 

Vertreter im Dezember 1951 in Paris vorgetragen habe. Damit 

war der bisher aussichtsreichste Versuch gescheitert, die So-

wjets und ihre deutschen Satelliten zum Thema der Wieder-

vereinigung beim Wort zu nehmen. Damit war aber auch vor 

aller Welt klargeworden, dass die Sowjets unter den von ihnen 

propagierten «freien Wahlen» in ihrem Machtbereich nach wie 

vor lediglich eine Wahlkomödie verstanden, die aus-

schliesslich dazu dienen sollte, ihren Willensvollstreckern in 

der Zone tunlichst auch künftig eine Mehrheit zu sichern. 

10. MÄRZ 1952 – EINE VERSÄUMTE GELEGENHEIT? 

Der Schock, den diese negative Haltung des Ostens auslöste, 

mag psychologisch dazu beigetragen haben, dass man im We-

sten der vielleicht einzigen ernsthaften Initiative, die Moskau 

unmittelbar danach direkt zur Wiedervereinigung Deutsch-

lands ergriff, zu wenig Gewicht beimass. Am 10. März 1952 

schickte die Sowjetregierung zum erstenmal nicht ihre 

Pankower Satelliten vor, sondern wandte sich in einer Note 

unmittelbar an die Westmächte, die einige Vorschläge ent-

hielt, die im Hinblick auf die bisherige sowjetische Haltung 

geradezu sensationell klangen. In der Note wurde der Ab-

schluss eines Friedensvertrages vorgeschlagen unter der Be-

dingung, Deutschland als einheitlichen Staat wiederherzustel-

len und sämtliche Streitkräfte der Besatzungsmächte späte- 
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stens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Vertrages aus seinem 

Territorium abzuziehen. Dem deutschen Volk sollten alle de-

mokratischen Rechte gewährleistet werden mit dem Vorbe-

halt, dass keine Organisationen bestehen dürften, die der De-

mokratie und der Sache des Friedens feindlich seien, eine Ein-

schränkung, die immerhin recht verdächtig klang, wenn man 

im Auge behielt, was Moskau üblicherweise unter den Begrif-

fen Demokratie und Frieden verstand. Am erstaunlichsten 

wirkte die Bereitschaft der Sowjets, einem wiedervereinigten 

Deutschland «eigene nationale Streitkräfte, die für die Vertei-

digung des Landes notwendig seien», zu gestatten. Die Gegen-

leistung, die Moskau in seiner Note verlangte, bestand in den 

Forderungen, die Oder-Neisse-Linie als endgültige Grenze an-

zuerkennen und Deutschland aus allen Koalitionen oder Mili-

tärbündnissen herauszuhalten, die sich gegen irgendeinen 

Staat richteten, der aktiv am Kriege gegen das Dritte Reich 

teilgenommen habe. Gleichzeitig erklärte die Sowjetregierung 

ihre Bereitschaft, bei Verhandlungen über einen Friedensver-

trag auch über andere Vorschläge zu diskutieren. 

Kaum ein politisches Dokument ist in den letzten Jahren der-

artig in das Kreuzfeuer verschiedenartiger historischer Beur-

teilungen hineingeraten, wie die Sowjetnote vom 10. März 

1952. War sie ausnahmslos ehrlich gemeint oder kann sich die 

freie Welt heute noch beglückwünschen, damals nicht auf den 

genialsten Propagandatrick Stalins hereingefallen zu sein? Die 

Antwort darauf wird notgedrungen hypothetisch bleiben müs-

sen, weil kein ernsthafter Versuch unternommen wurde, 

gleichsam durch das Papier des diplomatischen Aktenstücks 

hindurch die realen Absichten zu sondieren, die die Sowjets 

möglicherweise mit ihrer Note verbanden. Es steht lediglich 

fest, dass Stalin, dem Buchstaben nach, bereit war, einen ho- 
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hen Preis dafür zu bezahlen, um die Einbeziehung des weitaus 

grösseren, volkreicheren und industriell stärkeren Teiles 

Deutschlands in das westliche Verteidigungssystem zu ver-

hindern. Gewiss durfte ein wiedervereinigtes Deutschland 

nach der Absicht Moskaus keinem weltpolitisch interessanten 

Militärbündnis angehören, aber es sollten ihm nationale Streit-

kräfte eingeräumt werden, und die Sowjets konnten sich kaum 

darüber im Zweifel sein, auf welcher Seite diese Streitkräfte 

in einem bitteren Ernstfall trotz politischer Neutralität gestan-

den hätten. Gewiss präzisierte die Sowjetnote nicht mit hinrei-

chender Deutlichkeit die elementare Voraussetzung für die 

Realisierung ihrer Vorschläge, nämlich freie Wahlen. Eine 

sinngemässe und wörtliche Auslegung dieser Vorschläge hät-

te dessenungeachtet in durchaus absehbarer Zeit die eindeu-

tige Liquidierung des kommunistischen Regimes in der Sow-

jetzone bedeutet. 

Freilich waren die psychologischen Voraussetzungen im We-

sten für eine unbefangene Diskussion der Sowjetnote so un-

günstig wie nur möglich. Einmal wirkte, wie bereits erwähnt, 

in der freien Welt die Empörung über die Behandlung nach, 

die das Zonenregime im Schutze des «grossen Bruders» der 

Delegation der Vereinten Nationen widerfahren liess. Gerade 

hierin lag ein ebenso provokatorischer wie ernüchternder Be-

weis dafür, wie es sogar der höchsten und wichtigsten Institu-

tion der ganzen Welt erging, wenn sie sich bereit zeigte, sich 

auf kommunistische Empfehlungen einzulassen. Ausserdem 

hatte gerade in jener Zeit das Vertrauen des Westens auf die 

sogenannte «Politik der Stärke» einen Höhepunkt erreicht. 

Die über fast zwei Jahre hingezogenen Verhandlungen über 

die militärische Integration der Bundesrepublik in die EVG 

und damit in das NATO-System standen kurz vor dem Ab-

schluss. Niemand sah damals voraus, dass die Ratifizierung 
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der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft durch die natio-

nalen Parlamente sich noch länger hinschleppen würde als die 

Vorverhandlungen. Noch weniger war zu unterstellen, dass 

ausgerechnet das Land, das den Gedanken der Verteidigungs-

gemeinschaft geboren hatte, dieser Konzeption zweieinhalb 

Jahre später den Todesstoss versetzen sollte. 

War es also angebracht, die geplante europäischatlantische In-

tegration der Bundesrepublik erneut auf ungewisse Frist zu 

vertagen, nur um mit den Sowjets über die Modalitäten einer 

deutschen Wiedervereinigung zu verhandeln, wodurch man 

sich wahrscheinlich abermals aufs Glatteis locken und von 

vordringlicheren Notwendigkeiten ablenken liess? Nachträg-

lich kann über die ominöse Sowjetnote vom 10. März 1952 

nur soviel mit Sicherheit gesagt werden: Sofern sie ausnahms-

weise von ihrem Urheber Stalin wirklich ehrlich und in dem 

Sinne gemeint war, mit einer Wiedervereinigung Deutsch-

lands einer normalen Entwicklung in Europa und der Welt die 

Bahn zu bereiten, dann rächte sich an ihm in diesem Augen-

blick in geradezu tragischer Weise die Doppelzüngigkeit und 

Unehrlichkeit seiner Politik in den voraufgegangenen sieben 

Jahren – oder, besser gesagt, in den voraufgegangenen neun 

Jahren, denn mindestens seit Teheran hatte Stalin seine west-

lichen Partner unentwegt nach allen Regeln der Kunst hinters 

Licht geführt und so bei ihnen allmählich ein unheilbares 

Misstrauen erzeugt, das nun vielleicht in einem Ausnahmefall, 

soweit es sich wirklich um einen solchen handelte, zu weit ge-

hen mochte. 

Die Aufnahme der Sowjetnote bei ihren Adressaten war je-

denfalls kühl und zurückhaltend. Die Westmächte wiesen in 

ihrer Gegennote abermals auf die Notwendigkeit der Durch-

führung freier Wahlen in allen ehemaligen Besatzungszonen  
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hin. Ähnlich äusserte sich die Bundesregierung, vor allem der 

Bundeskanzler, der sich in einer öffentlichen Rede am 16. 

März 1952 vor allem mit der Zumutung beschäftigte, Deutsch-

land gegen den Willen der überwiegenden Mehrheit seiner Be-

völkerung vom Westen lösen zu wollen und es zu einem offi-

ziellen und endgültigen Verzicht auf die verlorenen Ostgebiete 

jenseits von Oder und Neisse zu bewegen. Bei der Bundestags- 

debatte über den Etat des Auswärtigen Amts, dem damals noch 

der Bundeskanzler persönlich vorstand, prallten im April 1952 

die Gegensätze zwischen Regierung und Opposition wieder so 

heftig wie nur je aufeinander. Die Regierung versprach sich 

offenbar von dem konkreten Inhalt der Note zuwenig, die Op-

position wahrscheinlich zuviel. Von einer gemeinsamen Aus-

senpolitik, die Reuter so am Herzen lag, konnte jedenfalls nach 

dem erneuten Ausbruch gegenseitiger Leidenschaften, die sich 

in den folgenden Monaten im Zusammenhang mit der Unter-

zeichnung der Westverträge noch steigerten, weniger denn je 

die Rede sein. 

DER VOLKSAUFSTAND IN MITTELDEUTSCHLAND 

Genau ein Jahr später, am 5. März 1953, starb Stalin, und da-

mit ging zweifellos eine bedeutsame Epoche der Weltpolitik 

zu Ende. Mit mehr Klarsicht als viele seiner Zeitgenossen be-

griff Ernst Reuter, dass dieses Ereignis nicht ohne tiefgrei-

fende Folgen auf die Struktur des Sowjetsystems selbst und 

auf sein Verhältnis zu seinen Satelliten bleiben würde. 

Schliesslich kannte Reuter den sowjetischen Kommunismus 

und dessen Spielregeln und Methoden aus eigener Erfahrung. 

Vor allem zweifelte er nicht daran, dass jetzt oder nie die 

Stunde für eine mitreissende politische Offensive des Westens 

gekommen sei. Er, der jedem Doktrinarismus widerstrebte,  

291 



trug auch in Bezug auf den Kommunismus keine Scheuklap-

pen vor den Augen. Bei aller tiefen Abneigung und allem un-

verhohlenen Misstrauen hielt er ihn für prinzipiell wandlungs-

fähig, hielt er es in erster Linie für notwendig, die innere Un-

sicherheit des kommunistischen Systems zugunsten einer po-

litischen Befreiung der Sowjetzone auszunutzen. Darum 

brachte er wenig Verständnis dafür auf, wie abwartend und 

tatenlos, um nicht zu sagen, steril der Westen seinerseits auf 

die Zeitenwende reagierte, indem er an seinen Konzeptionen 

unverändert festhielt, statt sie der veränderten Situation anzu-

passen. 

Als am 16. und 17. Juni 1953 in Ostberlin und in der ganzen 

Sowjetzone ein Volksaufstand von elementarer Gewalt gegen 

das verhasste Ulbricht/Grotewohl-Regime ausbrach, befand 

sich Reuter gerade auf einer Urlaubsreise. Trotz aller Bemü-

hungen, von Wien aus, wo er sich gerade aufhielt, sofort auf 

dem Luftweg nach Berlin zurückzukehren, erhielt er einen 

Flugzeugplatz erst für den 18. Juni, als die einzige echte deut-

sche Revolution dieses Jahrhunderts von den sowjetischen 

Panzern bereits niedergewalzt worden war. Trotz alledem 

hatte der Verlauf des Aufstandes zum erstenmal in der Ge-

schichte einige Auffassungen, die bis dahin als Axiome gal-

ten, mit erschütternder Wucht widerlegt: etwa, dass jede spon-

tane Erhebung von Volksmassen gegen ein totalitäres Regime 

unweigerlich zum Scheitern verurteilt sei. Ohne das brutale 

Eingreifen der sowjetischen Panzer hätte gerade der Zorn der-

jenigen, die Ulbricht und Grotewohl bis dahin als «Klassen-

genossen» ansprachen, die kommunistischen Machthaber im 

Handumdrehen von ihren angemassten Sesseln hinweggefegt. 

In Ostberlin wie in der Zone zeigte es sich, dass grosse Teile 

der Volkspolizei mit den Demonstranten aus den Fabriken und 

Betrieben entweder gemeinsame Sache machten oder, völlig  
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überrumpelt, buchstäblich Gewehr bei Fuss standen, überall 

wurden Gefängnisse und Zuchthäuser erstürmt, politische 

Häftlinge in Scharen befreit. Ausserdem erlitt durch die Ereig-

nisse des 17. Juni die Idee der kommunistischen Weltrevolu-

tion moralisch den ersten entscheidenden Stoss, ein Phäno-

men, das sich drei Jahre später in Ungarn in noch krasserer 

Weise wiederholte. Man konnte wohl nach dem Aufstand ver-

suchen, ihn als ein abgekartetes Spiel faschistischer Banden 

und Agenten zu verleumden. Aber dadurch wurde der bestür-

zende Gewissenskonflikt nicht aufgehoben, in den jeder ein-

fache Rotarmist während des Auf Standes geriet, als er plötz-

lich den Befehl erhielt, mit Panzern in streikende Arbeiter hin-

einzufahren, die gegen ihre eigenen angeblichen «Errungen-

schaften» demonstrierten und streikten. 

Reuter kam gerade noch zurecht, um im Rahmen einer feierli-

chen Trauerkundgebung vor dem Schöneberger Rathaus den 

Opfern des 17. Juni, soweit man sie hatte bergen können, ei-

nige ehrende Gedenkworte ins Grab nachzurufen. Aber natür-

lich beschränkte sich seine Aktivität nicht auf die Erfüllung 

dieser schmerzlichen Pflicht. Er hielt es für unbedingt notwen-

dig, die Sowjets gerade jetzt so schnell wie möglich an den 

Verhandlungstisch zu zwingen und sie zum Thema der Wie-

dervereinigung Farbe bekennen zu lassen. In den nächsten 

Wochen hämmerte er in zahlreichen Reden, Rundfunkanspra-

chen, Pressekonferenzen und Interviews der deutschen wie der 

internationalen Öffentlichkeit ins Bewusstsein, die Sowjet-

union sei weder materiell noch gar moralisch so stark, wie sie 

sich selbst hinstelle. Leider stiess Reuter mit solchen Äusse-

rungen und Vorschlägen allenfalls auf das Interesse, nicht aber 

auf eine entsprechende Tatbereitschaft seiner jeweiligen Ge-

sprächspartner. 
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Unmittelbar zu handeln vermochte der Regierende Bürger-

meister nur in seinem eigenen Zuständigkeitsbereich, und das 

tat er mit allen nur denkbaren Konsequenzen. Sein letztes 

grosses Werk zur Linderung der Not der Zonenbevölkerung 

bestand in der Organisierung einer grosszügigen Lebensmit-

telhilfe. Er spannte für diesen Zweck die kommunalen Dienst-

stellen in Westberlin ein und forderte von der Bundesregie-

rung einen entsprechenden finanziellen Zuschuss, um die Ak-

tion in die Wege zu leiten. Als man in Bonn zögerte, fuhr er 

selber nach dort und fand für seine Anregung beim Bundes-

kanzler bereitwilliges Verständnis. Am 17. Juli wurde be-

kanntgegeben, jeder Bewohner des Ostsektors oder der So-

wjetzone könne sich unentgeltlich ein Paket mit hochwertigen 

Lebensmitteln in Westberlin abholen. Trotz des Verbotes der 

sowjetzonalen Behörden, sie entgegenzunehmen, konnten in-

nerhalb von drei Wochen fast drei Millionen Pakete ausgege-

ben werden. Eine zweite Aktion dieser Art, die Ende August 

begann, führte nicht zum gleichen Erfolg, da sich das 

Pankower Regime inzwischen wieder leidlich konsolidiert 

hatte und die Überwachungsmassnahmen an den verschiede-

nen Kontrollpunkten besser funktionierten. 

REUTERS PLÖTZLICHER TOD 

Inzwischen war die Stunde des Wahlkampfes um die grosse 

Entscheidung auf der Bundesebene am 6. September 1953 

herangekommen. Für Reuter, der an diesem Kampf sehr inten-

siv persönlich teilnahm, stand die ganze Auseinandersetzung 

von vornherein im Zeichen einer falschen Alternative: für oder 

gegen die EVG. Die Regierungs- wie die Oppositionsparteien 

schienen schon nach überraschend kurzer Zeit aus den Augen  
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verloren zu haben, was für Lehren jede beteiligte Gruppe in 

ihrer Art aus dem grossen Ereignis des 17. Juni hätte ziehen 

müssen. 

Ernst Reuter trug zeitlebens in einer an sich sehr glücklichen 

Mischung zwei Seelen in seiner Brust: die eines Optimisten 

und die eines Realisten. Als Optimist wünschte er nicht nur, 

sondern rechnete er auch mit dem Sieg seiner Partei. Der Rea-

list in ihm musste sich hingegen sagen, dass die Chancen einer 

Opposition, die vier Jahre hindurch eine zwar gutgemeinte, 

aber oft wirklichkeitsfremde Politik getrieben hatte, nicht ge-

rade zum besten bestellt sein konnten. Immerhin hoffte er 

wohl auf eine relativ so starke Zunahme der sozialdemokrati-

schen Stimmen, dass das Wahlergebnis, unter welcher Füh-

rung auch immer, den Weg für eine grosse Koalition ebnen 

würde, die 1949 nicht zustande gekommen war. Diese grosse 

Koalition aller demokratischen Kräfte hatte sich zunächst un-

ter seiner moralischen und später tatsächlichen Führung in 

Berlin in den Zeiten der schlimmsten Not bestens bewährt und 

hielt auch nach wie vor zusammen, obwohl ihr immer wieder 

dank der Bonner Einflüsse ein Auseinanderbrechen drohte. 

Grundsätzlich empfand Reuter zu sehr als Demokrat, um 

nicht, wie viele andere auch, in normalen Zeiten im Allgemei-

nen dem lebendigen Wechselspiel zwischen Regierung und 

kontrollierender Opposition den Vorzug zu geben. In sehr 

aussergewöhnlichen Zeiten aber, in denen es vor allem die 

Wiedervereinigung einer gespaltenen Nation zu bewirken gab, 

plädierte er für eine enge Zusammenfassung aller demokrati-

schen Parteien, schon damit nicht wertvolle Kräfte unnütz ge-

geneinander vergeudet wurden, deren man augenblicklich je-

denfalls an ganz anderen politischen Fronten dringend be-

durfte. Da das Beispiel der ersten Legislaturperiode des Bun-

destags hinlänglich erwiesen hatte, wie unmöglich es war, im 

Zeichen der gegebenen Konstellation zu einer gemeinsamen 
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Aussenpolitik zu kommen, hielt Reuter vornehmlich deswe-

gen für die Zukunft eine andere Lösung für notwendig. 

Das Wahlergebnis des 6. September 1953 enttäuschte jedoch 

Reuters Erwartungen. Dr. Adenauer verhalf seiner Partei dank 

einer schon damals nicht immer unangreifbaren, aber stets 

konsequenten und zielstrebigen Politik nicht nur zu einem un-

erwarteten Triumph, sondern auch zu einer absoluten Mehr-

heit der Sitze im Bundestag. Die Sozialdemokratie hingegen 

konnte zwar im absoluten Ergebnis dank der grösseren Wahl-

beteiligung im Vergleich zu 1949 einige hundertausend Stim-

men hinzugewinnen, prozentual aber ihren Stand von damals 

nur mit knapper Mühe und Not halten. Für eine Oppositions-

partei kam das einer schweren Niederlage gleich. Damit wa-

ren ausserdem alle Aussichten für die Bildung einer grossen 

Koalition zerstoben, weil für sie nach dem Wahlausgang ein 

sichtbares und allgemein überzeugendes Bedürfnis nicht mehr 

bestand. 

Jetzt erst trat Ernst Reuter aus der bisher beobachteten Zurück-

haltung gegenüber seinen Parteifreunden heraus. Auf der er-

sten Sitzung der neuen SPD-Bundestagsfraktion am 17. Sep-

tember fand er deutliche Worte: «...Unsere Wähler haben ver-

standen, was wir nicht wollen . . aber wir haben selten ver-

standen, klar zu sagen, was wir nun eigentlich selber positiv 

wollen –, das ist doch eigentlich die Aufgabe, die eine grosse 

Partei, wie es die Sozialdemokratie ist, zu lösen hat ..» In ei-

nem Referat, das er am Tage darauf vor Berliner SPD-Funk-

tionären hielt, kamen sein Unmut und seine Enttäuschung 

noch stärker zum Ausdruck: 

«...Politik ist Wille zur Macht, und Politik lässt sich ohne 

Macht nicht durchführen. Ein solches Volk ist sonst ein Spiel-

ball anderer Mächte . . . Haben wir Sozialdemokraten immer 

wieder gesagt, dass wir bereit sind, Deutschland zu verteidi- 
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gen? Ja – Ollenhauer hat es gesagt, aber waren das nicht in 

Nebensätzen hingeworfene Bemerkungen? War es nicht zuwe-

nig nach einem Prinzip angesprochen?» 

Einige Tage später fuhr Ernst Reuter zum Deutschen Städtetag 

nach Hamburg und wurde dort zum fünftenmal nacheinander 

zum Präsidenten gewählt: eine Ehrung, die nicht allein Berlin, 

sondern mindestens ebensosehr seinem grossen und populären 

Vertreter galt. Schon zwei Tage nach seiner Rückkehr streikte 

sein müde gewordenes Herz. Am Abend des 28. September 

verliess er vorzeitig eine Sitzung des SPD-Landesvorstandes, 

weil er sich durch eine akute Bronchitis angegriffen und un-

wohl fühlte. In der folgenden Nacht setzte eine schwere Herz-

krise ein, der er nach langem und schmerzhaftem Todeskampf 

in den Abendstunden des 29. September 1953 erlag. 

Ganz Berlin reagierte auf diese unfassliche Nachricht wie ver-

steinert. Hunderttausende von Berlinern, aber auch viele Be-

sucher aus der Sowjetzone zogen an dem vor dem Schöneber-

ger Rathaus aufgebahrten Sarg vorbei. Der Bundespräsident 

eilte nach Berlin, um dem grossen Toten die letzte Ehre zu 

erweisen. Einer der bekanntesten Plätze im Herzen der Stadt, 

damals noch vorwiegend von Trümmern umgeben, wurde in 

«Ernst-Reuter-Platz» umbenannt. Heute schon ist er zum ar-

chitektonisch schönsten Platz der neuen Weltstadt geworden. 

Hier wird die Erinnerung an den grössten Bürgermeister, den 

Berlin je besass, und an eine der bedeutendsten, saubersten 

und stärksten Gestalten der deutschen Demokratie am sinnfäl-

ligsten fortleben. 
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ZWISCHEN STALIN UND CHRUSCHTSCHOW  

(1953-1958) 

KOALITION NACH BONNER MUSTER 

Über der Stadt, die bisher in der internationalen Öffentlichkeit 

und bei Freund und Feind geradezu unzertrennlich mit Ernst 

Reuter verbunden schien, senkten sich zunächst die Schatten 

einer ausgesprochenen Epigonen-Zeit: was Reuter vergeblich 

auf der Bundesebene angestrebt hatte, brach nach seinem 

plötzlichen Tode nunmehr auch in Berlin auseinander. Die 

Allparteienkoalition zerfiel, und das Abgeordnetenhaus lei-

stete sich gleichsam in Sichtweite des totalitären Gegners den 

Luxus von Regierung und Opposition. 

Die Sozialdemokraten präsentierten als Nachfolger Reuters 

den besten und erfahrensten Mann, der ihnen nach dem uner-

setzlichen Verlust verblieben war: den langjährigen Präsiden-

ten des Abgeordnetenhauses, Professor Dr. Otto Suhr. Mehr 

als jeder sonstige Kandidat, der in den Reihen seiner eigenen 

Partei in Betracht gekommen wäre, mehr aber auch als jeder 

Kandidat der beiden anderen politischen Gruppen war Suhr 

mit der Stadtgeschichte Berlins seit jenen historischen Tagen 

des Frühjahrs 1946 verbunden, als der erfolgreiche Abwehr-

kampf der Berliner SPD der ganzen Bevölkerung zum ersten-

mal das Tor zur künftigen Freiheit aufstiess. Als Generalse-

kretär seiner Partei hatte Suhr die SPD seit ihrer Trennung von 

Grotewohl organisatorisch aufgebaut und ihrem grossen Er-

folg vom Oktober 1946 die Bahn geebnet. Seit November  
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1946 fungierte er ohne Unterbrechung als Repräsentant des 

Berliner Parlaments, das er mit seiner Unerschrockenheit und 

würdigen Haltung durch alle Klippen der schweren und gefähr-

lichen Krise von 1947/48 hindurchzusteuern wusste. Seit 1948 

leitete er die Hochschule für Politik, die dank seiner Tatkraft 

wiedererstanden war und heute offiziell der Freien Universität 

eingegliedert ist. 

Gewiss fehlte Suhr die unmittelbare Wärme und die einzigar-

tige Ausstrahlungskraft seines grossen Vorgängers. Auch ver-

mochte er es als Redner nur selten, die Herzen seiner Zuhörer 

zu bewegen oder diese gar mitzureissen. Wo er öffentlich re-

dete, tat er es klug, besonnen und wohlüberlegt, aber ohne je-

nes undefinierbare Temperament, das Berge versetzt. Ferner 

neigte er dazu, Schwierigkeiten mit der eigenen Partei bewus-

ster und vorsichtiger aus dem Wege zu gehen, als Reuter das 

getan hatte. Man kann es auch so ausdrücken, dass Reuter den 

Kampf mit engstirnigen Funktionären aus den eigenen Reihen 

nicht gerade suchte, während Suhr solche Auseinandersetzun-

gen eher scheute. An gesundem politischem Ehrgeiz stand er 

Reuter nicht nach, wenn er ihn auch infolge der Verschieden-

heit seines Wesens anders betätigte. Er war vor allem ein uner-

müdlicher Arbeiter von eisernem Pflichtbewusstsein, der die 

kleinste Unkorrektheit verabscheute. Ausserdem besass er ei-

nen sicheren Blick für die Qualität von Mitarbeitern, mochten 

diese aus noch so anderem Holz geschnitzt sein als er. 

Dennoch unterlag dieser berufenste Nachfolger Reuters bei ei-

ner Kampfabstimmung des Abgeordnetenhauses am 22. Okto-

ber 1953 dem CDU-Gegenkandidaten Dr. Schreiber, der mit 

nur 62 von 120 abgegebenen Stimmen, also mit einer sehr 

knappen Mehrheit, zum Regierenden Bürgermeister gewählt 

wurde. Damit waren eigentlich die Würfel über das Fortbeste- 
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hen der Allparteienkoalition praktisch schon gefallen, wenn es 

auch in den folgenden Wochen nicht an Bemühungen fehlte, 

den endgültigen Riss zwischen den beiden fast gleichstarken 

Gruppen zu vermeiden. Aber die nichtsozialistischen Parteien 

wagten das Experiment, das in jedem Falle ohnedies nur noch 

ein Jahr Zeit hatte, sich zu bewähren. Am 12. November 1953 

stellte der neue Regierende Bürgermeister dem Abgeordneten-

haus zum erstenmal seit 1946 eine Stadtregierung vor, die kei-

ne Vertreter der SPD in ihren Reihen zählte. 

Mit Walther Schreiber trat aber auch zum erstenmal in der 

Nachkriegszeit ein neuer Typ an die Spitze des Berliner Se-

nats, oder, allerdings recht vereinfachend gesprochen, der Ad-

ministrator an die Stelle des Politikers. Die Vereinfachung 

wird jedoch aus der Welt geschafft, wenn man die Akzente 

richtig setzt. Der Politiker Ernst Reuter hatte sich bekanntlich 

schon in früheren Jahren durch seine Tätigkeit als Stadtrat für 

Verkehrswesen in Berlin wie als Oberbürgermeister von Mag-

deburg auch als ein ausgezeichneter Verwaltungsfachmann 

auf kommunalem Gebiet bewährt. Walther Schreiber, der we-

nigstens vor seinem eigenen Gewissen noch immer die Konti-

nuität der preussischen Staatsverwaltung verkörperte, war 

auch ein Politiker von Format und betontem Eigenwillen. 

Nach seiner Verdrängung als Zonenvorsitzender der CDU – 

gemeinsam mit Dr. Hermes – im Dezember 1945 übernahm er 

später die Leitung des Berliner CDU-Landesverbandes. Aus 

der schwierigen Zeit kurz vor der Blockade ist eine Episode 

überliefert, die die persönliche Unerschrockenheit Schreibers 

ebenso illustriert wie sein Gefühl für Selbstachtung, man 

möchte sagen, für preussische Würde. In jenen Tagen war er 

einmal zur sowjetischen Stadtkommandantur bestellt worden 

und musste dort etwa zwanzig Minuten warten, ohne dass sich 

jemand um ihn kümmerte. Nach Ablauf dieser Frist erhob sich 
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Schreiber, verliess das Gebäude und erklärte im Vorbeigehen 

dem Zerberus an der Pforte unmissverständlich, er dächte nicht 

daran, hier länger auszuharren. Er sei entweder Pünktlichkeit 

in der Innehaltung von Terminen oder wenigstens eine Ent-

schuldigung seines jeweiligen Partners gewohnt, wenn sich 

dieser verspäte. 

Sicher fiel einem Manne dieser charakterlichen Prägung der 

Entschluss keineswegs leicht, nach dem toten Rennen im Ab-

geordnetenhaus im Januar 1951 zugunsten Reuters zurückzu-

treten und sich, ursprünglich von seiner Fraktion zum ersten 

Regierenden Bürgermeister Berlins nominiert, nunmehr mit 

dessen Stellvertretung zu bescheiden. Nach Reuters Tod ent-

fielen für Schreiber die Bedenken, sich erneut einer Kampfab-

stimmung zu stellen und aus deren erwartetem, wenn auch 

knappem Erfolg die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen. 

Wie schon mehrfach hervorgehoben, hatte sich das ursprüng-

lich enge politische Einvernehmen der drei demokratischen 

Koalitionspartner an den immer schrofferen Gegensätzen, wie 

sie auf der Bundesebene zutage traten, gleichsam aufge-

braucht, wenigstens vorübergehend. Der unerwartet gewaltige 

Erfolg der CDU bei den Bundestagswahlen vom 6. September 

1953 färbte sichtbar auch auf die Haltung des Berliner Landes-

verbandes ab. Mit der leidlichen Normalisierung der Lage in 

der deutschen Hauptstadt mehrten sich übrigens die Stimmen 

in allen hiesigen Parteien, die auch für Berlin das klassische 

Wechselspiel zwischen Regierung und Opposition forderten. 

Hinzu kam, dass sich besonders auf dem rechten Flügel der 

CDU mit manchen Ressentiments, die die Weimarer Zeit über-

dauert hatten, ein zunehmendes Missvergnügen gegen die 

«ewige» Koalition mit einer sozialistischen Partei geltend 

machte, noch dazu notgedrungen im Zeichen einer ständigen 

Junior-Partnerschaft. Kurz, eine Mehrheit der CDU wie der  
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FDP hielt die Stunde für gekommen, in Berlin eine Koalition 

noch Bonner Muster auf die Beine zu stellen, vielleicht nicht 

zuletzt aus der Besorgnis, nach dem Tode eines so unabhängi-

gen und unbefangenen Mannes wie Ernst Reuter werde auch 

die Berliner SPD ihrerseits noch stärker als bisher auf den da-

maligen Kurs ihrer politischen Freunde in Bonn einschwenken. 

So verständlich diese Erwägungen anmuten mochten, so soll-

ten doch die nahe wie die fernere Zukunft erweisen, dass sie 

von irrigen Voraussetzungen ausgingen. Positive wie negative 

Bewährungsproben kamen auf Berlin zu, die schlechterdings 

in der noch immer isolierten Stadt nur durch ein enges Akti-

onsbündnis der demokratischen Kräfte in ständiger gemeinsa-

mer Verantwortung zu meistern waren. 

Dem neuen Regierenden Bürgermeister war es übrigens nur 

wenig mehr als ein Jahr vergönnt, die Geschicke Berlins zu 

lenken. Er widmete sich in dieser Zeit, die, wie übrigens das 

ganze Jahrfünft zwischen 1953 und 1958, keine massiven po-

litischen Herausforderungen von aussen brachte, umso zielbe-

wusster den Aufgaben der Verwaltung und des städtischen 

Wiederaufbaus. Vor allem knüpfte er mit der Intensivierung 

der Beziehungen zu Bonn an das Erbe Reuters an und wirkte 

durch ebenso geduldige wie zähe Verhandlungen wesentlich 

an den Voraussetzungen mit, die nach Ablauf seiner Amtsfüh-

rung endlich die Wiedergeburt einer modernen Weltstadt in 

grossem Stil ermöglichten. Ebenso wie sein unterlegener Ri-

vale und späterer Nachfolger Otto Suhr verfuhr er nach den 

Grundsätzen der Korrektheit bis ins kleinste Detail. Nicht ohne 

Genugtuung pflegte er im Kreise seiner Freunde gelegentlich 

darauf hinzuweisen, dass nach der sogenannten «Machtüber-

nahme» Hermann Göring als neuer preussischer Ministerpräsi-

dent Gestapo-Beamte in das von ihm sieben Jahre geführte  
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Handelsministerium entsandte mit dem Auftrag, auch dort Be-

weismaterial gegen die angeblich «korrupte Weimarer Demo-

kratie» zusammenzutragen, ohne dass diesen trotz eifrigsten 

Suchens auch nur der kleinste Erfolg beschieden gewesen wä-

re. 

AUSSENMINISTERKONFERENZ 

UND BUNDESVERSAMMLUNG IN BERLIN 

Die im Herbst 1953 geschaffene neue politische Situation 

prägte schon der Debatte über die Regierungserklärung, die 

am 7. Dezember 1953 stattfand, unverkennbar ihren Stempel 

auf. Dennoch waren sich beide Kontrahenten – der CDU/FDP-

Senat wie die SPD-Opposition – von vornherein darüber klar, 

dass es in Berlin wegen der Besonderheit der hier gegebenen 

Lage nicht zu einer solchen Verschärfung der Gegensätze 

kommen durfte, wie sie in Bonn schon seit Jahr und Tag be-

stand. Vor allem machte ein bedeutsames weltpolitisches Er-

eignis, das zur Genugtuung der Berliner in ihren Mauern statt-

fand, eine weitere sinnvolle Zusammenarbeit aller demokrati-

schen Kräfte zwingend erforderlich: die vierte Aussenmini-

sterkonferenz über Deutschland, die in der Zeit vom 25. Ja-

nuar bis 18. Februar 1954 teils im ehemaligen Kontrollratsge-

bäude in Westberlin, teils in der Sowjetbotschaft in Ostberlin 

tagte und die daher unter dem Namen «Berliner Konferenz» in 

die Geschichte eingegangen ist. 

Bekanntlich hatten die drei voraufgegangenen Deutschland-

konferenzen in Moskau und London (1947) wie in Paris 

(1949) ein negatives Ergebnis gehabt. Auch ein 1951 am glei-

chen Ort unternommener Versuch, die Stellvertreter der Aus-

senminister mit diesem Problem zu beschäftigen, war umso 

gründlicher gescheitert, als es nicht einmal zu einer Verstän- 
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digung über die Tagesordnung, geschweige denn über die Sa-

che kam. Nach dem Volksaufstand in der Sowjetzone ergriff 

im Sommer 1953 die Bundesregierung die Initiative und regte 

bei den Westmächten an, der Sowjetunion eine neue Aussen-

ministerkonferenz vorzuschlagen. In einem Notenwechsel 

vom Herbst gleichen Jahres ging Moskau darauf ein, und als 

Ort dieser diplomatischen Zusammenkunft wurde Berlin be-

stimmt. 

Die ganze Welt, insbesondere die Berliner und die Bevölke-

rung der Sowjetzone sahen dem Ereignis mit einigen Hoffnun-

gen entgegen. Aus manchen Anzeichen liess sich schliessen, 

dass die in Moskau nach dem Tode Stalins eingetretene Ver-

wirrung eine Auflockerung der starren sowjetischen Position 

nach sich ziehen würde. Die Parole der «Koexistenz» begann 

um sich zu greifen. Viele Beobachter entnahmen auch aus 

dem Einverständnis von Stalins Nachfolgern mit dem vorge-

schlagenen Konferenzort und seiner schicksalsschweren Sym-

bolik, diese beabsichtigten die Bevölkerung der gespaltenen 

Stadt wenigstens nicht hundertprozentig zu enttäuschen. 

Umso gründlicher war die Ernüchterung, die der Konferenz-

verlauf mit sich brachte. Schon die ersten Beratungstage 

machten die gegensätzlichen Positionen in der alten Unver-

söhnlichkeit sichtbar. Der Plan der Westmächte sah vor, die 

beiden Teile Deutschlands durch freie Wahlen wiederzuverei-

nigen und dem neuen deutschen Gesamtstaat volle aussenpo-

litische Entscheidungsfreiheit zuzugestehen. Von einer sol-

chen Entscheidungsfreiheit wollten die Sowjets nach wie vor 

nichts wissen, da sie voraussahen, dass mit einer solchen Lö-

sung das westeuropäische Bündnissystem künftig auch noch 

um das Gebiet der Sowjetzone erweitert werden würde. Der 

inzwischen wieder zum Aussenminister arrivierte Molotow 

beharrte demgegenüber darauf, vor jeder Erörterung freier  
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Wahlen müsse eine paritätisch zusammengesetzte gesamt-

deutsche Kommission gebildet werden, aus der eine proviso-

rische deutsche Regierung hervorgehen solle. Ferner kam Mo-

lotow wieder auf die alte Forderung zurück, alle Besatzungs-

truppen aus Deutschland zurückzuziehen. Auch in der Öster-

reich-Frage, die ebenfalls auf der Tagesordnung der Konfe-

renz stand, kamen die Aussenminister nicht vom Fleck. Die 

ganzen Beratungen verliefen ohne dramatische Höhepunkte, 

aber in einer Atmosphäre jenes eisigen Winterfrostes, der ge-

rade in den Wochen der Konferenz auch das äussere Klima 

bestimmte. Man trennte sich wieder einmal unter Wahrung der 

Formen diplomatischer Höflichkeit, doch ohne praktisches 

Ergebnis. 

Mit dem Scheitern der Aussenministerkonferenz verflüchtig-

ten sich auch sehr rasch die entgegenkommenden Gesten der 

Ostberliner Stadtverwaltung, die offensichtlich nur dazu be-

stimmt waren, dem internationalen Publikum, das die frühere 

deutsche Hauptstadt im Winter 1954 bevölkerte, Sand in die 

Augen zu streuen. Für einige Wochen konnte der Aussenste-

hende den Eindruck gewinnen, als sei Berlin eine durchaus 

normale Stadt. Schon das Hin- und Herpendeln der Minister-

beratungen zwischen Kontrollratsgebäude und Sowjetbot-

schaft verstärkte diese Illusion. Die Volkspolizei des Sowjet-

sektors befleissigte sich eines besonders höflichen und ver-

bindlichen Auftretens. Kontrollen an den Sektorengrenzen 

fielen praktisch fort. Ausländische Journalisten durften jen-

seits des Brandenburger Tors genauso ungehindert fotografie-

ren wie in Westberlin. Nach Abschluss der Konferenz trat je-

doch sehr bald auch in der gespaltenen Stadt wieder der Alltag 

in seine Rechte. Alle Erklärungen über die Wiederherstellung 

der deutschen Einheit bekamen seit jener Zeit einen mehr und  
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mehr deklamatorischen Charakter, ein elementares und über-

aus akutes politisches Problem rückte immer augenfälliger in 

ungewisse Zukunftsferne. 

Umso mehr trachteten Bundestag und Bundesregierung da-

nach, die unbedingte Zugehörigkeit Westberlins zum freien 

Teil Deutschlands mit allen Mitteln zu sichern und diese Ab-

sicht auch vor dem Auge der Welt durch entsprechende 

Massnahmen zu bekräftigen. Die wichtigste dieser Art be-

stand in der Einberufung der Bundesversammlung im Juli 

1954 nach Berlin. Bei der Bundesversammlung handelt es sich 

um eine konstitutionelle Körperschaft, die vom Bundestag 

und aus ebensoviel gewählten Vertretern der Länder gebildet 

wird und die alle fünf Jahre zu dem einzigen Zweck zusam-

mentritt, den Bundespräsidenten zu wählen. Im September 

1954 lief die erste Amtsperiode von Professor Theodor Heuss 

ab. Da das Grundgesetz eine einmalige Wiederwahl des 

Staatsoberhauptes gestattete und Bundespräsident Heuss es 

verstanden hatte, seine repräsentative Funktion in sehr unver-

wechselbarer Weise mit Geist und Inhalt zu erfüllen, bestand 

an dem Ausgang der feierlichen Wahlhandlung von vornher-

ein kein Zweifel. Die Bundesversammlung bestätigte Profes-

sor Heuss mit überwältigender Mehrheit in seinem Amt, und 

er selbst nahm Gelegenheit, sich einige Tage in der von ihm 

so geschätzten Stadt aufzuhalten. Gleichzeitig waren in jenen 

Tagen fast alle obersten Bundesorgane – Bundestag, Bundes-

regierung und die meisten Mitglieder des Bundesrates in Ber-

lin versammelt. Die Bevölkerung erlebte zum erstenmal, wenn 

auch für sehr kurze Zeit, ein konkretes, ja, handgreifliches 

«Hauptstadtgefühl». 

Im Herbst 1954 erfuhr die Autonomie Berlins und seine for-

male Unabhängigkeit von den westlichen Besatzungsmächten 

durch ein unvorhergesehenes Ereignis eine wesentliche Er-

weiterung. Am 30. August scheiterte das Zustandekommen  
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der seit fast vier Jahren diskutierten EVG an einer Zufalls-

mehrheit der damaligen französischen Nationalversammlung. 

Die öffentliche Meinung in allen Ländern des freien Europa 

reagierte auf diesen Rückschlag der Vereinigungsbestrebun-

gen so empfindlich, dass sich die Staatsmänner gezwungen sa-

hen, schleunigst eine Ersatzlösung ins Auge zu fassen. Das ei-

fersüchtige Beharren Frankreichs auf seiner nationalen Sou-

veränität brachte es paradoxerweise mit sich, dass jetzt auch 

der Bundesrepublik ein Mass an Souveränität zugestanden 

werden musste, wie es nicht einmal deren Regierung ur-

sprünglich erstrebte. Die 1948 begründete Westeuropäische 

Union, die bis dahin aus Grossbritannien, den Beneluxstaaten 

und Frankreich bestand, wurde im Rahmen der sogenannten 

Pariser Verträge durch die Bundesrepublik und Italien erwei-

tert. Ferner wurde die Bundesrepublik als unabhängiger und 

aussenpolitisch souveräner Staat mit eigenen, zu diesem 

Zweck aufzustellenden Streitkräften in das atlantische Vertei-

digungssystem der NATO aufgenommen. Eine neuerliche, 

sehr präzis formulierte Garantie für die Sicherheit des freien 

Berlin bekräftigte zwar die dortige Position der Westmächte, 

sicherte der Stadt jedoch «das höchstmögliche Mass an Selbst-

regierung» zu. Dies teilten auch die Sektorenkommandanten 

dem Berliner Senat im November 1954 offiziell mit. Nachdem 

die Pariser Verträge – im Vergleich zu der EVG-Prozedur in 

einem Minimum von Zeit – von allen Partnerstaaten ratifiziert 

worden waren, erliess die Alliierte Kommandantur für Berlin 

am 5. Mai 1955 ein neues Besatzungstatut, das die Zusage 

vom November 1954 in eine entsprechende Form brachte. 
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WAHLEN VON 1954 – SPD/CDU-KOALITION 

Im Spätherbst 1954 lief ferner die erste Legislaturperiode des 

Abgeordnetenhauses ab. Damit erschien während des Wahl-

kampfes zum erstenmal seit achtjähriger Abstinenz auch die 

SED als Mitbewerber um die Gunst der Wähler auf dem Plan. 

Augenscheinlich überschätzte man in Pankow die Unlustge-

fühle der Westberliner wie überhaupt der westdeutschen öf-

fentlichen Meinung wegen der nunmehr unvermeidlich ge-

wordenen Wiederbewaffnung der Bundesrepublik bei weitem 

und hoffte, diese wenigstens soweit für sich zu mobilisieren, 

um der SED zu einem Sprung über die Hürde der Fünf-Pro-

zent-Klausel zu verhelfen. Diese Rechnung ging mit einer 

schmählichen Blamage auf. Am 5. Dezember 1954 errang die 

SED mit 41’000 Stimmen nur 2,7 Prozent der abgegebenen 

Stimmen und brachte damit gerade die Hälfte des für eine Ver-

tretung im Abgeordnetenhaus erforderlichen Minimums auf. 

Im übrigen hatten die SPD mässige, die CDU dagegen starke 

Stimmengewinne zu verzeichnen. Eine empfindliche Nieder-

lage erlitt lediglich die FDP, die mit knapp 200’000 Stimmen 

(12,8 Prozent) zwei Fünftel ihres Bestandes von 1950 ein-

büsste. Fünf weitere Splitterparteien, unter ihnen die sich in 

Berlin provozierend rechtsradikal gebärdende Deutsche Par-

tei, blieben genau wie die SED unter der erforderlichen Pro-

zentzahl und erhielten somit keine Vertretung im neuen Ab-

geordnetenhaus. Die Wahlbeteiligung, die diesmal sogar bei 

91,8 Prozent lag, war ein erneuter Beweis für die kritische 

Wachsamkeit und Aufgeschlossenheit der Bevölkerung. 

Die knappe Mehrheit, über die bisher CDU und FDP gemein-

sam verfügten, hatte sich nunmehr dank dem Wegfall der 

Stimmen für die Splitterparteien genau umgekehrt zugunsten 

der SPD verschoben. Sie zog mit 64 Mandaten in das neue 
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Parlament ein, die CDU mit 44 und die FDP mit 19. Obwohl 

es nahegelegen hätte, den Spiess umzukehren, widerstrebte 

der SPD jedoch eine Wiederholung des problematischen Ex-

periments von 1953. Der am 11. Januar 1955 mit 104 gegen 

18 Stimmen, bei drei Enthaltungen, zum neuen Regierenden 

Bürgermeister gewählte Professor Dr. Suhr bemühte sich wo-

chenlang um eine Koalition mit der CDU, die sich nach lang-

wierigen Verhandlungen zu einer Zusammenarbeit bereit er-

klärte. Die FDP übernahm als kleinste politische Gruppe die 

Rolle der Opposition. 

Mit seiner Wahl zum Regierenden Bürgermeister und mit der 

Bildung des neuen Senats, den er am 22. Januar 1955 vor-

stellte, musste Dr. Suhr das Amt aus den Händen geben, das 

er seit mehr als acht Jahren ununterbrochen mit dem Gewicht 

seiner Persönlichkeit erfüllt hatte: das des Präsidenten der ge-

wählten Berliner Volksvertretung. Damit begann die meteor-

gleiche Laufbahn des Mannes, der in erstaunlich kurzer Zeit 

zu einer der profiliertesten und volkstümlichsten Figuren der 

deutschen Demokratie überhaupt geworden ist. Nachfolger 

Dr. Suhrs als Präsident des Abgeordnetenhauses wurde der da-

mals erst 41jährige sozialdemokratische Publizist und Politi-

ker Willy Brandt. 

Aus einer Lübecker Arbeiterfamilie stammend und unter 

warmherziger Förderung des dortigen SPD-Reichstagsabge-

ordneten Julius Leber aufgewachsen (der seine Teilnahme an 

der Verschwörung des 20. Juli 1944 als einer der bedeutend-

sten Repräsentanten des deutschen Widerstandes gegen Hitler 

mit dem Leben bezahlen musste), hatte der junge Willy Brandt 

als 19jähriger Student sein Vaterland nach dem 30. Januar 

1933 verlassen und war nach Norwegen ausgewandert, wo er 

später nach seiner Ausbürgerung aus Deutschland die Staats-

angehörigkeit erwarb. Nach Weiterführung seiner Studien be-

tätigte sich Brandt als Journalist und Schriftsteller und musste 
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nach Ausbruch des zweiten Weltkrieges, damals noch offiziell 

«staatenlos», wegen unmittelbarer Gefahr für Leib und Leben 

nach Schweden flüchten, wo er sich auch als Politiker bei 

Schicksalsgenossen der dortigen politischen Emigration be-

reits einen Namen machte. 1946 kehrte er nach Deutschland 

zurück und kam als Presseattaché der norwegischen Militär-

mission nach Berlin, das ihm eine zweite Heimat, wenn nicht 

mehr, werden sollte. Schon bald fasste Brandt den Entschluss, 

auf die Privilegien des Angehörigen einer alliierten Macht zu 

verzichten, und betrieb seine Wiedereinbürgerung als Deut-

scher, um Seite an Seite mit alten und neuen Gesinnungsfreun-

den am Aufbau demokratischer Verhältnisse mitzuwirken. 

Vor allem Dr. Schumacher wurde auf den vielversprechenden 

jungen Politiker aufmerksam und berief ihn Anfang 1948 als 

Berliner Vertreter des damals noch in Hannover tätigen SPD-

Parteivorstandes. Schon nach kurzer Zeit stellte sich jedoch 

heraus, dass Willy Brandt bei aller Loyalität zu seinen politi-

schen Grundsätzen alles andere war als ein Mann des Appa-

rats. Aussenpolitisch huldigte er ähnlichen Auffassungen wie 

Ernst Reuter, dessen Vertrauen er sich in besonderem Masse 

erwarb. Er vertauschte darum seine erste offizielle Funktion 

nach einiger Zeit mit der Leitung der Berliner Parteizeitung, 

was ihm mehr Bewegungsfreiheit und gleichzeitig bessere 

Entfaltungsmöglichkeiten sicherte. Seit 1949 gehörte er als 

Berliner Abgeordneter dem Bundestag an. Unter anderem 

hielt Brandt die anfängliche Feindschaft der Parteimehrheit 

gegen eine Mitwirkung der Bundesrepublik im Europarat für 

einen politischen Fehler und verfocht seine abweichenden 

Überzeugungen vor aller Öffentlichkeit. Auch er glaubte, dass 

ein entschiedenes Eintreten für alle konkreten Möglichkeiten 

einer deutschen Wiedervereinigung die Bejahung der Not- 
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wendigkeit einer westeuropäischen Integration keinesfalls 

ausschliesse. Besonders aber lag ihm daran, die Partei, zu de-

ren Zielen er sich bekannte, aus der ideologischen Isolierung 

herauszubringen und ihr damit bessere Chancen für die Ge-

staltung der deutschen Demokratie zu sichern. Das brachte ihn 

zwangsläufig in einen gewissen Gegensatz zu manchen Sozi-

aldemokraten, die noch immer vergilbten Programmen und 

ebenso vergilbten Wunschvorstellungen nachhingen, sich 

aber gerade dadurch von der deutschen Wirklichkeit gleich-

sam ausschlossen. Ähnlich wie Ernst Reuter litt Brandt unter 

der naiven Zufriedenheit eines sich selbst genügenden Appa-

rats, nahm aber im Gegensatz zu Reuter mit aller Vitalität des 

fast um ein Menschenalter Jüngeren den aktiven Kampf gegen 

manche traditionellen Strukturen und überaltertes Denken auf. 

Während Reuter dank seiner Persönlichkeit und seines Alters 

zwar in allen Kreisen der Partei Respekt genoss, in einigen 

massgeblichen aber nur einen «Respekt wider Willen» und in-

sofern niemals über das verfügte, was man eine politische 

Hausmacht nennt, ging Brandt von vornherein mit Zähigkeit 

darauf aus, sich für seine Zielsetzungen einen soliden organi-

satorischen Rückhalt zu schaffen. Das führte dazu, dass er 

schon 1954 auf dem SPD-Landesparteitag in Berlin zum stell-

vertretenden Vorsitzenden gewählt wurde. Mehr und mehr 

entwickelte er sich zu einem der angesehensten Vertreter jener 

Richtung, der die konkrete Zukunft des Sozialismus und damit 

seine Anpassung an die Bedürfnisse der Gegenwart mehr am 

Herzen lagen als die Pflege des Vergangenen und daher not-

gedrungen in mancher Beziehung Verstaubten. (Diese Rich-

tung hat bekanntlich in jahrelangen internen Diskussionen, 

wie das aus dem im November 1959 verabschiedeten neuen 

Godesberger Programm hervorgeht, schliesslich in der SPD 

den Sieg davongetragen.) 
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Als Dr. Suhr daher Anfang 1955 sein Amt als Präsident des 

Abgeordnetenhauses mit dem des Regierenden Bürgermei-

sters vertauschte, mussten auch Brandts interne Gegner zuge-

ben, dass kein SPD-Politiker in Berlin über mehr öffentliches 

Prestige verfügte als er und infolgedessen praktisch kein an-

derer Bewerber als Nachfolger Dr. Suhrs in Betracht kam. Die 

hohe Funktion, die Brandt somit zufiel, eröffnete ihm neue 

und ungeahnte Möglichkeiten öffentlichen Wirkens von einer 

viel höheren Warte aus, und es sollte sich bald herausstellen, 

mit wieviel Tatkraft und Geschicklichkeit er diese zu nutzen 

verstand. 

TAUWETTER-ILLUSIONEN 

Für die Wiederauferstehung Berlins als moderne Weltstadt, 

deren grosszügige Planung und neuzeitlicher Stil kaum Ver-

gleiche aushält, war das Jahr 1955 von ähnlich entscheidender 

Bedeutung wie für seine politische und geschichtliche Bewäh-

rung die Blockadezeit. Das mochte wenigstens indirekt damit 

Zusammenhängen, dass sich gerade in jener Epoche die Hoff-

nungen auf eine baldige Wiedervereinigung Deutschlands 

nochmals belebten. In der Sowjetunion wurde die Interims-

herrschaft Malenkows durch das Zweigespann Chruscht-

schow/Bulganin abgelöst, das sofort sehr energisch und un-

zweideutig an die Liquidierung der Ära des Stalinismus ging. 

Diese Entwicklung, die schliesslich im Februar 1956 auf dem 

berühmten XX. Parteitag der KPdSU zu einer so lebhaften 

Kritik an der Politik des verstorbenen Götzen führte, dass 

diese fast einer posthumen Achterklärung gleichkam, hatte für 

die innere Struktur des Sowjetsystems objektiv einschnei-

dende Folgen, die in ihrer vollen Bedeutung selbst heute noch 

nicht vollständig zu übersehen sind. Umso mehr musste an-

fänglich die berechtigte Vermutung naheliegen, dass ein so  

312 



gewaltiger Umformungsprozess auch vor der aussenpoliti-

schen Hinterlassenschaft Stalins nicht haltmachen würde. Die 

ersten diesbezüglichen Massnahmen des neuen Regimes wa-

ren übrigens ganz dazu angetan, solche Hoffnungen zu bestä-

tigen. Die im Frühjahr 1955 von Moskau an die Bundesrepu-

blik gerichtete Einladung, normale diplomatische Beziehun-

gen zur Sowjetunion aufzunehmen, wirkte als Sensation. Tat-

sächlich waren die Hintergedanken der Urheber dieses Ange-

bots viel zu raffiniert und genial, um selbst von den meisten 

misstrauischen Beobachtern sofort durchschaut zu werden. 

Allgemein neigte man im Westen anfänglich der Ansicht zu, 

die vieldiskutierte «Politik der Stärke» beginne sich auszuzah-

len. Wir wissen heute, dass die Sowjets in Wirklichkeit viel-

mehr ein Periode vorübergehender taktischer und strategi-

scher Schwäche mit höchster politischer Meisterschaft auszu-

nutzen und zu ihren Gunsten zu wenden verstanden, indem sie 

die öffentliche Meinung des Westens systematisch an der 

Nase herumführten. 

Bekanntlich hatte Moskau von Anbeginn an jeden Versuch, 

die Bundesrepublik in das westliche Bündnis- und Verteidi-

gungssystem einzugliedern, mit allen Mitteln des politischen 

Drucks, aber auch der diplomatischen und psychologischen 

Beeinflussung zu durchkreuzen versucht. Dass im August 

1954 die EVG, und, weit schlimmer noch, die im Zusammen-

hang damit beabsichtigte Etablierung einer politischen Ge-

meinschaft Westeuropas an der negativen Haltung Frank-

reichs gescheitert waren, mochten die Sowjets zwar nach aus-

sen hin als einen grossen politischen Erfolg feiern, mussten 

sich aber insgeheim eingestehen, dass ihr direkter Anteil daran 

nicht sehr hoch veranschlagt werden konnte. Ausserdem 

brachte ihnen dieses Ereignis wenig greifbaren Nutzen, weil 

nach dem Scheitern der EVG die Bundesrepublik unmittelbar  
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Mitglied des NATO-Systems wurde und im Rahmen dieses 

westlichen Militärbündnisses sogar eigene nationale Streit-

kräfte aufzustellen begann. Damit waren die jahrelangen Be-

mühungen, diese für Moskau unsympathische Konstellation, 

koste es, was es wolle, zu verhindern, eindeutig fehlgeschla-

gen. Wenn die Sowjets also gerade in diesem Augenblick di-

plomatische Beziehungen mit Bonn suchten, noch dazu, ohne 

irgendwelche diskriminierenden Gegenbedingungen zu stel-

len, was konnte das anderes bedeuten, als die Absicht, nun un-

verzüglich eine stillschweigende und geschmeidige Anpas-

sung an die neugeschaffenen Realitäten vorzunehmen? Lag 

nicht auch die Vermutung nahe, Moskau werde den nunmehr 

zu schaffenden direkten Draht nach Bonn ausnutzen, um mit 

dem eigentlichen deutschen Staat erfolgverheissende Bespre-

chungen über eine Wiedervereinigung unter erfüllbaren Be-

dingungen anzubahnen? Schliesslich erschien die Bereitschaft 

Moskaus zur Herstellung normaler diplomatischer Beziehun-

gen mit der Bundesrepublik umso mehr als eine Desavouie-

rung Pankows, als von den westlichen Staaten niemand im 

Entferntesten daran dachte, dem Zonenregime die gleiche 

Ehre zu erweisen. Nur die wenigsten argwöhnten damals be-

reits, was die Sowjets mit ihrer erstaunlichen Geste wirklich 

im Schilde führten und dass sie ihnen dermaleinst als Alibi für 

ihre These dienen sollte, die Welt möge endlich gefälligst die 

Existenz zweier deutscher Staaten in aller Form zur Kenntnis 

nehmen, wie sie dies bereits im Jahre 1955 getan hätten. 

Das Zustandekommen der westöstlichen Gipfelkonferenz der 

vier Staats- bzw. Regierungschefs im Juli 1955 in Genf war 

noch mehr dazu angetan, gewisse Illusionen über eine baldige 

Lösung der leidigen deutschen Frage zu begünstigen, beson-

ders weil die Teilnehmer ihren Aussenministern den Auftrag  
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erteilten, im Herbst am gleichen Ort zusammenzutreffen, um 

Vorschläge für eine Wiedervereinigung auf der Basis freier 

gesamtdeutscher Wahlen auszuarbeiten. Jedenfalls begannen 

im Sommer 1955 Konjunkturritter aus allen Kreisen der west-

deutschen Bevölkerung ein verdächtiges Interesse für eine bal-

dige Übersiedlung nach Berlin zu bekunden, um möglichst 

schon an Ort und Stelle zu sein, wenn die Stadt ihre eigentli-

chen Funktionen wieder aufnehme. Schlagartig stiegen auch 

die Spekulationen mit Berliner Grundbesitz vorübergehend im 

Preise an. Doch schon im September, als die Delegation der 

Bundesrepublik unter der Führung Dr. Adenauers in Moskau 

eintraf, um mit den Sowjets Verhandlungen über die Aufnah-

me diplomatischer Beziehungen zu führen, folgte die erste 

schwere Enttäuschung. Die sowjetischen Partner wichen jeder 

Debatte über eine Wiedervereinigung aus, verstanden es je-

doch, das deutsche Interesse an dem Verbleib der noch in der 

Sowjetunion verbliebenen Kriegsgefangenen moralisch so in 

den Vordergrund zu spielen, dass deren Freigabe schliesslich 

zur einzigen Gegenleistung für das Einverständnis der Bun-

desrepublik wurde, mit Moskau in offizielle Beziehungen zu 

treten. Das war das Vorspiel zur zweiten Ost-West-Begeg-

nung in Genf, zu der Aussenministerkonferenz im Herbst 

1955, auf der sich die Sowjets in der deutschen Frage so un-

nachgiebig wie eh und je zeigten. Hatten sie noch im Sommer, 

während der Gipfelkonferenz die Verantwortung der ehemali-

gen vier Besatzungsmächte grundsätzlich anerkannt, stellte 

sich Moskau im Herbst plötzlich auf den Standpunkt, eine spä-

tere gesamtdeutsche Lösung zu finden sei Angelegenheit der 

Deutschen selbst, nämlich der souveränen Bundesrepublik 

und der nach sowjetischer Lesart ebenfalls souveränen 

«DDR». 

Dadurch wurden bis jetzt alle westlichen Bemühungen um 

eine Wiedervereinigung Deutschlands erfolgreich verbaut.  
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Noch immer gibt es allerdings auch in der freien Welt Men-

schen, die es nicht verstehen, warum die Bundesrepublik Mos-

kau nicht längst beim Worte genommen und ihrerseits direkte 

Besprechungen mit Pankow angebahnt hat. Auf Einzelheiten 

dieses Problems wird das Schlusskapitel nochmals zurück-

kommen. Eine prinzipielle Bemerkung erscheint aber schon 

bei dieser Gelegenheit angebracht. Diskussionen mit Partnern, 

mit denen man auch nicht ein Minimum an Wertauffassungen 

gemeinsam hat, können immer nur dann fruchtbar sein, wenn 

es um einen Gegenstand geht, der alle Beteiligten, unabhängig 

von der individuellen Wertordnung, durch ein sachliches In-

teresse verbindet. So lässt es sich noch immer denken, dass 

der Westen mit dem kommunistischen Machtblock in abseh-

barer Zeit ein generelles Einvernehmen über die Abrüstung er-

zielt – trotz des Debakels der Genfer Sachverständigenkonfe-

renz und der Wiederaufnahme der Kernwaffenversuche –, 

weil die entbundene Atomenergie mit ihren unermesslichen 

Gefahren den Gläubigen wie den Gottlosen, den Friedfertigen 

wie den Angriffslustigen, den Demokraten wie den überzeug-

ten Anhänger einer Diktatur gemeinsam bedroht. Hier also 

könnte der kollektive menschliche Selbsterhaltungstrieb über 

ideologische Verschiedenheiten vielleicht hinweggehen und 

wenn es auch heute absolut nicht so aussieht, könnten sich 

doch morgen andere Konstellationen ergeben. Bei einer natio-

nalen Lebensfrage, noch dazu bei der Wiedervereinigung ei-

nes willkürlich auseinandergerissenen Staates, dessen kleinere 

Hälfte sogar seit 1945 gezwungen wird, einen Weg einzu-

schlagen, den der weitaus grösste Teil der davon betroffenen 

Bevölkerung als willkürlich und widernatürlich empfindet, ist 

ein Minimum gemeinsamer Wertauffassungen unerlässlich, 

um auch nur ein Minimum von Verständigung zu erzielen. Ge- 
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rade daran aber fehlt es und wird es immer fehlen, solange 

Typen wie Ulbricht und Genossen die Sowjetzone vertreten. 

Was sollten gesamtdeutsche Gespräche zwischen Vertretern 

der Bundesrepublik und der Zone für einen Sinn haben? Der 

eine Partner will aus guten Gründen vor einem totalitären An-

spruch nicht kapitulieren, der andere will – subjektiv aus eben-

falls wohlerwogenem Interesse – um keinen Preis abtreten. 

Dennoch gibt es auch in den Beziehungen zwischen Bundes-

republik und Sowjetzone einen neutralen Raum, den der soge-

nannten und oft erwähnten «technischen Kontakte». Für diese 

technischen Kontakte gilt sinngemäss das gleiche, was vorhin 

über die Abrüstung gesagt wurde: sie beruhen auf den elemen-

tarsten sachlichen Notwendigkeiten. So gibt es Handelsbezie-

hungen zwischen den beiden Teilen Deutschlands, Abspra-

chen über den Eisenbahnverkehr, die Postbeziehungen, ge-

genseitige Amtshilfe etwa der beiden Polizeien zur Bekämp-

fung und Aufklärung einwandfrei krimineller Delikte. Wo 

aber immer das Thema der Wiedervereinigung berührt wird, 

erscheint automatisch ein unveräusserlicher nationaler Wert 

von höchster Bedeutung auf der Tagesordnung, der von bei-

den Seiten völlig verschieden ausgelegt wird: von der einen, 

der Bundesregierung, im Sinne des Zusammengehörigkeits-

gefühls von 70 Millionen Deutschen hüben und drüben, die 

über ihre künftige Ordnung frei entscheiden sollen, von den 

anderen, der Sowjetzonenregierung und vielleicht einigen 

hunderttausend kommunistischen Funktionären, im Sinne ei-

ner Verewigung ihrer augenblicklichen Machtposition. 

Für die Stellung Westberlins jedoch wurden aus den Hoffnun-

gen von 1955 sichtbare Realitäten. Bis zur Beendigung der 

Blockade war die Stadt ein Symbol der Freiheit ohne materi-

elle Widerspiegelung, ja, eigentlich ohne einen handgreifli- 
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chen Standort. In das Jahrfünft zwischen 1949 und 1954 fiel 

die Periode der oft unendlich mühseligen Wiederherstellung 

der notwendigsten Fundamente. Die Periode von 1955 bis 

heute lässt sich nicht mehr als blosse «Wiederherstellung» de-

finieren. Es ist eine Periode des Neubaus und der Auferste-

hung, im wörtlichen wie im übertragenen Sinn. Natürlich hat 

die Stadt bis heute, trotz oder gerade wegen des 13. August 

1961, von ihrer einzigartigen freiheitlichen Symbolkraft nichts 

verloren, im Gegenteil; aber es ist eben einiges Staunenswerte 

hinzugekommen. Ganz schlicht ausgedrückt: der fremde Gast 

kann sich in jeder Beziehung wieder wohl fühlen, wenn er der 

Freiheit an dem wohl eigenartigsten Schauplatz dieses Jahr-

hunderts begegnen will. 

Im April 1955 ergriff der Bundeskanzler eine entscheidende 

Initiative, als er, an der Spitze seines sogenannten «Wirt-

schaftskabinetts», auf Einladung des Senats Berlin besuchte. 

Gemeinsam vereinbarte man die Umrisse eines grosszügigen 

Aufbauplans. Der seit 1952 gesetzlich verankerte Bundeszu-

schuss für das «Land Berlin» – er betrug damals 600 Millionen 

DM, in den beiden folgenden 650 bzw. 710 Millionen DM, um 

im Jahre 1955 auf 830 Millionen DM zu steigen – diente in 

erster Linie dem Ausgleich des normalen Berliner Etats. Um 

Berlin auf seine künftigen Hauptstadtfunktionen vorzuberei-

ten, wurde die Finanzhilfe des Bundes um jährliche Zuschüsse 

für den speziellen Aufbauplan und um die Bereitstellung er-

heblicher Darlehen erweitert. Zwar dauerte es noch bis Ende 

des Jahres, bis die im Frühjahr getroffenen Vereinbarungen ihr 

gesetzliches Fundament bekamen, aber die Stadt konnte nun 

endlich mit ihrer sprichwörtlichen Dynamik von der Konsoli-

dierung ihrer Basis zu dem jedem sichtbaren Neubau überge-

hen. 
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SOZIALE GESUNDUNG – WIRTSCHAFTLICHER AUFSCHWUNG 

Wir wollen die politische Ruhepause, deren sich Berlin in der 

Zeit von 1955 bis zu dem Chruschtschow-Ultimatum vom 27. 

November 1958 erfreute, dazu benutzen, um in der Form einer 

kurzen Zusammenfassung das bewundernswerte Phänomen 

der Wiedergeburt einer Weltstadt bis in die Gegenwart etwas 

näher zu beleuchten. Natürlich darf die Bemerkung «politische 

Ruhepause» angesichts der besonderen Lage Berlins nicht all-

zu wörtlich genommen werden. Auch während der eben er-

wähnten Epoche fehlte es an Herausforderungen aller Art 

nicht, wobei nunmehr freilich immer weniger die Sowjets sel-

ber in Erscheinung traten als ihre Pankower Satelliten. Mit der 

im Jahre 1955 erfolgten Erhebung der Strassenbenutzungsge-

bühren und mit der Einführung einer Abgabe für die Binnen-

schiffahrt im Jahre 1958, die erst im Mai 1961 annulliert wur-

de, verstiess die Sowjetzonenregierung eindeutig gegen das 

New Yorker Abkommen vom Mai 1949, das die Freiheit der 

Zufahrtswege von und nach Berlin (selbstverständlich auch im 

materiellen Sinne) ausdrücklich garantierte. Vereinzelte em-

pörende Fälle von Menschenraub beschäftigten das Berliner 

Abgeordnetenhaus und den Senat immer wieder. 1957 über-

rumpelte die sowjetzonale Volkspolizei, angeblich auf der Su-

che nach einem kriminellen Flüchtling, wieder einmal vor-

übergehend die bereits erwähnte Zehlendorfer Exklave Stein-

stücken. Dies sind nur wenige Beispiele für eine permanente 

Kette grösserer und kleinerer Herausforderungen. Dessenun-

geachtet kann die Zeit von 1955 bis 1958, besonders wenn man 

sie mit der an dramatischen Zwischenfällen reichen Ära Ernst 

Reuters vergleicht, als eine relativ ruhige Epoche bezeichnet 

werden. Sowohl der Güterverkehr wie der Personenverkehr 

funktionierten, von gelegentlichen Belästigungen abgesehen,  
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normal. Das in den Jahren zwischen 1949 und 1953 besonders 

intensiv geführte Wiedervereinigungsgespräch, das 1955 aus 

den dargelegten Gründen noch einmal eine kurze Belebung er-

fuhr und das stets Berlin zwangsläufig am stärksten beteiligte, 

fror mehr und mehr auf der Basis der beiderseits unvereinba-

ren Standpunkte des Ostens und des Westens ein. Sowohl die 

Sowjets wie deren deutsche Marionetten erkannten allmäh-

lich, dass der ihnen so unsympathischen «Insel» mit den bisher 

praktizierten Mitteln nicht beizukommen war: weder durch 

den Hunger der Blockade noch durch die in den Jahren danach 

raffiniert betriebenen Versuche einer wirtschaftlichen Isolie-

rung und Aushöhlung. 

Alle diese Massnahmen hatten vielmehr eine gegenteilige 

Wirkung gehabt. Die bis 1952 noch nicht restlos geklärten Be-

ziehungen Berlins zum Bund wurden immer eindrucksvoller 

und sichtbarer stabilisiert. Die Zeiten waren vorbei, in denen 

Berlin als das «Armenhaus» des freien Deutschland galt. Die 

moralische und effektive Solidarität der Bundesrepublik mit 

der eigentlichen deutschen Hauptstadt wuchs und wuchs, was 

in einer ständigen Verfestigung der wirtschaftlichen Bezie-

hungen und in steigenden Aufträgen seinen Ausdruck fand. 

Mit den Aufträgen stieg auch die Zahl der westdeutschen wie 

der auswärtigen Gäste, die aus privaten Gründen, aber auch in 

immer dichteren Scharen als Besucher von Kongressen und 

sonstigen repräsentativen Veranstaltungen nach Berlin kamen. 

Nicht zuletzt stieg die Anziehungskraft Berlins für kleinere 

und grössere Unternehmer, seitdem dort Ansässige (ab 1. Ja-

nuar 1955) in den Genuss einer 20prozentigen Ermässigung 

der Einkommenssteuer und Körperschaftssteuer kamen. All 

diese Massnahmen spiegelten nicht nur die wachsende Bereit-

schaft des Bundes wider, der besonderen Situation der be-

drängten deutschen Hauptstadt Rechnung zu tragen; sie ver- 
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wandelten auch in verblüffend kurzer Zeit die Lebensbedin-

gungen der Bevölkerung und das Gesicht Berlins. 

Beginnen wir den Überblick mit einer knappen Untersuchung 

der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse. Unter den so-

zialen Phänomenen, die am deutlichsten ins allgemeine Be-

wusstsein traten und direkt wie indirekt das politische Leben 

beeinflussten, sind zunächst die Geissel der Arbeitslosigkeit, 

von der schon des öfteren die Rede war, und die fast vollstän-

dige Überwindung dieser Arbeitslosigkeit an erster Stelle her-

vorzuheben. Von der Jahreswende 1949/50 bis etwa Mitte 

1952 hatte die Ziffer der Arbeitslosen mit geringfügigen 

Schwankungen nach unten konstant bei etwa 300’000 gele-

gen. Multipliziert man unter übrigens sehr summarischer Be-

rücksichtigung der engsten Familienangehörigen diese Zahl 

auch nur mit zwei, so ergibt sich, dass damit in den ersten drei 

Jahren nach der Blockade ein rundes Drittel der Bevölkerung 

dauernd bzw. langfristig vom Erwerbsleben ausgeschlossen 

war. Gewiss linderte das seit Anfang 1950 laufende Not-

standsprogramm in vielen Fällen die schlimmste psychologi-

sche Not, indem es den von der Arbeitslosigkeit Betroffenen 

immer wieder vor Augen führte, dass sie nicht überflüssig 

seien und dass die Gemeinschaft sie brauche. Ausserdem er-

wies sich das Notstandsprogramm als ein überaus bedeutsa-

mer Faktor der späteren wirtschaftlichen Stabilisierung, weil 

nur die tatkräftige und systematische Durchführung von Auf-

gaben der Öffentlichen Hand der Wiederbelebung privater 

wirtschaftlicher Initiative die erforderliche breite Basis garan-

tierte. Aber auch dieses Programm brauchte aus naheliegen-

den Gründen seine Anlaufzeit und konnte infolgedessen wäh-

rend seiner ersten Phase, bis Mitte 1952, der Arbeitslosigkeit 

als bedrückender sozialer Hypothek der isolierten Stadt nicht 

allgemein wirksam begegnen. Als besondere Schwierigkeit  
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kam hinzu, dass die Arbeitslosigkeit in Berlin mehr struktu-

relle als konjunkturelle Züge trug. Durch den Fortfall der 

Dienstleistungen der früheren Reichshauptstadt waren insbe-

sondere viele ältere Angestellte von einem geregelten Er-

werbsleben ausgeschlossen. Dass sich das Heer der Berliner 

Arbeitslosen trotz alledem nicht zu einem Reservoir für die 

SED-Propaganda hinabwürdigen liess, bestätigten die Wahlen 

vom Dezember 1950 wie die Wahlen vom Dezember 1954, die 

vor allem dem kritisch-politischen Instinkt derer das denkbar 

beste Zeugnis ausstellten, die normalerweise die Härte ihres 

unverdienten persönlichen Schicksals für die permanenten 

Versuche politischen Dummenfangs hätte anfällig machen 

müssen. 

Die Eingliederung Westberlins in das Finanz- und Wirt-

schaftssystem des Bundes, für die das Dritte Überleitungsge-

setz vom Januar 1952 die Voraussetzungen schuf, gab der Ber-

liner Wirtschaft nach der Initialzündung des Notstandspro-

gramms und der diesem Programm zufliessenden ERP-Mittel, 

die anfangs hauptsächlich aus amerikanischen Quellen stamm-

ten, endlich das gesicherte Fundament für Investitionen und 

Planungen auf lange Sicht. Dadurch gelang es denn auch, zahl-

reiche neue Dauerarbeitsplätze zu schaffen. Infolgedessen 

schrumpfte die unheimliche Ziffer der Arbeitslosigkeit mit 

kleinen Saisonschwankungen in den Wintermonaten unauf-

haltsam zusammen. Noch Ernst Reuter hatte bekanntlich einen 

Rückgang der Zahl der Arbeitslosen von 300’000 auf rund 

200’000 erlebt. Zwei Jahre danach, im Sommer 1955, sank 

diese Zahl auf etwas über 100’000. Im Sommer 1957 waren 

nur noch rund 70’000 Arbeitslose registriert, im Sommer 1959 

nur noch wenig mehr als 40’000, im Sommer 1960 rund 

20’000 und im Sommer 1961 war die Arbeitslosigkeit in West-

berlin praktisch ebenso verschwunden wie im Bundesgebiet. 

Schon an dieser Entwicklung wird deutlich, dass die Berliner 
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Wirtschaft von der permanenten politischen Krisenluft, die 

hier seit dem Sowjetultimatum vom 27. November 1958 stür-

misch genug wehte, bisher nicht nur unberührt blieb, sondern 

sich gerade in den letzten Jahren mit einem besonders impo-

nierenden Tempo nach oben entwickelte. 

Das freie Berlin von heute sieht sich vielmehr einem völlig 

gegensätzlichen, aber auf die Dauer nicht minder ernsten so-

zialen Phänomen gegenüber, das die ungünstige Alterspyra-

mide der Bevölkerung am deutlichsten macht. Während der 

Prozentsatz der Generationen über 65 Jahre im Bundesdurch-

schnitt vor Kurzem 10,5 Prozent betrug, lag er in Westberlin 

bei 17,3 Prozent. Auch der allgemein zu verzeichnende Frau-

enüberschuss ist für die Berliner Bevölkerungsschichtung be-

sonders charakteristisch. Nach den letzten Erhebungen kom-

men 145 Frauen im Alter von 25 bis 50 Jahren auf 100 Män-

ner. Diese Zahlen offenbaren besonders drastisch, wie sehr der 

freie Teil der Stadt auf die Zuwanderung junger Arbeitskräfte 

aus allen Schichten angewiesen ist, um seine wirtschaftliche, 

soziale und politische Stabilität auch nach den grausamen Er-

probungen zu behaupten, die das Jahr 1961 mit sich brachte. 

Schliesslich darf nicht vergessen werden, dass die totale Ab-

schnürung des Ostsektors und der Zonenrandgebiete nach dem 

13. August 1961 Westberlin mit einem Schlage über 50’000, 

darunter vielfach langjährig erprobte und bewährte Erwerbs-

tätige aus dem sowjetisch besetzten Gebiet, entzog. 

Schon die Aufsaugung der Arbeitslosigkeit und die praktisch 

erreichte Vollbeschäftigung in Westberlin geben einige Auf-

schlüsse über den Aufschwung des Wirtschaftslebens im All-

gemeinen. Er ist absolut freilich noch immer wesentlich be-

scheidener als in der Bundesrepublik oder in anderen westli-

chen Ländern, relativ hingegen umso beachtlicher, wenn man  
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die dauernde Insellage Westberlins und die daraus erwachsen-

den Schwierigkeiten in Rechnung stellt. Die ökonomische Si-

tuation Berlins wie die der meisten deutschen Grossstädte 

glich unmittelbar nach dem Zusammenbruch von 1945 eher 

den Verhältnissen und Lebensbedürfnissen primitiver Völker-

stämme als denen neuzeitlicher Metropolen. Es lag, und dies 

wahrlich nicht nur sinnbildlich gesprochen, so unvorstellbar 

viel Schutt in den Strassen, dass erst nach dessen Wegräu-

mung, die man sich als jahrelangen mühseligen Prozess den-

ken muss, der Blick auf die Aufgaben der nächsten Zukunft 

überhaupt frei wurde. Im Gegensatz zum Durchschnitt der 

westdeutschen Grossstädte litt jedoch Berlin in besonderem 

Masse unter rigorosen Demontagen mittlerer und grösserer 

Betriebe, in denen man in mehreren Fällen die mühsam wie-

deraufgebauten Produktionsmittel abermals entfernte. Wäh-

rend ferner die Währungsreform in Westdeutschland schon 

unmittelbar zu entsprechenden wirtschaftlichen Konsequen-

zen führte, stand Berlin zunächst unter dem Verhängnis der 

Blockade und dann noch mehrere Jahre unter deren gerade 

ökonomisch trostlosen Wirkungen. Ohne die überaus grosszü-

gige amerikanische Wirtschaftshilfe, die gerade für Berlin ne-

ben den offiziellen ERP-Mitteln aus vielen privaten Quellen 

floss, und ohne die tatkräftige, ab 1952 gesetzlich gesicherte 

laufende Unterstützung des Bundes hätte die Berliner Wirt-

schaft bei aller Tatkraft und optimistischen Initiative, die man 

der Bevölkerung nicht zu Unrecht nachsagt, der wahrlich bei-

spiellosen Schwierigkeiten niemals Herr werden können. 

Im Januar 1950, also mit dem Einsetzen des Notstandspro-

gramms, lag der Westberliner Produktionsindex, bezogen auf 

eine Vergleichszahl von 100 im Jahre 1936, erst bei 23: eine 

wahrlich erschütternde Bilanz, die die Schicksale der Stadt 

während des Krieges und in den ersten Nachkriegsjahren auch 

324 



den weniger Phantasiebegabten fast handgreiflich erscheinen 

lässt. Der Produktionsindex stieg dann verhältnismässig rasch 

im Durchschnitt des Jahres 1951 auf 50 und bis 1953 auf 67. 

Im Jahre 1955 überschritt er die Vergleichszahl von 1936 be-

reits geringfügig, wuchs im Jahre 1957 auf 114, im Jahre 1959 

auf 133 und im Jahre 1960 auf 153. Wiederum nehmen sich 

die absoluten Zahlen, wenn man mit der Bundesrepublik ver-

gleicht, bescheiden aus, doch ist dabei zu berücksichtigen, 

dass gerade in den letzten Jahren Westberlin im Tempo des 

wirtschaftlichen Aufschwunges die Bundesrepublik hier und 

da sogar überflügelte. 

Noch immer spiegelt übrigens die Westberliner Wirtschaft die 

traditionelle Vielfalt der verschiedensten Impulse und Tätig-

keitsbereiche wider, die der früheren Reichshauptstadt eine 

zentrale Stellung in Deutschland und darüber hinaus Weltgel-

tung verschafft hatte. Das noch abseits der grossen geschicht-

lichen Spannungsfelder liegende mittelalterliche Berlin war 

zunächst ein durch mannigfache Privilegien abgesichertes 

Handelszentrum. Unter den brandenburgischen Kurfürsten 

wurde es gleichzeitig zu einem Produktionszentrum, in dem 

Handwerk, Gewerbe und im 17. und 18. Jahrhundert bereits 

ein stark entwickeltes Manufakturwesen blühten. Im 19. Jahr-

hundert verwandelte sich Berlin schliesslich in eine der füh-

renden Industriestädte des Kontinents. 

Behalten wir die klassische Dreiteilung der Berliner Wirt-

schaft – Handel, Handwerk und Industrie – im Auge, so ergibt 

sich, dass der Grosshandel seine Umsätze in dem Jahrzehnt 

zwischen 1950 und 1960 verdoppeln (von 2,7 auf 5,4 Milliar-

den DM), der Einzelhandel seine Umsätze sogar annähernd 

verdreifachen konnte (von 1,6 auf 4,6 Milliarden DM). In dem 

Rückgang der Handwerksbetriebe von 30’000 im Jahre 1950 
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auf rund 22’000 im Jahre 1960 ist eher ein Konsolidierungs- 

und Gesundungsfaktor im Sinne volkswirtschaftlicher Renta-

bilität zu sehen, was schon daraus erhellt, dass im gleichen 

Zeitraum die Beschäftigungszahl im Handwerk (einschliess-

lich Inhaber) je Betrieb von durchschnittlich 3,8 auf 6,2 an-

stieg. Die Umsätze des Handwerks lagen im Jahre 1950 bei 

800 Millionen DM und betrugen im Jahre 1960 2,2 Milliarden 

DM. 

Den weitaus stärksten Aufschwung nahm jedoch die Indu-

strie, an der Spitze mit weitem Abstand die Elektro-Industrie, 

nach ihr die Nahrungs- und Genussmittel-, die Bekleidungs- 

und die chemische Industrie. Der Gesamtumsatz im industri-

ellen Bereich betrug im Jahre 1950 1,79 Milliarden DM, stieg 

fünf Jahre später auf 5,23 Milliarden DM und erreichte im 

Jahre 1960 fast 10 Milliarden. Während also Handel und 

Handwerk annähernd eine Verdreifachung ihres Umsatzes er-

zielten, konnte die Industrie ihren Umsatz innerhalb von zehn 

Jahren auf das Fünffache steigern. 

Die gleiche kräftige Aufwärtsentwicklung auf allen Gebieten 

des Wirtschaftslebens spiegelt sich in den Ziffern des Exports 

und der binnendeutschen Lieferungen. Im Jahre 1950 erreich-

te der Export (in die westeuropäischen Länder und nach Über-

see) nur den überaus bescheidenen Wert von 98 Millionen 

DM. Drei Jahre später wurden Westberliner Waren in einem 

Gegenwert von 390 Millionen DM und im Jahre 1960 für ei-

nen Gegenwert von 1,2 Milliarden DM exportiert. Der Export 

in die Ostblockländer hingegen blieb sehr gering und lag im 

Jahre 1960 erst bei 90 Millionen DM. Auch auf dem inner-

deutschen Markt trat die Westberliner Wirtschaft im letzten 

Jahrzehnt mit stets steigenden Lieferungen in Erscheinung. Im 

Jahre 1950 erzielten die Lieferungen ins Bundesgebiet erst ei-

nen Gesamterlös von 763 Millionen DM, im Jahre 1960 von 

über 6,6 Milliarden. Hand in Hand mit der unaufhaltsamen Er- 
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holung und Stabilisierung der Wirtschaft ging schliesslich 

eine kräftige Belebung des Sparwillens, der in mehrfacher 

Hinsicht als aufschlussreiches Symptom für die Verbesserung 

des Lebensstandards angesehen werden kann. Mit den immer 

grösser werdenden Ausgaben der privaten Haushalte wuchsen 

nämlich auch die Spareinlagen bei den Berliner Kreditinstitu-

ten. Die Sparquote, also die Spareinlagen je Einwohner, stieg 

von 18 DM im Jahre 1950 auf 842 DM Ende des Jahres 1960 

und erreichte damit etwa 90 Prozent des Bundesdurchschnitts. 

Man kann demnach also auch in Berlin von einer Art Wirt-

schaftswunder sprechen, und um das Mass an Expansion, um 

das es hinter der Bundesrepublik zurückbleibt, weist es viel-

leicht psychologisch und menschlich sympathischere Züge 

auf. Die Atmosphäre in Berlin ist nach wie vor eine wesentlich 

andere als in den grossen Städten Westdeutschlands. Die zwi-

schenmenschlichen Beziehungen sind hier weniger von dem 

hektischen Tempo ungezügelter Erfolgsjagd bestimmt, die So-

lidarität aller Bevölkerungsschichten, schon durch politische 

Zwischenfälle immer wieder gestählt, kommt auch gesell-

schaftlich und im normalen Alltagsleben stärker und überzeu-

gender zum Ausdruck. Vor allem gilt es zu berücksichtigen, 

dass das Berliner Wirtschaftswunder, wenn wir bei dieser Be-

zeichnung bleiben wollen, nicht so sehr als Ergebnis unbewus-

ster Impulse blossen Erfolgsstrebens und konjunkturellen 

Witterungsvermögens, sondern mindestens ebensosehr als Er-

gebnis bewussten und zielgerichteten Willens zu betrachten 

ist. In der deutschen Hauptstadt ist der Marxsche ökonomische 

Determinismus, um nicht zu sagen, Fatalismus, durch ein sehr 

seltenes, aber auch sehr eindrucksvolles Gegenbeispiel wider-

legt worden: nicht die – reichlich demolierten und durchein-

andergeratenen – Produktionsverhältnisse schufen sich hier 

327 



zwangsläufig einen ihnen gemässen überbau, sondern morali-

sche und geistige Werte und Grössen, Mut zum Risiko, Op-

ferbereitschaft und Solidarität, Elemente, die sämtlich im so-

genannten «überbau» beheimat sind, traten mit primärer Wir-

kungskraft ein und schufen so allmählich, oft genug entgegen 

den klassischen Markt- und Börsengesetzen, wieder ein soli-

des Fundament. Blosses Profitstreben hätte in der weitgehend 

zerstörten, isolierten und in ihren Verbindungswegen immer 

gefährdeten Stadt niemals einen rechten Ansatz finden kön-

nen. Ob das Fundament den Belastungen standhält, die nach 

dem 13. August 1961 entstanden sind, muss freilich die Zu-

kunft erweisen. Der Wille, unbeirrbar am Wiederaufbau der 

deutschen Hauptstadt der Vergangenheit und Zukunft weiter-

zuwirken, ist jedenfalls bei den Berlinern ebenso gegeben wie 

bei den massgebenden Politikern und Wirtschaftsführern der 

Bundesrepublik. 

übrigens vergass man in Berlin auch in den relativ ruhigen und 

friedlichen Perioden vor dem sowjetischen Ultimatum im No-

vember 1958 niemals die Gefahren, die aus der geographi-

schen Isolierung einer in hohem Masse exportempfindlichen 

und importabhängigen modernen Grossstadt jederzeit wieder 

erwachsen konnten. So sehr es der von jeher weltoffenen Ber-

liner Wirtschaft widerstrebt, dem Hirngespinst einer Autarkie 

nachzujagen, so nachdrücklich ist die Stadt durch die Blok-

kade darüber belehrt worden, dass die Gefahr jederzeit wie-

derholbarer Willkürakte eines totalitären Systems auch eine 

Vorsorge ungewöhnlichen Umfangs erforderlich macht. In 

Friedenszeiten deckten die im Ostsektor gelegenen grossen 

Kraftwerke fast vollständig den Energiebedarf der ganzen 

Stadt. Schon in der Blockadezeit wurde mit grösstem Eifer ein 

neues Kraftwerk in den Westsektoren ausgebaut, das für die 

Bevölkerung in jenen Tagen zu einer symbolischen Verkörpe- 
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rung ihres Widerstandswillens wurde und dem die gebieteri-

sche Forderung der öffentlichen Meinung den Namen seines 

Initiators Ernst Reuter verlieh. Aber auch im Hinblick auf die 

Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln wie auf die 

Belieferung der Industrie mit Rohstoffen haben sich die West-

berliner Behörden im Einvernehmen mit dem Bund zu einer 

systematischen Bevorratung entschlossen. In den grossen 

Speichern am Westhafen sind Güter aller Art für den Notfall 

gestapelt. Neue totalitäre Übergriffe, ja, sogar eine Wiederho-

lung der Blockade würde Berlin auf absehbare Zeit gerüstet 

finden, ohne dass es zu einer unmittelbaren Wirtschaftskrise 

oder zu einer spürbaren Senkung des Lebensstandards käme. 

So sehr sich Berlin in den letzten Jahren wieder zu einer Welt-

stadt entwickelte, so hat es doch andererseits niemals die 

Wachsamkeit einer «Frontstadt» im besten Sinne ausser acht 

gelassen. 

NEUES KULTUR-ZENTRUM 

Das freie Berlin ist in den letzten Jahren nicht allein wieder zu 

einem beachtlichen Wirtschaftszentrum geworden, sondern 

steht auch im Begriff, seinen Ruf als eines der bedeutendsten 

Kulturzentren der Welt zurückzugewinnen. Auf die Kultur 

und ihre Pflege hatte sich der zweite Weltkrieg – wie es im 

Grunde ja jeder Krieg tut – ganz besonders verheerend ausge-

wirkt. Nicht nur die meisten Theatergebäude, Konzertsäle, 

Museen und mehr als die Hälfte aller Schulhäuser lagen in 

Trümmern – auch die Menschen, die dem Berliner Kulturle-

ben auf allen Gebieten seine besondere Ausstrahlungskraft ge-

geben hatten, waren grösstenteils dezimiert oder seit langem 

von den Gemeinschaften getrennt, die sie einst führten und in-

spirierten. Die Subtilität des kulturellen Lebens hält bekannt- 
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lich keinen Vergleich mit anderen, robusteren und unempfind-

licheren Gebieten aus. Die Kultur ist viel leichter verwundbar 

als etwa die Wirtschaft, und was hier einmal zerstört wurde, 

lässt sich sehr viel schwerer wieder heilen. 

Was nun das Berliner Kulturleben anbetrifft, so genügt für 

dessen Tragödie eine summarische Aufzählung der direkten 

oder indirekten Kriegsschäden nicht, sondern wir müssen uns 

den Auslaugungsprozess vor Augen halten, der schon mit der 

sogenannten Machtergreifung des Dritten Reiches einsetzte. 

Wohl ist gerade während der Hitlerzeit in Berlin institutionell 

Beträchtliches für die Pflege des Kulturlebens geschehen, wie 

ja eine Diktatur überhaupt in den meisten Fällen für Wissen-

schaft und Kunst mehr Mittel aufzubringen pflegt als eine De-

mokratie: aus dem einfachen Grunde, weil die Kultur, die in 

einem freien Gemeinwesen ihre Unabhängigkeit und ihren Ei-

genwert behauptet, in einer Diktatur zwangsläufig zu einem 

der wichtigsten Instrumente der Propaganda missbraucht 

wird. Gerade darum aber kann noch so viel institutionelle För-

derung den Verlust an Atmosphäre und geistiger Freiheit nicht 

ersetzen. So verödete Berlins Kulturleben schon in der Vor-

kriegsepoche des Dritten Reiches in einem erschreckenden 

Masse. Aus rassischen und politischen Gründen sahen sich un-

zählige von Schriftstellern, Schauspielern, Dirigenten, Sän-

gern, Universitätsprofessoren und Lehrern genötigt, den Ort 

eines oft jahrzehntelangen Wirkens aufzugeben und meist 

Deutschland überhaupt zu verlassen. Ein besonders erschüt-

terndes Beispiel möge hier für viele gelten: Das Berliner Mu-

sikleben in der Periode der Weimarer Republik gruppierte sich 

um die grossen Orchester, besonders um die Philharmoniker, 

die sich in Generationen Weltgeltung errungen hatten. Die 

Philharmoniker nun und die anderen grossen Orchester, insbe- 
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sondere die der drei Opernhäuser, über die Berlin in jener Zeit 

verfügte, wurden abwechselnd von einem Dirigentenquintett 

geleitet, auf das die Bevölkerung vor allem stolz war: Wilhelm 

Furtwängler, Bruno Walter, Erich Kleiber, Otto Klemperer 

und Leo Blech. Nach der «Gleichschaltung» des gesamten 

Kulturlebens im Dritten Reich blieb nur Wilhelm Furtwängler 

Berlin erhalten, von dem jedoch bekannt ist, dass auch er mit 

dem Nationalsozialismus zeitweilig so ernste Schwierigkeiten 

hatte, dass selbst sein weiteres Wirken mehrmals an einem sei-

denen Faden hing. 

Zu der Verödung der Atmosphäre, zu der beschämenden Tat-

sache, dass dem Publikum in der Zeit der nationalsozialisti-

schen Diktatur zahlreiche klassische Stücke wegen deren «ge-

fährlicher» Tendenz ebenso unterschlagen werden mussten 

wie grosse deutsche Musiker, weil sie jüdischen Ursprungs 

waren, kamen nun noch die materiellen Zerstörungen der 

Kriegsepoche hinzu. 

So hatten im Jahre 1938 in ganz Berlin mehr als 430’000 

Schüler fast 800 Schulen besucht. Von den Schulen waren 

nach dem Zusammenbruch noch 318 in einem brauchbaren 

Zustand, die Zahl der Schüler hatte auf 128’000 abgenommen. 

Hier Ordnung zu schaffen erwies sich als besonders schwie-

rig. Gerade von den Lehrern hatten viele der NSDAP als Mit-

glieder angehört, und diese durften nach den ersten sehr dra-

konischen Bestimmungen der alliierten Behörden nicht tätig 

werden. Darum musste man sich in der ersten Zeit mit meist 

noch sehr jugendlichen sogenannten «Schulhelfern» zufrie-

dengeben, die in Schnellkursen zu Lehrern ausgebildet wur-

den. Natürlich kam es auf diese Weise zur Entdeckung so 

manchen pädagogischen Talents, das dem 1945 entdeckten 

Zufallsberuf auch später treu geblieben ist. Ein grosser Teil 

der Schulhelfer von 1945 verflüchtigte sich allerdings nach ei- 
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ner leidlichen Normalisierung der Verhältnisse und zerstreute 

sich in andere gemässere Berufe. 

Ebenso unüberwindlich wie die personellen schienen anfäng-

lich die sachlichen und technischen Schwierigkeiten. In den 

ersten Jahren nach dem Kriege war die durchschnittliche Klas-

senfrequenz ausserordentlich hoch, weil in dieser Zeit die re-

lativ starken Geburtsjahrgänge der Hitlerzeit ihre Elementar-

schulpflicht absolvierten. Wegen der Zerstörung von rund 60 

Prozent der Schulgebäude stand für die starke Inanspruch-

nahme so wenig Klassenraum zur Verfügung, dass viele Jahre 

nach dem Prinzip des Schichtunterrichts verfahren werden 

musste, was wieder eine auf die Dauer unvertretbare Überfor-

derung der Lehrer mit sich brachte. 

Dennoch wurde auch dieser Engpass nicht allein erstaunlich 

schnell überwunden, sondern das Berliner Schulsystem, wie 

es sich nach dem Kriege entwickelte, kann in manchen Ein-

zelheiten sogar als beispielhaft für ganz Deutschland angese-

hen werden. Der Überwindung der Schulraumnot und damit 

der Erreichung einer vertretbaren Klassenfrequenz galten alle 

Bemühungen der verantwortlichen Stellen in erster Linie. 

Hatte die Zahl der benutzbaren Schulen in ganz Berlin nach 

dem Zusammenbruch nur noch 318 betragen, so verfügt West-

berlin allein schon wieder über mehr als 400 allgemeinbil-

dende und 47 Berufsschulen. Damit ist die Kapazität von 1938 

mit 794 Schulen für die ganze Stadt nicht nur wieder erreicht, 

sondern sogar wesentlich überboten worden, weil man beden-

ken muss, dass die Berliner Bevölkerung nach wie vor um 

etwa 20 Prozent geringer ist als vor dem Kriege und dass sich 

auch durch die nunmehr der Schulpflicht unterliegenden 

schwachen Geburtsjahrgänge der Kriegs- und der unmittelba-

ren Nachkriegszeit die Schülerzahl entsprechend gesenkt hat.  
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(Sie betrug im Jahre 1955 noch 243’000 und ging inzwischen 

auf 186’000 zurück, wird aber bei geburtenstärkeren Jahrgän-

gen wieder entsprechend steigen.) 

Schulordnung und Schulverfassung gehen in ihren letzten 

Wurzeln auf ein ursprünglich heftig umkämpftes Schulgesetz 

zurück, das die erste Stadtverordnetenversammlung im Jahre 

1947 verabschiedete. Nach der Spaltung der Stadt erfuhr die-

ses Gesetz im Jahre 1951 in Westberlin eine wesentliche An-

passung und Modifikation. Aufbau und Gliederung des Schul-

wesens weisen eine starke Ähnlichkeit mit dem «Rahmenplan 

zur Umgestaltung und Vereinheitlichung des allgemeinbilden-

den öffentlichen Schulwesens» auf. Dieser wurde am 14. Fe-

bruar 1959 vom «Deutschen Ausschuss für das Erziehungs- 

und Bildungswesen» der Öffentlichkeit vorgelegt. Das Berli-

ner Schulwesen nimmt sogar in mancher Hinsicht den Aufbau 

des «Rahmenplans» vorweg. Es ist gekennzeichnet durch die 

sechsklassige Grundschule, an die sich die dreiklassige 

«Oberschule praktischen Zweigs» (mit der Hauptschule des 

«Rahmenplans» vergleichbar), die vierklassige «Oberschule 

technischen Zweigs» (mit der Realschule des «Rahmenplans» 

vergleichbar) und die siebenjährige «Oberschule wissen-

schaftlichen Zweigs», die dem Gymnasium des «Rahmen-

plans» entspricht, anschliesst. 

Der traditionelle Unterschied zwischen Volksschule und Hö-

herer Schule besteht nicht mehr. Die Mehrzahl der Schüler 

wird sechs Jahre auf den Grundschulen unterrichtet, und zwar 

auf der Basis der Koedukation. Vom siebenten Schuljahr ab 

gliedert sich das öffentliche Schulwesen in drei Oberschulen: 

die Oberschule praktischen Zweigs (OPZ) schliesst mit dem 

vollendeten neunten Schuljahr ab; dann folgt eine obligatori-

sche dreijährige Berufs- oder Berufsfachschulausbildung. Die 

Oberschule Technischen Zweigs (OTZ) entspricht mit insge-

samt zehnjähriger Schulpflicht etwa den früheren Mittelschu- 
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len. Die Oberschule Wissenschaftlichen Zweigs (OWZ) führt 

ihre Schüler im dreizehnten Schuljahr zum Abitur und damit 

zur Hochschulreife. An den OWZ haben die Schüler die Mög-

lichkeit, zwischen dem altsprachlichen, dem neusprachlichen 

und dem mathematisch-naturwissenschaftlichen Zug zu wäh-

len. 

Damit ist in Berlin bereits seit langer Zeit das neunte Schuljahr 

für alle Kinder obligatorisch; die Schulentlassung an den OPZ 

erfolgt also erst mit fünfzehn und nicht mit vierzehn Jahren. 

An einigen Anstalten wurden sogar schon Versuche mit einem 

zehnten Schuljahr gemacht, was insofern besonders bemer-

kenswert ist, als im Bundesgebiet noch nicht einmal das 

neunte Schuljahr überall eingeführt ist. Für jedes Kind beginnt 

in der fünften Klasse der Grundschule der Unterricht in der 

ersten Fremdsprache, womit das Berliner Schulwesen seit Jah-

ren eine Forderung praktiziert, die von der europäischen Kon-

ferenz der Kultusminister im Jahre 1960 aufgestellt wurde. 

Auch mit der vollen Schulgeld- und Lernmittelfreiheit bis zum 

Abitur ging Berlin den meisten anderen Ländern voran. Der 

Religionsunterricht gilt nicht als ordentliches Lehrfach und 

wird an den Schulen nicht von Beauftragten des Staats, son-

dern von Beauftragten der Religionsgemeinschaften erteilt. 

Diese Massnahme hat sich so bewährt, dass das hier veranker-

te Prinzip insbesondere von der evangelischen Kirche heute 

im Wesentlichen anerkannt und gebilligt wird. 

Besonders begabte Schüler haben die Möglichkeit, schon nach 

vier Grundschuljahren auf sogenannte «grundständige Gym-

nasien» überzuwechseln, die in Berlin teilweise auf eine lange 

Tradition zurückblicken. An erster Stelle ist hier das be-

rühmte, fast 300 Jahre bestehende Französische Gymnasium 

zu erwähnen, an dem der Unterricht in den meisten Fächern 
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ausschliesslich in französischer Sprache erteilt wird. Die 52 

Privatschulen, die hauptsächlich von den Kirchen getragen 

werden, erhalten von der Öffentlichen Hand Zuschüsse bis zu 

50 Prozent der Ausgaben für vergleichbare öffentliche Schu-

len. 

Das reich gegliederte und elastische Berliner Schulsystem er-

möglicht auch neuzeitliche pädagogische Schulversuche. So 

wird an einigen OPZ, wie bereits erwähnt, versuchsweise ein 

zehntes Schuljahr durchgeführt; eine höhere Schule in Span-

dau unterrichtet nach dem Prinzip der Fünf-Tage-Woche und 

freiwilliger Schülerarbeitsgemeinschaften. Zu den Schulen 

besonderer pädagogischer Prägung gehört auch eine Lehran-

stalt, die Berufstätigen und Erwachsenen die Chance vermit-

telt, sich dort im fünfjährigen Abendunterricht auf die Reife-

prüfung vorzubereiten. Aber auch körperlich oder geistig be-

hinderte Kinder erfahren durch mehrere «Besondere Schulen» 

eine intensive Betreuung. 

Im Unterschied zur Bundesrepublik sind in Berlin Fachschu-

len und Höhere Fachschulen nicht voneinander getrennt. Der 

fachlichen Ausbildung dienen vor allem drei staatliche Inge-

nieurschulen, eine Reihe angesehener sozialpädagogischer, 

künstlerischer und gewerblicher Fachschulen und schliesslich 

die Berliner Bibliothekarschule, die als einzige Fachschule die 

Hochschulreife voraussetzt. Nach einem Beschluss des Abge-

ordnetenhauses aus jüngster Zeit können Schüler, die eine In-

genieurschule oder gleichrangige Lehranstalt mit Erfolg 

durchlaufen haben, neben der Abschlussprüfung noch eine 

Zusatzprüfung in allgemeinbildenden Fächern ablegen, wofür 

entsprechende Kurse eingerichtet sind. Mit Ablegung dieser 

Zusatzprüfung erlangen sie praktisch die Hochschulreife. 

Für Schüler aus der Sowjetzone, die bereits nach dem achten 

oder neunten Schuljahr nach Berlin kamen, gab es an mehre- 
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ren Schulen eigene Klassen. Ausserdem konnten Schüler, die 

in der Sowjetzone das Abitur abgelegt hatten und es hier nach-

holen wollten, sich in einjährigen Sonderkursen darauf vorbe-

reiten. 

Für alle diejenigen, die nicht das Gymnasium, sondern nur 

eine Oberschule Praktischen Zweigs besucht haben, gibt es 

schliesslich den sogenannten «Zweiten Bildungsweg» zur Er-

langung der Hochschulreife. Voraussetzung sind Abschluss 

der neunten Klasse, eine abgeschlossene Berufsausbildung, 

Bewährung im Beruf und Interesse an einer entsprechenden 

Weiterbildung. Bewerber, die diesen Voraussetzungen ent-

sprechen, werden in einen Sonderlehrgang zur Erlangung der 

Hochschulreife aufgenommen, der demnächst den Namen 

«Berlin-Kolleg» erhalten wird. Dort werden sie auf die Reife-

prüfung vorbereitet. Neu an dieser Einrichtung ist, dass das 

berufsbezogene Fach auch als Prüffach gilt und insofern die 

bereits erworbenen Erfahrungen und Kenntnisse verwertet 

werden können. 

Der Lehrerbildung widmen sich die Universitäten, die künst-

lerischen Hochschulen und die Pädagogische Hochschule ge-

meinsam. Voraussetzung für das mindestens sechssemestrige 

Studium ist die Hochschulreife. 

Für das Berliner Universitätswesen leiteten die in einem frühe-

ren Zusammenhang ausführlich dargestellten Zwischenfälle 

an der im Ostsektor gelegenen Humboldt-Universität ein völ-

lig neues Kapitel ein. Sie führten schliesslich zur Relegation 

dreier besonders bekannter Studentenführer. Schon vorher 

aber hatte sich immer deutlicher gezeigt, dass sich die demo-

kratischen Kräfte Berlins auf die Dauer unmöglich mit der 

kommunistischen Diktatur über ein so entscheidend wichtiges 

Institut abfinden konnten, wenn sie nicht stillschweigend mit 

ansehen wollten, dass dem akademischen Nachwuchs die gei-

stige Freiheit vorenthalten wurde, ohne deren Garantie eine 
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Universität ihren Namen nicht mehr zu Recht trägt. So wurde 

mitten in der Blockadezeit ein akademisches ^Konkurrenzun-

ternehmen» buchstäblich aus dem Boden gestampft. Eine der 

ersten Massnahmen, die die Stadtverordnetenversammlung 

nach ihrem Ausweichen in die Westsektoren traf, bestand in 

einem Auftrag an die zuständige Magistratsverwaltung, auf 

Westberliner Gebiet beschleunigt eine «Freie Universität» als 

Körperschaft des öffentlichen Rechts zu errichten. Zu dieser 

bedeutungsschweren Initiative hatte der Freiheitswille der 

Studentenschaft, aber erfreulicherweise auch einer stattlichen 

Zahl von Dozenten und Professoren entscheidend beigetragen. 

Schon im November 1948 waren die notwendigsten Vorberei-

tungen abgeschlossen und im Dezember konnte in dem Vorort 

Dahlem in zunächst gemieteten Räumen der Vorlesungsbe-

trieb in bescheidenem Umfang aufgenommen werden. In ge-

wisser Weise knüpfte die neuerrichtete Universität an die Ur-

sprungstradition ihrer Vorgängerin an. Diese, die nunmehr 

vergewaltigte Humboldtuniversität, öffnete ihre Pforten 

gleichfalls in schwerer Zeit, in den Jahren der französischen 

Besatzung nach dem Zusammenbruch Preussens von 1807. 

Die Freie Universität entstand unter ähnlichen, aber zweifellos 

noch ungewöhnlicheren Umständen. 

Als sie im Jahre 1958 auf ihr zehnjähriges Bestehen zurück-

blickte, konnte sie dies mit einem Gefühl besonderen Stolzes 

und berechtigter Genugtuung tun. Ursprünglich eine Grün-

dung der Not und des Zufalls, hatte sie sich in verblüffend kur-

zer Zeit zu einer der angesehensten deutschen Hochschulen 

entwickelt. Zu dieser Erfolgsbilanz trugen die gemeinsamen 

Anstrengungen der verantwortlichen Berliner Stellen und der 

Bundesrepublik, nicht zuletzt aber auch die überaus verständ-

nisvolle Hilfe der Vereinigten Staaten ganz entscheidend bei. 
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 (Ganz allgemein muss nochmals hervorgehoben werden, dass 

nicht nur die wirtschaftliche, sondern auch die kulturelle Wie-

dergeburt Berlins wie der Neuaufbau der Stadt im wörtlichsten 

Sinne ohne den wesentlichen amerikanischen Beitrag nicht 

vorzustellen ist. Gerade auf kulturellem Gebiet entstammten 

die stattlichen Summen, die in den letzten zehn Jahren unent-

wegt von Amerika nach Berlin geflossen sind, in erster Linie 

Quellen privater Opferbereitschaft aus Stiftungen, Sammlun-

gen usw.). 

Aus den bescheidenen provisorischen Räumen von 1948 ist 

längst ein modernes und architektonisch schönes Universitäts-

viertel in Dahlem geworden. Andere akademische Institute, 

vornehmlich im Bereich der medizinischen Fakultät, sind noch 

über das ganze westliche Stadtgebiet verstreut, werden aber 

künftig in dem modernen, augenblicklich noch im Bau befind-

lichen «Klinikum» in Steglitz zusammengefasst. Zu der neuen 

Universitätsstadt gehört auch ein entsprechendes Museums-

viertel, das vor allem seit 1955 mehr und mehr an Bedeutung 

gewonnen hat. Seit dieser Zeit kehren die während des Krieges 

ins westliche Deutschland verlagerten ehemaligen Kunst-

schätze des Staates Preussen in immer grösserer Zahl in ihre 

alte und doch neue Heimat zurück: neue Heimat insofern, als 

die meisten früheren Museen im eigentlichen Stadtkern, also 

im heutigen Sowjetsektor, gelegen waren. Neben der Freien 

Universität verfügt Berlin über eine renommierte Technische 

Universität, deren in den Westsektoren gelegene Vorlesungs-

räume und Institute allerdings ebenfalls durch den Krieg weit-

gehend beschädigt wurden. Auch hier hat der Daseinswille der 

Stadt inzwischen neues Leben aus den Ruinen entstehen las-

sen. Zu den beiden Universitäten gesellen sich eine Anzahl 

von Hochschulen, von denen die Pädagogische Hochschule, 

die Wirtschaftshochschule, die Hochschulen für Musik und  
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Bildende Künste und nicht zuletzt die inzwischen der Freien 

Universität angeschlossene Hochschule für Politik die bedeu-

tendsten sind. An all diesen Instituten studiert nicht nur der 

Berliner akademische Nachwuchs, sondern studieren auch 

viele Gäste aus dem Bundesgebiet, den westlichen wie den 

Entwicklungsländern und – bis zum 13. August 1961 – stu-

dierten in besonders grosser Zahl junge Menschen aus dem 

Ostsektor und der Sowjetzone. Der Andrang zu den Berliner 

Hochschulen, insbesondere zu den beiden Universitäten, ist so 

stark, dass die Behörden Höchstziffern festsetzen mussten, um 

eine genügende Kapazität des Lehrbetriebes und eine ange-

messene Unterbringung der auswärtigen Studenten zu garan-

tieren. Eine Anzahl weiterer moderner Studentenheime befin-

det sich im Bau, um dem akademischen Nachwuchs, den es 

offenbar stärker als je nach Berlin zieht, eine angemessene und 

preisgünstige Unterbringung zu sichern. 

Für die Erwachsenenbildung hat die Stadt ebenfalls viel gelei-

stet. Während die Verantwortung für die Schulen und Hoch-

schulen vorwiegend an zentraler Stelle, nämlich bei der Se-

natsverwaltung für Volksbildung liegt, ist die Förderung der 

Erwachsenenbildung in erster Linie Sache der Bezirke. Jeder 

der zwölf Bezirke Westberlins verfügt beispielsweise über 

eine eigene leistungsfähige Volkshochschule, an denen so-

wohl qualifizierte feste Dozenten, wie zahlreiche gelegentli-

che Dozenten tätig sind. Die geistigen Bedürfnisse der Bevöl-

kerung kommen auch im Rahmen der Erwachsenenbildung 

durch ständig steigende Teilnehmerzahlen an den Kursen und 

Vorlesungen der Volkshochschule zum Ausdruck. Dem glei-

chen Zweck dienen die zahllosen öffentlichen Büchereien. 

Hier ist vor allem die ebenfalls von den Amerikanern gestif-

tete, im Bezirk Kreuzberg gelegene Gedenk-Bibliothek zu  

339 



nennen, die mit ihrem gewaltigen Bücherbestand sowohl aka-

demischen Zwecken wie dem Wissenshunger aller Bevölke-

rungsschichten aufs glücklichste entgegenkommt. Neben der 

öffentlichen Hand nehmen sich auch andere, teils traditionel-

le, teils noch junge Einrichtungen (wie die seit 1888 beste-

hende «Urania» und die Ernst-Reuter-Stiftung) der Erwach-

senenbildung an. 

Einen angesichts der besonderen Verhältnisse schier beispiel-

losen Aufschwung nahm schliesslich das Theater- und Musik-

leben nach dem Kriege. Auch auf diesem Gebiet sah es zu-

nächst in ganz Berlin so trostlos wie möglich aus. Fast alle 

grossen Theater- und Operngebäude, aber auch der traditio-

nelle Konzertsaal der Philharmonie wie der Konzertsaal der 

Hochschule für Musik waren total zerstört oder schwer be-

schädigt worden. Das elementarste Kunstbedürfnis der Bevöl-

kerung, das auch in der Zeit grösster materieller Not und in 

der Kälte der ersten Nachkriegs winter niemals verstummte, 

wurde von einigen rasch improvisierten Wanderbühnen be-

friedigt. So zog im Winter 1945/46 eine Schauspielertruppe 

buchstäblich von Bezirk zu Bezirk, die allabendlich in den 

noch intakten Sälen mancher Rathäuser und anderer öffentli-

cher Gebäude die im Dritten Reich verbotene berühmte «Drei-

groschenoper» von Bert Brecht und Kurt Weill vor einem 

dichtgedrängten Publikum aufführte, das grösstenteils die ele-

mentaren sozialen und psychologischen Wahrheiten dieses 

Werkes zum erstenmal am eigenen Leibe verspürte statt aus 

snobistischer Distanz. 

Nach den ersten provisorischen Massnahmen für den Wieder-

aufbau eines notdürftigen Theaterbetriebes konzentrierte sich 

das kulturelle Leben zunächst im Sowjetsektor. Zwar lagen 

auch dort das ehemalige Staatliche Schauspielhaus, die Staats-

oper und das einstmals schönste Theater Berlins, die aus Ar- 
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beitergroschen errichtete Volksbühne, in Trümmern, doch wa-

ren das Deutsche Theater, an dem einst Max Reinhardt seine 

Triumphe feierte, und der aus politischen Anlässen schon 

mehrfach erwähnte Admiralspalast als Opernhaus fast intakt 

geblieben. Die Westsektoren verfügten dagegen im früheren 

sogenannten «Theater des Westens» nur über eine beschei-

dene Opernbühne wie über einige kleinere Privatbühnen. Die 

grossen Häuser, die Städtische Oper und das Schillertheater in 

Berlin-Charlottenburg, waren dem Kriege zum Opfer gefal-

len. Es lässt sich denken, vor welche geradezu verzweifelten 

Probleme das freie Westberlin nach der Spaltung der Stadt da-

mit gestellt wurde. Gerade die politische und materielle 

Drangsal, der sich die Bevölkerung ausgesetzt sah, drängte ge-

bieterisch nach kultureller Entspannung und Erbauung. Zu-

nächst erstand das Schillertheater in neuer, schönerer Gestalt, 

das Theater des Westens wurde künstlerisch zu einem reprä-

sentativen Opernhaus umgestaltet, das seine Funktionen stell-

vertretend erfüllte, bis im Herbst 1961 in der wiederaufgebau-

ten Städtischen Oper von einst die «Deutsche Oper Berlin» 

entstand. Heute spielen in Westberlin wieder mehrere Lan-

destheater, sieben Privatbühnen und eine Freilichtbühne, zu 

denen sich noch einige kleine Wander ensembles ohne festen 

Standort hinzugesellen. Eine besondere Bedeutung kommt ge-

rade in Berlin der Volksbühnenbewegung und dem «Theater 

der Schulen» zu, zwei Einrichtungen bzw. Organisationen, für 

die aus öffentlichen Mitteln viel getan wird, überhaupt sind 

die Zuschüsse des Landes für seine eigenen Bühnen beträcht-

lich, weil Berlin, wie schon mehrfach angedeutet, einen gera-

dezu verbissenen Ehrgeiz dareinsetzt, seine führende Rolle im 

deutschen Kultur- und Geistesleben auch im Hinblick auf die 

Qualität seiner Theater zurückzugewinnen. Tatsächlich ist es 

gelungen, unter der Leitung erstklassiger Intendanten Ensem- 
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bles aufzubauen, die über ausgezeichnete Darsteller verfügen 

und auch eine beachtliche Homogenität bzw. Stabilität auf-

weisen. Dennoch reichen die vorhandenen Bühnen für den Be-

darf des Publikums noch bei weitem nicht aus. Während in 

vielen westdeutschen Städten die Theater oft zur Hälfte leer-

stehen, ist es in Berlin meist ausgesprochen schwierig, über-

haupt Plätze zu bekommen. Das gilt sowohl für die Landes-

bühnen wie für die Privattheater. Bis zum 13. August 1961 

sicherte der vorwiegend aus Bundesmitteln finanzierte «Ge-

samtberliner Kulturplan» auch den Bewohnern Ostberlins 

und der Zonenrandgebiete die Möglichkeit zu einer regen und 

kontinuierlichen Teilnahme an den geistigen und künstleri-

schen Darbietungen im freien Teil der Stadt. Alle Interessen-

ten aus dem sowjetisch besetzten Gebiet konnten für die Thea-

ter, die Oper, die Konzerte und alle prädikatisierten Filme ihre 

Karten nach einem Verhältnis 1 : 1 in Ost-Mark kaufen. Ver-

gegenwärtigt man sich, dass noch im Jahre 1960 mehr als 8 

Millionen Menschen diese Vergünstigungen in Anspruch nah-

men, so wird auch dadurch die These erhärtet, wie stark und 

elementar das Gefühl menschlicher Zusammengehörigkeit 

und selbstverständlicher innerer Verbundenheit über alle Sek-

toren- und Zonengrenzen förmlich hinwegflutete, bevor diese 

mit Betonmauern und Stacheldraht verriegelt wurden. 

Die Kleinkunst und das Kabarett haben in Berlin längst wieder 

eine sowohl anregende wie dankbare Heimstatt gefunden. Un-

ter den Kabaretts sind besonders die schon im Eingangskapitel 

erwähnten «Insulaner» und die «Stachelschweine» zu nennen. 

Die «Insulaner» sind, wie vieles andere in Berlin, ein Zufalls-

produkt der Blockade, das der Wille des Publikums – aber kei-

neswegs nur der des Berliner Publikums – bis heute am Leben 

erhalten hat. In dem Standardprogramm der «Insulaner» mit  
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ihren längst im ganzen Bundesgebiet bekannten und überaus 

volkstümlichen Typen spiegelt sich der unbeugsame Wider-

standswille der Bevölkerung auch für diejenigen, die politi-

schen Überlegungen oder gar Bekenntnissen sonst nicht zu-

gänglich sind. Die «Insulaner», deren häufig wechselnde Pro-

gramme in der Regel über sämtliche deutsche Rundfunksender 

verbreitet werden, haben aber auch ganz entscheidend dazu 

beigetragen, manche traditionellen Vorurteile gegen den Ber-

liner, seine «Schnauze» und seine «Schnoddrigkeit» bei ande-

ren deutschen Stämmen zu überwinden und die eigentliche 

Hauptstadt Deutschlands auch in vielen Kreisen populär, ja, 

ausgesprochen beliebt zu machen, bei denen das früher nie-

mals der Fall war. Dadurch erfüllen die «Insulaner» unzwei-

felhaft eine sehr nützliche, wenn nicht unersetzliche nationale 

Funktion. Freilich hat ihr Programm, in dem stets eine scharfe 

Frontstellung gegen den Osten bezogen wird, dem Westen ge-

genüber oft notgedrungen etwas Konformistisches, wenn es 

auch im Einzelnen an Kritik nicht fehlt. Im Gegensatz dazu ist 

das Programm der «Stachelschweine» nach allen Seiten aus-

gesprochen aggressiv und polemisch. Es wird, anders als bei 

den «Insulanern», weniger improvisiert, sondern in allen De-

tails sorgfältig ausgearbeitet, und hat daher in seinen Pointen 

oft eine geradezu vernichtende Brillanz. Beide Kabaretts, zwi-

schen denen eine stillschweigende Arbeitsteilung obzuwalten 

scheint, sind aus dem geistigen Leben Berlins nicht mehr weg-

zudenken und insofern besondere Attraktionspunkte für aus-

wärtige, selbst ausländische Besucher, soweit diese die deut-

sche Sprache auch in Anspielungen und Nuancen verstehen. 

Auch das Berliner Musikleben hat mittlerweile den Anschluss 

an seine grössten Traditionen wieder erreicht. Das ist umso be- 
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merkenswerter, als gerade die grossen Berliner Orchester, 

vornehmlich das Philharmonische Orchester, in der letzten 

Phase des «totalen» Krieges teils durch Einberufungen, teils 

durch Abwanderung dezimiert wurden. Doch konnten diese 

Verluste durch neue Verpflichtungen oder durch Heranbil-

dung hervorragender Nachwuchskräfte inzwischen weitge-

hend ausgeglichen werden. Die Serie der Philharmonischen 

Konzerte am Ort, wie die zahlreichen Gastspielreisen des 

Philharmonischen Orchesters, verbürgen wiederum drinnen 

und draussen den Ruf Berlins als einer der führenden Musik-

städte der Welt. Nach dem tragisch frühen Tode Wilhelm 

Furtwänglers wurde Herbert von Karajan, der mit Recht über-

all als ein besonderer Magier des Taktstocks gilt, als Chefdi-

rigent der Berliner Philharmoniker gewonnen. Ein von ihm 

geleitetes Konzert pflegt alljährlich im Frühherbst die Berliner 

Festspielwochen einzuleiten, während derer sich Musik, 

Theater und Bildende Kunst vereinen, um im gegenseitigen 

Wettstreit Zeugnis davon abzulegen, dass die Härte der poli-

tischen Auseinandersetzungen die Musen aus Berlin nicht et-

wa verbannt, sondern eher in einem neuen, bewussteren und 

höheren Sinn dort wieder heimisch gemacht hat. Seit 1960 

wird übrigens dem traditionsreichsten und angesehensten Or-

chester mit der «Philharmonie» am Kemperplatz wieder ein 

eigenes, würdiges Heim erbaut. 

Durch seine kulturelle Aktivität hat Berlin nicht allein die Fol-

gen des Krieges, der ersten Nachkriegsjahre und der Blockade 

bis zur Unkenntlichkeit verwischt, sondern auch die Sünden-

schuld abgetragen, die es einstmals als Hauptstadt unfreiwillig 

genug durch die «Kulturpolitik» des Dritten Reiches aufgela-

den bekam. Das geht schon daraus hervor, dass zahlreiche 

Künstler, Schriftsteller, Musiker und Schauspieler, die die 

Hitler-Ära direkt oder indirekt aus Berlin vertrieb, inzwischen 
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freudig heimgekehrt sind, ohne sich durch die Schwierigkeiten 

und Unbequemlichkeiten beirren zu lassen, die die isolierte 

Lage der Stadt nun einmal mit sich bringt. 

MODERNE WELTSTADT IM WERDEN 

Nirgendwo sonst aber tritt das Gesicht der modernen Welt-

stadt so deutlich, so imponierend und demonstrativ zutage wie 

in der Architektur. Auf den bisher behandelten Gebieten der 

Wirtschaft und des kulturellen Lebens ging und geht es notge-

drungen darum, wenn auch mit neuzeitlichen Methoden und 

mit besonderer Betonung sozialer Gesichtspunkte, für deren 

sorgfältige Beachtung schon die politische Gewichtsvertei-

lung der Stadt bürgt, in irgendeiner Form den Anschluss an 

vergangene normale oder gar vorbildliche Massstäbe wieder-

zugewinnen. Hier verpflichtete die Tradition in einem guten 

Sinne. Für das überlieferte architektonische Bild der Stadt 

lässt sich diese Feststellung jedoch nicht wiederholen: hier 

waren also der kühnen Planung, dem gewagten Experiment 

und dem fortschrittlichen Geist, der beides erzeugt, von vorn-

herein mehr als sonstwo Tür und Tor geöffnet. Es ist darum 

nur natürlich, dass das neue Architekturprinzip besonders hef-

tige Meinungsverschiedenheiten heraufbeschwor und entspre-

chende Diskussionen auslöste. 

Hier sind vor allem zwei Frontenbildungen zu erkennen: wäh-

rend die einheimische Bevölkerung in ihrer Mehrheit das mo-

derne Stadtbild, das sich hauptsächlich seit 1955 aus der 

Trümmerwüste des Krieges entwickelt hat und weiterhin mit 

solchem Tempo entwickelt, dass auch der regelmässige Ber-

linbesucher innerhalb weniger Monate immer wieder vor 

Überraschungen steht, im Allgemeinen bereitwillig bejaht 
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und sich damit begnügt, gewisse Auswüchse, an denen es na-

türlich auch nicht fehlt, mit bekannter Schlagfertigkeit zu kri-

tisieren, entzünden sich gerade an der neuen Stadtplanung die 

Ressentiments mancher sogenannter «Exilberliner», von de-

nen es noch immer fast eine Million gibt. Viele dieser Men-

schen, die ihre Heimat teilweise schon vor der Epoche der 

schlimmsten Zerstörung verliessen und sie vielleicht erst in 

den letzten Jahren besuchsweise wiedersahen, beklagen sich 

bitter darüber, dass sie «ihr Berlin» nicht wiedererkennen. 

Diese Feststellung ist menschlich durchaus verständlich, aber 

objektiv verbirgt sich dahinter eine unangebrachte Sentimen-

talität. Natürlich vermögen viele Zufallsbesucher die alte Hei-

mat, in der sie aufgewachsen sind, nicht mehr zu identifizie-

ren, doch ist es vom Standpunkt einer künstlerischen Archi-

tektur um «ihr Berlin» auch nicht schade. Im Gegenteil, spä-

tere Geschlechter werden hoffentlich einmal der Entschlossen-

heit der verschiedenen Bauherren, in erster Linie der Senats-

verwaltung für Bau- und Wohnungswesen, Dank wissen, dass 

sie das Zerstörte meist nicht restauriert, sondern eine völlig 

neue Stadt auf den Trümmern der alten aufgebaut haben. 

Die Fliegerbomben der alliierten Streitkräfte hatten praktisch 

die ganze Stadt umgepflügt und die wenigen architektonisch 

wertvollen Areale genauso in Mitleidenschaft gezogen wie 

eine Fülle von hässlichen Vierteln und sogenannter «Mietska-

sernen», wie sie für das Berlin der Vorkriegszeit typisch wa-

ren. Schon im Einleitungskapitel wurde einmal darauf ange-

spielt, dass, etwas zugespitzt formuliert, Berlin nicht etwa in 

Jahrhunderten erbaut, sondern in einigen wenigen Jahrzehnten 

umso gründlicher verbaut wurde. Die ehemalige preussische 

Hauptstadt hatte zweifellos einen imponierenden Stil, ähnlich 

wie die meisten Vororte, die sich um sie herumgruppierten.  
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Mit der Zusammenschmelzung der einstigen preussischen 

Hauptstadt und ihrer zahlreichen Vororte zur deutschen 

Reichshauptstadt begann jedoch die Sünde wider den Geist. 

Geschäftstüchtige Spekulanten traten an die Stelle grosser 

Baumeister mit wirklicher künstlerischer Verantwortung. 

Während bei den meisten anderen europäischen Hauptstädten 

die grosse Architektur meist auf den traditionellen Stadtkern 

bezogen blieb, dessen Geist von einer ordnenden Mitte aus so-

zusagen das Ganze durchdrang, waren in dem früheren Berlin 

Schönes und Hässliches, Echtes und Falsches seltsam wider-

spruchsvoll und ohne höheren Sinn durcheinandergewürfelt, 

ja, im Laufe der Entwicklung überlagerten und erdrückten die 

steinernen Monumente einer nur auf den augenblicklichen 

Nutzen bedachten Hässlichkeit die feineren Konturen des 

Schönen und Würdigen. 

Echte und verheissungsvolle architektonische Restaurations-

aufgaben im grossen Umfang wären nur den Städteplanern im 

Sowjetsektor erwachsen. Hier lag das alte Berlin, in dem bis 

in die Gegenwart hinein die Spuren der grossen Baumeister 

der Renaissance und vor allem des Barock lebendig geblieben 

waren. Als Mittelpunkt musste der grossartige Bau des Stadt-

schlosses gelten, mit dem Ausblick auf die meist im klassizi-

stischen Stil errichteten Museen im Lustgarten, dessen östliche 

Seite lediglich durch den unter Wilhelm II. errichteten und ge-

schmacklos die Peterskirche imitierenden Berliner Dom ver-

unstaltet wurde. Westlich des Stadtschlosses zog sich die 

breite und prächtige Strasse «Unter den Linden» bis zum 

Brandenburger Tor, die durch einige sehr gediegene Bauten 

des 17. oder 18. Jahrhunderts, wie das Zeughaus, die Univer-

sität, die Staatsoper und das Kronprinzenpalais, flankiert 

wurde. Ein anderes architektonisches Schmuckstück der In-

nenstadt war der sogenannte «Gendarmenmarkt», ein Platz, in 
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dessen Mitte sich das von Schinkel Anfang des 19. Jahrhun-

derts errichtete und später ausgebaute Staatstheater erhob und 

der in nördlicher und südlicher Richtung durch zwei fast iden-

tische Kirchen, den sogenannten Deutschen und den Franzö-

sischen Dom, aus dem 18. Jahrhundert begrenzt wurde. Viele 

dieser Gebäude wurden durch den Krieg mehr oder minder 

stark beschädigt, hätten sich aber sämtlich mit entsprechend 

gutem Willen wiederherstellen lassen. Nichts dergleichen ge-

schah jedoch in einem wirklich durchgreifenden Sinne. Die 

meisten der erwähnten historischen Bauten sind heute noch 

Ruinen, dem unaufhaltsamen weiteren Verfall durch die Un-

bill der Witterung ausgesetzt. Die durchaus aufbaufähige Rui-

ne des Stadtschlosses selbst wurde hingegen von den Reprä-

sentanten des geschichts- und traditionsfeindlichen kommuni-

stischen Systems schon im Jahre 1950 mutwillig und ohne den 

geringsten zwingenden sachlichen Anlass dem Erdboden 

gleichgemacht. 

Vor ähnlichen Aufgaben standen die Architekten in Westber-

lin praktisch nur in zwei Fällen: die beiden Schlösser Charlot-

tenburg und Bellevue, das erste um die Wende des 17. und 18. 

Jahrhunderts von Schlüter, Eosander und Knobelsdorff, das 

zweite Ende des 18. Jahrhunderts unter Friedrich dem Grossen 

für seinen jüngsten Bruder errichtet, waren ausgebrannt, die 

dazugehörigen Schlossparks hatten sich in Wüsteneien ver-

wandelt. Kein Besucher Berlins, der heute vor den beiden 

Schlössern steht oder die benachbarten Parks durchwandert, 

wird noch nennenswerte Spuren der einstigen Katastrophe er-

kennen. Beide historischen Gebäude sind in den alten Propor-

tionen mit peinlichster Sorgfalt, aber auch mit respektvoller 

Liebe zu dem ursprünglichen künstlerischen Entwurf wieder-

aufgebaut worden (der innere Ausbau des Knobelsdorff-Flü-

gels des Charlottenburger Schlosses wird allerdings noch eini- 
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ge Jahre beanspruchen). Das Charlottenburger Schloss dient 

heute hauptsächlich für Kunstausstellungen und gelegentliche 

festliche Veranstaltungen, – Schloss Bellevue, das im Sommer 

1959 seine Einweihung erlebte, ist als Berliner Amtssitz des 

Bundespräsidenten bestimmt. 

Beide Gebäude sind eine Augenweide für den Betrachter. In 

ihrer korrekten Rekonstruktion verewigen sie das alte, im ei-

gentlichen Sinne historische Berlin als architektonische Ruhe-

punkte mitten im Herzen der werdenden und sich unbändig 

entfaltenden modernen Stadt. Man sieht, wo es sich um die 

Tradition wirklich lohnte, ist sie aufs sorgfältigste respektiert 

worden. Ansonsten trägt Westberlin in jeder Beziehung die 

Züge eines architektonischen Experiments, das in seiner orga-

nischen Vielgestalt zu intensivem Nachdenken, ja, zu einem 

speziellen Studium herausfordert. Der unsentimentale Beob-

achter wird rasch erkennen, dass Westberlin nicht nur wegen 

seines eindeutigen politischen Bekenntnisses, sondern auch in 

seinem Stadtbild ganz unverkennbar eine Insel der Freiheit 

und der Demokratie darstellt. 

Wem diese Feststellung übertrieben scheint, der möge einmal 

die modernen Zentren beider Stadtteile auf sich wirken lassen 

und in ihren Stilprinzipien vergleichen! Im Ostsektor, soweit 

er ihm noch zugänglich ist, wird er dazu freilich heute und in 

absehbarer Zeit noch kilometerweit durch Ruinenfelder wan-

dern müssen, bis er ziemlich unvermittelt auf die Mammutge-

bäude der so oft erwähnten Stalinallee (der früheren Frankfur-

ter Allee) stösst. Hier triumphiert das Kollektiv, alles ist dazu 

angetan, den Besucher zu beeindrucken, aber wenn dieser sei-

nen Eindruck nicht abschwächen lassen will, tut er gut daran, 

nicht allzu intensiv hinter der Fassade nachzuforschen. Wie in 

der Politik eines totalitären Staates, siegt auch in der Architek- 

349 



tur die Kulisse stets über die Wirklichkeit. Die einst von Hitler 

errichteten Mammutbauten, die ebenfalls grösstenteils im Ost-

sektor gelegen waren, sind fast alle bis zur Unkenntlichkeit 

zerstört. Wäre es anders, würden sich manche Stilparallelen 

zwischen diesen Bauten und der Fluchtlinie der heutigen Sta-

linallee ergeben. Ja, man könnte noch manche steinernen Zeu-

gen der faschistischen Architektur zur Zeit Mussolinis und 

eine ganze Reihe von Bauwerken und Strassenzügen aus so-

wjetischen Städten hinzufügen, um auch dem politisch unkun-

digen Beobachter die innere, einfach nicht wegzuleugnende 

Wesensverwandtschaft totalitärer Regime zu demonstrieren. 

Ihnen allen ist die Absage an das Individuelle ebenso gemein-

sam wie die panische Angst vor jeder «Abweichung»: Origi-

nalität wird nicht geduldet, aber nicht, weil sie gelegentlich 

einmal hässliche Züge tragen kann – das wäre ja ein ästheti-

scher Einwand –, sondern weil ihr blosses Vorhandensein die 

Geschlossenheit des Systems, seiner Gedankenwelt und seiner 

Ideologie bedroht. Nirgends sieht man das so verblüffend 

deutlich wie an der Architektur. 

Der Gegensatz zu der Weltstadt, die in Westberlin herange-

wachsen ist und weiter heranwächst, lässt sich nicht krasser 

vorstellen. Auch dort spürt man in der gesamten Konzeption, 

im nüchternen Amtsdeutsch «Generalbebauungsplan» ge-

nannt, den ebenso unbewussten wie unwiderstehlichen Willen 

einer Gemeinschaft, ja, der empfängliche Beobachter spürt ihn 

so stark, dass er davon förmlich elektrisiert wird. Es ist aber 

im Gegensatz zum Osten eine Gemeinschaft, die durch die 

Spontaneität eines freiwilligen Zusammenschlusses und nicht 

durch das Kommandowort eines Diktators oder einer kleinen 

Gruppe von Mächtigen existiert. Die Dynamik, mit der der 

Aufbau Westberlins erfolgt, ist die Dynamik der freien Welt,  
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jener Welt, in der sich unzählige von Vorstellungen, Wün-

schen, Ehrgeizen, Geschmacksrichtungen und Konkurrenzim-

pulsen begegnen, durchdringen, oft zu schwer entwirrbaren 

Synthesen vermischen, gelegentlich sogar hart im Raum Zu-

sammenstössen. Wer will nicht alles in einer Weltstadt bauen, 

die sich nach einer so einmaligen Zerstörung und unter so ein-

zigartigen geschichtlichen Umständen vom Schicksal aufge-

fordert sieht, ihren Lebenswillen auch in dieser Beziehung zu 

bekunden: private Bauherren, Wohnungsbaugesellschaften, 

Industrie- und Handelsbetriebe, Banken, Versicherungen, 

Verwaltungen und nicht zuletzt die öffentliche Hand selbst. 

Jede Instanz geht mit anderen Voraussetzungen an die Ver-

wirklichung ihrer architektonischen Pläne. Zuviel Kapital, das 

aus egoistischen Motiven ein protziges steinernes Ergebnis zu 

verwirklichen trachtet, kann die Konturen des gesamten Stadt-

bildes an entscheidenden Stellen und Plätzen ebenso stören 

und beeinträchtigen, wie eine gute Absicht, die mit zu wenig 

Geld nur spärlich und fragmentarisch ausgeführt werden 

könnte. Im ersteren Falle müssen zu hybride Ehrgeize be-

schnitten und gedämpft, im zweiten unter Umständen grosszü-

gige Hilfen gegeben werden. Psychologisch und zum Teil 

auch ökonomisch ist die Situation der der berüchtigten Grün-

derjahre nach dem deutsch-französischen Krieg von 1870/71 

nicht unähnlich. Viele möchten bauen, jeder möchte so rasch 

wie möglich bauen und dabei natürlich auch auf Kosten der 

Mitmenschen, der Nachbarn, der künftigen Mieter oder ande-

rer Geschäfte machen. 

Aber wenn auch die Situation ähnlich ist und sich daraus 

grundsätzlich ähnliche Gefahrenmomente für das Antlitz der 

Stadt und die Wohlfahrt ihrer Bewohner ergeben: das Ergebnis 

von damals ist – Gott sei Dank – nicht wiederholbar. Das liegt 

wesentlich daran, dass das soziale Verantwortungsbewusst- 

351 



sein und alles, was es an psychologischen, hygienischen und 

sanitären Forderungen einschliesst, im letzten Jahrhundert un-

merklich, aber mächtig gewachsen ist. Selbst wenn jemand – 

und zwar zum Schaden seiner Mieter – heute noch so bauen 

wollte, wie das in der Gründerzeit geschah, er dürfte es nicht 

mehr. Es gibt vielmehr eine Fülle von Vorschriften, auf die 

jeder Bauherr Rücksicht nehmen muss. In Westberlin wirkt 

sich das vor allem aus, weil bei der besonderen Lage der Stadt 

der sogenannte soziale Wohnungsbau noch immer mit rund 90 

Prozent den privaten überwiegt und die öffentliche Hand in-

sofern durch Erteilung von Baugenehmigungen, Kreditverga-

ben usw. einen ungleich grösseren Spielraum der Einmi-

schung und Mitbestimmung hat als anderswo. 

Dieses alles ist natürlich nicht unbedingt charakteristisch für 

Westberlin, sondern liesse sich ungefähr von jeder modernen 

Metropole sagen, die sich durch besondere Baufreudigkeit 

auszeichnet. In allen zivilisierten Ländern gibt es mittlerweile 

polizeiliche und gesundheitliche Vorschriften, die nicht unge-

straft übertreten werden dürfen, gibt es den grossen Rahmen 

eines öffentlichen, mit ganzen Jahrzehnten rechnenden Planes, 

dem sich noch so eifrige private Ehrgeize einzuordnen haben. 

Das Einmalige der heutigen Architektur Westberlins beruht 

vielmehr darauf, dass die künstlerische Kombinationsgabe der 

Städteplaner und der zuständigen Senatsverwaltung schon 

heute das Ganze über die Summe seiner zahllosen Teile hin-

weg dem phantasievollen Beschauer sichtbar macht und ihm 

das Bewusstsein einimpft, Zeuge einer Neuschöpfung zu sein, 

die alle Merkmale temperamentvollen ästhetischen Wollens 

trägt. 

Das zentrale Ereignis, das viele schöpferische Energien auf 

sich lenkte, aber auch für die kommenden Jahre erzeugen 

sollte, war die unter dem Begriff «Interbau» bekanntgeworde- 
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ne Internationale Bauausstellung, die am 6. Juli 1957 eröffnet 

wurde und nicht weniger als drei Monate dauerte. Seit 50 Jah-

ren hatten die Berliner in ihren Mauern keine Ausstellung von 

solchem Umfang und solcher Bedeutung mehr erlebt. Die alte 

Hauptstadt bekundete ihre traditionelle Weltaufgeschlossen-

heit wieder einmal dadurch, dass sie die Bemühungen, ihr 

nach den Verwüstungen des Krieges ein neues Gesicht zu ge-

ben, nicht zu einer nationalen Angelegenheit machte, sondern 

Architekten aus allen Ländern und Kontinenten zur Beteili-

gung daran einlud. Natürlich war dieses Experiment ange-

sichts einer so verwirrenden Fülle von Begabungen und Ideen 

gewagt. Niemand könnte auch mit gutem Gewissen behaup-

ten, dass es in jeder Einzelheit geglückt wäre. Das früher voll-

kommen zerstörte Hansaviertel am Tiergarten, dessen Wie-

dererrichtung während der Internationalen Bauausstellung in 

den Mittelpunkt des Interesses rückte, trägt noch deutliche 

Spuren von zuviel Improvisation und zuviel sich überkreuzen-

den Bestrebungen. Nichtsdestoweniger hat der in einem Kon-

kurrenzkampf internationaler Architekten verwirklichte Neu-

bau dieses Viertels nicht allein eine Epoche unerhörter Akti-

vität eingeleitet, sondern auch in seinen positiven wie in sei-

nen Fehlleistungen als Erfahrungsgrundlage gedient. Vor al-

lem aber ist mit der in Berlin praktizierten Methode interna-

tionaler Wettbewerbe etwas ganz Entscheidendes erreicht 

worden: das künstlerische Element drängt sich beim Neuauf-

bau Berlins überall gebieterisch in den Vordergrund, sogar 

dort, wo es hier und da über die Stränge schlägt und seine Re-

sultate im Einzelnen nicht durchweg befriedigen. Dadurch ist 

gleichzeitig auch die Spekulation, die mit jedem forcierten 

Neubau grossen Stils unvermeidlich verbunden ist, vom Ge-

schäftlichen ganz eindeutig auf das Künstlerische verlagert,  
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um nicht zu sagen, zum Künstlerischen gezwungen worden. 

Selbst grosse Unternehmungen, Banken, Versicherungen 

usw. sahen sich auf diese Weise direkt oder indirekt aufgefor-

dert, nicht nur zweckhaft und praktisch, sondern auch schön, 

um nicht zu sagen, «solidarisch» zu bauen: solidarisch in-

sofern, als gerade manches moderne Kaufhaus, mancher 

hochstöckige Versicherungspalast in Westberlin wesentlich 

dazu beiträgt, einem Platz oder auch einem bestimmten Stras-

senbild ihre typischen, eigenartigen und geschmackvollen 

Konturen zu verleihen. 

Ähnliches gilt für die privaten Hochhäuser, die sich in man-

chen Gegenden der Stadt in gedrängter Nachbarschaft, in an-

deren vereinzelt erheben und dem Beschauer nicht nur als 

willkommene Orientierungspunkte, sondern oft auch wegen 

ihrer meist edlen und gediegenen Proportionen als Blickfang 

dienen. Die Zeiten sind endgültig vorüber, in denen man in 

Berlin von einem erhöhten Standort aus den sprichwörtlichen 

Eindruck eines eintönigen «grauen Häusermeers» bekam. 

Heute entdeckt der forschende Blick charakteristische Einzel-

heiten genug, deren Schönheit und Originalität ihn noch dazu 

immer wieder gefangennehmen. Mehr und mehr wird auch 

das Grau von einst von hellen Farben, Weiss und Gelb, abge-

löst, die für die neuen Wohnhäuser und öffentlichen Gebäude 

immer charakteristischer werden. 

Dass schon die graue Stadt von einst das Atmen nicht ganz 

verlernte, lag an ihren zahlreichen «grünen Lungen», unter de-

nen man die grossen natürlichen Waldflächen und die sorg-

sam gehegten öffentlichen Anlagen und Parks in praktisch al-

len Verwaltungsbezirken versteht. Die neuzeitliche Stadtpla-

nung mit ihren Auflockerungsbestrebungen bemüht sich 

darum, den Anteil der städtischen Grünflächen noch entspre-

chend zu vergrössern. In dem Berlin von morgen wird es 

deshalb zwar nach wie vor auch im Stadtbild gewisse soziale 
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Differenzierungen, aber keine eigentlichen Elendsviertel mehr 

geben. Wenn sich heute noch das imponierende Bild architek-

tonischer Wiedergeburt im Allgemeinen auf die Sektoren-

grenzen der Innenstadt zu verflüchtigt, wenn hier auch auf 

westlicher Seite oft die Trümmergrundstücke die Neubauten 

überwiegen und die Landschaft überhaupt noch ziemlich 

trostlos anmutet, dann darf man natürlich nicht vergessen, 

dass das moderne Berlin bei allem Tempo so wenig an einem 

Tage gebaut werden kann, wie man das von dem alten Rom 

zu sagen pflegte. Ferner liegen in diesen Gegenden durchweg 

die Besitzverhältnisse schwieriger als in den westlichen Aus-

senbezirken, was Zusammenlegungen von Grundstücken er-

schwert, eine Voraussetzung, ohne die bekanntlich eine gross-

zügige und einheitliche Bauplanung in heutiger Zeit unmög-

lich ist. 

Die kurze Skizze des modernen Stadtbildes wäre unvollstän-

dig, wollte man nicht schliesslich der geradezu phänomenalen 

Anstrengungen gedenken, die in den letzten Jahren auch im 

Tiefbau unternommen worden sind, um Strassen zu verbrei-

tern und neue Verkehrswege zu erschliessen. Gerade hier 

zeigt sich der Ehrgeiz des modernen Berlin, nicht nur den Be-

dürfnissen der Gegenwart zu entsprechen, sondern sich auf 

eine Zukunft vorzubereiten und ihren Anforderungen gewach-

sen zu sein, deren Stunde vorerst noch gar nicht geschlagen 

hat. Da der Tiefbau überaus kostspielig ist, könnte man ein-

wenden, dass auf diesem Gebiet vielleicht doch des Guten zu-

viel geschehe. Warum braucht Westberlin, das noch immer 

die alte Einwohnerzahl längst nicht wieder erreicht hat, bei-

spielsweise eine Erweiterung des bestehenden U-Bahnnetzes? 

Wozu braucht es kreuzungsfreie Schnellverkehrsstrassen im 

Stile der deutschen Autobahnen, wenn nachzuweisen ist, dass 

der derzeitige Verkehr keinen Vergleich mit der irgendeiner 
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westdeutschen Grossstadt aushält. (Natürlich steht die Moto-

risierung pro Einwohner kaum hinter den Ziffern westdeut-

scher Städte zurück, aber im Autoverkehr macht sich begreif-

licherweise die Isolierung der Stadt besonders bemerkbar. Es 

sind fast ausschliesslich am Ort zugelassene Kraftwagen un-

terwegs, die das Verkehrsbild bestimmen, während in den 

Städten der Bundesrepublik wie in allen Städten mit offenem 

Hinterland der Durchgangsverkehr dem Ortsverkehr die Waa-

ge hält oder ihn gar übertrifft. Auswärtige Nummernschilder 

sind dagegen in Berlin im normalen Alltag eine Seltenheit, 

weil viele westdeutsche oder ausländische Besucher den Luft-

weg nach dort wählen.) 

Solche Einwendungen, die tatsächlich öfter erhoben werden, 

sind ebenso verständlich wie kurzsichtig. Die weitgehend zer-

störte Stadt ist in jedem Falle zur Durchführung von Bauvor-

haben gezwungen, die alles in allem Jahrzehnte beanspruchen 

werden. Berlin unterzieht sich darum dieser Aufgabe mit sei-

nem tatenfrohen Optimismus, indem es aus der Not eine Tu-

gend macht, auf sehr lange Sicht. Wenn es schon unumgäng-

lich ist, in der Gegenwart nicht etwa ein zufälliges Loch zu 

beseitigen, sondern ganze Geschäfts- und Verwaltungs vier tel 

neu zu bauen und gleichzeitig den Wohnraumbedarf von Hun-

derttausenden zu befriedigen, ist es nur zweckmässig und vor-

ausschauend, die Zukunft mit ihren berechenbaren Verkehrs-

bedürfnissen in die Planung des Augenblicks gleich mit ein-

zubeziehen. Berlin wird durch seine modernen Verkehrswege, 

die systematische Verbreiterung bestehender und die grosszü-

gige Anlage neuzuschaffender Strassen, vor allem aber durch 

das teils schon funktionierende Schnellstrassennetz mit vielen 

verzwickten und oft unlösbar scheinenden Problemen des mo-

dernen Verkehrs in dem Augenblick fertig geworden sein, da 
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sie sich für andere Metropolen erst in voller Schärfe stellen. 

Die Grosszügigkeit der augenblicklichen Ausgaben erweist 

sich daher, so paradox das klingt, als Sparsamkeit für die Zu-

kunft. 

Der Kraftfahrer, der aus aller Herren Länder nach Berlin 

kommt, wird der Initiative der verantwortlichen Stellen jeden-

falls aufrichtigen Dank wissen. In Berlin ist das Autofahren 

auf den meist breiten, übersichtlichen Strassen ebensosehr ein 

Vergnügen, wie es in anderen Grossstädten längst zu einer 

Strapaze und Qual geworden ist. Während anderswo durch die 

Enge der Strassen, unübersichtliche Abzweigungen und die 

Nötigung zum Einbahnverkehr dauernde Stockungen die Re-

gel sind, kommt der Fahrer in Berlin, wenn er sich nur an die 

vorgeschriebene Stadtgeschwindigkeit hält, schnell und mü-

helos voran. Das Strassennetz des modernen Berlin ist ohne 

weiteres einer verdoppelten oder gar verdreifachten Verkehrs-

dichte gewachsen, ohne dass sich die heute für den Fahrer ge-

gebenen Annehmlichkeiten wesentlich zum Negativen verän-

dern würden. Mit jeder Verdichtung des Verkehrs wachsen ja 

neue Schnellwege und geeignete Strassen nach. 

In den mannigfaltigen Bauleistungen, die die Atmosphäre der 

Stadt so unverkennbar prägen, wachsen die unerschöpfliche 

Phantasie der örtlichen Fachleute und die verständnisvolle 

Hilfsbereitschaft des Bundes zu einer besonders imponieren-

den demonstrativen Einheit zusammen. Natürlich wäre Berlin 

ein Wiederaufbau mit solchem Tempo und von solchem Um-

fang aus eigener Kraft nicht einmal annähernd möglich. 

Darum bringt diese Zusammenarbeit zwischen der Bundesre-

publik und ihrem symbolischen Vorposten am klarsten zum 

Ausdruck, welchen Wert man darauf legt, allen stets ver-

schärften Schwierigkeiten zum Trotz die unveräusserliche 

Geltung Berlins als der deutschen Hauptstadt und der blühen- 
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den Weltstadt von morgen zu betonen. Von dem neuen Stadt-

zentrum, das sich rings um die von der Bevölkerung mit eifer-

süchtigem Fleiss konservierte Turmruine der Kaiser-Wilhelm-

Gedächtniskirche erhebt, gehen Kraftimpulse aus, denen sich 

kein Mensch entziehen kann, der grossen und lebendigen Ein-

drücken offensteht. Handelt es sich hier jedoch vorwiegend 

um ein repräsentatives Zentrum, so sind auch die Ansprüche 

der zahllosen Wohnungssuchenden in dem grosszügigen Auf-

bauwerk keineswegs zu kurz gekommen. Gerade in ehemali-

gen Arbeitergegenden, in den Bezirken Reinickendorf, Wed-

ding und im Norden Charlottenburgs wachsen neue, geschlos-

sene Siedlungen aus dem verwüsteten Boden hervor, von de-

nen jede an Fläche und Volumen, aber auch im Hinblick auf 

die Ausstattung mit Geschäften, Kirchen, Schulen usw. für 

sich allein den Rang einer kleinen Stadt beanspruchen kann. 

Bis Herbst 1961 sind seit Kriegsende in Westberlin 200’000 

neue Wohnungen gebaut worden: eine enorme Zahl, weil man 

immer wieder bedenken muss, dass der Wiederaufbau Berlins 

infolge der Ungunst der Verhältnisse erst drei bis vier Jahre 

später einsetzte als in den westdeutschen Grossstädten. Der 

Löwenanteil an diesen 200’000 Wohnungen entfällt jedenfalls 

auf die Jahre seit 1952. In den letzten Jahren wurde ein Durch-

schnitt von über 20’000 Wohnungen erreicht. 

Wenn man nachdrücklich betont, in Berlin blühe neues Leben 

aus den Ruinen, dann bedeutet das nicht etwa eine romanti-

sche Übertreibung, sondern eine nüchterne Wirklichkeits-

feststellung. Weit mehr als andere kriegsversehrte Städte war 

Berlin dazu gezwungen, den unermesslichen Trümmerschutt 

des Krieges, wo es irgend anging, in nützliche Baustoffe für 

die Zukunft zu verwandeln. In der einstmals blockierten und 

nach wie vor geographisch isolierten Stadt wäre sonst jeder 
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Aufbau illusorisch geworden. Hier haben sich denn auch in 

letzter Zeit gewisse Schwierigkeiten aufgetan, weil der aus 

dem Trümmerschutt gewonnene Vorrat allmählich seinem 

Ende entgegengeht und der Stadt ihr natürliches Hinterland 

verschlossen ist. Der aus den zahllosen Ruinen geborgene, 

nicht mehr verwertbare Schutt wurde übrigens zu stattlichen 

«Trümmerbergen» zusammengefahren, die das etwas eintö-

nige Bild der märkischen Ebene beleben und nach und nach 

durch gärtnerische Pflege ein fast natürliches Aussehen be-

kommen oder gar schon bekommen haben. Die kollektive 

Phantasie der Berliner hat diesen an sich traurigen Überresten 

einer schrecklichen Zeit entsprechend klangvolle Namen ge-

geben, wie etwa «Insulaner» oder «Monte Kiamott». 

Schliesslich darf ein Moment nicht unerwähnt bleiben, das 

den Neuaufbau Berlins von allen entsprechenden Experimen-

ten in der Bundesrepublik unterscheidet und gleichzeitig aus-

zeichnet: das hellwache politische Bewusstsein, der Wille, die 

einmal verlorene und nun unter so unsäglichen Mühen und 

Opfern behauptete Demokratie gleichsam in Stein zu verewi-

gen. Mit den neuen und schöneren Plätzen, den aus der Zer-

störung herausgewachsenen Strassen und Stadtvierteln bringt 

die deutsche Hauptstadt symbolisch ihren bewussten und un-

auslöschlichen Dank an alle diejenigen zum Ausdruck, die in 

den letzten drei Jahrzehnten entweder zu Märtyrern der Frei-

heit geworden sind oder ihre Kräfte im tapferen Kampf für 

diese Freiheit vorzeitig verbraucht haben. Die am 29. Septem-

ber 1953 erfolgte Umbenennung eines westlichen Verkehrs-

knotenpunktes in «Ernst-Reuter-Platz» wurde bereits er-

wähnt. Von hier zieht sich im Verlauf der Ost-Westachse mit-

ten durch den wiederaufblühenden Tiergarten hindurch die 

«Strasse des 17. Juni» direkt bis zur nunmehr vermauerten 

Sektorengrenze am Brandenburger Tor. Vom Ernst-Reuter- 
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Platz in nördlicher Richtung verläuft die «Otto-Suhr-Allee». 

Diese mündet in ein teils traditionelles, teils neu errichtetes 

Stadtviertel, dessen Strassen vorwiegend nach den bedeutend-

sten Namen des deutschen Widerstandes gegen das Hitler-Re-

gime benannt worden sind. 

Gerade dieser Gegend kommt eine besonders schmerzliche 

symbolische Bedeutung zu. Hier hat inmitten der alten weit-

verzweigten Strafanstalt Plötzensee, dessen noch erhaltene 

Teile heute ausschliesslich als Jugendgefängnis dienen, der 

Zufall unter anderem ausgerechnet den Schuppen unversehrt 

gelassen, in dem viele Tausende von deutschen Widerstands-

kämpfern ihr Leben unter dem Henkerbeil oder am Galgen be-

schlossen haben, darunter fast sämtliche Teilnehmer des Auf-

standsversuches vom 20. Juli 1944. An der östlichen Wand 

dieser Stätte eines durch die Terrorjustiz notdürftig legalisier-

ten Massenmordes erhebt sich seit einigen Jahren in graugel-

bem Stein ein Denkmal, das die schlichte Inschrift trägt «Den 

Opfern der nationalsozialistischen Diktatur von 1933 bis 

1945». Die moralische Wirkung, die von dieser Gedenkstätte 

ausgeht, ist mit Worten nicht zu beschreiben; nur so viel sei 

erwähnt, dass es die Inschrift bewusst vermieden hat, darauf 

hinzuweisen, dass hier in der Ära des Dritten Reiches fast aus-

schliesslich deutsche Opfer umgebracht wurden, und zwar 

grossenteils schon vor jenem Augenblick, als Hitler mit dem 

Beginn des zweiten Weltkrieges seine unersättliche Hand nach 

anderen Ländern Europas ausstreckte. Nicht zuletzt die Tatsa-

che, dass der deutsche Beitrag im Kampf um die Freiheit be-

wusst in den Hintergrund tritt, obwohl er nirgendwo stärker 

fortlebt als hier, trägt ganz entscheidend dazu bei, dass es an 

diesem erschütternden Ort heute noch zu Versöhnungen mit 

ehemaligen Gegnern Deutschlands kommt, über alle noch be-

stehenden Grenzen hinweg. Mancher Ausländer, der bis dahin 
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unwillkürlich dazu neigte, Deutschland und den Nationalso-

zialismus zu verwechseln, ist in Plötzensee anderen Sinnes ge-

worden. Eine ähnliche Gedenkstätte befindet sich im Hofe ei-

nes ebenfalls erhaltenen Gebäudeteils des früheren Kriegsmi-

nisteriums in der Stauffenbergstrasse, der früheren Bendler-

strasse. Hier wurde Oberst Graf von Stauffenberg mit einigen 

anderen Offizieren noch in der Nacht des 20. Juli 1944 ohne 

jedes Gerichtsverfahren standrechtlich erschossen. Die Statue 

eines gefesselten Jünglings mit einer entsprechenden Inschrift 

erinnert die Nachwelt hier an dieses der Freiheit gebrachte 

blutige Opfer. 

Alles in allem ist demnach die Feststellung alter Berliner, sie 

würden ihre Stadt nicht mehr wiedererkennen, durchaus ge-

rechtfertigt. Eine neue Stadt ist an die Stelle ihrer Vorgängerin 

getreten, die in jedem Falle eine unverkennbare Originalität 

für sich beanspruchen darf und in ihrer heutigen, obwohl im-

mer noch werdenden Gestalt trotz der Kürze der Zeit, die seit 

einigen wichtigen Grundsteinlegungen verflossen ist, seltsa-

merweise mehr Traditionsmächtigkeit ausstrahlt als die in den 

Gründerjahren verschandelte Reichshauptstadt von einst. 

Mehr als je zuvor dürfte die künftige Hauptstadt eines in Frei-

heit wiedervereinigten Deutschland zu einem nicht nur ge-

wichtigen, sondern auch überaus schönen Mittelpunkt wer-

den, dessen schöpferische Vitalität eine enorme politische 

Leistung mit einer ihrem Geiste angepassten modernen Archi-

tektur zu einer natürlichen Synthese zu verschmelzen verstand 

und zu dem sich alle Deutschen mit einem berechtigten Stolz 

bekennen können. Wenn man nach einer Definition für diesen 

Prozess sucht, wird man am ehesten sagen können: der Wie-

deraufbau der zum grossen Teil zerstörten Stadt ist nicht das 

Ergebnis geschäftstüchtiger privater Spekulation, aber auch  
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nicht einer seelenlosen bürokratischen Planung, die vor lauter 

kollektivistischen Prinzipien die Bedürfnisse lebendiger 

Wirklichkeit missachtet, sondern vollzieht sich als packendes 

öffentliches Schauspiel, an dem sich irgendwie alle Bürger be-

teiligt fühlen. 

PAUSE IM KALTEN KRIEG 

Mit dem Ausblick auf den wirtschaftlichen, architektonischen 

und kulturellen Wiederaufbau sind wir den Ereignissen der 

letzten Jahre zwangsläufig weit vorausgeeilt. Es hätte aber 

keinen Sinn gehabt, gleichsam mitten in einer Entwicklung 

stehenzubleiben, die nach wie vor in Form eines kontinuierli-

chen und methodischen Prozesses abläuft. Diese Entwicklung 

dürfte jedenfalls deutlicher bestätigen als jede politische Be-

hauptung und Gegenbehauptung, dass der «Unruheherd West-

berlin» in das Reich der bösartigen Zweckfabeln gehört. Im 

Gegenteil: der jahrelange Wiederaufstieg einer Weltstadt aus 

einem Trümmerfeld ohnegleichen, ein Aufstieg, zu dem nach 

wie vor ein Mosaik zum anderen gefügt werden muss, ist eine 

imponierende Bewährungsprobe des Friedens und der ihn al-

lein tragenden Gesinnung. Dass diese Gesinnung sich ausge-

rechnet in einer fast dauernd von politischen Stürmen umto-

sten Zitadelle so mächtig und wirksam entfaltete und auf die 

Fülle sachlicher Leistungen verweisen kann, die auf den letz-

ten Seiten nur kurz angedeutet wurden, ist ein nicht wegzu-

leugnender Beweis dafür, dass sich der Aufbau Berlins bisher 

nicht in einer Atmosphäre der Unruhe, sondern vielmehr in 

einer Atmosphäre vorbildlicher Ruhe und Gelassenheit voll-

zog. Während jenseits des Brandenburger Tores der wahnwit-

zige Anspruch einer Ideologie alle legitimen menschlichen 

Bedürfnisse schonungslos zertrampelte, entspricht der politi-

sche, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Charakter West- 
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berlins den Bedürfnissen freier und selbstbewusster Menschen 

und zieht gerade daraus seine unverwechselbare Ausstrah-

lungskraft. Die Unruhe, die hier seit dem 13. August 1961 tat-

sächlich herrscht, teilen die Berliner mit allen anständigen 

Deutschen. 

Es wurde schon zu Anfang dieses Kapitels betont, dass das 

Jahrfünft zwischen dem Tode Ernst Reuters und der ultimati-

ven Drohung Chruschtschows für Berlin eine verhältnismäs-

sig ruhige oder doch wenigstens «unsensationelle» Epoche 

war. Mehr und mehr wurde die Stadt nicht nur zu einem Ziel 

privater Neugier oder journalistischer Wissbegierde, sondern 

zu einem offiziellen Zentrum wichtiger Tagungen und Begeg-

nungen. Im Herbst 1955 kam zum erstenmal der Deutsche 

Bundestag zu mehreren Arbeitssitzungen nach Berlin. Auch 

für das zweite Gesetzgebungsorgan der Bundesrepublik, für 

den Bundesrat, bürgerte sich die Gewohnheit ein, seine Sit-

zungen sogar mehrfach im Jahr in die eigentliche Hauptstadt 

Deutschlands zu verlegen. Eine besondere Ehrung widerfuhr 

der Stadt im Mai 1955 durch die Verleihung des Europaprei-

ses. Zum erstenmal verliess ein Ausschuss der Beratenden 

Versammlung des Europarats seinen traditionellen Tagungs-

ort Strassburg, um aus diesem feierlichen Anlass in Berlin zu-

sammenzutreten. Für den Preis wurde ausser der vom Kriege 

schwer heimgesuchten englischen Stadt Coventry Berlin aus-

drücklich ausgewählt, weil es jahrelang unter Führung von 

Ernst Reuter nicht nur für seine Selbstbehauptung, sondern für 

die bedrohte Sache der Freiheit schlechthin gekämpft habe, so 

betonte der Ausschussvorsitzende, der französische Minister 

Chaban-Delmas. «Berlin hat damals Zeugnis für das Abend-

land abgelegt. Berlin kämpfte – das ist kennzeichnend für den 

abendländischen Geist – und siegte, und deshalb wollen wir 

die Stadt Berlin ehren.» 
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Etwa um die gleiche Zeit taten die Sowjets einen demonstra-

tiven Schritt, der zu ähnlichen Fehlspekulationen und verfrüh-

ten Hoffnungen Anlass gab, wie die ein Jahr zuvor erfolgte 

Einladung an die Bundesregierung, diplomatische Beziehun-

gen mit Moskau aufzunehmen und sich wahrscheinlich als 

Ausdruck vorübergehender innerer Unsicherheit charakteri-

sieren lässt, in dem sich das Regime unmittelbar nach dem 

XX. Parteitag der KPdSU befand. Die sowjetische Militär-

Administration in Karlshorst stellte aus eigener Initiative eine 

offizielle Verbindung zum Westberliner Senat her, den sie bis 

dahin ignoriert hatte. In dieser Geste musste unter den dama-

ligen Umständen eine stillschweigende Verbeugung vor dem 

immer noch bestehenden Viermächtestatus der gesamten 

Stadt erblickt werden, umso mehr, als die Initiative Karls- 

horsts unerwartet schnell zu einem bedeutsamen praktischen 

Ergebnis führte. Es gelang dem Regierenden Bürgermeister 

Suhr, die Sowjets zur Rückgabe des Berliner Funkhauses in 

der Masurenallee in Charlottenburg zu bewegen. Bis dahin 

war das Funkhaus eine sowjetische Enklave mitten in West-

berlin gewesen und wurde von der Bevölkerung immer stärker 

als öffentliches Ärgernis betrachtet: wahrlich nicht nur aus 

dem symbolischen Grunde, weil dort Posten der Roten Ar-

mee, ähnlich wie vor dem im Tiergarten gelegenen sowjeti-

schen Ehrenmal, unentwegt Wache standen. Das Funkhaus 

hatte sich vielmehr schon in einigen Fällen für ahnungslose 

Flüchtlinge aus der Zone, die die eigenartigen Rundfunkver-

hältnisse in der ehemaligen Viersektorenstadt nicht kannten, 

als eine Menschenfalle erwiesen. Um ähnliche Vorkommnisse 

zu verhindern, wurden vor dem Funkhaus, dessen Inneres die 

Rotarmisten hermetisch abriegelten, vorsorgliche Warnschil-

der angebracht. 
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Wie erinnerlich, besassen die Sowjets im Jahre 1945 in ganz 

Berlin ein Rundfunkmonopol, das sie bedenkenlos für ihre 

Zwecke ausnutzten. Da sich dieser Zustand angesichts der 

bald sich abzeichnenden ideologischen Ost-West-Spannung 

als unhaltbar erwies, richteten die Amerikaner Anfang 1946 in 

ihrem Sektor einen Drahtfunk ein, aus dem sich später der 

mächtige Sender Rias entwickelte. Auch die Engländer ver-

stärkten ihren ursprünglichen Zonensender, den früheren 

Nordwestdeutschen Rundfunk um ein umfangreiches Berliner 

Studio, das auch nach der Übernahme des NWDR in deutsche 

Verantwortung bestehenblieb. Aus dem Personal des NWDR 

Berlin rekrutierte sich weitgehend der Stamm von Angestell-

ten und Mitarbeitern des SFB (Sender Freies Berlin), als im 

Juni 1954 endlich der Herzenswunsch der Berliner in Erfül-

lung ging, einen eigenen Sender zu besitzen. All diese westli-

chen Rundfunkgesellschaften, der Rias sowohl wie der 

NWDR und der spätere SFB mussten sich mit gemieteten 

Räumen begnügen, während sich das in den letzten Jahren der 

Weimarer Republik eigens für diese Zwecke gebaute, archi-

tektonisch bemerkenswerte und aus dem Krieg fast unversehrt 

hervorgegangene eigentliche Berliner Funkhaus in kommuni-

stischer Hand befand. Allerdings waren die Sowjets schon 

während der Blockadezeit dazu übergegangen, die techni-

schen Anlagen Schritt für Schritt zu demontieren und auch 

eine Programmabteilung nach der anderen in den Ostsektor zu 

verpflanzen, so dass Anfang der fünfziger Jahre in der Ma-

surenallee buchstäblich nur noch ein Restkommando verblieb. 

Die Hartnäckigkeit der Sowjets, die Kontrolle über das Funk-

haus zu behalten, nachdem jeder Sendebetrieb dort längst ein-

gestellt war, wirkte begreiflicherweise besonders provozie-

rend und erbitternd. Als es im Jahre 1956 endlich den West-

berliner Behörden wieder zur Verfügung gestellt wurde, war 
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praktisch nur noch das Gebäude selbst vorhanden, aber dessen 

Inneres glich, ohne jede Übertreibung gesagt, einem riesenhaf-

ten Schweinestall. Viele Millionen mussten aufgewendet wer-

den, bis der Sender des Freien Berlin in das ihm zustehende 

Haus einziehen konnte. 

Die Hoffnung, der von den Sowjets mit dem Westberliner Se-

nat angebahnte Kontakt werde sich im Sinne einer Entspan-

nung und damit zum bleibenden Nutzen der zweigeteilten 

Stadt auswirken, erwies sich jedoch bald als trügerisch. In der 

zweiten Hälfte des Jahres 1956 stiegen so sichtbare Flammen-

zeichen am osteuropäischen Horizont auf, dass Moskau 

schleunigst wieder zu der alten brutalen Taktik zurückkehrte, 

seine im Kriege und unmittelbar danach errungene Landbeute 

mit blutigstem Terror zu sichern und gegen alle westlichen 

Einflüsse abzuschirmen. Es begann mit dem Streik der Arbei-

ter in Posen, es folgte der sogenannte «Polnische Oktober» 

und unmittelbar danach der erschütternde Freiheitskampf des 

ungarischen Volkes. Es lässt sich denken, mit welcher leiden-

schaftlichen Anteilnahme dieses Erdbeben der Freiheit gerade 

in Berlin registriert wurde. Vor allem die ungarische Revolu-

tion weckte ein Gefühl spontaner Solidarität. Auf einer Son-

dersitzung des Abgeordnetenhauses erklärte Präsident Brandt: 

«Wir verneigen uns vor den Opfern des Kampfes um Freiheit, 

Frieden und Selbstbestimmung der Völker, vor den Arbeitern, 

Bauern und Studenten – von der Frankfurter Allee in Berlin 

bis Posen und Budapest – und bekunden unseren unbeugsa-

men Willen, dass auch unser eigenes Land mit seiner Haupt-

stadt Berlin in Freiheit wiedervereinigt werden muss.» Ähn-

lich äusserte sich der schon damals von schwerer Krankheit 

gezeichnete Regierende Bürgermeister Otto Suhr. Er unter-

strich, dass in Budapest vornehmlich die Industriearbeiter- 

366 



schaft Seite an Seite mit der Intelligenz und dem akademi-

schen Nachwuchs gegen die kommunistische Tyrannei aufge-

standen sei. 

Als sich die Schatten einer neuen Nacht der Unmenschlichkeit 

über das kämpfende Budapest senkten, wäre es übrigens um 

ein Haar auch in Berlin zu Zwischenfällen gekommen, die sich 

in ihrem Umfang und in ihrer Folgenschwere gerade zu die-

sem Zeitpunkt nicht hätten absehen lassen. Am 5. November 

1956, einen Tag nach dem Einrollen sowjetischer Panzer in 

Budapest, riefen Senat und Abgeordnetenhaus die Bevölke-

rung zu einer Freiheitskundgebung vor dem Schöneberger 

Rathaus auf. Die Worte der vorgesehenen Redner vermochten 

die Empörung der mehr als hunderttausend Demonstranten 

nicht zu beschwichtigen. Spontan wurde der Ruf laut, zum 

Brandenburger Tor zu ziehen und in den Ostsektor einzudrin-

gen. Unter den einmal gegebenen Umständen und nachdem 

sich immer deutlicher herausstellte, dass der Westen der Ab-

würgung der ungarischen Revolution kraft- und tatenlos zu-

sah, hätte dies unvermeidlich für Berlin ein ähnliches Blutbad 

bedeutet wie für Budapest. Sowohl die deutsche Polizei wie 

die alliierten Militärbehörden erwiesen sich gegenüber dem 

Zorn der Menschenmenge als ohnmächtig. Es war grössten-

teils das persönliche Verdienst Willy Brandts, der selber zum 

Brandenburger Tor eilte und dem es gelang, die Demonstran-

ten unmittelbar an der Sektorengrenze zu beruhigen, dass die 

in der Luft liegende Katastrophe nicht zu einem tragischen 

Ausbruch kam. 

Das Jahr 1957 brachte für Berlin, abgesehen von dem bereits 

erwähnten Höhepunkt der Internationalen Bauausstellung, die 

so viel dynamisches Leben entbinden sollte, zwei herbe und 

schmerzliche Verluste. Am 4. Juni starb die seit Jahren krän-

kelnde  Bürgermeisterin  der  Blockadezeit,  Frau  Louise  
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Schroeder, die damals als amtierendes Oberhaupt die Sache ih-

rer Mitbürger mit ebensoviel Mut wie Geduld, Würde und 

Selbstverleugnung vertreten hatte. Noch zu ihrem 70. Geburts-

tag, am 2. April, war Louise Schroeder vom Senat durch die 

Verleihung des Ehrenbürgerrechts ausgezeichnet worden. 

Knapp drei Monate später, am 30. August 1957, fiel auch ihr 

Mitstreiter und Nachfolger Otto Suhr einem heimtückischen 

und unheilbaren Leiden zum Opfer. Obwohl er schon seit Jah-

resfrist den Tod vor Augen sah, blieb der dritte Regierende 

Bürgermeister Berlins bis zum letzten Atemzug an seinem Ar-

beitsplatz, ohne sich die nötige Ausspannung oder gar einen 

Urlaub zu gönnen. Wieder versammelte sich die trauernde Be-

völkerung, wie knapp vier Jahre zuvor, vor dem Schöneberger 

Rathaus, um von ihrem ersten Mitbürger Abschied zu nehmen, 

wieder läutete die Freiheitsglocke ein Begräbnis ein. Wohl 

kaum anderswo in der Welt hat in jüngster Zeit die Freiheit in 

den Reihen der Besten so unerbittlich ihre Opfer gefordert wie 

in Berlin. 

WILLY BRANDT AN DER SPITZE 

Auch Otto Suhr widerfuhr, ähnlich wie Louise Schroeder, in 

den letzten Tagen seines Daseins eine demonstrative Ehrung. 

Er erlebte es noch persönlich, vom Bundesrat zu dessen Präsi-

denten und damit zum stellvertretenden Staatsoberhaupt der 

Bundesrepublik gewählt zu werden. Mit dem Erbe des Regie-

renden Bürgermeisters trat der nunmehr knapp 44jährige Willy 

Brandt auch diese Hinterlassenschaft an, die besonders geeig-

net war, den jungen und erfolgreichen Berliner Politiker in der 

Bundesrepublik bekannt zu machen. 

Als Brandt am 3. Oktober 1957 vom Abgeordnetenhaus mit 

grosser Mehrheit als Nachfolger Suhrs zum Regierenden Bür- 
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germeister gewählt wurde, hatte er gleichzeitig eine kurze, 

aber dramatische Periode innerparteilicher Auseinanderset-

zungen siegreich abgeschlossen. Da er schon in den voraufge-

gangenen Jahren zum bekanntesten und angesehensten Spre-

cher einer bestimmten fortschrittlichen Richtung innerhalb der 

Sozialdemokratie geworden war, fehlte es ihm in den eigenen 

Reihen weder an sachlichen Gegnern, die seiner künftigen Po-

litik misstrauten, noch an persönlichen Gegnern, die ihm sei-

nen raschen Aufstieg missgönnten. In der Bevölkerung freilich 

gab es über Willy Brandt als einzig legitimen Nachfolger 

Suhrs von vornherein nicht zweierlei Meinung. Als aber der 

neue Regierende Bürgermeister vor dem Abgeordnetenhaus 

seine Erklärung abgab, wusste er sich auch von dem starken 

und unzweideutigen Vertrauen einer grossen Mehrheit seiner 

politischen Freunde getragen. Das gleiche Vertrauen berief ihn 

drei Monate später, im Januar 1958, als Landes vorsitzenden 

an die Spitze der Berliner SPD. Damit war endlich ein Dualis-

mus beseh tigt, der Brandts Vorgängern im Amt des Regieren-

den Bürgermeisters, in erster Linie Ernst Reuter, aber auch 

Otto Suhr, das Leben mehr als schwer gemacht hatte. Persön-

lichkeiten, von denen die Geschichte in einer entscheidenden 

Epoche grosse Politik verlangt, können und dürfen sich nun 

einmal nicht auf Kirchfurmspolitik festlegen lassen, auch 

wenn das der Scheuklappenhorizont einer Gruppe ihrer eige-

nen politischen Freunde von ihnen verlangt – eine Erkenntnis, 

die für alle Parteien gilt, auch wenn sie nicht immer beherzigt 

wird. 

Mit Willy Brandts Wahl zum Regierenden Bürgermeister war 

sinngemäss der Anschluss an die Ära Ernst Reuters wiederher-

gestellt. Seine Wahl zum Landesvorsitzenden der Berliner 

SPD bewahrte ihn nicht nur davor, sich eine schöpferische und  
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fruchtbare Konzeption verwässern zu lassen, sondern gab ihm 

zugleich die Chance, für die Massstäbe dieser Konzeption 

mehr und mehr auch die grosse Mehrheit der eigenen Gesin-

nungsfreunde und damt die traditionell stärkste politische 

Kraft Berlins zu gewinnen. 

Willy Brandt stand mit seinen drei neuen Funktionen – als Re-

gierender Bürgermeister, als Parteivorsitzender und nicht zu-

letzt als Präsident des Bundesrates – vor einigen ebenso aktu-

ellen wie verschiedenartigen Aufgaben. Der Zufall, dass der 

ehemalige Bundespräsident Heuss gerade in dem Jahr zwi-

schen dem Herbst 1957 und 1958 mehrere längere Auslands-

reisen antrat, machte die Frage seiner Stellvertretung in der 

öffentlichen Meinung der Bundesrepublik zu einem besonde-

ren Politikum. Seit Jahr und Tag daran gewöhnt, dass die 

höchsten Staatsfunktionen normalerweise Vertretern der älte-

ren Generation vorbehalten blieben, reagierten die politisch 

aufgeschlossenen Kreise in Deutschland sehr stark auf das re-

präsentative Hervortreten eines noch jungen Politikers, der am 

Ort seines Wirkens selbst soviel von sich reden machte und 

der als Typ Überzeugungskraft und Vertrauen ausstrahlte. Das 

Zusammenfallen einer intensiven Regierungstätigkeit in Ber-

lin mit einer mehr repräsentativen, aber überaus bedeutsamen 

Funktion in der Bundesrepublik hat nicht nur den persönli-

chen Start Willy Brandts erleichtert: es sollte sich auch, ohne 

dass jemand es ursprünglich ahnen konnte, als ein Segen für 

die Sache Berlins und für deren lebendige Bedeutung im west-

deutschen Bewusstsein erweisen, als für die deutsche Haupt-

stadt die Stunde einer neuen Erprobung schlug. 

Als Regierender Bürgermeister wie als Landesvorsitzender 

seiner Partei hatte Brandt jedoch praktisch vom ersten Tage 

seiner Amtstätigkeit an einen neuen Wahlkampf vorzuberei-

ten, dessen Ausgang durch das Ineinandergreifen mehrerer  
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Faktoren ungewiss erschien. Am 7. Dezember standen Neu-

wahlen für das Berliner Abgeordnetenhaus vor der Tür. Bei 

den Bundestagswahlen im Jahre zuvor, am 15. September 

1957, war es Brandts Partei in Westdeutschland wiederum 

nicht gelungen, einen politischen Umschwung zu bewirken. 

Im Gegenteil, Bundeskanzler Adenauer hatte es vermocht, den 

Abstand zwischen der von ihm geführten und der grössten Op-

positionspartei erneut wesentlich zu vergrössern und die bis-

herige absolute Majorität der CDU im Parlament in eine abso-

lute Wählermajorität zu verwandeln. Ausserdem zeigten die 

Bundestagswahlen von 1957 eine geradezu ruckweise Ten-

denz zur Aufsaugung kleinerer Gruppen und zur Herausbil-

dung des klassischen Zweiparteiensystems, ein Phänomen, 

das auf der Bundesebene bisher sehr eindeutig der Partei Ade-

nauers auf Kosten der SPD zugute gekommen war. 

Ferner drohte der Berliner SPD von anderer Seite eine gewisse 

Gefahr. Die SED unternahm geradezu verbissene Anstrengun-

gen, über die Hürde der Fünf-Prozent-Klausel hinwegzukom-

men, wobei sie in ihrer Agitation recht raffiniert vorging. Ei-

nesteils beschränkte sie sich in ihrer sorgfältig vorbereiteten 

Propaganda in allen Westberliner Bezirken auf Kleinarbeit im 

wörtlichsten Sinne: ohne sich auf die eigentliche grosse Poli-

tik einzulassen, appellierte sie vornehmlich an die kommuna-

len Unlustgefühle der Wählerschaft, die bei einer Zusammen-

drängung von mehr als zwei Millionen Menschen auf engstem 

Raum niemals ausbleiben konnten. Gleichzeitig spekulierte 

die Partei Moskaus ebenso vorsichtig und indirekt wie ge-

schickt auf gewisse Widerstände der öffentlichen Meinung ge-

gen die damals eifrig diskutierte atomare Ausrüstung der Bun-

deswehr. Die Bemühungen eines so untadeligen Menschen-

freundes wie Albert Schweitzer, das Gespenst eines Atom- 
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krieges zu bannen, die menschlich höchst achtbare Haltung 

führender deutscher Wissenschaftler, die eine entsprechende 

Ausrüstung der Bundeswehr ebenfalls ablehnten, freilich ohne 

zu bedenken, dass ihren Kollegen im östlichen Machtbereich 

nicht die gleichen Möglichkeiten der Freiheit des Bekenntnis-

ses und der Propaganda zur Verfügung standen, die unklaren, 

durch entsprechende Dementis und Gegendementis nur wach-

senden Befürchtungen breiter Schichten, eine uferlose Fort-

setzung nuklearer Experimente sei für die Verschlechterung 

des Wetters, für Keimschädigungen, für das Umsichgreifen 

bösartiger Krankheiten verantwortlich: dies alles trug dazu 

bei, im Frühjahr und Sommer 1958 die Gemüter zu verwirren 

und damit die Bemühungen der SED, in Westberlin politisch 

Fuss zu fassen, in gewisser Weise zu ermutigen. 

Am 1. Oktober 1958 begrüsste der Regierende Bürgermeister 

den Deutschen Bundestag zu dessen schon seit Jahren einge-

bürgerter Herbsttagung in Berlin. Im Mittelpunkt der Beratun-

gen stand eine Grosse Anfrage aller Fraktionen über die im-

mer unhaltbareren Verhältnisse in der Sowjetzone und über 

das Flüchtlingsproblem, die vom Bundesminister für Gesamt-

deutsche Fragen, Ernst Lemmer, ausführlich und mit erschüt-

ternden Beispielen beantwortet wurde. Einstimmig nahm der 

Bundestag sodann eine Entschliessung an, in der er sich aber-

mals von der deutschen Hauptstadt aus zur Wiedervereini-

gung in Freiheit bekannte: «...Der Bundestag wiederholt fei-

erlich den im Grundgesetz enthaltenen Appell, dass das ganze 

deutsche Volk aufgefordert bleibt, die Einheit und Freiheit 

Deutschlands in freier Selbstbestimmung zu vollenden. Die 

Verpflichtung der vier Mächte zur Wiederherstellung der 

staatlichen Einheit Deutschlands wird hierdurch nicht be-

rührt. Der Deutsche Bundestag erwartet die Wiederherstel- 
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lung der staatlichen Einheit Deutschlands von einem unmit-

telbaren freien Willensentschluss des gesamten deutschen 

Volkes in seinen heute noch getrennten Teilen, der nach der 

Beseitigung der nicht in deutscher Zuständigkeit liegenden 

Hindernisse herbeizuführen ist. Der Deutsche Bundestag er-

klärt seine Bereitschaft, jede Verhandlung zu unterstützen, die 

die Wege zu einem solchen Willensentscheid des deutschen 

Volkes, sobald eine Vereinbarung der vier Mächte diese Mög-

lichkeit erschlossen hat, ebnet..» Der Hauptverantwortliche 

für die Verweigerung der deutschen Einheit liess mit seiner 

Stellungnahme nicht lange auf sich warten. Am 10. November 

erklärte Chruschtschow, im Interesse des «Friedens» müssten 

die Existenz zweier deutscher Staaten anerkannt und alle 

Überreste des letzten Krieges nunmehr schleunigst liquidiert 

werden. Dazu gehöre in erster Linie das «Besatzungsregime» 

in Westberlin. Zwei Wochen später betonte die Sowjetunion 

in einer Note, sie sei bereit, sechs Monate über entsprechende 

Modalitäten zu verhandeln, die Westberlin künftig den Status 

einer sogenannten «Freien entmilitarisierten Stadt» sichern 

sollten. Es war der 27. November 1958. 
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HINTERGRÜNDE UND FOLGEN DER  

NEUEN DROHUNG 

MOSKAUS ZWEISTAATEN-THEORIE 

Seit dem Scheitern der Genfer Aussenministerkonferenz im 

November 1955 hatte es konkrete politische Bemühungen um 

eine Wiedervereinigung Deutschlands nicht mehr gegeben: 

wenigstens nicht solche, die sich mit der diplomatischen Ak-

tivität vergleichen liessen, die die Jahre von 1945 bis 1953 

charakterisierte, wenn von diesem Kardinalthema zwischen 

Osten und Westen die Rede war. 

Diese Veränderung der Situation ergab sich zwangsläufig aus 

der hartnäckigen Weigerung der Sowjetunion, zwei Voraus-

setzungen für die deutsche Wiedervereinigung anzuerkennen, 

an denen sie bis zum Spätherbst 1955 wenigstens formal fest-

gehalten hatte: einmal die prinzipielle Verantwortung der vier 

ehemaligen Besatzungsmächte, einen durch ihre politischen 

und ideologischen Differenzen ohne eigenes Verschulden 

auseinandergerissenen Organismus wieder zusammenzufü-

gen, ferner die Durchführung freier Wahlen in allen Teilen 

Deutschlands einschliesslich der Sowjetzone, um den unbe-

einflussten Willen der Mehrheit des deutschen Volkes für 

seine Staatsgestaltung zu ermitteln. Im Gegensatz zu dieser 

früheren gemeinsamen Auffassung, die die Sowjets immer 

nur von jeher in ihrem Sinne interpretierten, trugen sie auf der 

Genfer Aussenministerkonferenz im Herbst 1955 zwei völlig 

neue Thesen vor: die Wiedervereinigung Deutschlands zu ei- 
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nem staatsrechtlichen Ganzen sei ausschliesslich Angelegen-

heit der beiden souveränen deutschen Teilstaaten selbst – wo-

durch die Verantwortung der vier Mächte in erster Instanz ne-

giert wurde –, und von den Errungenschaften» in der Sowjet-

zone dürfe nichts auf gegeben werden. Damit führten die Ur-

heber dieser These auch die immer wieder diskutierten freien 

Wahlen in ihrem Machtbereich ad absurdum. Es ist ja gerade 

das Wesen einer freien demokratischen Entscheidung, dass sie 

nicht allein bisherige Mehrheiten in Minderheiten – und um-

gekehrt – verwandeln, sondern im logischen Vollzug des Be-

kenntnisses zu alternativen politischen Richtungen unter Um-

ständen auch den gesellschaftlichen Inhalt des jeweiligen 

Staates nach selbständigem und unabhängigem Ermessen ab-

ändern kann. 

Dessen ungeachtet verschwand die deutsche Frage seit 1955 

nicht von der Tagesordnung weder der internationalen Politik 

noch internationaler Konferenzen. Sie bildete beispielsweise 

den Hauptgegenstand des diplomatischen Notenwechsels zwi-

schen der Bundesrepublik und der Sowjetunion, nachdem die 

offiziellen Beziehungen zwischen Bonn und Moskau einmal 

hergestellt waren. Sie beschäftigte unter anderem die Bera-

tende Europäische Versammlung und den Atlantikrat nicht 

minder als die Konferenzen der im Ostblock zusammengefas-

sten Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts, ja, sie tauchte am 

Rande auch immer einmal wieder in den Beratungen und Dis-

kussionen der UN auf. Es ging aber in dieser Zeitphase allen 

Beteiligten offensichtlich mehr darum, die eigenen Stand-

punkte klar zu präzisieren als Kompromisse anzustreben, die 

eben so lange praktisch unmöglich waren, als Moskau sich 

weigerte, eine wirklich demokratische und gleichzeitig 

menschliche Lösung des deutschen Problems zuzugestehen. 

Es wäre darum auch ermüdend und überflüssig, nur der Voll- 
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ständigkeit halber in einer dem Schicksal Berlins gewidmeten 

Schrift all die verschiedenen Noten, Erklärungen und sonsti-

gen offiziellen Äusserungen über die deutsche Wiedervereini-

gung in den letzten Jahren der Reihe nach aufzuzählen. Wohl 

aber ist es notwendig, mit einigen Worten auf die Entwicklung 

der Sowjetzone und der Beziehungen Moskaus zu Pankow 

einzugehen, um, soweit sich das ermöglichen lässt, die Motive 

der Sowjets für ihr Berlin-Ultimatum vom 27. November 1958 

hinreichend zu erklären. 

Schon einmal war davon die Rede, dass Moskaus im Frühjahr 

1955 geäusserter Wunsch, diplomatische Beziehungen zu 

Bonn aufzunehmen, den Sowjets nur zum Vorwand diente, 

ihre später so fanatisch verfochtene Konzeption von der Exi-

stenz zweier deutscher Staaten im Sinne ihrer Interessen zu 

begründen. Dieser zweifellos ebenso verblüffende wie zu-

nächst widerspruchsvoll anmutende Schritt löste in den Som-

mermonaten des Jahres 1955 bei den Machthabern des Pan-

kower Regimes erhebliche Bestürzung und Verwirrung aus. 

Damals waren erst knapp zwei Jahre seit dem Aufstand der 

mitteldeutschen Arbeiter verflossen, dessen Verlauf die effek-

tive Ohnmacht und innere Brüchigkeit des Grotewohl-Ul-

bricht-Regimes mit peinlicher Eindeutigkeit erwiesen hatte. 

Nun bemühte sich Moskau trotz der inzwischen erfolgten Ein-

beziehung der Bundesrepublik in das westliche Verteidi-

gungssystem sogar um offizielle Kontakte mit Bonn auf einer 

Basis gleicher diplomatischer Partnerschaft, die es in dieser 

ostensiblen Form noch nicht einmal seinen Pankower Satelli-

ten zugestanden hatte. 

Die Sowjets wählten einen psychologisch sehr geschickten 

Zeitpunkt, um ihre Pankower Gesinnungsfreunde zu beruhi-

gen. Zunächst einmal sicherten sie sich für das sommerliche 

Treffen der Regierungschefs in Genf auch im übertragenen 
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Sinne das von ihnen für nötig gehaltene sonnige Propaganda-

wetter und liessen sich daran von irgendwelchen Pankower 

Empfindlichkeiten nicht im mindesten stören. Dann brachten 

sie Anfang September die diplomatischen Beziehungen mit 

Bonn unter Dach und Fach. Kaum aber war dies geschehen, 

als sie, am 20. September 1955, mit der Sowjetzone ein Ab-

kommen schlossen und diese als souveränen Staat anerkann-

ten. Dadurch und durch die vorherige Aufnahme diplomati-

scher Beziehungen mit Bonn schuf Moskau die Grundlagen 

für seine Zwei-Staaten-Theorie, an der es bis heute unentwegt 

festhält. 

Die Ereignisse der Jahre 1956 und 1957 belehrten Moskau 

darüber, dass der auf dem XX. Parteitag der KPdSU eingelei-

tete neue Kurs – mit dem Abbau des Stalinkultes und dem 

Phänomen des sogenannten «liberalisierten Kommunismus» – 

von sehr unterschiedlicher Wirkung war. Die Sowjetunion 

selbst erwies sich entgegen manchen Voraussagungen als hin-

reichend gefestigt, um dieses Experiment nicht nur gleichsam 

zu verdauen, sondern davon sogar auf eine fast atemberau-

bende Weise zu profitieren. Die industrielle Expansion machte 

in erstaunlich kurzer Zeit erhebliche Fortschritte. Der dadurch 

sichtbar gemachte empfindliche Mangel an Arbeitskräften 

führte zu einer, wenn auch vergleichsweise bescheidenen Ver-

minderung des Mannschaftsbestandes der Roten Armee, vor 

allem aber zur Auflösung der Zwangsarbeitslager, die sich für 

die ökonomischen Bedürfnisse der Stalin-Ära brauchbar ge-

zeigt hatten, sich aber nunmehr als Hemmschuh erwiesen. Die 

industrielle Planung wurde dezentralisiert; um die Landwirt-

schaft konkurrenzfähiger zu machen, schritt Chruschtschow 

ferner zum Ausverkauf der Maschinen-Traktoren-Stationen 

und damit zur Wiederherstellung zwar nicht des Privateigen- 

377 



tums, wohl aber des genossenschaftlichen Eigentums an Pro-

duktionsmitteln in einem bestimmmten Sektor. 

Ohne spürbare innere Erschütterung konnte die Ausbootung 

führender Politiker und Funktionäre wie Bulganins, Malen-

kows, Molotows und schliesslich Marschall Schukows gewagt 

werden, aber auch diese Ausbootung vollzog sich bekanntlich 

weit weniger grausam als ähnliche Säuberungsaktionen zu 

Lebzeiten Stalins. Im Oktober 1957 entsandte die Sowjetunion 

ihren Sputnik I ins Weltall, und ihre weiteren phänomenalen 

Erfolge auf diesem Gebiet bis zu den spektakulären Taten 

Gagarins und Titows beweisen, dass sie sich in der Raketen-

technik bisher in einem unbezweifelbaren Vorsprung befindet. 

Die Liberalisierung oder, unmissverständlicher gesagt, die 

«Pragmatisierung» des Regimes hatte sich also für die Sow-

jetunion selbst politisch, psychologisch und hauptsächlich 

ökonomisch in jeder Weise bezahlt gemacht. Sie bestätigte 

gleichzeitig mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, 

dass der Kommunismus als Gesellschaftssystem und als neu-

erdings milder praktizierte Herrschaftsform innerhalb der 

Grenzender Sowjetunion kaum noch in Frage gestellt wird. 

Vielmehr sind es offenbar innerhalb des kommunistischen Sy-

stems selbst zwei Tendenzen, zwei Strömungen, die hinter den 

Kulissen um die entscheidende Macht und Geltung ringen: die 

Realisten, die sich längst daran gewöhnt haben, die «Weltre-

volution» mit den Mitteln wirtschaftlicher Konkurrenz und je-

denfalls auf eine sehr unideologische Weise voranzutreiben, 

und die Dogmatiker, die entgegen allen ökonomischen 

Zwangsläufigkeiten an der «reinen Lehre» festhalten und ent-

scheidenden Wert darauf legen, dass die Sowjetunion inner-

halb der kommunistischen Welt, hauptsächlich gegenüber Pe-

king, ihren Nimbus bewahrt. 
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Ganz anders wirkte sich das Experiment des XX. Parteitages 

auf die europäischen Satellitenstaaten aus. Hier hatte sich der 

Kommunismus nicht kämpferisch und spontan gegen noch so-

viel Widerstände durchgesetzt, wie unter Lenin in Russland 

oder 1949 in China, sondern war mit Gewalt von aussen ein-

geführt worden. Die Loslösungsbestrebungen von Moskau in 

Polen im Oktober 1956 und die gleichzeitige ungarische Revo-

lution klärten die ganze Welt darüber auf, wie verhasst der 

Kommunismus Moskauer Provenienz nach wie vor in Osteu-

ropa war. In der Sowjetzone wiederholte sich zwar der 17. Juni 

nicht, aber der stille Widerstand der Bevölkerung und die fata-

len Flüchtlingsziffern liessen Moskau nicht im Zweifel dar-

über, was aus diesem Vorposten seines Machtbereiches wer-

den würde, sobald er einmal tatsächlich die aussenpolitische 

Unabhängigkeit und Bewegungsfreiheit praktizieren könnte, 

wie sie ihm die Sowjets im September 1955 auf dem Papier in 

aller Form zugestanden. 

Die Auf stands versuche des Jahres 1956 in den verschieden-

sten Satellitenländern stellten Moskau vor die Alternative, ent-

weder die «Verkündung» des XX. Parteitages auf jedes Risiko 

hin auf seine ganze Machtsphäre auszudehnen oder allen nun-

mehr virulent gewordenen Entwicklungstendenzen zu grösse-

rer Freiheit und Unabhängigkeit mit brutaler Gewalt entgegen-

zutreten. Der 4. November 1956 erwies unmissverständlich, 

wie die Sowjets auf diese Alternative antworteten. Während 

sie sich aber in allen übrigen Satellitenstaaten trotz alledem den 

Luxus leisten durften, den Abbau des Stalinkultes wenigstens 

durch die Auswechslung gewisser Personen weiterhin zu do-

kumentieren, schied dieser Versuch für die Sowjetzone als 

westliche Peripherie des Ostblocks von vornherein aus. Ul-

bricht war und ist vielmehr einer der ganz wenigen alten Kom-

munisten, die bis jetzt jeden Kurswechsel, jede taktische  
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Schwankung, jede Säuberung überlebten. Andererseits wurde 

seit Jahren keine Abweichung, kein Versuch einer noch so be-

scheidenen eigenen Meinungsäusserung im ganzen kommuni-

stischen Machtbereich, die Sowjetunion eingeschlossen, so 

unnachsichtig verfolgt und so hart bestraft wie in der Sowjet-

zone. 

DIE LAGE IN DER ZONE 

Um aber diese gefährdete Aussenposition zu sichern, musste 

man vor allem ökonomisch zu wesentlich anderen Methoden 

greifen als den bisher angewandten. Bis dahin hatte die Sow-

jetzone nicht nur politisch, sondern auch ökonomisch gewis-

sermassen in der Luft geschwebt. Ja, solange dies der Fall war, 

lag sogar die Vermutung nahe, dass Moskau ernsthaft mit ihrer 

Freigabe kokettierte, um durch diesen Preis die Eingliederung 

der Bundesrepublik in die freie Welt zu verhindern. Solange 

man sich in dieser Hoffnung wiegte, lohnten in der Zone keine 

Investitionen, die über das notwendige Minimum hinausgin-

gen. Darum sicherte Moskau seine westliche Flanke während 

dieser Phase auch weniger ökonomisch und gesellschaftlich 

als militärisch. Wenn auch der Sozialisierungsprozess der So-

wjetzone schon bald nach dem Kriege bei den grossen Indu-

strien durch Gründung der Sowjet-AGs, der späteren «Volks-

eigenen Betriebe», mit aller Konsequenz begonnen hatte, so 

wurde doch die kommunistische Gleichschaltung der mittle-

ren und kleineren Betriebe, des Handwerks, des Handels und 

der Landwirtschaft zunächst eher lässig betrieben. Diese Ent-

wicklung gipfelte schliesslich wenige Monate nach dem Tode 

Stalins in dem Aufstand vom 17. Juni 1953. 

Seit diesem geschichtlichen Ereignis bis zu dem Augenblick, 

da Moskau seine endgültige Entscheidung über das künftige 
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Schicksal seiner europäischen Satelliten traf, von Mitte 1953 

bis Ende 1956, musste sich das Zonenregime wohl oder übel 

der schwankenden und undurchsichtigen Haltung des Kreml 

anpassen. In dieser Epoche erging es daher der mitteldeut-

schen Bevölkerung zwar noch nicht materiell, aber doch 

menschlich sehr viel erträglicher als je seit 1945. Das kam vor-

nehmlich in der Erleichterung von Reisen in die Bundesrepu-

blik zum Ausdruck. Der interzonale Zugverkehr verstärkte 

sich erheblich mit einer Anzahl anderer «technischer Kontak-

te». Millionen von Menschen aus der Sowjetzone konnten da-

mals die Gelegenheit wahrnehmen, oft zum erstenmal seit 

Kriegsende Verwandten oder Bekannten in der Bundesrepu-

blik einen Besuch abzustatten und aus diesem Anlass für ei-

nige Wochen die Luft der Freiheit zu atmen, ohne sich dieses 

Vergnügen schon vorher durch endlose bürokratische Schika-

nen, Formulare, Genehmigungen und Stempel vergällen las-

sen zu müssen und dann auch noch oft einen ablehnenden Be-

scheid zu erhalten. Schon im Jahre 1955 jedoch, mit letzter 

Konsequenz nach dem 4. November 1956 entschlossen sich 

die Sowjets, ihr mitteldeutsches Faustpfand wesentlich fester 

an sich zu ketten als zuvor. Um dieses Ziel zu erreichen, galt 

es in erster Linie, den Lebensstandard der Sowjetzone zu he-

ben, sie aber gleichzeitig enger mit dem sowjetischen Wirt-

schaftssystem zu verflechten, was sich nur durch eine ebenso 

systematische wie rücksichtslose Nivellierung des gesamten 

privaten Sektors erreichen liess. Die damit verbundenen 

Massnahmen dienten einerseits dazu, die Sowjetzone stärker 

in den Ostblock zu integrieren, andererseits die von der Be-

völkerung sehnlich erstrebte Wiedervereinigung nun auch 

sachlich mehr und mehr zu erschweren. 

Der durch das noch immer überaus unzulängliche Sozialpro-

dukt in knapp zehn Jahren erneut entstandene Kaufkraftüber- 
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hang wurde durch eine Geldumtauschaktion im Oktober 1957, 

die praktisch einer zweiten Währungsreform gleichkam, er-

heblich beschnitten. Nur 300 Ostmark konnten die Sowjetzo-

nenbewohner umtauschen, alle darüber hinausgehenden Sum-

men mussten zwecks «Überprüfung auf spekulative Herkunft» 

einem Sonderkonto zugeführt werden. Ende Mai 1958 fiel 

endlich die seit Kriegsbeginn noch immer bestehende Ratio-

nierung der wichtigsten Lebensmittel. Die damit verbundenen 

Preiserhöhungen mussten den Arbeitnehmern, die noch in Pri-

vatbetrieben tätig waren, von deren Arbeitgebern in Form von 

Ausgleichszahlungen erstattet werden. Im Juli des gleichen 

Jahres verkündete die SED auf ihrem V. Parteitag in Ostberlin 

die weitere totale Umgestaltung des gesamten gesellschaftli-

chen Lebens der Sowjetzone «im Sinne des Sozialismus». 

Hand in Hand mit den Massnahmen zur Ankurbelung und 

gleichzeitig forcierten Kollektivierung der Wirtschaft ging 

eine empfindliche Einschränkung der primitivsten noch beste-

henden menschlichen Freiheiten – von irgendeiner Form der 

politischen Freiheit konnnte unter dem Ulbricht-Regime so-

wieso niemals die Rede sein. Hatte schon der Geldumtausch 

im Oktober 1957 unter anderem als willkommener Vorwand 

dafür gedient, die Grenzen der Sowjetzone wieder einmal vor-

übergehend zu sperren, so erschwerten das einige Monate spä-

ter eingeführte, sogenannte «Republikfluchtgesetz» und die 

Zurückhaltung von Reisegenehmigungen der Zonenbevölke-

rung jede Möglichkeit eines legalen Grenzübertritts in die 

Bundesrepublik auf weite Sicht. 

Die unmittelbaren Folgen dieser noch dazu verfassungswidri-

gen Tyrannei – denn die Verfassungsbestimmungen garantie-

ren auch dem Bürger der «DDR» auf dem Papier Bewegungs-

freiheit und Freizügigkeit – liessen denn auch nicht auf sich  
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warten. Der Reiseverkehr in die Bundesrepublik ging inner-

halb eines Jahres, von 1957 bis 1958 um rund 75 Prozent zu-

rück. Ähnlich zurückhaltend verfuhren die Sowjetzonenbe-

hörden im umgekehrten Falle mit Einreisegenehmigungen für 

westdeutsche Antragsteller zu Privatbesuchen in die Sowjet-

zone. Unablässig verschärfte Pankow ferner den Kampf gegen 

die Kirchen, die durch ihre Struktur die einzige Institution dar-

stellen, in der sich der letzte Rest der moralischen Einheit aller 

Deutschen verkörpert. 

Der «Republikflucht» direkt über die Zonengrenze wurde 

durch diese rigorosen Massnahmen tatsächlich ein Riegel vor-

geschoben. Die Flüchtlingsbewegung aus der Sowjetzone war 

seit der Teilung Deutschlands nie zum Stillstand gekommen, 

doch hatte es einen gezeitenartigen Rhythmus gegeben, mit 

Ballungen an den verschiedenen zeitlichen und geographi-

schen Schwerpunkten. Schon früher wurde erwähnt, dass in 

den ersten Jahren die grosse Mehrzahl aller Zonenflüchtlinge 

über die sogenannte «grüne Grenze» kam. Die Schaffung ei-

nes Niemandslandes mit Wachtürmen und schärfsten Kontrol-

len schnitt den direkten Übergang in seiner ganzen Breite ab 

und verwies die Flüchtlinge auf den Zwischenweg über Berlin. 

Die zeitweilige Normalisierung des Reiseverkehrs brachte es 

dagegen mit sich, dass für Bewohner der Sowjetzone, die sich 

in der Bundesrepublik niederzulassen wünschten, kein persön-

liches Risiko mehr gegeben war. Infolgedessen stieg die Zahl 

derer, die allein im offiziellen Notaufnahmeverfahren Anträge 

auf Anerkennung als politische Flüchtlinge stellten, von rund 

184’000 im Jahre 1954 auf durchschnittlich rund 270’000 in 

den Jahren des relativ unbehinderten Reiseverkehrs von 1955 

bis 1957, um 1958 auf 204’000 abzusinken. Seitdem mussten 

die Flüchtlinge wegen der spärlichen Ausgabe von Reisege-

nehmigungen in die Bundesrepublik, bei der natürlich in der 
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Regel nur politisch absolut zuverlässige Elemente überhaupt 

noch eine Chance hatten, wieder grösstenteils den Weg über 

Berlin benutzen. 

DAS ULTIMATUM 

Von der Entwicklung der Massenabwanderung aus der Sow-

jetzone, von den wechselnden Motiven der Flüchtlinge und 

den soziologischen Konsequenzen dieses einzigartigen Phä-

nomens auf die innere Struktur, die Wirtschaft, das Prestige, 

kurz, auf die nackten Lebensmöglichkeiten des kommunisti-

schen deutschen Teilstaates wird in einem anderen Zusam-

menhang, vor allem bei der Behandlung der völkerrechtswid-

rigen Massnahmen noch ausführlicher die Rede sein, die am 

13. August 1961 zur hermetischen Abriegelung der Sektoren-

grenzen innerhalb Berlins führten. Zweifellos hat der bestür-

zende Bevölkerungsschwund in der Sowjetzone wie kein an-

derer Umstand die Berlinkrise von 1960/61 inspiriert, aber 

wohl kaum schon ausschliesslich für das Sowjet-Ultimatum 

vom 27. November 1958 verantwortlich gezeichnet, wenig-

stens nicht aus Moskauer Sicht. Näherliegend ist vielmehr fol-

gende Deutung: Ulbricht, der das Ultimatum durch vielfache 

Bittgänge nach Moskau und dringende Vorstellungen im 

Kreml gleichsam erpresst haben dürfte, war sich offensicht-

lich schon 1958 über die Unvereinbarkeit einer Fortdauer des 

Viermächtestatus der deutschen Hauptstadt und der Konsoli-

dierung des Zonenregimes in dem von ihm gewünschten 

Sinne im klaren. Chruschtschow hingegen ging es zu jenem 

Zeitpunkt wahrscheinlich zunächst um ganz andere Dinge: er 

nannte die Umwandlung des Berliner Status zwar als unmit-

telbares und noch dazu kurzfristiges Ziel, trachtete aber in 

Wirklichkeit nach einer Reaktivierung der Gipfeldiplomatie 

und entsprechender globaler Konferenzen im Zeichen seiner 
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mittlerweile errungenen Alleinherrschaft, nachdem er sich sei-

nes Rivalen Bulganin innerhalb der Sowjethierarchie erfolg-

reich entledigt hatte. Ulbricht, durch die Not der Umstände in 

seiner politischen Umgebung genötigt, strebte von vornherein 

den kürzesten Weg zum Ziel an, während Chruschtschow si-

cherlich alle möglichen dialektischen Umwege vorgezogen 

hätte. In dem Tauziehen der beiden Weltblöcke um Deutsch-

land und insbesondere um Berlin haben beide Seiten folgen-

schwere und verhängnisvolle Fehler begangen, die dann im 

Verlauf der nächsten Jahre schliesslich eine Zuspitzung der 

Lage herbeiführten, wie sie wohl selber manchen Drahtzie-

hern im Kreml unerwünscht war: Chruschtschow dadurch, 

dass er mit den Berlin-Forderungen seiner Note ursprünglich 

einen Versuchsballon steigen liess, dem er leichtfertigerweise 

sofort einen ultimativen Charakter verlieh. Insofern beraubte 

er sich vom ersten Tage an der Handlungs- und Bewegungs-

freiheit, sein missglücktes Überrumpelungsmanöver irgend-

wann wieder unversehens und ohne Schaden für das weltpoli-

tische Prestige der Sowjetunion rückgängig zu machen. Er un-

terlag dabei der Selbsttäuschung, das politische und morali-

sche Gewicht, das der Westen seinen Rechtspositionen in Ber-

lin nach wie vor beimass, gröblich zu unterschätzen. 

Aber auch die westlichen Reaktionen in den Spätherbsttagen 

des Jahres 1958 sind mit einer schweren geschichtlichen Ver-

antwortung belastet. In ihrer Verwirrung über die unerwartete 

Provozierung einer neuen weltpolitischen Krise mit potentiell 

friedensgefährdenden Aspekten liessen sich die Westmächte 

trotz aller prinzipiellen Festigkeit in der Berlinfrage selbst von 

Anfang an viel zu stark auf den von Chruschtschow suggerier-

ten Diskussionsgegenstand festnageln. Mit ihrer Note vom 27.  
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November 1958 hatte die Sowjetunion sinngemäss an den 

Londoner Vereinbarungen der drei damaligen Siegermächte 

(Sowjetunion, USA und Grossbritannien) vom September und 

November 1944 gerüttelt, in denen ein für allemal der Verlauf 

der späteren Demarkationslinien zwischen den einzelnen Be-

satzungszonen und die Errichtung eines gemeinsam zu ver-

waltenden Sondergebiets Gross-Berlin vorgesehen worden 

war. Wenn man sich also schon um die Jahreswende 1958/59 

überhaupt zu neuen Verhandlungen bereit erklärte, stand da-

mit der Gesamtinhalt der Londoner Vereinbarungen erneut zur 

Debatte: damit selbstverständlich auch der künftige Status des 

gesamten Westteils der heutigen Sowjetzone – bestehend aus 

Teilen des früheren Landes Mecklenburg, der gesamten frühe-

ren preussischen Provinz Sachsen-Anhalt, des früheren Lan-

des Thüringen und aus mindestens zwei Dritteln des früheren 

Landes Sachsen –, der den Engländern und Amerikanern vor 

der bedingungslosen Kapitulation als Kriegsbeute zugefallen 

war und den sie ihrerseits in strenger Vertragserfüllung zugun-

sten der Sowjettruppen geräumt hatten, bevor sie überhaupt 

ihre Sektoren in Berlin besetzten. Ja, die Westmächte hätten 

1958 in ihrer politischen Gegenrechnung noch sehr viel weiter 

gehen können; nichts wäre naheliegender gewesen, als unter 

den von Chrutschschow so einseitig herausgeforderten Um-

ständen erneute Verhandlungen über den politischen Status 

ganz Osteuropas zu verlangen. So blieb es der Sowjetunion 

überlassen, durch ihre Note vom 27. November 1958 die viel-

fach noch unkundige Welt ausschliesslich mit dem Gegen-

stand ihrer besonderen «Unruhe» zu konfrontieren, eine 

Chance, die sie inzwischen nach den Rezepten ihrer Propa-

ganda weidlich zu nutzen verstand. Der Westen beschränkte 

sich dagegen auf die Feststellung, die deutsche Hauptstadt sei 

unter den Auspizien des Viermächtestatus keineswegs ein Un- 
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ruheherd, unterliess es aber, mit der gebotenen Deutlichkeit 

auf andere effektive Unruheherde hinzuweisen und diese in al-

ler Form in künftige Verhandlungen mit einzubeziehen. 

Wenn hier von einem «Unruheherd» die Rede ist, dann liegt 

die Frage nahe, warum Chruschtschow unter dem Drängen sei-

nes Satelliten Ulbricht ausgerechnet im November 1958 West-

berlin als einen solchen entdeckte. Warum griff Moskau aber-

mals nach dieser Stadt, an der es sich genau zehn Jahre zuvor 

während der Blockade bereits die Zähne ausgebissen hatte? 

Ausserdem waren im November 1958 mehr als drei Jahre ver-

flossen, seitdem die Sowjets in ihrer Deutschlandpolitik die 

Zwei-Staaten-Theorie verfochten und das Zonenregime nach 

ihrer Lesart als souveränen Partner anerkannten. In allen Er-

klärungen, Vereinbarungen und Noten, die zwischen 1955 und 

1958 zwischen Moskau und Pankow ausgetauscht wurden, 

machte Moskau ausdrücklich stets den Vorbehalt, irgendwel-

che Souveränitätsrechte Pankows erstreckten sich nicht auf 

Berlin und den dort geltenden Viermächtestatus. Bei aller Be-

reitschaft, dessen Bestimmungen allmählich eintrocknen bzw. 

einfrieren zu lassen, bekannten sich die Sowjets doch in allen 

Fällen, die eine praktische Entscheidung notwendig machten, 

wenn auch noch so unauffällig und widerstrebend, zu ihren aus 

dem Viermächtestatus resultierenden Verpflichtungen. Wa-

rum also diese plötzliche Änderung und was hatte sie verur-

sacht? 

Natürlich war die Existenz Berlins als eines Vorpostens der 

freien Welt dem Weltkommunismus immer als ein lästiger 

Pfahl im Fleische seiner Macht erschienen. Dieser Pfahl 

schmerzte aber den davon betroffenen Organismus solange 

nicht sonderlich, als die Menschen in Berlin eben nur «frei» 

waren. Das, was der Berliner Bevölkerung, hauptsächlich na- 
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türlich in den westlichen Stadtbezirken, als ihr höchstes Gut 

erschien, betrachteten die Kommunisten, der Rangordnung ih-

rer Weltanschauung gemäss, als ein reichlich unwichtiges, 

wenn nicht illusionäres Attribut. Das Bild änderte sich auch 

aus ihrer Sicht erst dann gründlich, als sich die politische Frei-

heit der Westberliner allmählich auf den Lebensstandard aus-

zuwirken und schliesslich in wirtschaftlichen Wohlstand zu 

verwandeln begann. Davon konnte in den ersten Jahren nach 

der Blockade, etwa bis 1952 einschliesslich, wie schon mehr-

fach erwähnt, noch nicht die Rede sein. In den dann folgenden 

drei Jahren aber machten sich die Symptome einer allgemei-

nen Erholung immer mehr geltend, und etwa mit dem Jahre 

1955 begann auch äusserlich sichtbar die sprunghafte Ent-

wicklung, die im vorigen Kapitel ausführlicher beschrieben 

wurde. Im Jahre 1958 schliesslich war Westberlin längst nicht 

mehr die im Dunkel des Blockadewinters liegende Festung, 

deren tapferer Selbstbehauptungswille zwar überall Respekt 

und Bewunderung weckte, die aber sonst wenig Anziehendes 

aufwies. Es war aber auch nicht mehr ausschliesslich jene 

Frontstadt der Freiheit, die in den ersten Jahren nach der Blok-

kade mühselig und unter fast hoffnungslosen Voraussetzun-

gen um ihre wirtschaftlichen Lebensgrundlagen ringen 

musste. Es war eine unaufhaltsam werdende moderne Welt-

stadt, noch dazu durch einen Beschluss des Bundestages vom 

Januar 1957 in aller Form wiederum als deutsche Hauptstadt 

deklariert. Um sie gruppierte sich nicht allein immer eindeu-

tiger die nationale Sehnsucht aller Deutschen, die die willkür-

liche Spaltung ihres Vaterlandes nicht anerkennen wollten, 

sondern sie wurde in zunehmendem Masse auch wieder zu ei-

nem Schauplatz internationaler Gastlichkeit und Weltoffen-

heit, zu einem leistungsfähigen Industrie- und Handelszen- 
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trum, das im Westen wie im Osten immer stärker die Auf-

merksamkeit auf sich lenkte. 

Solange das schon unmittelbar nach der Währungsreform ein-

setzende Wirtschaftswunder der Bundesrepublik den freien 

Teil der deutschen Hauptstadt relativ unberührt liess, hatte 

dieser seine Ausstrahlungskraft im wesentlichen nur auf jour-

nalistische Schlachtenbummler auswirken können. Als 

Fluchtweg für die Bewohner der Sowjetzone wurde Westber-

lin zunächst nur nach der Sperrung der Zonengrenzen in den 

Jahren 1952 und 1953, dann allerdings nach dem bereits er-

wähnten «Republikfluchtgesetz» und dem Zusammen-

schrumpfen von Ausreisegenehmigungen aus der Zone in die 

Bundesrepublik ab 1957 wieder vordringlich interessant. 

Dank dem unaufhaltsamen wirtschaftlichen Aufschwung folg-

ten nun aber den informationsbedürftigen Journalisten und Pu-

blizisten in immer dichteren Scharen auch Politiker, Diploma-

ten, Wirtschaftsführer, Geschäftsmänner und Kaufleute aus 

aller Herren Länder, von denen es sich kaum einer nehmen 

liess, die offenen Sektorengrenzen zu überschreiten, zwei Le-

bensordnungen und Wertauffassungen auf engstem Raum ne-

beneinander zu beobachten und daraus für das Ulbricht-Re-

gime recht trostlose Vergleiche abzuleiten. Soweit sich dieser 

Besucherstrom vorwiegend in West-Ost-Richtung bewegte, 

konnte Moskau den daraus resultierenden Prestigeverlust 

noch ohne grosse Nachteile auf seinen Pankower Satelliten ab-

wälzen. Jeder Anschauungsunterricht jedoch, der gleichsam in 

umgekehrter Richtung erfolgte, engagierte unweigerlich das 

Prestige des Weltkommunismus in dessen eigenem Machtbe-

reich. Auch mancher Besucher aus den Ostblockstaaten, der 

sich in der «Hauptstadt» der DDR aufhielt, richtete von deren 

freudlosen und noch immer von Trümmern verunstalteten 

Strassen aus sehnsüchtige Blicke auf die immer eindrucksvol- 
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leren Konturen jenseits der Sektorengrenzen und auf das pul-

sende, freudige und unbekümmerte Leben, das dahinter so 

spürbar zu brodeln und zu weben begann. Sofern sich das ir-

gend unauffällig bewerkstelligen liess, überschritten auch of-

fizielle oder halboffizielle Gäste aus dem Ostblock die Grenze 

zu jener anderen Welt, um dann in ihrem Heimatland halb wi-

derwillig, halb fasziniert wenigstens in einem vertrauten Kreis 

von der vielfach verleumdeten und doch so imponierenden 

Wirklichkeit zu erzählen. Auch von solchen Ärgernissen wird 

Ulbricht seinem mächtigeren Gesinnungsfreund im Kreml ge-

nugsam, und sogar nicht ohne Schadenfreude, in den Monaten 

und Jahren vor dem Sowjet-Ultimatum berichtet haben. 

Natürlich wäre der enorme wirtschaftliche Aufschwung West-

berlins ohne dessen enge Verflechtung mit der Bundesrepu-

blik undenkbar gewesen. Alle noch so unmissverständlichen 

administrativen und politischen Konsequenzen dieser Ver-

flechtung wurden in den ersten Jahren sowohl von Moskau 

wie von Pankow widerspruchslos hingenommen. Der weltge-

schichtlichen Kuriosität halber sei darauf hingewiesen, dass 

schon bald nach Begründung der Bundesrepublik die erste In-

itiative, möglichst viele Parlamentssitzungen nach Berlin zu 

verlegen, ausgerechnet von den westdeutschen Kommunisten 

ausging, die in dem 1949 gewählten Bundestag noch mit 15 

Abgeordneten vertreten waren und ganz sicher nichts unter-

nahmen, was dem «grossen Bruder» nicht genehm gewesen 

wäre. Aber auch unabhängig davon rief die Verlegung von 

Bundesbehörden nach Berlin, rief die hier durchgeführte Bun-

desversammlung zur Wiederwahl von Professor Heuss im Juli 

1954, riefen die regelmässigen Sitzungen von Bundestag und 

Bundesrat zwischen 1955 und 1958 in der deutschen Haupt-

stadt nicht den geringsten Protest Moskaus oder Pankows her- 
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vor. Seit Ende 1958 hält jedoch der Weltkommunismus hart-

näckig an der Forderung fest, Westberlin um jeden Preis von 

der Bundesrepublik zu trennen und erklärt die Existenz von 

Bundesbehörden, ja, auch nur den vorübergehenden Aufent-

halt von Staatsmännern und Parlamentariern aus der Bundes-

republik für «illegal» und akut friedensgefährdend. 

Auch für diesen zunächst unbegreiflich anmutenden radikalen 

Kurswechsel gibt es aus kommunistischer Sicht einleuchtende 

Rechtfertigungsgründe, die wiederum aufs engste mit 

Chruschtschows Zwei-Staaten-Theorie über Deutschland Zu-

sammenhängen. In Moskau dürfte man sich nie irgendwel-

chen Illusionen darüber hingegeben haben, dass man insge-

heim in Warschau wie in Prag und den anderen Hauptstädten 

des Ostblocks seit 1949 sehr genau wusste, welcher Teil 

Deutschlands trotz aller Propagandafanfaren als das eigentli-

che Deutschland zu betrachten sei. Solange die Sowjets noch 

hoffen durften, eines Tages das ganze Deutschland durch Aus-

klammerung der Bundesrepublik aus dem westlichen Vertei-

digungssystem wenigstens unter ihre indirekte Botmässigkeit 

zu bringen, mochte ihnen die Betonung der Hauptstadtfunk-

tion Berlins auch auf westdeutscher Seite nicht unwillkommen 

erscheinen. Der Schock, den das Wiederauftauchen bewaffne-

ter deutscher Streitkräfte im nichtkommunistischen Machtbe-

reich in ganz Osteuropa auslöste, wurde von Moskau wie von 

Pankow in einem raffinierten Zusammenspiel ausgenutzt. Der 

Alptraum vom westdeutschen Militarismus und Revanchis-

mus, der in den osteuropäischen Staaten infolge der bitteren 

Kriegserfahrungen bis heute begreiflicherweise herumgei-

stert, wurde von Chruschtschow und Ulbricht bis zum heuti-

gen Tage zu einem Propagandaschlager ohnegleichen aktuali-

siert und erfolgreich verwertet. Um die Notwendigkeit der 

Existenz seines eigenen Regimes vor Deutschlands noch im- 
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mer misstrauischen Nachbarn in Osteuropa hinlänglich zu be-

gründen, malte Ulbricht mit Unterstützung Chruschtschows 

die Bundesrepublik seit Jahr und Tag in den schwärzesten Far-

ben. Wenn aber, so folgerte man vermutlich in Pankow wie in 

Moskau, Westberlin praktisch ein Teil der Bundesrepublik 

war und blieb, so konnte diese Propaganda unter Umständen 

zu einem Bumerang werden. Auch ein überzeugter polnischer 

oder tschechischer Kommunist reagiert notgedrungen auf das 

Phänomen Deutschland in erster Linie nationalistisch, und 

wenn sich ein solcher polnischer oder tschechischer Kommu-

nist in den letzten Jahren beispielsweise zufällig sowohl zu 

den Maikundgebungen des Ostsektors wie Westberlins verirrt 

hätte, so konnte er kaum einen Zweifel daran hegen, auf wel-

cher Seite des Brandenburger Tors der traditionelle deutsche 

Militarismus in all seinen üblen Erscheinungsformen die Zei-

ten überlebt hatte. Nicht zuletzt darum mussten Moskau wie 

Pankow nunmehr alle Anstrengungen unternehmen, um tun-

lichst eine Lösung zu erzwingen, die Westberlin vor aller Welt 

von der politischen Ordnung der Bundesrepublik trennte. 

Denn die Behauptung wäre doch zu absurd gewesen, dass aus 

blossen Tarnungsgründen Bundesbehörden und Bundesor-

gane fortgesetzt und jahrelang ihren «angeborenen» militari-

stischen und revanchistischen Charakter, der doch angeblich 

in Bonn so hoffnungslos und unbelehrbar zutage trat, in Berlin 

hätten verbergen können. 

So unerträglich aus allen diesen Gründen der Konkurrenz-

druck Westberlins für das Ulbricht-Regime und damit für den 

Kommunismus überhaupt im Laufe der Jahre geworden war, 

rechneten die Sowjets und ihr Einbläser Ulbricht bei dem Ul-

timatum vom 27. November 1958 doch offenbar mit einem 

Faktor, dessen vermeintliche Gewichtigkeit realistisch einzu- 
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schätzen man nicht unbedingt ein Jünger des historischen Ma-

terialismus zu sein braucht. Das sozial, kulturell und wirt-

schaftlich wieder aufblühende Westberlin war zwar für seine 

totalitären Rivalen zu einem Ärgernis erster Ordnung gewor-

den, aber würde nicht die Zunahme an Wohlstand, Sicherheit 

und ^Bürgerlichkeit» in einem Moment akuter Herausforde-

rung für die Moral und Widerstandskraft der Betroffenen auch 

sehr negative Folgen haben? Während der Blockade zehn 

Jahre zuvor hatten die Berliner allen Stürmen getrotzt und alle 

Entbehrungen hingenommen, aber damals gab es im wörtlich-

sten Sinne kaum etwas zu verlieren, gab es politisch wie ma-

teriell kaum Vergleichsmöglichkeiten mit objektiv positiven 

oder auch nur tröstlicheren Zuständen. Inzwischen aber waren 

auch die Menschen in Berlin wieder an relativ normale Da-

seinsbedingungen gewohnt und empfanden es als immer 

selbstverständlicher, dass die Welt zu ihnen kam, um in ihren 

Mauern Tagungen und Kongresse abzuhalten und nicht zuletzt 

Devisen nach dort zu bringen. Durfte Berlin also unter diesen 

Umständen überhaupt noch als Schauplatz einer kollektiven 

politischen Bewährung geschweige denn eines düster-heroi-

schen Abenteuers im Sinne der Blockade von einst angesehen 

werden? Würde die Stadt auch jetzt einer neuerlichen und 

noch dazu völlig überrumpelnden Belastungsprobe gewach-

sen sein oder würden sich nicht vielmehr sehr rasch allge-

meine Zeichen von Nachgiebigkeit, ja, von Kapitulationsbe-

reitschaft bemerkbar machen? 

Aber selbst wenn eine Analyse mit solchen Tendenzen auf 

Berlin und seine Bewohner nicht zutreffen sollte: was konnte 

ihnen ihre etwaige Standhaftigkeit und Festigkeit nützen, 

wenn sie von der Bundesrepublik im Stich gelassen wurden? 

Chruschtschow und Ulbricht, die dem freien Teil Deutsch-

lands in ihrer Propaganda eine geradezu fanatische Kriegsbe- 
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sessenheit unterstellten, spekulierten tatsächlich auf das weit-

verbreitete Ruhebedürfnis, auf die Saturiertheit und Bequem-

lichkeit der Bundesbürger. Hatten sich diese nicht in ihrer 

grossen Mehrheit mit der Spaltung Deutschlands abgefunden, 

sogar ihre Geschäfte mit und aus dieser Spaltung gemacht und 

infolgedessen stillschweigend schon längst auf die Wiederver-

einigung verzichtet? Was konnte ihnen daher ihr lästiger, iso-

lierter, in seinen Verkehrs Verbindungen jederzeit zu gefähr-

dender Vorposten Berlin auf die Dauer wert sein? Die objektiv 

trügerische Hoffnung, eine «Lösung des Berlin-Problems» in 

dem von Moskau gewünschten Sinne würde endlich Frieden 

und Entspannung im geteilten Europa garantieren, mochte 

subjektiv nichtsdestoweniger recht verlockend sein. Damit kä-

men aber auch die Westmächte, soweit sie ihre Rechtspositio-

nen in Berlin nach wie vor als Prestigefaktor betrachteten, in 

eine schwierige Lage. Falls sich die Bundesrepublik nicht be-

reit zeigte, nach dem Ultimatum alle Kräfte für die deutsche 

Hauptstadt einzusetzen, mussten schliesslich auch ihre Ver-

bündeten im Lager der NATO das elementare Interesse an 

Berlin verlieren, und damit wäre der Eiserne Vorhang endlich 

lückenlos dicht. 

BERLINS ERSTE ANTWORT 

Die erste eindeutige Antwort auf all diese Spekulationen er-

teilten die Berliner selbst schon genau zehn Tage nach dem 

Chruschtschow-Ultimatum bei den Wahlen zum Abgeordne-

tenhaus am 7. Dezember 1958. Trotz ungünstigen Wetters ga-

ben von rund 1‘758’000 Wahlberechtigten 1‘632’000 ihre 

Stimme ab. Nur etwa 14’000 Stimmen waren ungültig. Damit 

ergab sich eine Wahlbeteiligung von 92,9 Prozent, ein Ergeb-

nis, das alle früheren Plebiszite für die Freiheit am gleichen 

Ort in den Schatten stellte und wohl überhaupt in der Ge- 
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schichte demokratischer Wahlen einen Rekord bedeutete. Da-

bei bestand in Westberlin nicht die in der Bundesrepublik kurz 

zuvor eingeführte Möglichkeit der sogenannten «Briefwahl», 

die es dem stimmberechtigten Bürger gestattet, sich auch bei 

Abwesenheit, auf Reisen usw. an der Entscheidung zu beteili-

gen. Unter der Führung Willy Brandts errang die SPD mit 

rund 850’000 Stimmen (52,6 Prozent) einen überzeugenden 

Sieg, der sich nur mit der Blockadewahl zehn Jahre zuvor ver-

gleichen liess. Ein ähnlicher Erfolg war der CDU beschieden, 

die rund 609’000 Stimmen (37,7 Prozent) erhielt. Die Nei-

gung zum Zweiparteiensystem trat damit in Berlin besonders 

stark hervor und traf am schwersten die FDP, die von den rund 

200’000 Stimmen, die sie 1954 erhalten hatte, nur 61’000 be-

haupten konnte und damit von 12,8 auf 3,8 Prozent zurück-

ging. Da sie die Fünf-Prozent-Hürde, wie alle übrigen Par-

teien, nicht zu überwinden vermochte, blieb ihr erstmalig eine 

parlamentarische Vertretung im Abgeordnetenhaus versagt. 

Am vernichtendsten fiel jedoch das Ergebnis für die SED aus, 

die ursprünglich mit dem Wahltermin bestimmte Hoffnungen 

verknüpft hatte. Mit nur 31‘500 Stimmen hatte sie seit 1954 

weitere 10’000 Wähler eingebüsst und war von 2,7 auf 1,9 

Prozent gesunken. Das waren die wahrhaft kläglichen Früchte 

einer sehr kostspieligen und verbissenen Agitation in allen Be-

zirken, das war aber auch die Antwort der nach wie vor kom-

promisslos freiheitlich gesonnenen Bevölkerung an Chruscht-

schow und seine Drohungen. Das freie Berlin hatte die Chance 

des Wahltermins im Sinne einer blitzschnellen Reaktion wahr-

genommen und damit gleichzeitig der Welt bekundet, dass 

auch der wachsende Wohlstand die politische Wachsamkeit 

und Entschlossenheit seiner Menschen in keiner Weise ange-

kränkelt hatte. 
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Wohl noch nie war eine hiesige Wahlentscheidung von der in-

ternationalen Öffentlichkeit so stark beachtet worden, nicht 

einmal die Blockadewahl genau zehn Jahre zuvor. Damals 

hatte der bereits ein halbes Jahr währende Abwehrkampf der 

Bevölkerung, hatte ihre Teilnahme an grossen politischen 

Kundgebungen, hatte nicht zuletzt ihre sehr geringe Bereit-

schaft, auf die sowjetischen Verlockungen des Lebensmittel-

karten- und Kohlenbezuges im Ostsektor einzugehen, gewisse 

Prognosen ermöglicht, wenn auch das Ergebnis schliesslich 

alle Erwartungen übertraf. Diesmal bestanden ja aber gerade 

einige Zweifel an den moralischen Auswirkungen von fast 

zehn «Friedensjahren» auf die Haltung der Berliner. Diese 

wurden durch den 7. Dezember 1958 in einer Weise widerlegt, 

dass es manchen die Sprache verschlug. Viele Menschen im 

Ausland, auf die die drohende Sprache des sowjetischen Ulti-

matums ihren Eindruck zunächst nicht verfehlt hatte und die 

im Stillen mit dem Gedanken liebäugelten, ob man nicht viel-

leicht wirklich für den Preis der erhofften künftigen Entspan-

nung in Berlin gewisse Konzessionen machen könne, dürften 

nach dem 7. Dezember 1958 sich selber unwillkürlich und vol-

ler Beschämung die historischen Worte Ernst Reuters auf der 

Grosskundgebung vom 9. September 1948 wiederholt haben:

 «.. Es ist unmöglich, auf dem Rücken eines 

solchen tapferen, standhaften Volkes einen faulen Kompro-

miss zu schliessen ..» 

REAKTIONEN IM WESTEN UND IN DER BUNDESREPUBLIK 

Das Wahlergebnis war nicht zuletzt eine grosse innere Ermu-

tigung für den berufenen Sprecher Berlins, den politisch so er-

folgreichen Regierenden Bürgermeister, der gleich danach 

den in Paris versammelten westlichen Aussenministern einen  
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Bericht über die Lage erstattete und ihnen versicherte, die Ber-

liner würden auch allen künftigen Herausforderungen ge-

wachsen sein und ihnen mit unerschütterlicher Haltung begeg-

nen. Die Aussenminister der drei Westmächte, zu denen da-

mals noch John Foster Dulles gehörte, bestätigten nach Ab-

schluss ihrer Tagung nochmals die Entschlossenheit ihrer Re-

gierungen, ihre Position und ihre Rechte im Hinblick auf Ber-

lin zu wahren. Ähnlich liess sich am 16. Dezember 1958 der 

Ministerrat der NATO vernehmen: «Der Rat erklärt, dass kein 

Staat das Recht besitzt, sich einseitig seiner internationalen 

Verpflichtungen zu entledigen. Er ist der Auffassung, dass die 

Aufkündigung der interalliierten Vereinbarungen über Berlin 

durch die Sowjetunion in keiner Weise die anderen Partner 

der Verträge der Rechte berauben kann, die ihnen durch die 

Verträge gegeben werden, oder die Sowjetunion aus ihren 

Verpflichtungen zu entlassen vermag. Er erklärt, dass solche 

Verhaltensweisen das gegenseitige Vertrauen zwischen den 

‚Nationen‘ zerstören, das eines der Fundamente des Friedens 

ist.» 

Schon am 15. Januar 1959 stellte Willy Brandt dem Abgeord-

netenhaus den neuen Senat vor. Die Bildung der Stadtregie-

rung war diesmal besonders schnell und reibungslos erfolgt, 

weil sich die beiden grossen und vom Vertrauen stärkster 

Wählerschichten getragenen Parteien gerade im Zeichen der 

erneuten äusseren Bedrohung zur Fortsetzung ihrer sachlichen 

Zusammenarbeit entschlossen. Dem festen inneren Zusam-

menhalt der demokratischen Kräfte Berlins entsprach aber 

auch – und dies dürfte die empfindlichste akute Enttäuschung 

für Chruschtschow und Ulbricht gewesen sein – die spontane 

Solidarität der Bundesrepublik mit der deutschen Hauptstadt. 

In denkbar krassem Gegensatz zu allen teils schadenfrohen, 

teils sorgenvollen Erwartungen liessen eine Reihe wichtiger,  
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wirksamer und kurzfristiger Hilfsmassnahmen den Geist des 

«Nun erst recht!» erkennen. Die Bundesgarantien für Liefe-

rungen aus Westberlin wurden um 20 Prozent erhöht, die an 

sich um diese Zeit auslaufenden Steuerpräferenzen für West-

berlin um einige Jahre verlängert. Für die Verstärkung der In-

vestitionsmöglichkeiten, für zusätzliche Aufträge und nicht 

zuletzt für die Beschleunigung von Aufträgen an die Westber-

liner Wirtschaft, soweit solche erst für einen späteren Zeit-

punkt geplant waren, stellte der Bund eine hohe Summe zur 

Verfügung. Bundespost und Bundesbahn als grösste Institu-

tionen der öffentlichen Wirtschaft gingen insofern mit gutem 

Beispiel voran, als sie ihrerseits sehr umfassende und grosszü-

gige Aufträge in die deutsche Hauptstadt vergaben. 

Ohne Schwanken und Vorbehalte folgte auch die private Wirt-

schaft in der Bundesrepublik, deren Spitzenverbände schon 

um die Jahreswende 1958/59 mit dem Regierenden Bürger-

meister in Altena in Westfalen zusammentrafen, um die geeig-

netsten Massnahmen zu erörtern. Vor allem der Präsident des 

Bundesverbandes der deutschen Industrie, Berg, bewährte bei 

dieser Gelegenheit wieder einmal in besonderem Masse seine 

Aufgeschlossenheit für die Sache Berlins. Insofern trat genau 

das, was die Urheber des Sowjet-Ultimatums erwartet und be-

absichtigt hatten, nicht ein, weil sie Faktoren übersehen oder 

unterschätzt hatten, die sich in Entscheidungsituationen dem 

blinden Automatismus der Dinge mit elementarer Kraft zu wi-

dersetzen pflegen. Aus der politischen Herausforderung ging 

die Berliner Wirtschaft nicht geschwächt, sondern wesentlich 

gestärkt hervor. Im Gegenteil, wo es bislang noch an einer 

Initialzündung fehlte, wurde sie von jener Kraft, die stets das 

Böse will, aber manchmal eben auch das Gute schafft, rascher 

bewirkt als vorausgesehen. Das machte sich im Verlauf des  
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Jahres 1959, wie nie zuvor seit Beendigung der Blockade, in 

einer Entlastung des Berliner Arbeitsmarktes bemerkbar: die 

Arbeitslosigkeit erreichte im Sommer mit nur 36’000 einen 

noch nicht verzeichneten Tiefstand. 

Darüber hinaus hatte das Sowjet-Ultimatum unabhängig von 

den offiziellen Reaktionen der Regierung, des Parlaments, der 

Wirtschaftsverbände, der Gewerkschaften und der Parteien in 

weitesten Schichten der Bevölkerung der Bundesrepublik 

erstmalig seit vielen Jahren eine kräftige Belebung verschüt-

teten oder verdrängten nationalen Bewusstseins bewirkt. Eine 

monatelang durchgeführte Aktion des Kuratoriums «Unteil-

bares Deutschland» – erst wenige Jahre zuvor auf überpartei-

licher Grundlage zur Pflege des gesamtdeutschen Gedankens 

konstituiert – fand eine unerwartete, geradezu erstaunliche 

Resonanz. Unter der Devise «Macht das Tor auf» wurden in 

allen Ländern der Bundesrepublik, zumeist von Jugendlichen, 

kleine Ansteckabzeichen mit der Silhouette des Brandenbur-

ger Tors verkauft. Die Tatsache, dass rund 13 Millionen Stück 

abgesetzt wurden, bewies eindeutig, dass sich kaum ein Haus-

halt der Bundesrepublik der Aufforderung versagte, ein sol-

ches Abzeichen zu erwerben. Es wurde sogar in den Wochen 

und Monaten, in denen die ursprüngliche Terminbefristung 

des Sowjet-Ultimatums einen effektiven Schlag gegen die 

Freiheit Berlins vermuten liess, demonstrativ von Millionen 

am Rockaufschlag getragen. 

DIE WELT SIEHT DIE WAHRHEIT 

Als eine eminent bedeutsame, wenn auch für den Kommunis-

mus höchst unerwünschte Folge seines offensiven und ver-

tragswidrigen Berlin-Vorstosses sollte sich ferner der Ent-

schluss der Bundesregierung erweisen, im Einvernehmen mit  
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dem Berliner Senat den schon längst fälligen Informations-

feldzug zu führen. Was die deutsche Frage anbetraf, war die 

ganze Welt durch das Sowjet-Ultimatum plötzlich und unsanft 

genug aus ihrem Schlummer geweckt worden. Nun kam es 

darauf an, die Stunde zu nutzen und zu verhindern, dass sich 

die Welt sowohl allzu rasch wieder beruhigte oder von den 

wirklichen Aspekten der deutschen Situation falsche Vorstel-

lungen bekam. In ihrer verständlichen Abneigung gegen alle 

Methoden grobschlächtiger Propaganda pflegen demokrati-

sche Regime ganz allgemein normalerweise auch die Aufga-

ben der Information zu vernachlässigen, in der allzu naiven 

Erwartung, die Wahrheit wirke allein durch sich selbst und 

eine gute Sache sei stets und überall als solche zu erkennen. 

Hierzu aber ist unsere Erde trotz aller technischen Kommuni-

kationsmittel noch immer zu gross, und vor allem kann der 

unmittelbare Anschauungsunterricht niemals durch noch so 

eindringliche theoretische Belehrung ersetzt werden. So we-

nig wir bis heute trotz unserer unweit grösseren Voraussetzun-

gen von den innersten Existenzfi agen gerade der jungen Ent-

wicklungsnationen wissen, so wenig dürfen wir erwarten, dass 

sie unseren Sorgen Verständnis und Sympathie entgegenbrin-

gen, solange nicht möglichst viele ihrer berufenen Vertreter 

diese Sorgen und Nöte mit eigenen Augen erlebt und zur 

Kenntnis genommen haben. 

Die ebenfalls um die Jahreswende 1958/59 von Bonn be-

schlossene «Berlin-Aktion» führte innerhalb weniger Monate 

fast tausend Politiker, Regierungsbeamte, Wirtschaftsexper-

ten, vor allem aber Journalisten aus insgesamt 57 nichtkom-

munistischen Ländern zu einem Besuch nach Deutschland, 

wobei ein mehrtägiger Aufenthalt in Berlin den Löwenanteil 

der Zeit beanspruchte. Sie alle folgten der Einladung einer 

rasch improvisierten Besucherorganisation, die ihnen insbe- 
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sondere in der deutschen Hauptstadt selbst einen Einblick in 

die antagonistischen Wirklichkeiten diesseits und jenseits des 

Brandenburger Tors gab. Bis zur Schliessung der Sektoren-

grenze im August 1961 ist übrigens dieser Gästestrom niemals 

abgerissen, und es ist zu hoffen, dass die unmenschliche Mau-

er, die heute beide Teile Berlins trennt, auch künftig durch ihr 

blosses erschütterndes Vorhandensein die tiefen Eindrücke 

weitergibt, die sich durch die Anschaulichkeit des tatsächli-

chen Vergleichs vorerst nicht mehr vermitteln lassen. Solche 

Eindrücke sind natürlich vornehmlich für die Besucher aus 

den meisten Entwicklungsländern, die für theoretische und 

prinzipielle demokratische Argumente nicht ohne weiteres zu-

gänglich sind, von grösster Bedeutung. Ihre Länder sind noch 

mehr oder minder autoritär orientiert, misstrauen sogar aus 

traditionellem Instinkt den klassischen Lebensformen der 

Völker, die für ihre öffentliche Meinung weiterhin als Reprä-

sentanten des früheren Kolonialimperialismus gelten und 

sympathisieren andererseits mit dem Kommunismus, soweit 

sie bisher nur dessen ökonomische Fassade von Ferne und al-

lenfalls seine wohlklingende Propaganda aus der Nähe ken-

nengelernt haben, ohne in der Regel von seiner politischen 

Praxis mehr als äusserst unklare Vorstellungen zu besitzen. 

Insofern hat der seit Anfang 1959 laufende Informationsfeld-

zug gerade durch die Kontakte mit Vertretern der Entwick-

lungsländer nicht nur Berlin und der deutschen Sache gedient, 

sondern vielleicht für den ganzen Westen eine Aufgabe von 

unschätzbarer Bedeutung erfüllt. 

Für viele Asiaten und Afrikaner, die in den letzten Jahren den 

freien Teil Deutschlands besuchten, wurde das Berlin-Erleb-

nis zu einem Tag von Damaskus. Mit naiver Verwunderung, 

vielfach auch mit ehrlicher Erschütterung nahmen sie in Ber-

lin oft zum erstenmal zur Kenntnis, dass der Kommunismus 
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nicht nur als Wirtschaftswunder zu betrachten ist, sondern 

auch eine derart totalitär-antihumane Seite hat, dass die noch 

so verständlichen Ressentiments der Farbigen gegen ihre Ko-

lonialherren von einst unwillkürlich vor dieser harten und 

überall greifbaren Realität verblassten. Die Vertreter solcher 

Länder, die selber ein Flüchtlingsproblem in seiner ganzen 

Not kennengelernt hatten, wie etwa Pakistan, Vietnam oder 

der Nahe Osten, waren besonders beeindruckt von den Ge-

sprächen mit deutschen Flüchtlingen aus der Sowjetzone, de-

nen sie in Berlin begegneten und mit denen sie sich über die 

Gründe unterhielten, die sie zur plötzlichen Aufgabe ihrer 

Heimat und ihres Besitzes bewogen. Die Vertreter jener Völ-

ker, die sich erst vor kurzer Zeit ihre nationale Unabhängig-

keit erkämpft hatten, machten aus ihrer Solidarität mit einem 

Lande keinen Hehl, dessen nationale Einheit durch sinnlose 

und unberechenbare Kriegsfolgen zerrissen worden war und 

von dessen Bevölkerung 17 Millionen Menschen kein Recht 

und keine Möglichkeit, ja nicht einmal die Aussicht einer 

Möglichkeit hatten, sich mit ihren Landsleuten in Freiheit 

wiederzuvereinigen. 

Die damals noch möglichen Rundfahrten und Besichtigungen 

in beiden Teilen der Stadt überzeugten die ausländischen Be-

sucher, was einerseits freie Menschen für sich selber zu leisten 

vermögen und wie freudlos und deprimierend es andererseits 

dort aussah, wo politische Ideologien, wirklichkeitsfremde 

Wirtschaftspläne und sonstige Unterdrückungen aller Art die 

davon Betroffenen systematisch daran hinderten, ihi eigenes 

Leben zu leben und nach ihren individuellen Wertgefühlen 

und Glaubensinhalten zu gestalten. Unterstützt wurde der 

praktische Anschauungsunterricht, den Berlin seinen Gästen 

zu vermitteln wusste, seit März 1959 vornehmlich für die  
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Asiaten durch die brutale Niederschlagung des Aufstandes der 

Bevölkerung Tibets durch rotchinesische Truppen. Viele ver-

sicherten nachdrücklich, in dieser Zeit und an diesem Ort sei 

ihnen zum erstenmal aufgegangen, was sich hinter der ver-

bindlichen Maske des Kommunismus an Unmenschlichkeit 

und Barbarei verberge. 

Im Rahmen dieses Informationsfeldzuges kamen aber nicht 

nur zahllose auswärtige Besucher nach Berlin, sondern es fuhr 

auch eine Anzahl politischer Missionare für die Sache Berlins 

ins Ausland, um dort nach Kräften die Wahrheit zu verbreiten 

und die abgeschmackte Lügenpropaganda der anderen Seite 

gebührend zurückzudrängen. Der prominenteste dieser Mis-

sionare war der Regierende Bürgermeister Berlins, der Anfang 

Februar 1959 eine mehrwöchige Reise nach Kanada, in die 

Vereinigten Staaten und von dort aus in zahlreiche Länder Asi-

ens antrat, wo er unter anderem eine bedeutsame Begegnung 

mit dem indischen Ministerpräsidenten Nehru hatte. Es folgten 

Staatsbesuche in den skandinavischen Ländern, in den Nieder-

landen, Grossbritannien und Frankreich. Brandts Stellvertreter 

Franz Amrehn bereiste zu den gleichen Zwecken die Länder 

des Nahen Ostens, Italien, Griechenland, die Türkei wie die 

Schweiz, Österreich und Irland. Aber nicht nur die beiden Ber-

liner Bürgermeister waren oft wochenlang unterwegs. Auch 

andere prominente Politiker, Publizisten und Schriftsteller rei-

sten in jenen Tagen in ferne Länder und Kontinente, wobei 

auch Afrika und Lateinamerika nicht vernachlässigt wurden, 

um durch unzählige Vorträge, Filmvorführungen, Interviews 

und Besprechungen mit führenden Männern der Gaststaaten 

die Aufklärung über Berlin und das Deutschlandproblem tat-

kräftig zu fördern. 

Insofern sah die Bilanz, die Chruschtschow Anfang 1959 im 

Hinblick auf die unmittelbaren Wirkungen seines Ultimatums 

ziehen konnte, sehr viel mehr negativ als positiv aus. Wohl  
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hatte seine Drohung in Berlin selbst gewisse Randerscheinun-

gen von Nervosität erzeugt, aber auch das nur vorübergehend. 

So mehrte sich vor allem während der ursprünglichen Sechs-

Monats-Frist, die die Sowjetnote vom November 1958 setzte, 

die Anzahl der Umzüge von Westberlin ins Bundesgebiet, 

eine Tendenz, die allerdings vornehmlich bei älteren Men-

schen, Rentnern und Pensionären, in Erscheinung trat. Damit 

in Zusammenhang standen kurzfristige Abhebungen von Ber-

liner Sparkonten, die jedoch ebenfalls nirgendwo auch nur an-

nähernd zu panikartigen Symptomen ausarteten. Ansonsten 

hatte die erste unmittelbar gegen den Westen gerichtete kom-

munistische Offensive seit zehn Jahren überall nur wirksame 

Gegenmassnahmen ausgelöst, aber kaum eine weiche Stelle 

sichtbar werden lassen. Die Berliner selbst hatten mit unbeug-

samer Entschlossenheit reagiert, die Bundesrepublik bewies 

so eindrucksvoll wie nie zuvor ihre politische, moralische und 

vor allem wirtschaftliche Solidarität mit der deutschen Haupt-

stadt, und die Westmächte erklärten, sie dächten nicht daran, 

von ihren Rechtspositionen in Berlin abzugehen. Darüber hin-

aus begegnete der von Bonn und Berlin gemeinsam geführte 

Informationsfeldzug dem Kommunismus zum erstenmal 

nachdrücklich und erfolgreich in zahlreichen Ländern, die er 

bis dahin ausschliesslich als Domäne seiner Propaganda be-

trachtete. Die schwerwiegenden Nachteile der Tatsache, dass 

sich die freie Welt in ihrer Reaktion auf das Berlin-Utimatum 

auf noch so sinnreiche Abwehrmassnahmen beschränkte, also 

in der Defensive blieb, statt Moskau ihrerseits mit einer ziel-

gerichteten Gegenoffensive zuzusetzen, wurden bereits in ei-

nem anderen Zusammenhang erwähnt. 
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FRIEDENSVERTRAG ODER DIKTAT? 

Indessen fühlte sich Chruschtschow von dieser zunächst recht 

negativen Bilanz keineswegs entmutigt, sondern tat vielmehr 

den zweiten Schritt bald nach dem ersten. Am 10. Januar 1959 

veröffentlichte die Sowjetregierung einen vollständigen, aus 

48 Artikeln bestehenden Entwurf eines Friedensvertrages mit 

Deutchland – wonach gemäss Artikel 2 dieses Entwurfs «bis 

zur Wiederherstellung Deutschlands in dieser oder jener 

Form unter dem Begriff ‚Deutschland' in dem vorliegenden 

Vertrag die beiden bestehenden deutschen Staaten – die 

‚Deutsche Demokratische Republik‘ und die ‚Deutsche Bun-

desrepublik‘ – verstanden sein sollten». Dieser Entwurf, der 

freilich mehr einem Friedensdiktat als einem Friedensvertrag 

gleichkam, weil er alle der Sowjetunion erwünschten Bestim-

mungen à priori bereits enthielt – Anerkennung der Oder-

Neisse-Gren-ze, Verzicht auf Atomwaffen, praktische Neutra-

lisierung Deutschlands durch Austritt der beiden deutschen 

Teilstaaten aus den bestehenden Bündnis- und Paktsystemen 

–, erwähnte in seinem Artikel 25 das der deutschen Hauptstadt 

zugedachte Schicksal nur summarisch: «Bis zur Wiederher-

stellung der Einheit Deutschlands und der Bildung eines ein-

heitlichen deutschen Staates erhält Westberlin die Stellung ei-

ner entmilitarisierten Freien Stadt auf der Grundlage ihres be-

sonderen Statuts.» Dafür war von Berlin in den Begleitnoten, 

die die Sowjetregierung mit dem Vertragsentwurf an die West-

mächte wie an die Bundesrepublik richtete, umso mehr und 

umso polemischer die Rede. Wenn auch zunächst ohne An-

spielung auf bestimmte Fristen und formal nicht sehr präzis, 

wurde doch schon damals in diesen Begleitnoten mit dem 

Zaunpfahl eines etwaigen Separatfriedens mit dem Ulbricht-

Regime gewinkt: «...Die Weigerung der Westmächte, mit der 

Sowjetunion in Verhandlungen über eine Normalisierung der 
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Situation in Berlin einzutreten, wird die Sowjetunion natürlich 

nicht dazu bewegen, aui halbem Wege zu dem Ziel stehenzu-

bleiben, das das Leben selbst gesetzt hat und das eine stabile 

Lage und Ruhe im Zentrum Europas gewährleistet. Niemand 

kann die Sowjetunion davon abhalten, auf ihre Funktionen im 

Hinblick auf Berlin und seine Verbindungen mit Westdeutsch-

land zu verzichten und die sich daraus ergebenden Probleme 

durch ein Abkommen mit der Deutschen Demokratischen Re-

publik zu regeln.» Immer wieder hoben die Begleitnoten zu 

dem Vertragsentwurf auch die sowjetische Hypothese hervor, 

eine Wiedervereinigung Deutschlands falle nicht mehr in die 

Kompetenz der vier Mächte, sondern müsse von den beiden 

deutschen Staaten selbst bewirkt werden. In den Noten, die 

den Vertragsentwurf sowohl nach Bonn wie nach Pankow 

übermittelten, sprang ferner eine verräterische Diskrepanz ins 

Auge. Vor dem gleichlautenden Schlussabsatz aller Begleit-

noten waren in den an die deutschen Empfänger gerichteten 

besondere Absätze eingefügt, in denen Moskau seiner Hoff-

nung Ausdruck gab, seine Vorschläge von beiden deutschen 

Regierungen unterstützt zu sehen. Jedoch ausschliesslich an 

die Adresse Pankows richtete sich folgender Passus: «Die So-

wjetregierung geht davon aus, dass der Friedensvertrag für 

die Deutsche Demokratische Republik eine Registrierung und 

eine völkerrechtliche Bestätigung dessen sein wird, was auf 

Grund der konsequenten Durchführung der Prinzipien des 

Potsdamer Abkommens bereits erreicht und errungen wurde.» 

Angesichts der weltpolitischen Bedeutung, die die sowjeti-

schen Pläne, die Zerreissung Deutschlands für alle Ewigkeit 

zu versteinern, in der Zwischenzeit angenommen haben, lohnt 

es sich, einen Augenblick sowohl bei dieser letzten wie bei ei-

nigen anderen aufschlussreichen Feststellungen zu verweilen. 
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Die eigentlichen Absichten, die Moskau bereits Anfang des 

Jahres 1959 mit seinen «Friedensplänen» verfolgte, traten nir-

gends deutlicher hervor als in dieser «freundschaftlichen» 

Mitteilung an seine Pankower Marionetten. Offiziell war in 

dem Vertragsentwurf selbst immer wieder von einem hypo-

thetischen Deutschland, von deutscher Konföderation und et-

waiger Wiedervereinigung die Rede. Wer aber immer im 

Auge behielt, was die Sowjets unter «konsequenter Durchfüh-

rung des nach den Prinzipien des Potsdamer Abkommens Er-

reichten und Errungenen» verstehen, konnte schon damals 

nicht im Zweifel darüber sein, was eine «Registrierung und 

völkerrechtliche Bestätigung» alles dessen in Wirklichkeit be-

deuten würde: die Absage an jede mögliche Modifikation des 

Zonenregimes, die Absage an freie Wahlen und an jede Form 

der Selbstbestimmung für die 17 Millionen Deutscher in Ul-

brichts Machtbereich. 

Nicht minder aufschlussreich wirkte auch die Anspielung auf 

einen separaten Friedensvertrag mit Pankow. Niemand, um es 

noch einmal zu wiederholen, könne die Sowjetunion davon 

abhalten, «auf ihre Funktionen im Hinblick auf Berlin und 

seine Verbindungen mit Westdeutschland zu verzichten und 

die sich daraus ergebenden Probleme durch ein Abkommen 

mit der Deutschen Demokratischen Republik zu regeln». Da-

mit gab Moskau, das in der gleichen Note den Westmächten 

praktisch jedes Recht in Berlin absprach, unmissverständlich 

zu verstehen, dass es selber für sich Rechte beanspruchte, auf 

die es keinesfalls verzichten wollte, um diese dann sinngemäss 

eines Tages auf das Ulbricht-Regime zu übertragen. Man sieht 

nachträglich, wie konsequent, methodisch und raffiniert zu-

gleich die Sowjetunion nach einer offensichtlich im Herbst 

1958 angestellten neuen Analyse der Lage auf ihr Ziel losmar-

schierte, wenn sie auch nach bewährtem Rezept Argumente 
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damals noch gleichsam in Watte verpackte, die heute längst 

mit tödlicher Schärfe auf das Herz des Weltfriedens zielen. 

Auch das gehört zum dialektischen Rezept, dass bei kommu-

nistischen Verlautbarungen und «Anregungen» die ursprüng-

lich gedämpfte Begleitmusik in der Regel wichtiger zu sein 

pflegt als die offiziellen Texte, die normalerweise mit soviel 

Fleiss studiert werden. 

Den westlichen Partnern der Sowjetunion jedodi wie der Bun-

desrepublik schien mit Recht auch der offizielle Text unge-

niessbar, und sie lehnten daher die Vorschläge Moskaus in in-

haltlich übereinstimmenden Noten vom 16. Februar 1959 

nachdrücklich ab. Dafür erklärten sie ihre Bereitschaft, das 

Deutschlandproblem auf einer neuen Deutschlandkonferenz 

der vier Mächte zu erörtern mit der Anregung, «deutsche Be-

rater zu einer solchen Konferenz einzuladen und zu konsultie-

ren». Moskau antwortete am 2. März mit einem, wie üblich, 

recht umfangreichen Schriftstück, in dem es betonte, dass die 

Sowjetunion eine Gipfelkonferenz der Regierungschefs bei 

weitem vorzöge, aber auch mit einer Aussenministerkonfe-

renz einverstanden sei, auf der neben den ehemaligen vier Be-

satzungsmächten auch Polen und die Tschechoslowakei wie 

die beiden deutschen Staaten vertreten sein sollten. 

Die zunächst rätselhaft anmutenden Winkelzüge und Zick-

Zack-Sprünge, die Chruschtschow in den folgenden Wochen 

und Monaten veranstaltete, werden geschichtlich nur ver-

ständlich, wenn man sich vor Augen hält, was er damals in 

naher Zukunft tatsächlich zu erreichen hoffte. Der ganze 

künstliche Lärm um den deutschen Friedensvertrag und um 

die angeblich «anomale Lage in Berlin» sollte zunächst ledig-

lich von einem Nahziel ablenken, das der sowjetische Mini-

sterpräsident sicher aus persönlichem Ehrgeiz, vielleicht aber 

auch zur Festigung seiner noch immer nicht stabilisierten in- 
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neren Macht sobald wie möglich zu erreichen hoffte: die Ver-

anstaltung einer Gipfelkonferenz, auf der er erstmalig allein – 

und nicht mehr im Schatten Bulganins, wie 1955 in Genf – die 

Sowjetunion zu vertreten haben würde, und im Zusammen-

hang damit, vor oder nach dieser Konferenz, eine Einladung 

als erster sowjetischer Regierungschef in die Vereinigten Staa-

ten. Zu diesem Zweck stimmte er schliesslich auch einer Aus-

senministerkonferenz zu, von der er im Voraus wusste, dass 

sie ihn politisch nichts kosten und ohne Resultat verlaufen 

würde. Moskau verstand sich auch ohne langes Widerstreben 

dazu, die in seiner Note vom 2. März im Falle einer Aussen-

ministerkonferenz geforderte Beteiligung Polens und der 

Tschechoslowakei zurückzuziehen. Andererseits bestand es 

bis in die Vorphase der Genfer Konferenz hinein hartnäckig 

auf einer gleichberechtigten Partnerschaft beider Teile 

Deutschlands, um damit eine sich rasch bietende Gelegenheit 

zu nutzen, die schwache diplomatische Position Pankows auf-

zuwerten. Seine beiden Nahziele – Einladung in die Vereinig-

ten Staaten und Verabredung einer Gipfelkonferenz für das 

Frühjahr 1960 – hat Chruschtschow tatsächlich erreicht. Dass 

ihm ein gutes Jahr später an der Gipfelkonferenz nichts mehr 

lag, ja, dass er diese mit einer in der Geschichte bisher bei-

spiellosen Taktlosigkeit in die Luft sprengte, ist auf Gründe 

zurückzuführen, die später in ihrem eigentlichen Zusammen-

hang näher erläutert werden sollen. 

Zwei Tage nach der Überreichung der Note vom 2. März in 

den westlichen Hauptstädten begab sich Chruschtschow zu ei-

nem Staatsbesuch in die Sowjetzone und fuhr zunächst zur 

Frühjahrsmesse nach Leipzig, um dort durch eine harte und 

drohende Rede die Situation erneut zu verschärfen. Auf einer 

grossen Kundgebung erklärte er zum erstenmal, die Sowjet- 
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union sei entschlossen, notfalls auch einen Separatfriedens-

vertrag mit dem Zonenregime abzuschliessen, wenn die Bun-

desrepublik bzw. die Westmächte auf die Moskauer Bedin-

gungen nicht eingingen. Als ihn aber wenige Tage später in 

Ostberlin Ulbricht und Grotewohl wegen einer Präzisierung 

dieser für sie verheissungsvollen Ankündigung bestürmten, 

wies er sie ebenso eindeutig wie verächtlich ab: einen Termin 

für einen separaten Friedensvertrag zu bestimmen, sei aus-

schliesslich seine Sache, und er habe im Moment ganz andere 

Sorgen. In Ostberlin machte der sowjetische Regierungschef 

ferner die ersten halbverbindlichen Andeutungen, die ultima-

tiv anmutende Halbjahresfrist der Note vom 27. November 

1958 dürfe nicht allzu wörtlich genommen werden, die Haupt-

sache sei und bleibe, dass man über das damit angeschlagene 

Thema in «vernünftige Verhandlungen» eintrete. Auch auf ei-

ner Pressekonferenz vom 19. März, nach seiner Rückkehr, gab 

sich Chruschtschow in Moskau wieder einmal zu allgemeiner 

Verblüffung als der joviale, verständigungsbereite und fried-

liebende Staatsmann, der es mit der von ihm erfundenen Ko-

existenzparole durchaus ernst zu meinen schien. Zwar drohte 

er, um gleichsam sein anderes Gesicht zu wahren, auch bei 

dieser Gelegenheit mit der Möglichkeit eines separaten Frie-

densvertrages, schlug aber ansonsten vorwiegend milde und 

versöhnliche Töne an. Er beantwortete sogar die Frage eines 

Korrespondenten, ob er der Ansicht sei, dass die Westmächte 

Rechte und Pflichten in Westberlin hätten, ohne Umschweife 

positiv, wenn er auch die Bemerkung daranknüpfte, diese 

Rechte und Pflichten seien durch die Zeitereignisse überholt. 

Darum müsse man eben für Westberlin einen neuen Status fin-

den. Da aber «manchen rechtschaffenen Menschen, die eine 

friedliche Regelung mit Deutschland wollen, die Möglichkeit  
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einer Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Freien 

Stadt (Westberlin) aufrichtig Sorge macht, hielten und halten 

wir es für unsere Pflicht, diese Menschen zu beruhigen. Wir 

sind dafür, dass strikte Garantien für die Einhaltung des Sta-

tus der Freien Stadt gegeben werden.» Hierbei deutete 

Chruschtschow die Bereitschaft der Sowjetunion an, zur Ga-

rantie der «Freien Stadt» weiterhin ein symbolisches Kontin-

gent ausländischer Truppen dort zu belassen, was er gewisser-

massen als ein grosses Opfer hinstellte, allerdings unter Teil-

nahme der Sowjetunion. 

DIPLOMATISCHER SOMMER AM GENFER SEE 

Im Gegensatz zum Westen stürzte sich Moskau für die von 

ihm ohnedies für praktisch überflüssig gehaltene Aussenmini-

sterkonferenz, die am 11. Mai 1959 in Genf zusammentrat, 

keineswegs in geistige Unkosten. Während der neue amerika-

nische Aussenminister Herter – der langjährige Chef des State 

Department, John Foster Dulles, war schon seit Monaten un-

heilbar erkrankt und starb am 24. Mai – einen sorgfältig aus-

gearbeiteten Stufenplan für die Wiedervereinigung Deutsch-

lands vorlegte, würdigte der sowjetische Aussenminister Gro-

myko diesen Plan nicht einmal einer Diskussion, sondern be-

gnügte sich mit dem Gegenvorschlag, den unveränderten Frie-

densvertragsentwurf vom 10. Januar wieder vorzulegen. Das 

gleiche Schicksal widerfuhr einem von den Westmächten vor-

gelegten Projekt für die Wiedervereinigung Berlins, das an die 

Londoner Vereinbarungen von 1944 anknüpfte, Wahlen für 

einen Verfassungsrat und Ausarbeitung einer Verfassung für 

ganz Berlin vorsah, die durch eine Volksabstimmung gebilligt 

werden müssten. Würde die Verfassung vom Volk bejaht, 

sollten die vier Mächte erklären, dass die Stadt in Überein- 
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stimmung mit diesem Dokument regiert werden würde und 

dass die Berliner Körperschaften lediglich gewisse Vorbe-

haltsrechte der vier Mächte, vor allem im Hinblick auf Abrü-

stung und Entmilitarisierung, zu respektieren hätten. Auch 

diese Ausarbeitung bezeichnete Gromyko als unannehmbar 

und erklärte, die Sowjetunion sei lediglich mit einer «zeitwei-

ligen Beibehaltung bestimmter Besatzungsrechte der West-

mächte in Berlin einverstanden», aber nur unter der Voraus-

setzung, dass diese Regelung auf ein Jahr befristet würde. 

Aber auch diese Interims-Lösung sei nur möglich, wenn die 

Westmächte die Anzahl ihrer dortigen Streitkräfte und Waffen 

bis zum Stand symbolischer Kontingente reduzierten, sämtli-

che «feindliche Propaganda gegen die DDR und andere so-

zialistische Länder» eingestellt und alle Organisationen, die 

«eine Spionage- und Wühltätigkeit gegen die DDR, die UdSSR 

und die anderen sozialistischen Staaten» betrieben, aufgelöst 

würden. Schliesslich sollten sich die Westmächte verpflich-

ten, in Westberlin keine atomaren und Raketenanlagen aufzu-

stellen, eine Bedingung, die leicht zu erfüllen gewesen wäre, 

weil derartige Absichten ohnedies nicht bestanden. «Falls die 

Westmächte oder die Regierung Westdeutschlands die Erzie-

lung von koordinierten Beschlüssen in den Fragen des Ab-

schlusses eines Friedensvertrages in der angebenen Frist be-

hindern werden, so wird die UdSSR neben den anderen in-

teressierten Staaten, die gegen Deutschland kämpften, ge-

zwungen sein, einen Friedensvertrag mit der DDR zu unter-

zeichnen» 

Damit drohte der Konferenzverlauf nach fünfwöchiger Ver-

handlungsdauer Mitte Juni eine gefährliche Wende zu neh-

men. Auch die Westmächte reagierten jetzt mit einem Gefühl 

tiefer Enttäuschung und Entrüstung. Aussenminister Herter 

gab seinem Kollegen Gromyko zu verstehen, die Vertreter der 

Westmächte betrachteten die Entwicklung der Konferenz, die 
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nur noch «von einem Tage auf den anderen weitergeführt wer-

de» als ernst. Nunmehr wichen die Sowjets plötzlich zurück. 

Am 19. Juni modifizierte Gromyko sein neues Berlin-Ultima-

tum in der Weise, die ursprünglich von ihm genannte Befri-

stung der Rechte der westlichen Besatzungsmächte auf ein 

Jahr solle auf anderthalb Jahre ausgedehnt werden. Falls es in 

diesem Zeitraum zu keiner Friedensregelung mit Deutschland 

komme, sollten die vier Mächte die Erörterung der Berlin-

Frage wieder aufnehmen. Damit war die von Moskau mutwil-

lig konstruierte politische Bombe zunächst wieder einmal ent-

schärft. Unter dem Eindruck der plötzlich aufgetauchten 

scheinbaren Kompromissbereitschaft der Sowjets schlugen 

die Westmächte eine Unterbrechung der Konferenz zur nähe-

ren Prüfung und Konsultation mit ihren Regierungen vor. Die 

letzte Phase der bisher zeitlich längsten internationalen Ver-

anstaltung dieser Art – vom 13. Juli bis zum 5. August 1959 – 

versickerte mehr und mehr in private Gespräche der einzelnen 

Aussenminister fern vom eigentlichen Konferenzort, ohne 

dass eine eigentliche Verständigung erzielt und eine klare Lö-

sung gefunden wurde. Das nichtssagende Schlusskommuni-

qué erwähnte lediglich, die Standpunkte beider Seiten «über 

gewisse Punkte» hätten sich angenähert und die voraufgegan-

genen Erörterungen würden für weitere Verhandlungen nütz-

lich sein, «welche erforderlich sind, um eine Einigung zu er-

zielen». Vor allem standen die letzten Konferenztage im 

Schatten einer Neuigkeit, die dazu angetan schien, neue Hoff-

nungen auf ein allmähliches Auftauen der Fronten des Kalten 

Krieges zu begünstigen. Das schon wochenlang anhaltende 

Genfer Kulissengeflüster wurde am 3. August offiziell bestä-

tigt: Präsident Eisenhower hatte den sowjetischen Minister-

präsidenten Chruschtschow zu einem Staatsbesuch in die USA  
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eingeladen und seinen Gegenbesuch in absehbarer Zeit, wo-

möglich noch im Spätherbst 1959, angekündigt. 

Viele Menschen in aller Welt glaubten unter dem fast ewig 

blauen Himmel des Sommers 1959 aufrichtig daran, dass mit 

diesem praktisch resultatlosen Ergebnis der Aussenminister-

konferenz ein hitziges und noch dazu gewissenlos angeschür-

tes internationales Streitproblem endgültig auf die lange Bank 

unbefristeter diplomatischer Erörterungen geschoben worden 

sei. Die beiden mächtigsten Staatsmänner würden sich durch 

wochenlangen menschlichen Kontakt sicherlich auch politisch 

näherkommen. Mochte man doch über Berlin und Deutsch-

land verhandeln, eventuell jahrelang, die Hauptsache war, 

dass man im Gespräch blieb. Schliesslich konnte ja tatsächlich 

der Viermächtestatus in Berlin nicht ewig währen. Vielleicht 

hielte die Zukunft mit ihren unberechenbaren Ereignissen 

noch einen Kompromiss in ihrem Schoss, der sich augenblick-

lich noch nicht am Horizont zeigen wollte. Nach der zweifel-

los gewitterschwangeren Atmosphäre des Winters und Früh-

jahrs traten in jenen Tagen zu Beginn des August 1959 viele 

Menschen aufatmend ihren Urlaub an, in der festen Zuver-

sicht, nicht durch irgendwelche düsteren Ereignisse und Zwi-

schenfälle vorzeitig abgerufen zu werden. 

POLITISCHER SOMMER AN DER SPREE 

Nur an einem Ort der Welt teilten weder die Bevölkerung noch 

die Experten und Politiker das Gefühl allgemeiner Erleichte-

rung, das der Aussenministerkonferenz folgte: in der deut-

schen Hauptstadt, und zwar in diesem Falle mit seltener Ein-

mütigkeit, wenn auch aus grundverschiedenen Motiven, dies-

seits und jenseits des Brandenburger Tores. In Westberlin 

machte sich niemand Illusionen darüber, dass mit der zuneh- 

414 



menden Vernebelung der wirklichen Sach verhalte und der 

Taktik blossen Zeitgewinns das grundsätzliche Problem nicht 

gelöst werden könne. Wenn schon eine Veränderung des Sta-

tus quo, dann durfte im Interesse der westlichen Sache der 

übermütige Provokateur nicht noch ermutigt werden, dann 

musste es sich um eine Verbesserung, nicht aber um eine Ver-

schlechterung oder gar um einen chronischen Abbau dieses 

Status handeln. Der Beginn der Genfer Konferenz mit dem 

überaus positiven und vernünftigen westlichen Plan einer stu-

fenweisen Wiedervereinigung Deutschlands oder wenigstens 

einer Überwindung der Spaltung Berlins hatte auch in der 

deutschen Hauptstadt flüchtige Hoffnungen geweckt, die sich 

jedoch nach der intransigenten Reaktion der Sowjets rasch 

wieder verflüchtigten und eher in Besorgnis und Unruhe um-

schlugen. Die Unsicherheit der Lage hinderte jedoch die Ber-

liner keineswegs daran, bei grossen Massenkundgebungen, 

die praktisch Volksabstimmungen gleichkamen, der Welt ih-

ren Willen klarzumachen und für die Erhaltung ihrer Lebens-

rechte zu demonstrieren. Unter der Parole «Berlin bleibt frei» 

versammelten sich am 1. Mai auf dem Platz der Republik nahe 

der Sektorengrenze rund 600’000 Menschen, um die ermuti-

genden Worte des Regierenden Bürgermeisters und des Bun-

desministers für Gesamtdeutsche Fragen, Ernst Lemmer, zu 

hören. «Wir erklären in dieser Stunde als Berliner, stellvertre-

tend für die Deutschen in Ost und West», so rief Willy Brandt 

den Versammelten zu, «dass das Recht auf Selbstbestimmung 

auch für unser Volk gelten muss; dass die brutale Einmi-

schung in die inneren Angelegenheiten unseres Volkes . . . auf 

die Dauer unerträglich ist; dass ein separater Friedensver-

trag zwischen Moskau und Pankow einer Annexion der Sow-

jetzone gleichkäme; dass es nicht im Sinne des Abbaus der 

Kolonialherrschaft in anderen Teilen der Welt sein kann,  
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wenn sich inmitten Europas ein neuer Kolonialismus unter an-

deren Vorzeichen festsetzen würde.» Die Wiederkehr des Ta-

ges, an dem zehn Jahre zuvor die Blockade aufgehoben wor-

den war, den 12. Mai 1959, benutzten die Berliner, um durch 

die Errichtung einer Stiftung «Luftbrückendank» ihre unzer-

trennliche Verbundenheit mit den Piloten der Luftbrücke zu 

bezeugen, die im Einsatz für die Freiheit und Existenzerhal-

tung der blockierten Westsektoren ihr Leben hatten lassen 

müssen. Mit der Stiftung sollten den Kindern der gefallenen 

Piloten entsprechende Erziehungs- und Ausbildungsmöglich-

keiten eröffnet werden. Zur Feier dieses bedeutsamen Tages, 

zur Kranzniederlegung am Luftbrückendenkmal in Tempelhof 

und zu einer grossen Kundgebung in der Deutschlandhalle, lu-

den die Berliner all die verantwortlichen Staatsmänner und Po-

litiker der Westmächte ein, die damals eine führende Rolle ge-

spielt hatten. Die meisten der Eingeladenen waren diesem Ruf 

gefolgt. Herzlicher und dankbarer Beifall begrüsste unter an-

deren den ehemaligen britischen Premierminister Clement 

Attlee und den ehemaligen französischen Aussenminister 

Robert Schuman, als sie in der Deutschlandhalle das Wort er-

griffen. Die stürmischsten Kundgebungen, die sich zu minu-

tenlangen Ovationen steigerten, galten jedoch verständlicher-

weise dem Manne, in dessen damals bewiesener stählerner 

Energie und Unerschrockenheit sich die Rettung Berlins vor 

Hunger und Terror am sinnfälligsten verkörperte: General 

Lucius D. Clay. Wenn General Clay im Mai 1959 wie schon 

neun Jahre zuvor bei der Überbringung der Freiheitsglocke 

seine unauflösliche Verbundenheit mit dem Schicksal Berlins 

bekundete, dann hat er, der heute wieder als «Berliner unter 

Berlinern» lebt und wirkt, durch die Tat bewiesen, dass auch 

in dieser Zeit der faulen Kompromisse, der künstlichen Panik- 
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mache und des eleganten Ausweichens vor unerwünschten 

Gefahren ein wirklicher Mann durchaus fähig ist, das Wort 

einzulösen, das er sich selber und seinem Gewissen gegeben 

hat. 

Auch am Nationalfeiertag, am 17. Juni, bewegte sich nach der 

Feierstunde vor dem Schöneberger Rathaus ein stummer, aber 

umso eindrucksvollerer Fackelzug von Hunderttausenden 

durch die nächtlichen Grossstadtstrassen zum Kreuzberg. 

Vierzehn Tage darauf, am 1. Juli 1959, erlebte die deutsche 

Hauptstadt einen weiteren politischen Höhepunkt, als am 

Funkturm, wie fünf Jahre zuvor, die Bundesversammlung zur 

Wahl des neuen Bundespräsidenten zusammentrat. Nur we-

nige Wochen zuvor hatte der bisherige Bundespräsident, 

Theodor Heuss, von dem inzwischen fertiggestellten Berliner 

Amtssitz des freigewählten deutschen Staatsoberhauptes, dem 

wiederaufgebauten Schloss Bellevue, Besitz ergriffen. Gegen 

die Einberufung der Bundesversammlung nach Berlin schoss 

die sowjetzonale Presse ihre Propagandakanonen aus allen 

Rohren ab. Leider verfehlte die künstlich angestachelte Auf-

regung wegen der Anwesenheit von Bundesorganen in der 

deutschen Hauptstadt, gegen die sich in früheren Jahren, wie 

bereits erwähnt, weder auf sowjetischer noch auf sowjetzona-

ler Seite auch nur ein Sterbenswörtchen des Protestes gemel-

det hatte, ihre Wirkung auf manche besorgten Gemüter in den 

Wandelgängen des Bonner Bundestages nicht gänzlich. Es er-

hoben sich Stimmen, die dafür plädierten, angesichts der an-

gespannten internationalen Lage von einer Einberufung der 

Bundesversammlung nach Berlin abzusehen. Gott sei Dank 

liess sich der Mann, dem verfassungsmässig als einzigem ob-

lag, Zeitpunkt und Ort des Zusammentritts der Bundesver-

sammlung zu bestimmen, Bundestagspräsident Gerstenmaier, 

von solchen Einflüsterungen nicht irremachen. Vielmehr be- 
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gründete er das unveräusserliche Recht der Bundesversamm-

lung, in der deutschen Hauptstadt zu tagen, in einer staats-

rechtlich wie politisch ungemein imponierende Rede: . In 

grösster Geduld und in der fortdauernden Bereitschaft zu ei-

ner tragbaren Verständigung mit Sowjetrussland haben wir 

auch die Genfer Verhandlungen verfolgt. Ihr bisheriger Ver-

lauf hat indes die meisten von uns davon überzeugt, dass es 

ganz nutzlos gewesen wäre, die Bundesversammlung in Berlin 

abzusagen. Selbstverständlich beabsichtigen wir damit nie-

mand auf der ganzen Welt im mindesten zu provozieren. Uns 

schwer Geschlagenen ist es um nichts mehr zu tun, als in der 

Gemeinschaft unseres ganzen Volkes frei zu leben und dank-

bar dem Frieden zu dienen. Dieses Recht wollen wir uns aber 

auch von niemandem streitig machen lassen. Wir würden vor 

uns selbst und vor der Welt unglaubhaft, wenn wir nicht das 

Unsere uneingeschränkt täten, um dieses Recht wahrzuneh-

men. Wir wären der Einsichten nicht wert, die uns in schweren 

Prüfungen zugewachsen sind, wenn wir im Augenblick von 

Drohungen und Ungemach zurückwichen und vergässen, was 

wir der Treue zu den besonders Bedrückten und Bedrohten in 

unserem Volke schuldig sind. Ihnen, uns selber und der Welt 

schulden wir Deutschen, wo wir auch stehen, jene friedfertige, 

aber völlig entschlossene Beständigkeit, die die geläuterte 

Frucht eines schweren Schicksals ist. Nicht die Absicht zu pro-

vozieren, nicht einmal der Zorn und der Unmut über die fort-

gesetzten Provokationen der Ulbricht und Genossen hat uns 

hierhergebracht, sondern allein die schlichte Treue zu dieser 

Stadt, zu unserem Volk im Ganzen und zu unserer eigenen Ge-

schichte. 

«...In jener unheilvollen Note der sowjetrussischen Regierung 

vom 27. November 1958, der Note, in der die Freiheit dieser 

Stadt aufgekündigt und der Friede der Welt gefährdet wird, 

steht immerhin ein denkwürdiger Satz des Ministerpräsiden- 
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ten Chruschtschow. Auf die Frage, warum wir hier sind, ant-

worte ich in voller Übereinstimmung mit diesem Satz: wir sind 

hier, weil wir uns, wie Herr Chruschtschow sagt, der Bedeu-

tung voll bewusst sind, die Berlin ‚als historische Hauptstadt 

für das gesamte deutsche Volk besitzt‘. Davon werden wir 

auch in Zukunft nicht lassen.» 

Wenn aber auch die Berliner Bevölkerung keine Gelegenheit 

ausliess, ihren Willen und ihre Einstellung zum Ausdruck zu 

bringen, wenn auch tatsächlich in diesem Sommer mehr als je 

zuvor die Kameras internationaler Wochenschauen und inter-

nationaler Fernsehgesellschaften in der deutschen Hauptstadt 

surrten, um diesen Willen der ganzen Welt anschaulich zu ma-

chen: die Begeisterung des Augenblicks, den jede grosse und 

repräsentative Veranstaltung weckte, täuschte die unmittelbar 

Beteiligten nicht darüber hinweg, dass eine Zukunft voller Be-

lastungen, voller Gefahren und voller Unberechenbarkeiten 

bevorstand. Gerade das plötzliche Abklingen der lauten De-

batten mit den hitzigen Meinungsverschiedenheiten zwischen 

Osten und Westen liess vermuten, dass hinter den Kulissen das 

Unheil weiterbrüte, und machte Berlin misstrauisch. In dieser 

Stadt erfasste man vielleicht klarer als anderswo die Propor-

tionen, die Chancen, aber auch die negativen Elemente der ge-

gebenen Situation. An manchen Orten mochte Chruscht-

schows nach aussen hin so widerspruchsvolles Vorgehen den 

Eindruck erweckt haben, den Sowjets sei es wirklich nur um 

eine relativ geringfügige lokale Konzession zur Wiederher-

stellung eines Gleichgewichts zu tun, das sie als gestört emp-

fanden. Berlin, das seinen zähen, geduldigen und mutigen 

Freiheitskampf schon längst nicht mehr in eigener Sache 

führte, war sich bewusst, dass jede noch so unscheinbar anmu-

tende Konzession des Westens ausgerechnet an diesem Ort  
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von Moskau ausgenutzt werden würde, um von hier aus eine 

methodische, planmässige und umfassende Verschiebung des 

Kräftegleichgewichts in globalem Umfang zu seinen Gunsten 

zu nutzen. 

Der Regierende Bürgermeister, der auf seinem ohnedies über-

füllten Terminkalender während der Aussenministerkonfe-

renz noch zwei Besuche in Genf vorsehen musste – Mitte Juni 

und Ende Juli –, nahm diese Gelegenheit wahr, am Konfe-

renzort nicht nur über die Lage in seiner Stadt zu berichten, 

sondern auch die Wünsche und Sorgen der Bevölkerung an die 

richtige Adresse weiterzuleiten. Es gelang ihm vor allem, den 

amerikanischen Aussenminister Herter zu bewegen, noch 

während der Genfer Konferenz einen kurzen Besuch in Berlin 

abzustatten. Ein demonstrativer Anlass hierfür bot sich durch 

die Umbenennung der alten, an der von den Amerikanern ge-

stifteten und erbauten Kongresshalle vorbeiführenden Tier-

gartenstrasse «In den Zelten» in «John-Foster-Dulles-Allee». 

Der verstorbene Vorgänger Herters galt in Berlin nicht allein 

als ein besonders warmherziger Freund der deutschen Haupt-

stadt, sondern wurde darüber hinaus nicht zu Unrecht als 

stärkste Figur der gutwilligen, aber in ihrer politischen Kon-

zeption recht schwach und verworren anmutenden Eiser-

hower-Regierung angesehen. Darum empfand man den durch 

Dulles1 Tod eingetretenen Verlust in Berlin gerade in dieser 

Zeit als besonders schmerzlich. Aussenminister Herter, der am 

25. Juli in Berlin eintraf, war von dem herzlichen Empfang, 

der ihm hier nicht nur durch die offiziellen Stellen, sondern 

durch die gesamte Bevölkerung zuteil wurde, sichtlich be-

wegt. Er betonte nochmals nachdrücklich die Verantwortung 

der Vereinigten Staaten in dieser Stadt und für diese Stadt und 

fügte ausserdem einen Satz hinzu, dem weit über seine aktu-

elle Motivation hinaus eine grundsätzliche Bedeutung für alle 
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Zeiten zukommt: «...Es genügt nicht, der Gesinnung und dem 

Zukunftswillen der Berliner Anerkennung zu zollen-, in gewis-

sem Masse benötigen wir alle diese Haltung, und es ist gut, 

dass die freie Welt die Berliner hat, die ihr ein Beispiel ge-

ben.» 

Auch Präsident Eisenhower, der es für ratsam hielt, vor dem 

Chruschtschow-Besuch in den Vereinigten Staaten in den drei 

massgebenden westeuropäischen Hauptstädten mit seinen 

Verbündeten persönlich Fühlung zu nehmen, richtete von 

Bonn aus am 27. August 1959 ein Schreiben an den Regieren-

den Bürgermeister, in dem er den festen Entschluss der West-

mächte betonte, «Berlins Unversehrheit zu erhalten und die 

Bedingungen zu fördern, die es schliesslich dem deutschen 

Volk möglich machen werden, zu einer freien Nation wieder-

vereinigt zu werden». Es sei seine Hoffnung, so fuhr Eisen-

hower fort, «dass wir bei den für die kommenden Monate zu 

erwartenden Besprechungen in der Lage sein werden, die ge-

genwärtige Periode der Spannungen wegen Berlin zu been-

den; wenn wir weiterhin unserem gemeinsamen Problem mit 

Festigkeit, Geduld und Phantasie gegenübertreten, dürfen wir 

wirklich erwarten, dass ein solches Ziel erreicht werden 

wird.» Schon bald sollte sich herausstellen, dass der amerika-

nische Staatschef die Lage zu optimistisch beurteilte oder, 

besser gesagt, zu fest darauf vertraute, dass es in der zerrisse-

nen Welt von heute noch eine gemeinsame Sprache von An-

stand, Treu und Glauben gebe. Ungewollt ist Eisenhowers 

persönlich überaus ehrenhafte und verständigungsbereite Hal-

tung von der Gegenseite geradezu schamlos missbraucht wor-

den und leider dadurch für die erneute Zuspitzung der Berlin- 

Krise im folgenden Jahr wesentlich mitverantwortlich zu ma-

chen. 

Aber auch in Ostberlin reagierten die kommunistischen Be-

hörden und die Funktionäre der Staatspartei aus ihrer Sicht 
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durchaus verständlicherweise auf den politisch-diplomati-

schen Waffenstillstand, der im Hochsommer 1959 nach Ab-

schluss der Genfer Aussenministerkonferenz vorübergehend 

eintrat, mit äusserstem Missvergnügen. Da es um ihr nacktes 

Lebensinteresse ging, hatten sie die ultimative Frist von einem 

halben Jahr, von der die Sowjetnote vom 27. November 1958 

sprach, offenbar wörtlich genommen. Schon im März 1959 

waren sie von Chruschtschow anlässlich seines Besuches in 

der Sowjetzone recht unsanft eines Besseren belehrt worden, 

und in dem ihnen verhassten Westberlin ging der 27. Mai 

1959, an dem die ultimative Frist ablief, in seiner betonten 

Durchschnittlichkeit als ein «Tag wie jeder andere» in die Ge-

schichte ein. Zwar hatte Chruschtschow seinen Freunden eine 

beachtliche und prinzipiell unschätzbare Trostpille hingewor-

fen, und zwar durch die Versicherung seiner Bereitschaft, mit 

dem Zonenregime einen Separatfriedensvertrag abzuschlies-

sen, wenn Verhandlungen über einen Friedensvertrag mit bei-

den Teilen Deutschlands im Sinne der sowjetischen Vorschlä-

ge vom 10. Januar 1959 scheitern sollten. Aber diese verheis-

sungsvolle Zusage war anfänglich an keinen bestimmten Ter-

min gebunden und blieb insofern vorerst eine Fata morgana. 

Genf endete als totes Rennen, und nach dem dort erzielten 

Kompromiss sollten die vier Mächte erst nach anderthalb Jah-

ren erneut über den künftigen Berlinstatus verhandeln, wenn 

es bis dahin zu keiner Einigung gekommen sei. Auch in der 

ursprünglich umstrittenen Frage der gleichberechtigten Zulas-

sung zweier deutscher Delegationen hatte Moskau schliesslich 

nachgegeben. In Genf sassen die beiden deutschen Delegatio-

nen am Katzentisch neben den Grossmächten, ein Tatbestand, 

den die Bundesrepublik aus wohlerwogenen Gründen billigte 

und sogar für unumgänglich hielt und dem sie protokollarisch 

dadurch Rechnung trug, dass sie ihre Delegation nicht vom  
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Bundesaussenminister, sondern von Botschafter Dr. Grewe 

leiten liess: blieb es doch der unveränderte und von allen de-

mokratischen Kräften gebilligte Standpunkt Bonns, dass die 

Wiedervereinigung primär Aufgabe der vier Grossmächte sei 

und dass faktisch wie symbolisch nichts geschehen dürfe, um 

von deutscher Seite aus den Zustand der gewaltsamen Teilung 

zu unterstreichen. Genau die umgekehrten Ziele verfolgte in 

Genf die Sowjetzonenregierung, die denn auch ihren Aussen-

minister Lothar Bolz zum Leiter der von ihr entsandten Dele-

gation bestimmte. Aber dieser machte nicht nur in den Ver-

handlungen eine schlechte Figur, sondern verschaffte sich 

durch sein ungeschicktes und arrogantes Auftreten vor der Öf-

fentlichkeit einen überaus negativen Leumund in der interna-

tionalen Presse. So sehr Pankow, wie üblich, auch in Genf sei-

nen Bonner Rivalen durch eine hemmungslose Propaganda 

überspielte, so wenig war es dem Ulbricht-Regime gelungen, 

seine Position im Rahmen der Aussenministerkonferenz auch 

nur prestigemässig geschweige denn politisch zu stärken. 

Mochte der Herr im Kreml aus seiner Moskauer Perspektive 

sich immerhin einbilden, eine Lösung des Berlin- und 

Deutschlandproblems in dem von Ulbricht gewünschten und 

wohl auch inspirierten Sinne hätte Zeit, unter Umständen noch 

viel Zeit, in Pankow war man anderer Auffassung und wusste 

es auch in dieser Beziehung tatsächlich besser. Für die Ehr-

geize der Sklavenhalter zählte buchstäblich und unerbittlich 

jeder Tag, der verstrich, ohne dass sie in der Lage waren, den 

von ihnen drangsalierten und ausgebeuteten Menschen den 

letzten Fluchtweg in die Freiheit endgültig zu verriegeln. Auf 

dem V. SED-Parteitag im Juli 1958 war Ulbricht zum ersten-

mal so eindeutig und unverhüllt vor seinem damals noch rang- 
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höheren Kollegen Grotewohl als Mann des Geschickes aufge-

treten. In einem fünfeinhalbstündigen Referat hatte er die For-

cierung des «sozialistischen Aufbaus» auf allen Gebieten des 

öffentlichen und privaten Lebens angekündigt, hatte er sich zu 

der Behauptung verstiegen, die Zone werde durch die Erfül-

lung gigantischer Wirtschaftspläne schon innerhalb weniger 

Jahre mit dem dann erreichten Lebensstandard die Bundesre-

publik überflügeln. Klang diese Prophezeihung angesichts der 

Rohstoffarmut der Zone schon phantastisch genug, dann galt 

es wenigstens das Reservoir der Intelligenz bis zur letzten 

Neige auszuschöpfen, um die theoretisch ausgebrüteten Plan-

ziffern in annähernde Übereinstimmung mit jener Wirklich-

keit zu bringen, die sich nun einmal auch durch die Ambitio-

nen des Kommunismus mit seiner angeblich unfehlbaren 

Ideologie nicht umkrempeln liess. Nun war zwar im Jahre 

1958 die Massenflucht aus der Zone durch die unmittelbaren 

Wirkungen des «Republikfluchtgesetzes» und durch die Dros-

selung des freien Reiseverkehrs nach dem Bundesgebiet quan-

titativ spürbar zurückgegangen (1957: 262’000; 1958: 

204’000). Qualitativ war sie jedoch in einem für Ulbricht ge-

radezu verderblichen Sinne gestiegen. Die Zahl der Flücht-

linge aus den ausgesprochenen Intelligenzberufen hatte sich 

von 1957 mit 2 961 bis 1958 mit 4 798 praktisch verdoppelt. 

Diese Statistik wird noch vernichtender, wenn man bedenkt, 

dass die Zahl der aus der Zone geflüchteten Ärzte im gleichen 

Zeitraum von 296 auf 927 und die der Hochschullehrer gar 

von 58 auf 208 anstieg. Vor allem in diesen beiden Berufen 

hielt die Fluchttendenz auch im Jahre 1959 mit unverminder-

ter Stärke an. Bis zum 30. September 1959 hatten wiederum 

509 Ärzte und 170 Hochschullehrer die Zone verlassen. 

Ein so furchtbarer Substanzverlust musste aber für jedes poli-

tische Regime auf die Dauer aus zwei Gründen unerträglich 
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sein: der erste Grund ist gleichsam wertfrei und ergibt sich aus 

den nüchternen Tatsachen selbst. Keine Planung auf lange 

Sicht ist zu realisieren, keine Verfügung für eine fernere Zu-

kunft zu treffen, alle Ziele öffentlicher Erziehung und staatli-

cher Ausbildung sind gefährdet, wenn aus irgendeinem Grun-

de gerade die Intelligenzschichten eines organisierten Ge-

meinwesens unaufhaltsam dahinschwinden. Im Falle der Sow-

jetzone kam aber noch als besonders gravierend hinzu, dass 

die systematische und bewusste Massenflucht der Elite, und 

zwar aus allen Generationen – denn flüchtende Professoren 

und Dozenten wurden oft genug von ihren Studenten, flüch-

tende Lehrer von ganzen Schulklassen begleitet –, der Attrak-

tionskraft eines Sozialismus Ulbrichtscher Prägung ein gera-

dezu vernichtendes Zeugnis ausstellen musste. War also der 

Zonenstaat unter diesem Vorzeichen schon materiell zu einem 

allmählichen Ausbluten und Aussterben verurteilt, so bedeu-

tete die Massenabwanderung der Intelligenz zwangsläufig 

auch eine überaus schwere ideelle bzw. propagandistische Be-

lastung des Weltkommunismus, die insofern nicht nur Pan-

kow, sondern auch Moskau tangierte und dem Prestige einer 

als unfehlbar auftretenden Heilslehre chronisch vor aller Welt 

Abbruch tat. Eine nach den Bedürfnissen des Menschen ori-

entierte staatliche und gesellschaftliche Ordnung wird in ei-

nem solchen – allerdings nur theoretisch denkbaren – Fall lo-

gischerweise schleunigst das Vorzeichen ändern, um die 

Quelle etwaiger Unlustgefühle kausal zu verstopfen. Da aber 

nach dem Willen sowohl Chruschtschows wie Ulbrichts das 

politisch-ideologische Vorzeichen der Sowjetzone um keinen 

Preis und um keine Nuance geändert werden sollte, musste so 

rechtzeitig wie möglich Gewalt angewendet werden, galt es 

einen von vornherein als solchen bestehenden Unrechtsstaat  
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in ein komplett abgeriegeltes KZ-Lager zu verwandeln, in der 

sicheren und leider allzuoft nur durch die Ereignisse bestätig-

ten Erwartung, die müde Welt werde sich über Gewaltmass-

nahmen solcher Art nach einem spontanen Aufschrei des Pro-

testes und der Empörung am ehesten beruhigen. 

Was für eine Sprachregelung für die weitere grundsätzliche 

Verfolgung ihrer politischen Pläne zwischen Chruschtschow 

und Ulbricht in der Zeit der Flaute zwischen der Genfer Aus-

senministerkonferenz im Sommer 1955 und der torpedierten 

Gipfelkonferenz vom Mai 1960 verabredet wurde, ist nicht mit 

Sicherheit anzugeben, weil bisher konkrete Unterlagen dar-

über fehlen. Als sehr wahrscheinlich ist jedoch zu unterstellen, 

dass die beiden Kumpane des Totalitarismus vorerst eine Ar-

beitsteilung vereinbarten: Chruschtschow, der vor seiner 

Amerikareise und für die Vorbereitung der Gipfelkonferenz 

entscheidenden Wert darauf legte, als gemässigt, geduldig und 

verständigungsbereit zu erscheinen, verzichtete vorüberge-

hend auf dramatische Vorstösse in westlicher Richtung in ei-

gener Regie. So eilig es die Sowjets ein Jahr zuvor mit einer 

«Regelung des Berlinproblems» in dem von ihnen erwünsch-

ten Sinne gehabt hatten, so desinteressiert und indifferent zeig-

ten sie sich jetzt vor der Öffentlichkeit. Andererseits durfte die 

gleiche Öffentlichkeit natürlich keineswegs den künstlich 

dazu gestempelten «Unruheherd Westberlin» aus den Augen 

verlieren, um nicht den Anschein zu erwecken, es könne dort 

jemals friedlich zugehen, auch wenn sich die Sowjets zunächst 

aus taktischen Gründen darüber kaum ereiferten. Darum über-

liess Chruschtschow im Herbst und Winter 1959/60 Ulbricht 

und den von ihm kontrollierten Massenmedien den Löwenan-

teil hysterisierender Propaganda. Auffallend war ferner, dass 

sich mit dieser wahrscheinlichen Arbeitsteilung auf Zeit auch 
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die Angriffsfläche bzw. die Zielscheibe unverkennbar änderte. 

Chruschtschow hatte in seiner Note vom 27. November 1958 

und in den unmittelbar folgenden Erläuterungen vor allem die 

Anwesenheit von 12’000 alliierten Soldaten in Westberlin als 

eine permanente und folgenschwere Bedrohung des Weltfrie-

dens herausgestellt. Auf Weisung Ulbrichts konzentrierten die 

Presseorgane, der Rundfunk und das Fernsehen der Zone nun-

mehr ihre Angriffe auf den Bundesadler im freien Teil der 

Stadt. Es waren von jetzt ab plötzlich die ebenfalls seit vielen 

Jahren in Westberlin ansässigen und amtierenden Bundesbe-

hörden, es war die gelegentliche Anwesenheit westdeutscher 

Staatsmänner, Politiker und Parlamentarier in der deutschen 

Hauptstadt, durch die Ruhe und Ordnung in der ganzen Welt 

nach Auffassung von Ulbrichts Propagandisten so eminent ge-

fährdet wurde, dass die Bürger von Ottawa, Buenos Aires, 

Conakry und New Delhi nicht mehr ungekränkt schlafen 

konnten. 
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VON CAMP DAVID BIS WIEN  

(SEPTEMBER 1959 BIS JULI 1961) 

CHRUSCHTSCHOW IN DEN USA 

Am 15. September 1959 traf der sowjetische Ministerpräsi-

dent Chruschtschow mit der Miene eines gutgelaunten, herz-

gewinnenden und allezeit humorvollen Friedensapostels zu 

dem von ihm lange ersehnten Besuch in den Vereinigten Staa-

ten ein und entfaltete dort unverzüglich eine überaus umfang-

reiche und robuste Betriebsamkeit. Seinem Temperament und 

seiner Neigung gemäss, durchbrach er bei zahlreichen Gele-

genheiten das offizielle Programm. Auf seiner Reise quer 

durch den amerikanischen Kontinent trachtete er danach, mit 

allen Schichten der Bevölkerung, vor allem mit der linksge-

richteten Arbeiterschaft, aber auch mit dem Bürgertum und 

nicht zuletzt mit einflussreichen Geschäftsleuten unmittelbar 

ins Gespräch zu kommen und seine Partner jeweils von den 

Errungenschaften und der gewaltigen Leistungsfähigkeit des 

Kommunismus, aber auch von den Chancen einer friedlichen 

und füreinander aufgeschlossenen Koexistenz zu überzeugen. 

Einer betonten und überaus kühlen Zurückhaltung begegnete 

der hohe sowjetische Gast trotz aller von ihm unterstrichenen 

Liebenswürdigkeit und Gesprächsbereitschaft in erster Linie 

bei den organisierten Repräsentanten der amerikanischen Ar-

beiter, den Gewerkschaften. Ansonsten konnte er seine Reise 

vornehmlich psychologisch als einen Erfolg verbuchen. Sein 

«hemdsärmeliges» und ungezwungenes Auftreten hatte auf 

breite Schichten der amerikanischen Öffentlichkeit einen po-

sitiven Eindruck nicht verfehlt. 
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Aber auch offiziell liess sich Chruschtschow keine Gelegen-

heit entgehen, seine Nah- und Fernziele der amerikanischen 

Öffentlichkeit schmackhaft zu machen oder diese wenigstens 

als objektiv einleuchtend hinzustellen. Vor dem National 

Press Club in Washington appellierte er an die ehemalige 

Kriegspartnerschaft zwischen der Sowjetunion und den Ver-

einigten Staaten und versuchte den jetzigen NATO-Verbünde-

ten, die Bundesrepublik, als revanchistisch, abenteuerlustig 

und gefährlich in möglichst schwarzen Farben zu malen. Vor 

dem Economic Club in New York verbreitete er sich mit ver-

ständlicher Genugtuung über die wirtschaftlichen Fortschritte 

des Sowjetkommunismus in den letzten Jahren, verwahrte sich 

gegen die Unterstellung, er käme etwa als Bittsteller in die 

Vereinigten Staaten, sondern ermunterte die amerikanischen 

Kaufleute vielmehr sehr eindringlich, ihre Handelsbeziehun-

gen zur Sowjetunion zu intensivieren und künftig von allen 

«Diskriminierungen» abzusehen. Am 18. September entwi-

ckelte er vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen ei-

nen spektakulären Abrüstungsplan, der die Auflösung sämtli-

cher Streitkräfte und die Vernichtung aller Rüstungsarten und 

Vorräte an Kriegsmaterial einschliesslich der nuklearen Waf-

fen vorsah. Allerdings sollten nach seiner Absicht die Atom- 

und Raketenwaffen erst zu einem Zeitpunkt vernichtet wer-

den, da alle konventionellen Streitkräfte vollständig beseitigt 

und «sämtliche Militärstützpunkte aui fremden Territorien» 

aufgelöst seien. Die Erörterung seiner eigentlichen Ziele, vor 

allem im Hinblick auf Berlin, behielt sich Chruschtschow für 

ein persönliches und grossenteils unter vier Augen – nur in 

Gegenwart der Dolmetscher – geführtes Gespräch mit Präsi-

dent Eisenhower vor, das in dessen Landsitz in Camp David,  
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einem Ort, dessen Name in der Folgezeit eine überaus anrüchi-

ge politische Bedeutung gewann, stattfand. 

Für jeden aufmerksamen Beobachter des Verlaufs des 

Chruschtschows-Besuchs in den Vereinigten Staaten stand 

von vornherein fest, dass die Begegnung in Camp David das 

wichtigste Ereignis dieser politischen Reise sein würde. So 

durchforschten die Experten das Abschlusskommuniqué vom 

27. September 1959 geradezu mit Röntgenaugen, und was sie 

zwangsläufig entdecken mussten, war keineswegs geeignet, 

die Gemüter im Westen auch nur zufriedenzustellen ge-

schweige denn zuversichtlich zu stimmen. Wohl mochte es 

tröstlich klingen, dass «alle offenen internationalen Fragen 

nicht durch die Anwendung von Gewalt, sondern mit friedli-

chen Mitteln durch Verhandlungen gelöst werden sollten», 

Als Zeitgewinn für die Bemühungen der Diplomatie konnte 

man auch die Tatsache auslegen, dass nach übereinstimmen-

der Auffassung der beiden Staatsmänner der ursprünglich 

schon für den Spätherbst 1959 geplante Gegenbesuch des 

amerikanischen Präsidenten in der Sowjetunion auf das kom-

mende Frühjahr verschoben werden sollte. Der entscheidende 

Absatz des Kommuniqués, in dem Berlin Erwähnung fand, 

schmeckte jedoch bedenklich nach Kautschuk, wenn er nicht 

noch weit Schlimmeres ahnen liess: «Was die Berlinfrage im 

besonderen anbetrifft, so wurde ein Übereinkommen darin er-

zielt, dass vorbehaltlich der Zustimmung der übrigen direkt 

betroffenen Parteien die Verhandlungen wieder aufgenommen 

werden sollen mit dem Ziele, eine Lösung zu finden, die im 

Einklang mit den Interessen aller Betroffenen sowie im Inter-

esse der Aufrechterhaltung des Friedens steht.» 

Wenn diese verschwommenen und doch verräterischen For-

mulierungen schon in dem offiziellen Kommuniqué zu lesen 

standen, was musste dann erst hinter den Kulissen von Camp 
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David vorgegangen sein? Was um alles in der Welt hatte Ei-

senhower seinem Gesprächspartner zumindest an andeutenden 

Zusicherungen gegeben, um dessen Unersättlichkeit zufrie-

denzustellen? Was bedeutete die Absicht, eine Lösung zu fin-

den, die im Einklang mit den Interessen aller Betroffenen 

stünde? Das einzige und reale Interesse der Sowjetunion be-

stand in der Verdrängung der Westmächte aus ihren Berliner 

Sektoren, in der Zerschneidung aller offiziellen und tatsächli-

chen Beziehungen Westberlins zum Bundesgebiet, also in der 

gewaltsamen politischen und wirtschaftlichen Isolierung einer 

auf die Dauer lebensunfähigen sogenannten «Freien Stadt». 

Von dieser Forderung waren die Sowjets seit dem 27. Novem-

ber 1958 prinzipiell niemals abgegangen. Einen konkreten Ge-

genvorschlag, der unter gewisser Berücksichtigung der sowje-

tischen Vorschläge den wohlverstandenen Interessen des We-

stens ebenfalls entsprach, hatte dieser auch in Genf nicht an-

deutungsweise durchgesetzt. Der Freistadtplan wäre akzepta-

bel gewesen, wenn er auf der Basis eines internationalen Ab-

kommens mit der Durchführung gesamtdeutscher freier Wah-

len zu einem genau festgelegten Zukunftstermin gekoppelt 

worden wäre. Dies hätte Chruschtschow immer noch erlaubt, 

die Frist bis dahin auszunutzen und das Ulbricht-Regime in 

der Zone durch ein anderes zu ersetzen, das unter der Voraus-

setzung einer wirklich demokratischen Willenskundgebung 

der mitteldeutschen Bevölkerung vielleicht nicht so demon-

strativ mit einem Schlage hinweggefegt worden und in der 

Versenkung verschwunden wäre. Eine wenigstens diskussi-

onswürdige Lösung hätte auch darin bestanden, das Chruscht-

schowsche Freistadtprojekt auf ganz Berlin, also auch auf den 

Ostsektor auszudehnen und damit das Ulbricht-Regime bei ei-

ner zeitlich unbegrenzten Fortdauer der deutschen Spaltung  
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aus seiner angemassten «Hauptstadt» verschwinden zu lassen. 

Nirgends aber enthielt das Kommuniqué von Camp David 

auch nur eine Andeutung in dieser oder ähnlicher Richtung, 

aus der man hätte entnehmen können, dass der Westen unter 

allen Umständen entschlossen war, entweder seine Rechte in 

Berlin uneingeschränkt zu wahren oder für jede Konzession, 

die er machte, eine mindestens ebenbürtige sowjetische Ge-

genkonzession einzutauschen, wie dies unter gesitteten Ver-

handlungspartnern normalerweise üblich ist. Ebenso ominös 

mutete an, die zu findende Lösung solle «im Interesse der Auf-

rechterhaltung des Friedens» stehen. Gerade unter Würdi-

gung der gegebenen Sachlage hatte der Westen alles Interesse 

daran, die in den Ost-West-Konflikt nicht engagierten Länder 

gleichsam auf Punkt und Komma davon zu überzeugen, dass 

das sogenannte Berlin-Problem objektiv mit der Aufrechter-

haltung des Friedens nur insoweit zusammenhing, als es den 

Sowjets gefiel, aus dem seit zehn Jahren bewährten und funk-

tionierenden Viermächtestatus periodisch eine politische 

Krise abzuleiten. Dadurch, dass sich Eisenhower dazu verlei-

ten liess, in dem Camp-David-Kommuniqué den Wunsch 

nach einer Lösung der Berlinfrage zu unterschreiben, die im 

Interesse der Aufrechterhaltung des Friedens stünde, gab er 

völlig unnötigerweise mindestens indirekt zu, dass der derzei-

tige Status, also auch die Anwesenheit der Westmächte in Ber-

lin in der hergebrachten Weise, als friedensgefährdendes Mo-

ment interpretiert werden könne. 

EISENHOWER SUCHT AUSREDEN 

Es war dann auch ein recht verlegener und auskunftsscheuer 

amerikanischer Präsident, der am 28. September 1959 den 

Journalisten, die ihn mit Fragen um eine genauere Interpreta- 
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tion des Berlinabsatzes im Kommuniqué bestürmten, Rede 

und Antwort stand. Auf die Frage z.B., ob der Verzicht auf 

Gewalt, von dem im Kommuniqué die Rede sei, bedeute, dass 

Chruschtschow irgendwelche sowjetischen Drohungen oder 

Ultimaten hinsichtlich Berlins zurückgezogen habe, wich Ei-

senhower mit der Feststellung aus, er sei mit seinem Gast über-

eingekommen, dass die Verhandlungen zwar nicht ins Unbe-

grenzte ausgedehnt werden sollten, dass es aber keine festge-

setzte Zeitgrenze dafür geben dürfe. Auf eine ähnliche Frage 

zum Thema Berlin liess sich der Präsident sogar zu der über-

aus verhängnisvollen Feststellung hinreissen: «...Wir alle 

stimmen darin überein, dass dies (die Lage in Berlin) eine ano-

male Situation ist, die ganze Welt sagt dies. Hier ist eine freie 

Stadt, die inmitten eines kommunistischen Landes liegt und die 

170 km von Westdeutschland entfernt ist, zu dem sie sich zu-

gehörig fühlt. Daher sind Verhandlungen der einzige Weg, der 

zu einer Lösung führt ..» Am deutlichsten wurde die Rück-

zugsposition, in die sich der amerikanische Präsident während 

der Besprechungen in Camp David offenbar hatte hineinma-

növrieren lassen, durch folgende Frage und Antwort, die ihrer 

Bedeutung wegen hier wörtlich zitiert sei: 

«Frage: Herr Präsident, können Sie uns sagen, ob wir, wenn 

wir in die neuen Verhandlungen über Berlin eintreten, von 

denselben Massstäben und Prinzipien geleitet werden, die wir 

früher hatten, dass nämlich jede Lösung die alliierten Rechte 

dort garantieren und die Freiheit der Westberliner schützen 

muss? 

Antwort: Ich kann überhaupt nichts Derartiges garantieren, 

aus dem einfachen Grunde, weil ich nicht weiss, welche Art 

von Lösung sich schliesslich als annehmbar erweisen mag. 

Aber wie ich sagte, muss man von Folgendem ausgehen: die 

Lage ist anomal, sie ist durch die Beendigung der militäri- 
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schen Feindseligkeiten nach Schluss des Krieges, durch einen 

Waffenstillstand, entstanden, und sie brachte leider einige – 

oder vielmehr eine ganze Anzahl von freien Menschen in eine 

sehr unangenehme Lage. Wir müssen nun ein System finden, 

das wirklich für alle Menschen in jenem Gebiet annehmbar ist, 

darunter auch für die am meisten Betroffenen, die Westberli-

ner.» 

«Wirklich für alle Menschen in jenem Gebiet annehmbar» – 

zu allen Menschen in jenem Gebiet gehörte auch Ulbricht und 

seine Clique. Natürlich möchte man dem amerikanischen Prä-

sidenten nicht unterstellen, er habe eine so deprimierende 

Schlussfolgerung im Wortsinne verstanden wissen wollen. 

Aber er hätte voraussehen müssen, dass jede Äusserung hinter 

den Kulissen von Camp David und jeder von ihm persönlich 

stammende erläuternde Kommentar hierzu in Moskau nicht 

nur auf die Goldwaage gelegt, sondern auch im Sinne der so-

wjetischen Interessen umgemünzt werden würde. Die Ereig-

nisse der Folgezeit sind in ihrem stürmischen Auf und Ab 

schlechterdings nicht zu erklären, wenn man nicht unterstellt, 

dass Chruschtschow im September 1959 nach der defensiven, 

aber immerhin festen Haltung der Westmächte in Genf ur-

sprünglich mit sehr viel geringeren Erwartungen in die Verei-

nigten Staaten kam, dass er aber in Camp David ehrlich den 

Eindruck gewann, sein Partner sei augenscheinlich gewillt, 

ihm schon jetzt und hier faktisch viel weiter entgegenzukom-

men, als er sich das noch vor Kurzem träumen liess. Gewiss 

ist es, besonders aus der Rückschau, über jeden Zweifel erha-

ben, dass der amerikanische Präsident solche weitreichenden 

Absichten niemals hegte. Er verwechselte ganz einfach eine 

gesellschaftliche Situation mit einer eminent politischen, er 

trat in Camp David als höflicher Gastgeber auf, aber nicht als 

Staatsmann. Die politische Unzulänglichkeit des überaus eh- 
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renwerten Gentleman Eisenhower ist wohl nirgendwo greller, 

aber auch folgenschwerer zutage getreten als während der un-

seligen Tage in Camp David. Vielleicht nur für einen kurzen, 

aber leider entscheidenden Moment verkannte er hinter der lä-

chelnden Maske Chruschtschows die totalitäre Fratze, sprach 

ihn an und behandelte ihn, wie man innerhalb der freien Welt 

einen Gast behandelt, der zwar unbequeme Forderungen stellt, 

jedoch die gleichen Spielregeln respektiert wie man selber. 

Für einen Moment vergass Eisenhower die alte Weisheit, dass 

der Kommunismus, wenn man ihm vorzeitig den kleinen Fin-

ger hinreicht, ohne bereits dessen kleinen Finger fest ergriffen 

zu haben, nicht nur die ganze Hand nimmt, sondern sich sofort 

bemüht, auch den dazugehörenden Arm mit entsprechendem 

(Ruck aus seinem Gelenk zu reissen. Vergegenwärtigt man 

sich noch einmal die Situation jenes Herbstes 1959, kann man 

nachträglich einen Stossseufzer nicht unterdrücken: wie an-

ders und um wie vieles hoffungsvoller hätte sich vermutlich 

die Zukunft Berlins, Deutschlands und der ganzen Welt bis 

heute gestaltet, wenn in einem Augenblick, der gleichsam 

noch für alle möglichen Entwicklungen offenstand, John Fo-

ster Dulles noch am Leben oder Kennedy bereits Präsident der 

Vereinigten Staaten gewesen wäre! Zweifellos hat sich Eisen-

hower durch sein schlichtes, natürliches und gewinnendes 

Wesen für die Sache seines Landes vor allem im Ringen um 

die Seele der Entwicklungsländer grosse Verdienste erwor-

ben; ebenso zweifellos hat er aber im Kampf um die Freiheit 

Berlins und um die Position der freien Welt im Kalten Krieg 

durch sein Verhalten in Camp David eine entscheidende Run-

de verloren. 

Die unmittelbaren Reaktionen auf den Besuch Chruscht-

schows in den Vereinigten Staaten und auf seine Begegnung 

mit Eisenhower in Camp David waren recht unterschiedlich. 
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Vor allem in den neutralen Ländern, aber auch in gewissen 

zum Optimismus neigenden Kreisen des westlichen Lagers, 

die grundsätzlich die menschliche Freiheit solange nicht ernst-

haft für gefährdet halten, als ihre eigene nicht unmittelbar be-

droht ist, gab man sich von einer Stunde zur anderen grossen 

Illusionen hin und feierte den «Geist von Camp David» in den 

höchsten Tönen, so als ob ihm die Zauberkraft innewohne, alle 

leidigen Probleme des Kalten Krieges mit einem Schlage zu 

lösen, – in Moskau und in den übrigen kommunistischen Län-

dern machte man sofort einen Propaganda-Schlager daraus. In 

der Bundesrepublik sah man die neue Lage sehr viel nüchter-

ner an, und in Berlin insbesondere weckte der gleiche Geist 

von Camp David eine Nervosität, die das Sowjetultimatum 

vom Vorjahr bei weitem nicht in gleichem Masse zu erzeugen 

vermocht hatte. Die Bevölkerung, die auf Drohungen ihrer 

Feinde seit Jahr und Tag gelassen zu reagieren pflegte, fühlte 

sich plötzlich von den besten Freunden ihrer Sache im Stich 

gelassen. Zwischen den immer wieder gegebenen Beteuerun-

gen der Westmächte an Ort und Stelle und jenem unglückse-

ligen Geist von Camp David klaffte nicht allein psycholo-

gisch, sondern auch objektiv ein so gewaltiger Unterschied, 

dass sich auch der Senat veranlasst sah, mit aller taktvollen 

Zurückhaltung in der allgemeinen Debatte das Wort zu ergrei-

fen. Warnend wies der Regierende Bürgermeister in jenen Ta-

gen darauf hin, dass keine Berlinlösung noch immer besser sei 

als eine schlechte Berlinlösung. 

DIE SOWJETS IN LAUERSTELLUNG 

In den folgenden Monaten vollzog sich eine sehr merkwür-

dige, fast paradox anmutende Schwenkung an den Fronten des 

Kalten Krieges. Trotz unentwegten Drängens aus Pankow be- 
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obachtete Chruschtschow weiterhin eine auffallende Zurück-

haltung, weil er nicht daran dachte, den unerwarteten und von 

ihm offenbar schon als gesichert angesehenen politischen Ge-

ländegewinn seiner Amerikareise leichtfertig aufs Spiel zu 

setzen und das Zustandekommen der von ihm nach wie vor 

eifrig betriebenen Gipfelkonferenz zu gefährden. Alle offizi-

ellen sowjetischen Verlautbarungen und Erklärungen blieben 

auf betonte Friedfertigkeit und rosaroten Optimismus im Hin-

blick auf die Zukunft abgestellt. Ja, nur zehn Tage nach der 

Abreise Chruschtschows aus den Vereinigten Staaten ereig-

nete sich in Berlin ein Zwischenfall, bei dem die Viermächte-

verwaltung ein letztesmal funktionierte und der überhaupt nur 

dadurch ohne ernste Folgen beigelegt werden konnte, dass die 

sowjetischen Behörden ihren Pankower Freunden unauffällig, 

aber energisch in den Arm fielen. Die Feiern zum zehnjähri-

gen «Staatsgründungstag der DDR» am 7. Oktober 1959 hatte 

das Ulbricht-Regime seit langem dazu ausersehen, aus der ar-

beitenden Bevölkerung der Zone nicht nur zusätzliche beson-

dere Leistungen herauszupressen, sondern vor allem die tragi-

sche Spaltung Deutschlands auch symbolisch noch stärker zu 

vertiefen. Bis dahin hatten die beiden deutschen Teilstaaten 

zwar bereits zwei verschiedene Nationalhymnen, aber wenig-

stens eine gemeinsame Flagge: die ehrwürdigen Farben 

Schwarz-Rot-Gold verbanden bis dahin noch alle Deutschen 

diesseits und jenseits des Eisernen Vorhangs im Geiste, und 

wo Gesamtdeutschland vor den Augen der Welt überhaupt 

noch als moralische Einheit in Erscheinung trat, hauptsächlich 

bei sportlichen Veranstaltungen, unterstrich die gemeinsame 

schwarz-rot-goldene Flagge die Unteilbarkeit der Nation. 

Jeder vernünftige Deutsche sah darin einen nicht zu unter-

schätzenden Gewinn, besonders wenn es ihm sein Alter ge- 
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stattete, Vergleiche mit der Weimarer Zeit anzustellen, als 

nicht zuletzt der unselige Flaggenstreit die verschiedenen 

Gruppen und Parteien hasserfüllt gegeneinandergebracht 

hatte: Grund genug für Ulbricht und seine Clique, um sich nun 

auch dieses für ihn lästigen Symbols zu entledigen. Die Sow-

jetzonenregierung behielt die schwarz-rot-goldene Flagge 

zwar bei, stempelte sie aber, nach sowjetischem Muster, doch 

mit betonter Arroganz sogar gegenüber dem grossen Bruder, 

mit einem Hammer- und Zirkel-Emblem. (Die rote Fahne der 

Sowjetunion weist bekanntlich ein Hammer- und Sichel-Em-

blem auf, um die Verbundenheit von Proletariat und Bauern-

schaft allegorisch zu bekunden; die Sowjetzonenregierung be-

tonte dagegen durch Einführung des Zirkels die vorgetäuschte 

Verbundenheit jener Intelligenz mit der Sache des Ulbricht-

schen Sozialismus, die zur gleichen Zeit das angebliche Para-

dies scharenweise verliess.) In Westberlin rief dieser ausge-

sucht heimtückische, weil in die Sphäre des Irrationalen hin-

einzielende Schlag gegen die deutsche Einheit eine besonders 

heftige Empörung hervor, und das neue Tuch bekam in der an 

treffenden Formulierungen seit jeher unerschöpflich erfin-

dungsreichen deutschen Hauptstadt denn auch sofort den ver-

dienten Spitznamen: «Spalterflagge». Mit dieser Spalterflagge 

beabsichtigte nun die Zonenregierung im Einvernehmen mit 

den Ostberliner Behörden die Westberliner Bevölkerung da-

durch zu provozieren, dass sie die S-Bahn-Züge am 7. Oktober 

mit entsprechenden Wimpeln durch das ihrer technischen Auf-

sicht unterstehende Westberliner Bahngebiet rollen liess: soll-

te es ob dieser impertinenten Provokation zu Zwischenfällen 

kommen, liess sich wieder mit der Behauptung operieren, 

Westberlin sei ein gefährlicher Unruheherd. Doch machte Ul-

bricht noch einmal seine Rechnung ohne den Wirt. Als es tat-

sächlich zu erregten Demonstrationen der Bevölkerung im  
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freien Teil der Stadt kam und die Menschen sich nicht geson-

nen zeigten, diese Dreistigkeit ruhig hinzunehmen, appellierte 

der Regierende Bürgermeister an die westlichen Stadtkom-

mandanten, und diese setzten sich unverzüglich mit ihrem so-

wjetischen Kollegen in Verbindung. Ohne viel Aufhebens 

wurde die verhasste Spalterflagge von Westberliner Gebiet 

zurückgezogen. 

Nur mit aller Vorsicht und ohne grossen Aplomb liess 

Chruschtschow etwa von diesem Zeitpunkt an in die kommu-

nistischen Argumente zur Rechtfertigung der Freistadtlösung 

die These einschleichen, ganz Berlin gehöre zum Territorium 

der sogenannten DDR und insofern sei es geradezu als ein 

grosszügiges Entgegenkommen dieses Musterstaates zu be-

trachten, wenn er sich künftig mit einer Lösung einverstanden 

erkläre, die den zwei Millionen Westberlinern die ihnen er-

wünschte Lebensordnung weiterhin garantiere. Dass die geo-

graphische Wahrheit eine politische Lüge war, dass diese so-

gar die eindeutigen Vereinbarungen vom September und No-

vember 1944 in London, in denen ganz Berlin ausdrücklich 

für die Dauer der Besatzungszeit als Sondergebiet erklärt wor-

den war, auf den Kopf stellte, kümmerte ihre Urheber natür-

lich wenig. Jedenfalls betrieb man auch diese neuerliche Tat-

sachenverdrehung zunächst unauffällig, weil Chruschtschow 

grössten Wert darauf legte, «seine» Gipfelkonferenz nicht zu 

gefährden. Als die drei westlichen Regierungschefs nach einer 

Konferenz in Paris, an der auch die Bundesrepublik teilnahm, 

am 21. Dezember 1959 dem sowjetischen Ministerpräsidenten 

die formelle Einladung zu einer Gipfelkonferenz im kommen-

den Frühjahr übermittelten, gab Chruschtschow sogar in sei-

nem Antwortschreiben seiner «tiefen Genugtuung» darüber 

Ausdruck, um wörtlich fortzufahren: «...Wir haben stets die  
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Auffassung vertreten, dass man gerade auf dem Wege persön-

licher Zusammenkünfte der Staatsmänner auf höchster Ebene 

in wirksamster Weise die spruchreif gewordenen internatio-

nalen Probleme lösen kann.» Vier Wochen später wurde auf 

diplomatischem Wege zwischen den beiden Regierungen in 

Washington und Moskau der Termin für den Gegenbesuch Ei-

senhowers in der Sowjetunion für die Zeit vom 10. bis 19. Juni 

1960, also unmittelbar nach der beabsichtigten Gipfelkonfe-

renz, festgesetzt. 

VERTRAUENSKRISE IM WESTEN 

Indessen schwelte der prinzipielle Konflikt, hauptsächlich um 

die Berlinfrage, unter der Decke unaufhaltsam weiter, und 

deswegen musste ausnahmsweise der Westen einmal eine un-

nachgiebige und weniger flexible Position einnehmen. Seine 

führenden Staatsmänner spürten nämlich, dass die voreilige 

Konzessionsbereitschaft Präsident Eisenhowers in Camp Da-

vid innerhalb der freien Welt neben allen schon erwähnten Il-

lusionen auch eine ernsthafte Vertrauenskrise ausgelöst hatte. 

Wie würde es um die Sache des ohnedies seit einem Jahr in 

die Verteidigung gedrängten westlichen Lagers bestellt sein, 

wenn Chruschtschow auf der kommenden Gipfelkonferenz 

den von ihm für einen solchen gehaltenen Blankoscheck von 

Camp David präsentierte, ohne dass man ihn in seinen weitge-

spannten Erwartungen eines allzu leichten Sieges vorher ent-

sprechend ernüchtert hatte? Vor allem in der deutschen Haupt-

stadt hielt man es für unbedingt erforderlich, den Berliner 

Standpunkt in Form einiger Thesen zu präzisieren, von denen 

man hoffte, sie würden der westlichen Seite als Anregung für 

die kommende Gipfelkonferenz gute Dienste leisten. In einer 

Sitzung des Abgeordnetenhauses gab der Regierende Bürger- 
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meister am 7. Januar 1960 folgende «Fünf Punkte über die 

Grundsätze der Berlinpolitik des Senats von Berlin» bekannt: 

«l. Die Anwesenheit der Westmächte in Berlin und ihre Rechte 

in Bezug auf Berlin beruhen auf der totalen Kapitulation 

Deutschlands. Es besteht keine Veranlassung, dass die 

Westmächte ihre sichere Rechtsposition in Berlin, die sich 

aus den Vereinbarungen der Siegermächte in den Jahren 

1944/45 ergibt, vor einer Wiedervereinigung Deutsch-

lands aufgeben. Jede neue Vereinbarung über Berlin sollte 

zur Grundlage haben, dass die Sowjetunion die Rechtspo-

sition der Westmächte anerkennt. 

2. Westberlin gehört zum freien Teil Deutschlands. Die mit 

Wissen und Billigung der Westmächte in den vergangenen 

zehn Jahren erfolgte Eingliederung Berlins in das Rechts-

, Finanz- und Wirtschaftssystem des Bundes ist – darauf 

hat der Senat wiederholt eindringlich hingewiesen – ein 

Grundpfeiler für die freiheitliche Existenz unserer Stadt. 

Berlin kann auch seine Funktion als Klammer zwischen 

den beiden Teilen Deutschlands nur dann wirksam erfül-

len, wenn die engen Bande zwischen Berlin und dem Bund 

erhalten bleiben. Sie müssen weiter gefestigt werden. 

3. Der freie Zugang von und nach Berlin darf nicht einge-

schränkt, sondern er sollte vervollkommnet und verbessert 

werden. Für die Westmächte ist der freie Zugang wesent-

licher Bestandteil ihres Besatzungsrechts, und für den zi-

vilen Verkehr ist, wie der Senat bereits in seiner Erklärung 

vom 8. September 1959 hervorgehoben hat, eine sichere 

Rechtsgrundlage durch das Abkommen vom 4. Mai 1949 

und durch die Pariser Beschlüsse der vier Grossmächte 

vom 20. Juni 1949 gegeben. Ich darf noch einmal aus-

drücklich darauf hinweisen, dass nach den Vereinbarun-

gen der vier Mächte nicht nur der Zustand, wie er vor der 
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Blockade war, wiederhergestellt werden sollte, sondern 

dass sie sich darüber hinaus verpflichtet haben, den Per-

sonen- und Güterverkehr und den Nachrichtenaustausch 

zwischen den Westzonen und der Ostzone sowie zwischen 

Berlin – und zwar dem ganzen Berlin – und den einzelnen 

Zonen zu erleichtern. Wir würden es begrüssen, wenn das 

Recht des freien Zugangs nach Berlin durch konkretere 

Abmachungen bekräftigt werden könnte. 

4.  Jede etwaige Vereinbarung über Berlin darf den eindeuti-

gen Willen der Berliner Bevölkerung nicht unberücksich-

tigt lassen. In einer Zeit, in der das Selbstbestimmungs-

recht der Völker eine entscheidende Rolle im internationa-

len Leben gewinnt, kann man es gewiss nicht den Berli-

nern verweigern, die in den letzten zehn Jahren der Welt 

gezeigt haben, dass sie nur ein Ziel kennen, nämlich in 

Frieden und Freiheit ihr Aufbauwerk fortzusetzen und zu 

vollenden. 

5. Berlin ist nicht zuletzt wegen der rigorosen Reisebeschrän-

kung durch das Sowjetzonenregime heute der einzige Ort, 

an dem sich Menschen aus beiden Teilen Deutschlands 

täglich tausendfach begegnen. Hier in Berlin können un-

sere Landsleute aus Mitteldeutschland mit ihren Verwand-

ten und Freunden noch menschliche Kontakte pflegen. 

Berlin muss weiterhin Begegnungsstätte für zwischen-

menschliche Beziehungen bleiben.» 

Der damit umrissene eindeutige Kontrapunkt zu den verwa-

schenen Andeutungen in dem Kommuniqué von Camp David 

wurde insofern bald zu einem weit über die Grenzen Berlins 

hinausgreifenden Politikum, als sich Bundeskanzler Adenauer 

schon vier Tage später anlässlich eines Aufenthaltes in Berlin 

vor dem Abgeordnetenhaus im Namen der Bundesregierung  
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vorbehaltlos mit ihm identifizierte. Als eine wirksame Waffe 

im politischen Ringen sollte sich künftig vor allem der unüber-

hörbare Hinweis auf das Selbstbestimmungsrecht erweisen, in 

dessen Zeichen auch die seit Jahren mit betonter Zurückhal-

tung behandelte Frage der deutschen Wiedervereinigung eine 

entsprechende Aktualisierung erfuhr. Hierauf bezog sich Bun-

despräsident Lübke, seit seiner Wahl zum Staatsoberhaupt der 

Bundesrepublik ein besonders treuer Gast der deutschen 

Hauptstadt, als er sich am 27. Januar 1960 im Schöneberger 

Rathaus ins Goldene Buch von Berlin eintrug: «Der westliche 

Teil der Stadt mit rund 2,2 Millionen Einwohnern hat zur Zeit 

den Charakter eines Bundeslandes besonderer Art. Zugleich 

gilt unser Berlin . . . als Hauptstadt Deutschlands, mit der sich 

das deutsche Volk in seiner Gesamtheit auf das Engste ver-

bunden weiss. Die vielschichtige Problematik, die sich aus 

dieser Situation ergibt, zeigt sich auch in den Menschen, die 

mit ihren persönlichen Schicksalen das Schicksal der Stadt 

teilen; denn so wie das deutsche Volk gewaltsam gespalten 

wurde, wurde auch die Bevölkerung Berlins sinnlos auseinan-

dergerissen . . . Keine ,freie' Stadt Berlin! Die Erfinder dieses 

Schlagworts haben nur erreicht, dass die ganze Welt begriffen 

hat, was ihnen dabei wirklich vorschwebt. Aber ein in Freiheit 

lebendes, einiges Deutschland mit der Hauptstadt Berlin, das 

ist und bleibt unser unbeirrbares Ziel.» 

Am 1. Februar identifizierte sich auch ein Sprecher des briti-

schen Aussenministeriums mit der Fünf-Punkte-Erklärung 

des Senats, indem er sie noch recht vorsichtig als «in allge-

meiner Weise der derzeitigen Politik der Westmächte entspre-

chend» bezeichnete. Am 10. Februar beschäftigte sich der 

deutsche Bundestag während einer ausserordentlichen De-

batte insbesondere mit der Berlinfrage. Trotz aller vorhande- 
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nen Meinungsgegensätze bekundeten die Sprecher aller Par-

teien, sobald es um das Thema Berlin ging, eine imponierende 

Einmütigkeit. Bundesaussenminister von Brentano hob her-

vor, es ginge darum, alles zu tun, um die Rechtsgrundlage zu 

erhalten, auf der heute die Freiheit Berlins beruhe. «...Berlin 

gehört nicht Sowjetrussland, Berlin gehört zu Deutschland 

und ist von vier Mächten besetzt. Nach meiner Auffassung der 

Dinge kann gar keine Rede davon sein, dass irgendwie und 

irgendwann und irgendwo der Berliner Bevölkerung das 

Recht nicht zugesprochen werden muss, über ihr Schicksal 

selbst zu entscheiden»: so rief der Bundeskanzler in seiner Er-

klärung aus. Der Sprecher der grössten Oppositionspartei, der 

SPD-Abgeordnete Fritz Erler, schloss seine Rede unter dem 

anhaltenden Beifall aller Fraktionen mit folgenden Worten: 

«Berlin ist für uns und den gesamten Westen eine Frage der 

Standhaftigkeit, der Moral und der Glaubwürdigkeit. Wer das 

deutsche Volk von seiner Hauptstadt zu trennen sucht, stösst 

auf seinen entschlossenen Widerstand und den Widerstand al-

ler derer, denen die Freiheit dieser Stadt ein Symbol für die 

Bewahrung der Freiheit überhaupt geworden ist.» 

So war es gezwungenermassen der Westen und an erster Stelle 

die Bundesrepublik und ihr bedrohter Aussenposten, die, her-

ausgefordert durch die sowjetische Unnachgiebigkeit wie 

durch den ungeschickten Rückzug Eisenhowers in Camp Da-

vid, um die Jahreswende 1959/60 wieder zu einer entschiede-

neren Sprache zurückfanden, als sie die freie Welt seit Mona-

ten geführt hatte. In Moskau registrierte man diese Symptome 

mit Argwohn und Besorgnis, aber auch mit Verärgerung, weil 

sie im Zeichen der nun unaufhaltsam näherrückenden Gipfel-

konferenz so gar nicht dem zu entsprechen schienen, was 

Chruschtschow im September 1959 an freudigen Erwartungen  
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aus den Vereinigten Staaten mitbrachte. Wer gewohnt ist, die 

zahllosen Gelegenheiten zu analysieren, die der Kommunis-

mus wie jedes totalitäre Regime nur dazu benutzt, eine erheu-

chelte Empörung zum Zwecke irgendwelcher Erpressungen 

zu mimen, übersieht leicht, dass es Situationen geben kann, in 

denen ein totalitärer Machthaber aus seiner Sicht wirklich und 

ehrlich empört ist. Das klassische Beispiel ist der Fall Hitlers, 

der ursprünglich nicht beabsichtigt hatte, die Lösung des Su-

detenproblems nach der Annexion Österreichs kurzfristig zu 

forcieren, der aber durch die im Mai 1938 erfolgte und auf ob-

jektiv falsche Gerüchte gestützte Mobilisierung der tschecho-

slowakischen Armee in eine solche Raserei geriet, dass er sich 

sofort zur «Vernichtung» des ihm verhassten Staates bereits 

im September des gleichen Jahres entschloss und seinem Ge-

neralstab entsprechende Befehle erteilte. 

Ähnlich war die Lage des sowjetischen Ministerpräsidenten 

zu Beginn des Jahres 1960. Wenn die westliche Denkart im-

mer wieder zu dem schwerwiegenden Irrtum neigt, einem to-

talitären Partner, besonders wenn er ein lächelndes Gesicht 

zeigt, die gleichen Absichten und Motive zu unterstellen, die 

für sie selbst verbindlich sind, dann kommt umgekehrt auch 

der Totalitarismus gelegentlich zu analogen Fehleinschätzun-

gen, indem er die Möglichkeiten seiner stets zentral organi-

sierten Macht mit den Verhältnissen in der freien Welt ver-

wechselt. So versetzte es Chruschtschow sicherlich in grim-

mige Entrüstung, dass im westlichen Lager mehr und mehr 

Gegenstimmen laut wurden, die den vielberüchtigten Geist 

von Camp David immer vernehmlicher kritisierten und kon-

trapunktierten. Er, Chruschtschow, war es gewöhnt, seine 

sämtlichen Satelliten nach Bedarf zusammenzupfeifen und 

«auf Linie zu bringen». Eine ähnliche Machtvollkommenheit 

traute er vermutlich dem Präsidenten der Vereinigten Staaten 
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als dem führenden Vertreter des Westens zu und sah insofern 

als eine bewusste Täuschung, ja, als einen Verrat an, was in 

Wirklichkeit nur der Ausdruck freier Meinungsbildung im 

westlichen Lager war. Der chronische Mangel an einheitli-

chem Willen, wie ihn das System der Demokratie mit sich 

bringt, ansonsten dem Totalitarismus fast immer hochwill-

kommen, erschien Chruschtschow nun in einem Moment, da 

sich dieses Symptom ausnahmsweise einmal gegen ihn kehr-

te, ausserordentlich unerwünscht. Plötzlich musste er erfah-

ren, dass seine ausgeklügelten Kombinationen in einem ent-

scheidenden Punkt nicht stimmten. Der amerikanische Präsi-

dent war weder der Mann noch besass er die Macht dazu, 

wenn dies seine Absicht gewesen wäre, seine sämtlichen Ver-

bündeten nach seinem Kommando «auszurichten». Chruscht-

schow hatte augenscheinlich darauf spekuliert, dass Washing-

ton nur ein Wort zu sagen brauche, um seine vermeintlichen 

«Satelliten», insbesondere Bonn und Berlin, automatisch zum 

Verstummen zu bringen. Dass eine genau gegenläufige Ent-

wicklung eintrat, dass die Unruhe und Enttäuschung, die man 

speziell in diesen beiden Städten über das bestürzende Ergeb-

nis von Camp David empfand, mehr und mehr um sich griff 

und schliesslich auch Washington nachdenklich machte, ja, es 

sogar zu einer Überprüfung der im September 1959 voreilig 

und überstürzt eingenommenen Positionen bewegte, lag un-

zweifelhaft ausserhalb des Vorstellungsvermögens eines so-

wjetischen Ministerpräsidenten. 

Hinzu kam noch ein anderer, für die weitere Entwicklung sehr 

gewichtiger Umstand: an anderer Stelle dieses Buches ist der 

Nachweis versucht worden, dass und warum das Sowjet-Ulti-

matum vom 27. November 1958 nach den Gesetzen kommu-

nistischer Dialektik höchstens sehr langfristig, aber keines-

wegs primär auf Berlin zielte. Nach dem Überraschungserfolg  
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von Camp David begann Chruschtschow sich jedoch immer 

ausschliesslicher auf Berlin zu versteifen, ja, man möchte fast 

die Behauptung wagen, die einzigartige Bedeutung dieses Or-

tes im Ost-West-Konflikt sei ihm im Verlaufe des Jahres 1959 

erst recht eigentlich bewusst geworden. Ausserdem konnte 

und durfte er angesichts der immer bedrohlicheren Lage in der 

Sowjetzone und der mit keinem taktischen Mittel einzudäm-

menden Massenflucht das unentwegte Drängen und Bohren 

seiner Pankower Gesinnungsgenossen auf eine möglichst ra-

sche und radikale Lösung ihres permanenten Staatsnotstandes 

nicht länger überhören. Immerhin hatten auch im Jahre 1959 

wiederum rund 150’000 Menschen aus Mitteldeutschland ihre 

angestammte Heimat verlassen. So reifte in Chruschtschow 

täglich stärker der Entschluss, auf der kommenden Gipfelkon-

ferenz nicht mehr mit der Maske des Friedensbringers zu er-

scheinen, sondern notfalls bis an die äusserste Grenze des 

Möglichen wieder ultimativ aufzutreten. 

BRIEFWECHSEL MOSKAU–BONN 

Ein psychologisch interessanter Reflex dieser abermaligen 

Sinneswandlung, der hier am Rande erwähnt werden soll, weil 

natürlich auch die Berlinfrage dauernd hineinspielte, ist der 

auf Initiative des sowjetischen Ministerpräsidenten sich an-

spinnende halboffizielle Briefwechsel zwischen Chruscht-

schow und Adenauer, der am 18. August 1959 von Chruscht-

schow begonnen wurde und sich mit relativ kurzen Abständen 

bis Ende Januar 1960 hinzog. In diesem Briefwechsel verfuhr 

der sowjetische Regierungschef, der bekanntlich ohnedies 

eine charakteristische Vorliebe für Sprichwörter hat, im klas-

sischen Sinne nach der alten Maxime «Lass deine rechte Hand 

nicht wissen, was deine linke tut». In seinen ersten Briefen  
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klang ein geradezu besorgt freundschaftlicher Ton an. Gewiss 

gebe es Gegensätze, meinte Chruschtschow, aber man müsse 

sich über diese Gegensätze doch verständigen können. Er er-

innerte den deutschen Bundeskanzler an die unmittelbaren 

Gespräche, die er mit ihm im September 1955 in Moskau ge-

führt habe und versicherte ihn in diesem Zusammenhang 

mehrfach seiner persönlichen Achtung. Die Sowjetunion lege 

Wert darauf, «mit dem deutschen Volk in der Bundesrepublik 

in genau so eng-nachbarliche Beziehungen zu kommen wie 

mit dem deutschen Volk in der DDR». Wiederholt knüpfte er 

an die bekannte These an, die Lehren der Geschichte bewie-

sen, dass es den beiden Völkern – dem deutschen und dem 

russischen – unter den Auspizien eines freundschaftlichen 

Verhältnisses stets gut ergangen sei (wobei es freilich des Gro-

tesken nicht entbehrte, dass der Hauptvertreter des Weltkom-

munismus damit sinngemäss auch auf die Zeiten jener Heili-

gen Allianz anspielte, in denen das absolutistische Russland 

und das absolutistische Preussen engste Tuchfühlung mitein-

ander hatten). 

Diese Beteuerungen hinderten den gleichen Chruschtschow, 

der, um im Vergleich zu bleiben, die rechte Hand dem deut-

schen Volke freundschaftlich entgegenstreckte, nicht daran, 

mit der linken propagandistisches Gift gegen die Bundesrepu-

blik auszusäen. Vier Wochen nach Absendung seines ersten 

Briefes an Dr. Adenauer hielt er seine bereits erwähnte Rede 

vor dem National Press Club in Washington, in der er das so-

wjetisch-amerikanische Kriegsbündnis beschwor und die 

Bundesrepublik als ungemein gefährlich hinstellte. Während 

er auch in Zukunft fortfuhr, mit dem deutschen Bundeskanzler 

höfliche und mindestens in der Form entgegenkommende 

Briefe zu wechseln, lief gleichzeitig die methodische Hetz-

kampagne des ganzen kommunistischen Blocks gegen das  
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«revanchelüsterne Westdeutschland mit seiner faschistischen 

Regierung und seinen Hitlergeneralen» auf hohen und höch-

sten Touren. Dieser politische Kontrast wird niemanden über-

raschen, der stets vor Augen hat, dass die kommunistische 

Denkweise keine eigenständige Moral anerkennt, sondern 

Moral durch Dialektik ersetzt bzw. mit dieser schlechthin 

identifiziert. Im Grunde hielt sich Chruschtschow in einem für 

ihn wichtigen Moment, wenn auch in einer naive westliche 

Gemüter schäbig anmutenden Form, an die bewährte Parole 

«divide et impera». Es kam ihm insbesondere vor der Gipfel-

konferenz darauf an, mit allen Mitteln der Überredungskunst, 

der Tarnung und der erhofften Überrumpelung Keile ins west-

liche Lager zu treiben, sei es, um die Vereinigten Staaten der 

Bundesrepublik zu entfremden, sei es, um der Bundesrepublik 

vorzuspiegeln, sie könne eine deutsche Wiedervereinigung – 

die auch Chruschtschow in seinen Briefen damals noch als et-

was selbstverständlich Wünschenswertes bezeichnete – durch 

einen Alleingang und durch direkte Verhandlungen mit Mos-

kau bzw. Pankow verwirklichen. 

Dr. Adenauer behandelte diese Vorstösse Chruschtschows mit 

allem Ernst und mit aller Würde, zu der ein führender deut-

scher Staatsmann unter den gegebenen Umständen verpflich-

tet war. Er umriss eindringlich den deutschen Standpunkt, be-

tonte die Aufgeschlossenheit der Bundesrepublik, an einer 

weltweiten Abrüstung mitzuwirken und nagelte seinen Kor-

respondenzpartner mehrfach auf die unübertragbare Verant-

wortung der vier Mächte und vor allem der Sowjetunion für 

die Wiederherstellung der deutschen Einheit fest. Er unterliess 

es auch nicht, Chruschtschow auf den eklatanten Widerspruch 

aufmerksam zu machen, der zwischen der Tonart seiner Briefe 

und der offiziellen Sowjetpropaganda gegen die Bundesrepu-

blik und ihre führenden Vertreter klaffe. Der eigenartige Mei- 
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nungsaustausch zwischen Bonn und Moskau verlor allerdings 

in dem Augenblick an Ernsthaftigkeit, als sich Chruschtschow 

in seinem Schreiben vom 28. Januar 1960 zu der Behauptung 

verstieg, sowohl in der Bundesrepublik als auch in der Sowjet-

zone seien wiederholt gesetzgebende Organe auf demokrati-

sche Weise gewählt worden. «In der deutschen Demokrati-

schen Republik werden systematisch Volkskammerwahlen und 

Wahlen der örtlichen Selbstverwaltungsorgane durchgeführt, 

in deren Verlauf das Volk frei seine Meinung äussert. Die 

Wahlen gehen bei geheimer Abstimmung vor sich. An den 

jüngsten Volkskammerwahlen, die 1958 stattfanden, beteilig-

ten sich 11‘717’000 Menschen, d.h. 98,9 Prozent der Wähler. 

Dabei wurden 99,87 Prozent der Stimmen für die Kandidaten 

der Nationalen Front des Demokratischen Deutschland und 

0,13 Prozent gegen sie abgegeben. Ist das für Sie keine hinrei-

chend überzeugende Willensäusserung der Bevölkerung der 

Deutschen Demokratischen Republik, die unverrückbar den 

Weg des Aufbaus des Sozialismus eingeschlagen hat?» 

Diese Verwechslung der Rednertribüne oder eines sonstigen 

Propagandaforums mit einem persönlichen Brief, der auch im 

politischen Bereich nur dann glaubwürdig wirken kann, wenn 

er sich an die Wahrheit hält oder allenfalls peinliche Wahrhei-

ten verschweigt, statt sie in einer so ungeheuerlichen Weise zu 

verfälschen, stellte zweifellos eine uneinfühlbare Ge-

schmacksverirrung dar. Der Bundeskanzler tat infolgedessen 

recht daran, dass er gerade diesen Passus des Chruschtschow-

briefes in der schon erwähnten Bundestagssitzung vom 10. Fe-

bruar 1960 wörtlich verlas, wo er denn auch mit empörtem Ge-

lächter quittiert wurde. Sehr viel wichtiger war jedoch ein an-

derer Abschnitt des Briefes, in dem Chruschtschow mit bemer- 
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kenswerter Offenheit enthüllte, wie er auf der Gipfelkonferenz 

vorzugehen gedachte: 

«...Wir stehen an der Schwelle einer Zusammenkunft der Re-

gierungschefs, wo die Frage Westberlin offenbar zur Behand-

lung gelangen wird. Unsere Partner geben zu, dass die Lage 

in Westberlin anomal ist (man denke in der Tat an die törichte 

Äusserung Eisenhowers auf seiner Pressekonferenz unmittel-

bar nach dem Besuch Chruschtschows in den Vereinigten 

Staaten!), dass man sie zum Besseren wenden muss. Das gibt 

gewisse Hoffnungen, dass die vier Mächte schliesslich eine 

gegenseitig annehmbare Lösung finden und die Lage in West-

berlin zum allgemeinen Nutzen regeln werden. Wenn Sie, Herr 

Bundeskanzler (da wir ja diese Frage in unserem Briefwech-

sel berührt haben), Erwägungen hegen, wie man unter den 

Verhältnissen eine durchgreifende Gesundung der Lage in 

Westberlin erzielen könnte, ohne Westberlin in eine Freie 

Stadt zu verwandeln, so sagen Sie es doch. Wir sehen keinen 

anderen Weg.» 

«...Die Sowjetregierung wird sich bemühen, den führenden 

Persönlichkeiten der anderen Staaten, von denen ein Abkom-

men über Westberlin abhängt, die Vorzüge dieser Lösung zu 

beweisen. Wir streben eine richtige Lösung dieser Frage an, 

um die Atmosphäre zu reinigen... Wenn wir aber kein Ver-

ständnis finden werden, was soll dann geschehen? Sollen wir 

wirklich ewig ohne Friedensvertrag leben und uns ewig mit 

der anomalen Lage in Westberlin abfinden? 

Man darf sich mit dieser Lage natürlich nicht abfinden. Findet 

die Sowjetunion kein Verständnis, so bleibt ihr kein anderer 

Ausweg, als einen Friedensvertrag mit der Deutschen Demo-

kratischen Republik, mit allen daraus erwachsenden Konse-

quenzen, darunter auch für Westberlin, zu unterzeichnen. Die-

ser Vertrag würde die Grenzfragen Deutschlands mit der Pol- 
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nischen Volksrepublik und der Tschechoslowakischen Repu-

blik regeln. Mit dem Abschluss eines Friedensvertrages wird 

allen klar sein, dass eine Änderung der bestehenden Grenzen 

anzustreben nichts anderes bedeutet, als einen Krieg herauf-

zubeschwören. Wir werden gegenüber aggressiven Kräften, 

die von einer Verlegung der deutschen Grenzen nach Osten 

träumen, keine Nachsicht üben. Wenn sich einige Staaten wei-

gern sollten, den Friedensvertrag zu unterschreiben, so wird 

dann auch klar sein, wofür sie sind: für Frieden oder für Krieg, 

für Entspannung und freundschaftliche Beziehungen zu allen 

Ländern oder für den «Kalten Krieg». Dies wird klar sein, 

denn den Kampf gegen die Länder zu beginnen, die den Frie-

densvertrag unterschrieben haben, würde bedeuten, keine 

friedlichen Ziele zu verfolgen.» 

Anfang Februar 1960 fand in Moskau eine Tagung des Politi-

schen Beratenden Ausschusses der Teilnehmerstaaten des 

Warschauer Paktes statt, die eine zehnseitige Erklärung zur 

Weltlage veröffentlichten. Nach einem langatmigen Selbstlob, 

das die Friedensliebe des kommunistischen Blocks feierte, 

wurden abschliessend in der Deutschland- und Berlin-Frage 

ähnliche Töne angeschlagen, wie sie schon in Chruschtschows 

Brief an Adenauer vom 28. Januar enthalten waren: 

«...Die Mitgliedstaaten des Warschauer Vertrages sind be-

strebt, gemeinsam mit den alliierten und assoziierten Mächten, 

die am Kriege gegen Deutschland teilgenommen haben, zu ei-

ner friedlichen Regelung mit Deutschland zu gelangen. Das 

bedeutet einen Friedensvertrag abzuschliessen, der unter den 

gegenwärtigen Bedingungen von beiden deutschen Staaten un-

terzeichnet wird. Sie können sich aber nicht damit einverstan-

den erklären, dass die Lösung dieser Fragen ins Unendliche  
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verschoben wird, denn dadurch würden nur die militaristi-

schen und revanchistischen Kräfte ermuntert. 

Wenn die Bemühungen um den Abschluss eines Friedensver-

trages mit beiden deutschen Staaten keine Unterstützung fin-

den und die Lösung dieser Frage auf die lange Bank gescho-

ben wird, dann wird den auf dieser Tagung vertretenen Staa-

ten kein anderer Ausweg bleiben, als gemeinsam mit den Staa-

ten, die dazu bereit sind, einen Friedensvertrag mit der Deut-

schen Demokratischen Republik abzuschliessen und auf die-

ser Grundlage auch die Frage Westberlins zu lösen.» 

DIE FREIE WELT BESINNT SICH 

Diese Erklärung trug das Datum des 4. Februar 1960. Genau 

ein halbes Jahr war verflossen, seit im Hochsommer 1959 die 

Genfer Aussenministerkonferenz auseinanderging. Auf dieser 

hatte man bekanntlich vereinbart, an den Status quo in Berlin 

für einen Zeitraum von anderthalb Jahren nicht zu rühren. 

Falls bis dahin eine Friedensregelung mit Deutschland nicht 

erzielt sei, sollten die vier Mächte die Erörterung der Berlin- 

Frage wieder aufnehmen. Der Genfer Kompromiss setzte also 

lediglich den Zeitpunkt fest: das wäre, ergebnislose Verhand-

lungen über einen generellen Friedensvertrag vorausgesetzt, 

Anfang Februar 1961 gewesen. Dann erst sollte, wohlge-

merkt, die Erörterung der Berlin-Frage als spezielles Problem 

wieder aufgenommen werden. Der Kompromiss liess aber 

völlig offen, welcher Rahmen und welche Ebene für die dann 

vorgesehenen Viermächteverhandlungen in Betracht kämen, 

die der Regierungschefs, die der Aussenminister, die der Bot-

schafter oder irgendwelcher Sonderbevollmächtigter. Nun 

hatten sich im Dezember 1959 die vier Mächte auf eine zwi-

schenzeitliche Gipfelkonferenz geeinigt, die im Frühjahr 1960 

453 



in Paris stattfinden sollte. Im westlichen Lager erhoffte man 

sich davon – soweit man mit diesem Ereignis überhaupt ir-

gendwelche konkrete Hoffnungen verband – allenfalls eine 

Vorklärung der Probleme, eine Bereinigung der gespannten 

Atmosphäre durch offenherzige und ungeschminkte menschli-

che Kontakte. Die letzten Äusserungen aus dem kommunisti-

schen Lager liessen jedoch keinen Zweifel mehr daran, dass 

Chruschtschow – offenbar durch seinen Erfolg von Camp Da-

vid ebenso ermutigt wie zu Trugschlüssen inspiriert – sich an 

die zeitlichen und sachlichen Vereinbarungen von Genf kei-

neswegs mehr gebunden fühlte. In der bevorstehenden Gipfel-

konferenz sah er bereits das spektakuläre Forum, um eine «ge-

genseitig annehmbare Lösung» der Berlin-Frage zu finden, 

d.h. seinen westlichen Partnern mit der Drohung eines Sepa-

ratfriedensvertrages und allen seinen Konsequenzen den Wil-

len des kommunistischen Blocks einseitig aufzuzwingen. Man 

würde also in jedem Fall in Paris nicht mehr mit einem ver-

handlungsbereiten, sondern mit einem unnachgiebig gesonne-

nen und auftretenden Chruschtschow zu rechnen haben: wenn 

es nicht in letzter Minute gelänge, seine hochgespannten Er-

wartungen zurückzuschrauben und ihn davon zu überzeugen, 

dass er mit irgendwelchen akuten Drohungen gegen den Status 

Westberlins bei seinen Partnern auf Granit beissen würde. So 

sah man sich in den westlichen Hauptstädten vor die schwie-

rige Aufgabe gestellt, vor dem Zusammentritt der Gipfelkon-

ferenz möglichst all das politische Gelände zurückzuerobern, 

das Eisenhower in Camp David durch seine unglückselige Hal-

tung mit einem Schlage verspielt und preisgegeben hatte. 

Der erste prominente Repräsentant des Westens, der die Gele-

genheit fand, mit Chruschtschow Fraktur zu reden, war der 

französische Staatspräsident de Gaulle, dessen Land der sow- 
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jetische Regierungschef in der Zeit vom 23. März bis zum 3. 

April 1960 einen Besuch abstattete. Auch in Frankreich be-

nahm sich Chruschtschow ähnlich wie in den Vereinigten 

Staaten, nur dass er hier bereits bei allen möglichen offiziellen 

und inoffiziellen Gelegenheiten seine zwei Gesichter zeigte. 

Seine hartnäckigen Versuche, die Einheit des westlichen La-

gers aufzuspalten, gab er selbstverständlich auch in Frankreich 

nicht auf. Er erinnerte mehrfach an den sowjetisch-französi-

schen Pakt von 1944, diskreditierte in der üblichen Weise die 

Bundesrepublik und warnte sein französisches Publikum ein-

dringlich vor dem unverbesserlichen «Erbfeind». Doch musste 

er zu seinem grossen Missvergnügen feststellen, dass trotz des 

Vorhandenseins einer starken kommunistischen Partei in 

Frankreich das Volk selbst auf alle derartigen Äusserungen 

gleichgültig und ablehnend reagierte. Vor allem wurde ihm in 

seinen abschliessenden Gesprächen auf Schloss Rambouillet 

von Präsident de Gaulle eindeutig klargemacht, dass auf west-

licher Seite in der Berlin-Frage keine Rückzugsbereitschaft zu 

erwarten sei. 

Unmittelbar darauf nahmen auch die Vereinigten Staaten offi-

ziell das Wort. In einer Rede vor dem amerikanischen Rund-

funkrat in Chikago über die Ziele der amerikanischen Aussen-

politik präzisierte Aussenminister Herter am 4. April 1960 die 

Haltung der Regierung zum Berlin-Problem so unmissver-

ständlich wie möglich und bemühte sich gleichzeitig, wenn 

auch etwas summarisch und wenig überzeugend, den üblen 

Nachgeschmack von Camp David endgütig aus der Welt zu 

schaffen. Dennoch sprach er selbstverständlich nicht die Un-

wahrheit, denn die prinzipiellen Absichten seines Präsidenten 

waren zweifellos stets so eindeutig, wie sein politisches Ver-

halten in einer unmittelbaren Entscheidungssituation monate- 
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lang in einem verhängnisvollen Zwielicht stand: «...Die West-

mächte sind entschlossen, die Freiheit und Sicherheit der 

Westberliner Bevölkerung auf der bevorstehenden Gipfelkon-

ferenz zu verteidigen. Wir haben diese Einstellung auf der 

Aussenministerkonferenz in Genf klargemacht. Präsident Ei-

senhower hat sie erneut in Camp David bekräftigt ...Indem wir 

auf diese Weise sicherstellen, dass die sowjetischen Machtha-

ber unsere Festigkeit nicht unterschätzen, verringern wir die 

Möglichkeit unbesonnener Aktionen, durch die die Spannun-

gen gewaltig verstärkt werden würden . .. 

Auf der im kommenden Monat in Paris stattfindenden Gipfel-

konferenz wird der Westen weiterhin die Entschlossenheit der 

freien Welt klarstellen, entscheidende Rechte zu verteidigen. 

Gleichzeitig wird er sich weiterhin um die Sondierung aller 

Möglichkeiten, insbesondere der Rüstungskontrolle, bemü-

hen, die die Kriegsgefahr vermindern würden. 

Wir können jedoch bei der Verhandlung über neue Rüstungs-

kontrollabkommen mit der Sowjetunion kaum auf Fortschritte 

vertrauen, wenn unsere bestehenden Abkommen mit den Sow-

jets hinsichtlich Berlins inzwischen verletzt werden oder wenn 

mit deren Verletzung gedroht wird. Es gibt einen klaren Zu-

sammenhang zwischen diesen beiden entscheidend wichtigen 

Fragen.» 

Eine weit härtere Sprache noch führte wenige Wochen später 

Unterstaatssekretär Douglas Dillon vor einer Konferenz des 

amerikanischen Gewerkschaftsverbandes AFL-CIO am 20. 

April 1960 in New York. Leider wurde diese Rede anderthalb 

Jahre zu spät gehalten. Die heutige Weltsituation wäre sicher-

lich anders, hätte die amerikanische Regierung schon auf den 

groben Klotz des ersten sowjetischen Berlin-Ultimatums vom 

27. November 1958 einen ebenso groben Keil gesetzt, wie er 

jetzt in den Worten Dillons anklang. Er zerzauste aufs Ent- 
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schiedenste die lügnerische Behauptung, Westberlin liege auf 

dem Territorium der sogenannten DDR. Er bezeichnete ferner 

dieses Staatsgebilde, dessen Marionettenherrscher völlig unter 

der Kontrolle Moskaus stünden «als eine der grössten Fiktio-

nen in einem riesigen Netz phantastischer kommunistischer 

Mythologie». Die tatsächliche Anomalie der Lage bestünde 

darin, dass eine Million Ostberliner gewaltsam von ihren Mit-

bürgern in Westberlin getrennt leben müssten. Aber dies sei 

nur ein Bestandteil der noch grösseren Anomalie, die sich aus 

der künstlichen Abtrennung der Sowjetzone von dem übrigen 

Deutschland ergeben habe. Dillon ging auch auf die erschüt-

ternde Tatsache des permanenten Flüchtlingsstroms ein, um 

dann den Sowjets eine geradezu vernichtende Gegenrechnung 

zu präsentieren: 

«..Die Anomalie, von der Herr Chruschtschow spricht, 

kann nur beseitigt werden, wenn man die gesamte deutsche 

Nation über ihr eigenes Leben entscheiden lässt. Die einzige 

praktische Möglichkeit zur Ausübung dieses Rechts sind freie 

Wahlen. Herr Chruschtschow und andere sowjetische Spre-

cher haben oft ihr Eintreten für das Prinzip der Selbstbestim-

mung verkündet. Diese Behauptung wird als leere Geste ent-

larvt, wenn sie sich weigern, diesen Grundsatz auf Berlin und 

Deutschland anzuwenden. 

Herr Chruschtschow hat ebenfalls erklärt, dass wir mit gröss-

ter Eile die «Überbleibsel» des zweiten Weltkrieges beseitigen 

müssten, zu denen er auch die «B e – Setzung» Westberlins – 

wie er es nennt – durch amerikanische, britische und franzö-

sische Truppen zählt. Wir sind in noch stärkerem Masse als 

Herr Chruschtschow bestrebt, die Überbleibsel des zweiten 

Weltkrieges zu liquidieren. Aber Herr Chruschtschow muss 

sich darüber im klaren sein, dass diese Überbleibsel recht 

zahlreich sind. 
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Wir fragen: Ist die Sowjetunion bereit, ihre Streitkräfte aus 

Ostdeutschland und den osteuropäischen Ländern abzuziehen, 

denen sie aufgezwungen worden sind? 

Ist sie bereit, den Ostdeutschen die Selbstbestimmung zu ge-

währen und den Völkern der sowjetisch beherrschten Staaten, 

ihr Schicksal selbst zu bestimmen? 

Ist die Sowjetunion bereit, die Fiktion eines getrennten Nord-

Korea aufzugeben und es dem gesamten koreanischen Volk zu 

gestatten, sich im Rahmen freier, von den Vereinten Nationen 

überwachter Wahlen wieder zu vereinigen? 

Und ist sie schliesslich bereit, ihre Obstruktionspolitik gegen-

über der Charta der Vereinten Nationen aufzugeben, zu der sie 

sich in San Francisco feierlich bekannt, deren Anwendung sie 

aber durch eine Reihe von Vetos im Sicherheitsrat beständig 

vereitelt hat? Die Vereinigten Staaten und ihre westlichen Ver-

bündeten wären wirklich glücklich, wenn diese Überbleibsel 

des zweiten Weltkrieges beseitigt würden, Wir sind jedoch 

nicht bereit, diesen Prozess damit zu beginnen, dass wir die 

Isolierung und das Aufsaugen Westberlins gestatten. 

Wir haben Herrn Chruschtschow wiederholt davon in Kennt-

nis gesetzt, dass wir nicht unter Druck verhandeln werden. 

Und doch begibt er sich mit seinen jüngsten Erklärungen, dass 

er beabsichtige, einen separaten Friedensvertrag mit der so-

genannten Deutschen Demokratischen Republik zu unterzeich-

nen, wenn keine Ost-West-Einigung über Berlin erzielt wird, 

auf sehr dünnes Eis... Unsere Standpunkte sind flexibel, und 

wir sind bereit, jeden vernünftigen Weg zu prüfen, der zu einer 

Einigung führen könnte. Herr Chruschtschow und seine Mit-

arbeiter geben sich aber einer grossen Illusion hin, wenn sie 
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glauben, dass wir uns ihren Drohungen beugen oder dass wir 

ihr verzerrtes Bild des deutschen Problems als eine konkrete 

Verhandlungsbasis akzeptieren werden.» 

Damit sah Chruschtschow seine Hoffnungen, den Westen we-

nigstens in der Berlin-Frage zu spalten und die Gipfelkonfe-

renz zu einem politischen Triumph des Kommunismus zu ma-

chen, endgültig gescheitert. Weder die Taktik eleganten Ma-

növrierens noch massiven Auftrumpfens hatten ihn dem er-

wünschten Ziel nähergebracht. Als ein letzter Versuch, das 

westliche Lager vor der Pariser Konferenz in Panikstimmung 

zu versetzen, ist seine Rede vom 25. April 1960 in Baku anzu-

sehen, in der er offen mit Krieg drohte, wenn seine westlichen 

Partner auf seine Forderungen nicht eingingen. Wiederum 

kündigte er die Unterzeichnung eines Separatfriedensvertra-

ges mit Pankow an: «...Westberlin liegt... innerhalb des Terri-

toriums der Deutschen Demokratischen Republik. Es ist 

selbstverständlich, dass die Deutsche Demokratische Republik 

mit der Unterzeichnung des Friedensvertrages die Hoheits-

rechte auf ihrem ganzen staatlichen Territorium ausüben 

wird. Darum werden die Westmächte, wenn sie den Friedens-

vertrag mit der Deutschen Demokratischen Republik nicht un-

terzeichnen wollen, sich dadurch die Rechte, auf deren Auf-

rechterhaltung sie bestehen, nicht bewahren. Sie werden na-

turgemäss das Recht auf den Zutritt nach Westberlin zu Lande, 

zu Wasser und in der Luft verlieren.» 

überall in der Welt begann man sich in diesen Tagen besorgt 

zu fragen, was eigentlich bei einer so fanatischen sowjetischen 

Unnachgiebigkeit in der entscheidenden Frage bei der bevor-

stehenden Gipfelkonferenz noch herauskommen sollte. In 

Wirklichkeit hatte aber auch Chruschtschow selber bereits je-

des Interesse an dieser repräsentativen Veranstaltung verloren,  
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für deren Zustandekommen er ein Jahr zuvor so eifrig Stim-

mung machte. In der Brust dieses Mannes mit zwei Seelen ge-

wann im Frühjahr 1960 der ebenfalls von ihm verkörperte 

jahrhundertealte russische Minderwertigkeitskomplex gegen-

über dem Westen – der gerade wegen seines Unterlegenheits-

gefühls der wirklichen Souveränität entbehrt, die allein Kon-

zessionen und Kompromisse ermöglicht – endgültig die Ober-

hand über den ebenfalls in ihm steckenden gesunden und 

handfesten Realismus. Schon längst bestand der Sinn der Gip-

felkonferenz für ihn nicht mehr in vernünftigem Verhandeln, 

sondern im einseitigen Diktieren: auf dieses Ziel hatte er sich 

seit Camp David erst insgeheim vorbereitet und dann auch 

mehrfach öffentlich bekannt. Wenn sich aber seine Partner, 

wie er allmählich begriff, nicht diktieren liessen, dann musste 

der Verlauf der Gipfelkonferenz für ihn einen solchen Presti-

geverlust mit sich bringen, dass sie am besten überhaupt nicht 

stattfand. Wie aber sollte er, als eigentlicher Initiator, nun im 

letzten Augenblick eine Absage begründen? Alle Verlautba-

rungen des kommunistischen Blocks zur Weltpolitik bestan-

den nach Chruschtschows Willen in wohlerwogener Dosie-

rung jeweils zu etwa neunzig Prozent aus Friedensbeteuerun-

gen und zu zehn Prozent aus Kriegsdrohungen. Gewiss, die 

öffentliche Meinung in den westlichen Ländern nahm die 

Friedensbeteuerungen in ihrer grossen Mehrheit so wenig 

ernst wie die Kommunisten selber, aber für diese Leserschaft 

wurde so viel Papier ja auch gar nicht verschwendet. Wesent-

lich anders stand es mit den leichtgläubigen Völkern in den 

Entwicklungsländern, die sich stets geneigt zeigten, über 

Kriegsdrohungen hinwegzulesen, noch dazu über solche, die 

sie primär auch nichts angingen, um sich desto mehr an den 

Friedensbeteuerungen zu erfreuen. Was musste es auf dieses 

Publikum für einen verheerenden Eindruck machen, wenn  
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man jetzt die Gipfelkonferenz, bisher im kommunistischen 

Lager selbst als eine wichtige und förderliche Sache für den 

Weltfrieden gepriesen, unter irgendeinem mühsamen Vor-

wand plötzlich absagte? 

DIE EXPLOSION VON PARIS 

Da kam Chruschtschow ein unerwarteter Zufall zu Hilfe. Elf 

Tage vor Beginn der Gipfelkonferenz gab man in Moskau of-

fiziell bekannt, am 1. Mai sei ein amerikanisches Aufklä-

rungsflugzeug über sowjetischem Gebiet abgeschossen wor-

den, aber man unterschlug zunächst die Angabe, dass der Pilot 

mit dem Leben davongekommen und verhaftet worden sei. In 

Washington ging man prompt auf den Leim und erklärte zu-

nächst, das Flugzeug sei zur Beobachtung von Luftströmun-

gen in der oberen Atmosphäre verwendet worden und wahr-

scheinlich von seinem Kurs abgekommen. Erst nachdem die 

Sowjets ihre unvollständige Meldung ergänzt und auch über 

das Schicksal des Piloten Auskunft gegeben hatten, korrigier-

ten die amerikanischen Behörden ihre Darstellung und gestan-

den ein, dass es sich um ein Erkundungsflugzeug vom Typ U-

2 gehandelt habe. Der amerikanische Aussenminister gab zu 

verstehen, solche Beobachtungsflüge seien Bestandteil des 

amerikanischen Luftüberwachungssystems und schlechter-

dings notwendig geworden, weil die Sowjetunion den schon 

im Jahre 1955 von Präsidenten Eisenhower gemachten Vor-

schlag einer gegenseitigen Luftinspektion abgelehnt hätte. Im 

Zeitalter der nuklearen Waffen sei es das legitime Recht jeden 

Staates, geeignete Massnahmen zu ergreifen, um sich vor 

Überraschungsangriffen zu schützen. 

Gegen diese Erklärung über die prinzipiellen Motive war an 

sich nichts einzuwenden. Bevor eine Weltregierung funktio- 
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niert, wird es Geheimdienste und Spionagetätigkeit in allen 

Ländern geben. Dass sich nun ausgerechnet die Sowjetunion, 

die eine solche Tätigkeit seit langem am raffiniertesten und am 

intensivsten betrieb, ihrerseits als verfolgte Unschuld hinstell-

te und die Vereinigten Staaten mit ihrem Präsidenten an der 

Spitze eines abscheulichen Verbrechens anklagte, das sogar 

dazu angetan sei, die Gipfelkonferenz zu gefährden, war 

nichts anderes als Zynismus in Reinkultur. Doch ist die Tatsa-

che nicht aus der Welt zu schaffen, dass die amerikanische Re-

gierung in diesen Tagen so ungeschickt und hilflos wie nur 

denkbar operierte. Es war schon ein grosser Fehler, in den Wo-

chen vor der Gipfelkonferenz überhaupt ein Erkundungsflug-

zeug über sowjetisches Territorium zu entsenden und damit 

das Risiko eines Zwischenfalls auf sich zu nehmen. Nachdem 

das Unglück nun aber einmal geschehen war, wirkte das Hin 

und Her der amerikanischen Stellungnahmen noch verwirren-

der und machte einen kläglichen Eindruck. Auch in den mit 

den Vereinigten Staaten eng befreundeten Ländern atmete 

man unwillkürlich bei dem Gedanken auf, dass die Tage der 

unzulänglichen und jetzt überdies noch vom Pech verfolgten 

Eisenhower-Administration gezählt seien, überall herrschte 

Übereinstimmung darüber, dass Chruschtschow nunmehr end-

lich ein Alibi gefunden hatte, das er auf der Gipfelkonferenz 

so und so gegen den Westen ausspielen würde. 

Was aber dann in Paris tatsächlich geschah, wirkte so über-

rumpelnd und verstörend, dass die Menschen meinten, gänz-

lich unerwartet vor der Katastrophe eines neuen Weltkrieges 

zu stehen. Nachträglich muss man, wenn man Chruscht-

schows Auftreten im Mai 1960 analysiert, drei Phasen deut-

lich unterscheiden: sein Verhalten vor der Gipfelkonferenz, 

sein Verhalten in den Tagen vom 16. und 17. Mai, als er die  
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Gipfelkonferenz torpedierte, und sein Verhalten unmittelbar 

danach. Für eine solche zeitliche und psychologische Aufein-

anderfolge gibt es gute und einleuchtende Gründe: während 

der ersten und zweiten Phase reagierte Chruschtschow be-

wusst, als ein Spieler mit höchsten Einsätzen, war sein unflä-

tiges Auftreten in jedem Augenblick studiert und wohlberech-

net, in der dritten Phase gingen sogar ihm vorübergehend die 

Nerven durch. Während der ersten und zweiten Phase trat er 

als zürnender Jupiter auf, der die Welt durch seine scheinbare 

Allmacht terrorisieren wollte. In der dritten Phase benahm er 

sich, mit Verlaub gesagt, wie ein ungezogener Junge, der hem-

mungslos darüber tobt, dass er seinen Willen nicht bekommen 

hat. 

Die internationale öffentliche Meinung hätte es bei dem welt-

bekannten heftigen Temperament des sowjetischen Regie-

rungschefs wahrscheinlich, wenn auch kopfschüttelnd und 

achselzuckend, verstanden, wenn die Gipfelkonferenz von 

ihm noch von Moskau aus, unmittelbar nach dem U-2-Zwi-

schenfall abgeblasen worden wäre. Das aber hätte Chruscht-

schow als politischer Effekt nicht genügt. Er brauchte den 

Theaterdonner, den er sich sorgfältig für seinen Auftritt in Pa-

ris aufsparte. Er wollte darüber hinaus die unmittelbare per-

sönliche Demütigung des amerikanischen Präsidenten, er dür-

stete nach sichtbarer und handgreiflicher Rache, nicht so sehr 

für den Flugzeugzwischenfall, sondern für seine nachträgliche 

und unstillbare Enttäuschung über Camp David. Infolgedessen 

klangen seine ersten Äusserungen nach dem Publikwerden des 

Flugzeugabschusses eher relativ gemässigt. Wohl drohte er 

militärische Gegenmassnahmen gegen alle Stützpunkte an, 

von denen in Zukunft aus noch amerikanische Maschinen zu 

Erkundungsflügen über sowjetisches Territorium aufsteigen 

würden. Im übrigen begnügte er sich damit, seiner Enttäu- 
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schung und Erschütterung über die Haltung Eisenhowers Aus-

druck zu geben. Noch bei seinem Eintreffen in Paris am 14. 

Mai liess er von den Absichten, mit denen er gekommen war, 

nicht das geringste merken, sondern erklärte vielmehr nach 

seiner Landung wörtlich: «Das Treffen der Staats- und Regie-

rungschefs der Sowjetunion, Frankreichs, der Vereinigten 

Staaten und Grossbritanniens, das hier stattfinden wird, ist 

von grosser Bedeutung für das Leben der Völker. Durch un-

sere früheren Zusammenkünfte kennen wir uns schon recht 

gut, und ich hoffe, dass dieser Umstand zum Erfolg der Kon-

ferenz beitragen wird. Wir haben die dringlichsten internatio-

nalen Probleme zu studieren und zu versuchen, die Möglich-

keiten ihrer Lösung im Interesse aller Völker zu finden... Wir 

sind uns der grossen Hoffnungen voll bewusst, die die Völker 

der ganzen Welt mit der Gipfelkonferenz verbinden. Die So-

wjetregierung wird alles tun, damit die Konferenz zu einem 

Erfolg führt und damit sie eine neue Milderung der internatio-

nalen Spannungen wie eine Stärkung des Friedens und der Si-

cherheit der Völker mit sich bringt.» 

Damit war die erste der drei Phasen erfolgreich beendet. Der 

zornige Herr des Kreml, der drei Tage zuvor in Moskau aus-

drücklich versichert hatte, er halte die bevorstehende Gipfel-

konferenz nicht für den geeigneten Ort zur Erörterung des 

Flugzeugzwischenfalles, hatte dieses peinliche Vorkommnis 

zur allgemeinen Genugtuung auch bei seiner Landung in Paris 

nicht erwähnt. Chruschtschow verrechnete sich nicht, wenn er 

darauf baute, dass die Schockwirkung eines plötzlichen 

Schrecks auf einen zwar übernächtigten und nervösen, aber 

noch wachen Organismus geringer ist als auf einen, der da-

durch aus der ersten Stunde schliesslich erreichten Schlafs auf-

gescheucht wird. Niemand glaubte zwar mehr an einen sicht- 
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baren Erfolg der Gipfelkonferenz, aber niemand vermutete 

auch eine so dicht bevorstehende Katastrophe. 

Als sich am Montag, dem 16. Mai, die Teilnehmer der Gipfel-

konferenz im Elyséepalast, dem Amtssitz des französischen 

Staatspräsidenten, einfanden, um mit der konkreten Arbeit zu 

beginnen, liess Chruschtschow plötzlich wissen, er könne 

ohne vorherige Klärung des U-2-Zwischenfalls an der Konfe-

renz nicht teilnehmen. Er verlangte einen moralischen Kniefall 

des amerikanischen Präsidenten. Die Vereinigten Staaten soll-

ten öffentlich eingestehen, dass sie sich am 1. Mai einer Ag-

gression schuldig gemacht hätten, ihrem Bedauern darüber 

Ausdruck geben und alle Schuldigen strengstens bestrafen. 

Gleichzeitig annullierte Chruschtschow seine Einladung an 

Eisenhower zu dessen beabsichtigtem Besuch in der Sowjet-

union. Schliesslich schlug er vor, die Gipfelkonferenz um 

sechs bis acht Monate zu verschieben. Auch diese Anregung 

des sonst so sehr auf kurze Termine bedachten Chruschtschow 

bedeutete einen neuerlichen persönlichen Affront gegen Ei-

senhower, von dem alle Welt wusste, dass er zu dem von 

Chruschtschow ins Auge gefassten Zeitpunkt nicht mehr des-

sen Partner auf einer internationalen Konferenz sein würde. 

Um einen endgültigen Eklat zu vermeiden, ging der amerika-

nische Präsident bis an die äusserste Grenze des Möglichen. 

Er gab bekannt, dass die Flüge über sowjetisches Gebiet in-

zwischen eingestellt worden seien und nicht wiederaufgenom-

men würden, lehnte aber im übrigen die demütigenden Zumu-

tungen Chruschtschows ab. Die beiden unbeteiligten Partner, 

Staatspräsident de Gaulle und Premierminister Macmillan, ta-

ten alles, was in ihrer Macht stand, um zu vermitteln und 

Chruschtschow mit Eisenhower wieder zusammenzubringen. 

Vergeblich: der sowjetische Regierungschef schlug alle mög-

lichen diplomatischen und buchstäblichen Haken, veranstalte- 
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te improvisierte Pressekonferenzen, fuhr in der Umgebung 

von Paris herum und liess sich jedenfalls nicht zu einem Ein-

lenken bewegen. Nachdem auch eine für den 17. Mai anbe-

raumte halboffizielle Viererbesprechung durch Chruscht-

schow sabotiert worden war, musste die Gipfelkonferenz als 

gescheitert angesehen werden. 

Bis dahin war alles Regie, auch der methodisch aufgespei-

cherte Zorn. Die Schaustellung aber, die Chruschtschow auf 

der Pressekonferenz vor seinem Abflug am 18. Mai gab und 

die eine angesehene deutsche Zeitung treffend als «Pariser 

Rüpelspier charakterisierte, gehörte nicht mehr zu den ersten 

beiden im Voraus berechneten Phasen. Chruschtschow hatte 

offensichtlich auch den letzten Rest seiner Fassung verloren, 

tobte, schrie und beschimpfte alle Journalisten, die es wagten, 

ihm unbequeme Fragen zu stellen, auf eine geradezu wider-

wärtige Weise. Als er schliesslich um eine Auskunft gebeten 

wurde, ob er die Absicht habe, schon während seines ange-

kündigten Aufenthaltes in Ostberlin einen Separatfrieden zu 

schliessen, entgegnete er wörtlich: «Wir haben die Absicht, 

nicht einen Separatfrieden, sondern einen Friedensvertrag mit 

der Deutschen Demokratischen Republik zu schliessen, unter 

den zweiten Weltkrieg den Schlussstrich zu ziehen und da-

durch den Westmächten das Recht zu nehmen, in Westberlin 

Besatzungstruppen zu haben. Und wenn wir dies für nötig hal-

ten, werden wir den Füllhalter aus der Tasche ziehen – die 

Entwürfe sind schon fertig –, uns hinsetzen, signieren und ver-

öffentlichen.» 

Die genauen Ursachen, warum sich der Spieler urplötzlich in 

einen Rasenden verwandelte, der tatsächlich den Anschein er-

weckte, er stehe im Begriff, etwas Gemeingefährliches zu un-

ternehmen, sind unbekannt. Immerhin gibt es Berichte wohl-

informierter Korrespondenten über ein privates Gespräch zwi- 
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schen Chruschtschow und Macmillan am Rande der torpedier-

ten Gipfelkonferenz, aus denen hervorgeht, dass der Mann, 

der so hemmungs- und verantwortungslos mit der Furcht und 

Hoffnung von Milliarden von Menschen Schindluder trieb, of-

fenbar selber vor dem Abgrund eines dritten Weltkrieges und 

damit vor dem eigenen Selbstmord unwillkürlich zurück-

schreckte. In diesem Gespräch soll Chruschtschow dem briti-

schen Premierminister erregt vorgehalten haben, alle Bemü-

hungen um eine Rettung der Gipfelkonferenz seien sinnlos. 

Er, Chruschtschow, sei mit der festen Absicht nach Paris ge-

kommen, eine Berlin-Lösung in seinem Sinne durchzudrük-

ken. Die Westmächte zeigten sich aber offenbar nicht bereit, 

seinen diesbezüglichen Wünschen zu entsprechen, und darum 

werde er nunmehr, was Berlin anginge, auf eigene Faust han-

deln. Auf die Erwiderung Macmillans, in einem solchen Falle 

müsse die Sowjetunion mit allen Konsequenzen rechnen, sei 

blitzschnell die Frage gekommen, was der britische Premier 

unter allen Konsequenzen verstünde. Macmillan antwortete in 

der traditionellen verklausulierten und doch unmissverständ-

lichen Weise der britischen Diplomatie, er meine auch die 

Konsequenzen, die für die ganze Menschheit überaus betrüb-

lich sein würden. Darauf soll Chruschtschow geschwiegen ha-

ben. Sind diese Berichte authentisch, dann lässt sich durchaus 

begreifen, dass Chruschtschow seine Wut über die eigene 

Schrecksekunde, die ihm blitzartig und vielleicht für ein ein-

ziges Mal die Augen über die logischen Folgen seiner barba-

rischen und verbrecherischen Politik geöffnet haben mag, bei 

der nächsten Gelegenheit auf seine Weise an den Vertretern 

der internationalen Presse ausliess. 

Jedenfalls muss sich der sowjetische Regierungschef schon 

auf seinem Fluge nach Ostberlin wieder wesentlich ernüchtert 

haben. Auch der beklommene Empfang, den er diesmal fand, 
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trug wahrscheinlich nicht dazu bei, ihn zu einer Fortsetzung 

seines Pariser Amoklaufs zu ermuntern. Sogar Ulbricht und 

seine Clique reagierten nämlich für Stunden bestürzt. 

Schliesslich wollten sie ja ganz Berlin – und eines Tages hof-

fentlich mehr – möglichst nicht um den Preis der Vernichtung 

ihrer physischen Existenz und damit auch automatisch ihrer 

politischen Macht in ihre Gewalt bekommen, und über die 

Einzelheiten des Theaterdonners, den Chruschtschow in Paris 

zu veranstalten beabsichtigte, waren offensichtlich auch seine 

Berliner Genossen nicht vorher informiert worden. Angesichts 

der Erregung der enttäuschten Bevölkerung hielt man es auch 

nicht für ratsam, Chruschtschow unter freiem Himmel spre-

chen zu lassen, sondern arrangierte in aller Eile eine Kundge-

bung in der «Werner-Seelenbinder-Halle» in Ostberlin, auf 

der der sowjetische Ministerpräsident sich an ein sorgfältig 

sortiertes, «zuverlässiges» Publikum wandte, das hauptsäch-

lich aus Funktionären der SED bestand. Die Öffentlichkeit, die 

mehr oder minder fest damit gerechnet hatte, Chruschtschow 

werde in seinem Zustand offenkundiger politischer Unzurech-

nungsfähigkeit tatsächlich in Berlin den angedrohten Separat-

friedensvertrag abschliessen, erlebte wieder eine Überra-

schung. Chruschtschow äusserte sich nämlich betont ge-

mässigt und zurückhaltend, und wenn auch seine Zuhörer auf-

geatmet haben mögen, weil eine plötzliche Krise gebannt 

schien, die schliesslich ihr eigenes nacktes Leben berührte, 

waren sie doch sicherlich ob der Zumutung enttäuscht, auf die 

Erfüllung ihrer Ambitionen abermals auf sehr ungewisse Frist 

warten zu müssen: 

«...Es erhebt sich die Frage: Ist nicht die Zeit gekommen, be-

reits jetzt den Abschluss eines Friedensvertrages mit der DDR 

zu vollziehen? ... Wir haben diese Frage erörtert. Zur folgen-

den Schlussfolgerung sind wir gekommen: Wir glauben, dass 
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ungeachtet der Sprengung der Gipfelkonferenz durch die 

Kräfte der Reaktion der sich immer breiter entfaltende Kampf 

der friedliebenden Kräfte um die Festigung des Friedens und 

die Regelung der internationalen Streitfragen auf dem Wege 

von Verhandlungen durch ihren Sieg über die Kräfte des Krie-

ges und der Reaktion gekrönt werden wird. Wir möchten glau-

ben, dass die Gipfelkonferenz in sechs bis acht Monaten stat-

tiinden wird. Unter diesen Bedingungen hat es Sinn, noch et-

was zu warten, und zu versuchen, durch gemeinsame Anstren-

gungen aller vier Siegermächte eine Lösung für die längst 

schon herangereifte Frage der Unterzeichnung eines Frie-

densvertrages mit beiden deutschen Staaten, die jetzt real exi-

stieren, zu finden. Die Sache geht uns nicht aus den Augen. 

Warten wir noch, wird sie besser heranreifen. Deshalb wird 

man in Bezug auf den deutschen Friedensvertrag und dabei in 

der Frage Westberlins offensichtlich die bestehende Lage bis 

zu dem Treffen der Regierungschefs beibehalten müssen, das, 

wie man annehmen sollte, in sechs bis acht Monaten stattfin-

den wird.» 

ZWISCHEN FURCHT UND HOFFNUNG 

Zu dem allgemeinen Staunen über diese neue – die wievielte? 

– Wendung durch Chruschtschows Fügung gesellte sich nach 

der Spannung jener grausamen Tage ein Gefühl unendlicher 

Erleichterung. Und damit kam es erstmalig so unverkennbar 

und bestürzend wie lange nicht mehr vom Psychologischen 

her zu der lächerlich genauen Wiederholung einer bestimmten 

Situation. Mag man über Parallelen mit der Vergangenheit 

denken wie man will, wer von den Älteren, die noch imstande 

sind, aus eigener Erinnerung verlässliche Vergleiche anzustel-

len, wollte leugnen, dass die Menschheit seit Mai 1960 in ei- 
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nem analogen Zustand dumpfer und gleichzeitig entwürdigen-

der Katastrophen- und Heilserwartung lebt, wie das für den 

Zeitabschnitt von 1938/39 zutraf? Zur Durchsetzung irgend-

welcher Ziele hat sich der Totalitarismus bis heute noch nichts 

Besseres einfallen lassen, als seine Umwelt in einem perma-

nenten Schwebezustand zwischen Furcht und Hoffnung zu er-

halten, eine objektiv unsagbar primitive Methode, womit 

nichts darüber gesagt ist, dass man sie immer wieder raffiniert 

anwenden kann. Diejenigen, die sich ihrer bedienen, erreichen 

damit auf alle Fälle eine allmähliche Aufweichung des gegne-

rischen Lagers, das zur Vermeidung von Blutvergiessen und 

im Interesse des überlebens der Menschheit immer verzweifel-

ter nach irgendwelchen Kompromissen scheinbarer Vernunft 

und Billigkeit sucht, um nur das Schlimmste abzuwenden. Na-

türlich beschränkt sich ein totalitäres System keineswegs nur 

auf dieses Mittel, sondern strebt stets gleichzeitig ganz be-

stimmte konkrete, aber heimliche Lösungen an, während es 

seine Gegner durch Terror in einer Frage paralysiert. Auch 

Hitler hat zwischen München und dem Ausbruch des Krieges 

mit Polen auf die Politik nicht verzichtet, im Gegenteil. Wäh-

rend er den Westen planmässig in den Defaitismus hineintrieb, 

bevor dieser notgedrungen zu den Waffen greifen musste, be-

reitete er hinter den Kulissen ganz allmählich seinen genialsten 

Gangsterstreich, den am Vorabend des zweiten Weltkrieges 

abgeschlossenen Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion, vor. 

Auch Chruschtschow hat das Gebot einer Fortsetzung der Po-

litik mit den ihr eigenen Mitteln durchaus nicht aus dem Auge 

verloren, wie wir noch sehen werden. 

Neben der Aufweichung des Widerstandsgeistes seiner Geg-

ner und dem daraus resultierenden Verzicht auf glaubwürdig 

kompromisslose Entschiedenheit hat der Terror eines totalitä- 
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ren Systems als Instrument einer weltpolitischen Offensive in 

der Regel noch ein anderes Ergebnis von einer geradezu wahn-

witzig anmutenden Paradoxie: zu den Symptomen von Panik 

und Lähmung bei den anderen gesellt sich im Laufe der Zeit 

ein unbewusstes Gefühl der Dankbarkeit. Beobachtet man ei-

nen Berserker, der immer wieder mit der Brandfackel am Pul-

verfass herumfuchtelt, möchte ihm sein Publikum schliesslich 

unwillkürlich die Hand schütteln, wenn er «grosszügig» und 

«vernünftig» genug ist, sich von diesem Pulverfass gelegent-

lich wieder zu entfernen. Treibt er diesen Unfug zum ersten-

mal, ist die Reaktion des Publikums noch gesund, noch nicht 

von jenes Gedankens Blässe angekränkelt, der die Demokra-

tien in solchen Situationen stets die ersten Runden einer poli-

tischen oder militärischen Entscheidung verlieren lässt; es 

herrscht vielmehr allgemeine Übereinstimmung darüber, dass 

es das einzig angemessene Verhalten wäre, den Urheber sol-

cher Schandtat von der Stätte seiner verderblichen Spielerei 

zurückzureissen und ihn hinter Schloss und Riegel zu setzen, 

ganz einfach, weil man in einer Gesellschaft anständiger und 

gesitteter Menschen das Pulverfass unter allen Umständen in 

Ruhe lassen muss. Gelingt jedoch dem erwähnten Berserker 

der erste und womöglich auch noch der zweite Versuch dieser 

Art ungestraft, schlägt die Reaktion seines Publikums mehr 

und mehr um. Ja, es beginnt schliesslich die völlig unange-

brachte Frage zu stellen, was für ein Motiv den Betreffenden 

eigentlich zu wiederholten Malen an jenes Pulverfass herange-

trieben haben könnte; ob es nicht vielleicht doch gerechtfertigt 

sei; ob es nicht am zweckmässigsten wäre, dem Störenfried 

entgegenzukommen und die möglichen Triebkräfte seines ver-

antwortungslosen Verhaltens aus der Welt zu schaffen, damit 

er selber wieder zur Verantwortung und Besonnenheit zurück-

finde. 
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Wobei dann eines Tages die Gegenfrage gänzlich verstummt, 

ob es überhaupt und speziell auf diesem Wege möglich ist, 

jemandem wirkliche Verantwortung beizubringen, der auch 

nur einmal gezeigt hat, dass er fähig und bereit war, zur 

Durchsetzung irgendwelcher Wünsche das Pulverfass zu be-

mühen. So verwandelt die totalitäre Dialektik auf die einfach-

ste und erprobteste Weise nach ihrem Gutdünken Schuld in 

Unschuld und Unschuld in Schuld. 

In solchen Krisenmomenten der Menschheit macht sich auch 

niemand klar, dass nur der Totalitarismus sich solcher Metho-

den bedienen kann, die Demokratie nicht, eine Feststellung, 

die übrigens nicht einmal auf einen immanenten moralischen, 

sondern nur auf einen pragmatischen Wertunterschied abzielt. 

Der Totalitarismus hat nicht mit dem ständigen Gegengewicht 

einer wirklich freien und unabhängigen öffentlichen Meinung 

zu rechnen, er fabriziert sich eine solche höchstens jeweils, 

wenn ihm solches opportun erscheint. Einer Demokratie, die 

in solchen Entscheidungsmomenten aus dem blossen natürli-

chen und instinktiven Bedürfnis nach Gleichgewicht dem Pul-

verfass ebenfalls zu naheträte, um den Übeltäter zu fassen, 

würde die öffentliche Meinung des eigenen Landes und gesin-

nungsverwandter Länder sofort entsetzt in den Arm fallen, 

nach dem Motiv: um Himmels willen nichts tun, was jetzt und 

gerade jetzt bestehende Spannungen noch «unnötig» ver-

schärft. Auf diese Weise gelingt es dem Totalitarismus mit re-

lativ leichter Mühe, wenn er nur konsequent und raffiniert ge-

nug vorgeht, die Aufmerksamkeit der Umwelt von wirklichen 

Unruheherden abzulenken, die eine Schande für die Humani-

tät sind, und sie dafür auf Unruheherde zu konzentrieren, die 

er selber künstlich geschaffen hat. Ein Historiker späterer Zei-

ten, der die Beklemmungen und Ängste unserer Generation 

nicht mehr einkalkuliert, weil sie ihm fernliegen, sondern der 
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nur nüchtern die Fakten konstatiert, wird sicherlich den Kopf 

darüber schütteln, dass in der Weltpolitik in den Jahren 1960/ 

61 fast ausschliesslich von Berlin die Rede war, dass aber die 

Tragödie Ungarns, die Tragödie Tibets, um nur die beiden 

krassesten Beispiele zu nennen, dem Bewusstsein der Men-

schen so gut wie vollständig entschwanden. 

Nur wenn man von diesen prinzipiellen Betrachtungen aus-

geht, wird das Zusammenspiel Chruschtschows und Ulbrichts 

seit der mutwilligen Torpedierung der Pariser Gipfelkonfe-

renz bis zum Herbst 1961 einerseits, das Verhalten des We-

stens und insbesondere das der sogenannten Neutralen ande-

rerseits überhaupt verständlich. Im Gegensatz zu seinem Auf-

treten in Paris hatte Chruschtschow mit seiner Rede in Ostber-

lin am 20. Mai 1960 für einen neuen Zeitgewinn von sechs bis 

acht Monaten plädiert. Sicher tat er das, weil er selber spürte, 

dass sein eigener Bogen durch die Torpedierung der Gipfel-

konferenz überspannt worden war. Aber er konnte für seine 

Sache auch einen beträchtlichen Gewinn verbuchen, den es 

systematisch zu nutzen galt. Zwischen dem Sowjetultimatum 

vom November 1958 und dem Mai 1960 hatte die Welt zwar 

sorgenvoll, aber doch mehr oder minder theoretisch die Even-

tualität eines dritten Weltkrieges in Betracht gezogen. Wäh-

rend der dramatischen Tage von Paris hatte sie mit allem be-

greiflichen Schauder einen ersten unmittelbaren Blick auf das 

vielleicht nahe bevorstehende Ende getan. Wenn ihn, 

Chruschtschow, dieser Blick schon abschreckte, wieviel mehr 

musste das noch auf die anderen zutreffen? Mit dem Mai 1960 

begann zweifellos eine neue Phase. Seitdem gewöhnten sich 

in aller Herren Länder auch die politisch indifferenten Schich-

ten daran, viel regelmässiger Zeitungen zu lesen und Rund-

funknachrichten zu hören. Ähnlich wie in dem Zeitabschnitt 

zwischen der Münchener Konferenz und Hitlers Einmarsch in 
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Polen fühlten sich alle ungemein erleichtert, wenn sie aus den 

täglichen Informationen entnahmen, dass Herr Chruschtschow 

zufällig einmal Ruhe gab, dass er nicht durch irgendein Ereig-

nis in neuerliche Wut versetzt worden sei. Umso stärker und 

empfindlicher wirkten sich in dieser Atmosphäre dumpfer Be-

täubung plötzliche Donnerschläge aus, die jeden Zeitgewinn 

abermals in Frage stellten und damit verknüpfte Hoffnungen 

zunichte zu machen drohten. 

Der vorgegebene Anlass für solche Donnerschläge konnten 

aber sowohl für die allmählich selber beunruhigten osteuropäi-

schen Satelliten der Sowjetunion wie für die Neutralen oder, 

besser gesagt, Pseudoneutralen, nur entsprechende Sünden-

böcke sein, die die Moskauer Propaganda nach Belieben zu 

Besessenen oder Kriegsfurien stempelte. Unmittelbar vor und 

nach Paris baute Chruschtschow vorübergehend den amerika-

nischen Präsidenten Eisenhower als Figur eines Weltfriedens-

feindes Nr. 1 auf, also ausgerechnet den konziliantesten und 

weichsten Partner, der ihm in den Vereinigten Staaten jemals 

begegnet war. Indessen empfand man im Kreml selbst, dass 

eine solche Kampagne auf die Dauer nicht lohne, weil Eisen-

hower ja binnen weniger Monate von der politischen Bühne 

abtreten würde. Also konzentrierte man sich wieder stärker auf 

ein schon aus früheren Jahren bewährtes Objekt kommunisti-

scher Greuelmärchen, nämlich auf die Bundesrepublik und de-

ren Regierungschef, dem Chruschtschow noch wenige Monate 

zuvor in dem erwähnten Briefwechsel seine persönliche 

Hochschätzung zum Ausdruck gebracht hatte. 

Am 10. Juli 1960 trat der damalige österreichische Bundes-

kanzler Julius Raab unmutig und verlegen vor das Mikrophon, 

weil er sich zu dem ungewöhnlichen Schritt veranlasst sah, die 

Öffentlichkeit durch einen persönlichen Kommentar über den  
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Verlauf des Staatsbesuches des sowjetischen Ministerpräsi-

denten in seinem Lande aufzuklären. Sowohl die amerikani-

sche wie die deutsche Botschaft waren vorstellig geworden, 

um ihrem Befremden darüber Ausdruck zu geben, in welch de-

monstrativer Weise Chruschtschow seinen Aufenthalt in ei-

nem neutralen Staate zu schweren allgemeinen und persönli-

chen Verunglimpfungen missbraucht hatte. Auch die führende 

österreichische Presse machte ihrem Unmut und ihrem Zorn 

darüber in so deutlichen Worten Luft, dass sich Raab zu fol-

genden Feststellungen veranlasst sah: 

«...Auch wir haben den sowjetischen Ministerpräsidenten dar-

über nicht im unklaren gelassen, dass wir mit seinen Äusse-

rungen, die er über uns befreundete Staaten und Persönlich-

keiten auf österreichischem Boden gemacht hatte, nicht ein-

verstanden waren. Ich denke hier in erster Linie an die Verei-

nigten Staaten von Amerika, denen wir für ihre Hilfe in der 

Nachkriegszeit zu stetem Dank verpflichtet sind, an die Bun-

desrepublik Deutschland, mit der uns aufrichtige Freund-

schaft verbindet, und auch an unseren südlichen Nachbarn 

Italien . . . 

Ich möchte hier ausdrücklich noch persönlich feststellen, dass 

mir die Äusserungen des sowjetischen Ministerpräsidenten 

über den deutschen Bundeskanzler Dr. Adenauer, mit dem 

mich eine langjährige Freundschaft verbindet, besonders un-

angenehm waren, da ich sie für vollkommen unbegründet an-

sehe. Ich habe dies dem sowjetischen Ministerpräsidenten ge-

genüber auch eindeutig festgestellt.» 

Was war geschehen? Auf seiner Rundreise durch Österreich 

besuchte Chruschtschow unter anderem auch die Stätte des be-

rüchtigten ehemaligen Nazikonzentrationslagers Mauthausen, 

um dort die Behauptung aufzustellen, der deutsche Regie-

rungschef unterscheide sich praktisch in nichts von Adolf Hit-

ler. Auf einer Pressekonferenz am 8. Juli 1960 in Wien um ei- 
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ne Präzisierung dieses abgeschmackten Vergleichs gebeten, 

beharrte Chruschtschow auf seiner Auffassung und illustrierte 

sie noch mit den üblichen Argumenten. Auch Adenauer beab-

sichtige, wie Hitler, «alle demokratischen Organisationen 

Deutschlands zu zerschlagen», verfolge «Menschen, die für 

demokratische Freiheiten einträten» und schüre Revanche-

stimmungen. Natürlich benutzte Chruschtschow die gleiche 

Gelegenheit, seine üblichen Berlin-Drohungen zu erneuern, 

diesmal allerdings mit einer sensationell wirkenden Ankündi-

gung, die seine Zusage, eine neue Gipfelkonferenz abwarten 

zu wollen, nach knapp zwei Monaten praktisch in die Luft 

schoss: 

«..Wir haben Informationen aus Westdeutschland, dass 

dort gerade der Gedanke ausgebrütet wird, im September eine 

Sitzung des Bundestages in Westberlin zu veranstalten. Das 

geschieht zu provokatorischen Zwecken. Vielleicht sollten wir 

uns mit den Genossen Grotewohl und Ulbricht und den Ver-

tretern anderer sozialistischer Länder, die am Krieg gegen 

Hitler-Deutschland teilgenommen haben, etwas überlegen. 

Vielleicht sollten wir die Unterzeichnung eines Friedensver-

trages mit der DDR zeitlich zur Einberufung des Bundestages 

in Westberlin anberaumen. Und dann müssten alle Bundes-

tagsabgeordnten sich bei Grotewohl Visa beschaffen, um aus 

Berlin nach Bonn heimfahren zu können ..» 

Chruschtschow hoffte damit zweifellos zweierlei zu errei-

chen: einmal tatsächlich den Bundestag von allen Plänen einer 

Sondersitzung in Berlin abzuschrecken, ferner den sommerli-

chen Ferienfrieden durch ein neues Gewitter, nämlich durch 

die Aktualisierung eines Separatfriedensvertrages in kürzester 

Frist, empfindlich zu stören. Wenige Tage nach dieser Wiener 

Pressekonferenz, am 19. Juli 1960, berief Ulbricht in Ostber- 
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lin ebenfalls eine Pressekonferenz ein, um die Anwesenden 

mit der von ihm ausgebrüteten Entdeckung zu konfrontieren, 

die Bundesregierung bereite in enger Tuchfühlung mit den 

USA den dritten Weltkrieg vor. Auf eine Frage nach seiner 

Meinung über die Durchführung einer Sitzung des Bundesta-

ges in Westberlin erklärte er wörtlich: «...Weder Bonner Bun-

destag noch Bonner Behörden haben in Westberlin irgendet-

was zu suchen. Westberlin liegt auf dem Territorium der DDR, 

ist ein Teil ihres Territoriums . . . Wir sitzen – das möge jeder-

mann bedenken – am längeren Hebel. Und wenn es erforder-

lich sein sollte, so wird die Regierung der DDR zu gegebener 

Zeit die notwendigen Massnahmen veranlassen.» Desgleichen 

versuchte Ulbricht auf seiner Pressekonferenz, die Westberli-

ner Behörden unter Druck zu setzen: «...Es wäre für den Senat 

in Westberlin auch zweckmässig, wenn er die nächsten Mo-

nate benutzen würde, mitzuhelfen, dass die Spionagezentralen 

in Westberlin abgebaut und die Zweigministerien der Bonner 

Regierung nach Westdeutschland zurückgeschickt werden. Es 

ist auch an der Zeit, den RIAS zu demontieren! Wir haben 

keine Rundfunksender in Washington, und wir wünschen 

nicht, dass es in unserem Lande einen amerikanischen Rund-

funksender gibt.» 

Natürlich waren sowohl Chruschtschows Ausfälle in Wien 

wie Ulbrichts Vorstösse in Ostberlin in ihrer unmittelbaren 

Zeitbezogenheit genauso in einem dialektischen Sinne zu wer-

ten wie vordem das Initialdokument der Berlinkrise, die So-

wjetnote vom November 1958: nur hatten sich beide indessen 

ihrem Hauptziel beträchtlich genähert und es insofern gar 

nicht nötig, sich selber allzu wörtlich zu nehmen. Tatsächlich 

ging es ihnen keineswegs um eine Forcierung jenes Separat-

friedensvertrages, dessen Stunde auch aus ihrer eigenen Sicht 

noch in relativ weiter Ferne lag. Es ging ihnen vielmehr dar- 
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um, hinter dem Schirm einer neuen Einschüchterungskampa-

gne den ersten gezielten Schlag gegen den Viermächtestatus 

Gesamtberlins vorzubereiten, der zwar ausdrücklich noch mit 

Glacéhandschuhen geführt werden, aber doch schon in erster 

Instanz das Wesentliche der internationalen Vereinbarungen 

von 1944 bzw. 1949 in Frage stellen sollte. Bevor wir uns aber 

den damit verbundenen Ereignissen zuwenden, muss in aller 

Kürze nachgetragen werden, wie das unfreiwillige Objekt der 

Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit, Westberlin, sich in 

jenen Monaten verhielt, wie es auf die Ereignisse reagierte und 

wie es trotz alledem sein inneres Leben gestaltete und das ei-

gene Haus weiter in Ordnung brachte. 

FRIEDLICHER AUFBAU IN WESTBERLIN 

Was die innere Ordnung und den planmässigen Aufbau anbe-

traf, erwies sich die so oft verdächtigte «Spionage- und Agen-

tenzentrale», der «Sumpf des Kalten Krieges», die «Front-

stadt» mitten im Getöse einer aus den Fugen geratenen Welt-

politik wie vorher als eine Insel wirklichen Friedens. Ja, viel-

leicht brachte es gerade die gewaltsame und widerrechtliche 

Abschnürung des freien Teils der deutschen Hauptstadt mit 

sich, dass hier alle positiven und auf eine bessere Zukunft ge-

richteten Massnahmen mit viel stärkerer Bewusstheit und 

grösserer Genugtuung vollzogen und empfunden wurden als 

anderswo, als überall dort, wo solche Massnahmen einen 

selbstverständlicheren Anstrich hatten. Gerade das Jahr 1960 

war für die isolierte Stadt, die sich nach Aufhebung der Blo-

ckade zu neuer und phantasievoller Initiative gezwungen sah, 

um sich ihre Reputation als kulturelles, geistiges und wirt-

schaftliches Energiezentrum wieder zu verdienen, in mehrfa-

cher Hinsicht ein Jubiläumsjahr. Man rüstete zu den X. Inter- 
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nationalen Filmfestspielen wie zu den X. Berliner Festwo-

chen, die diesmal betont feierlich und glanzvoll begangen wer-

den sollten. Der in seiner modernen Zweckhaftigkeit weitaus 

schönste Platz der neuen Weltstadt, der Ernst-Reuter-Platz, er-

fuhr im Frühjahr durch die Grundsteinlegung für ein weiteres 

Hochhaus eine entsprechende Abrundung. In dem alljährlich 

mit grösserer Intensität betriebenen Wohnungsbauprogramm 

rückte man unaufhaltsam auf die stattliche Zahl von 200’000 

zu. Im Frühjahr war die Arbeitslosigkeit praktisch überwun-

den, während das Sozialprodukt geradezu ruckartig stieg. In 

vorausschauenden Kreisen begann man sich damals die ersten 

Sorgen darüber zu machen, wie man den leer gewordenen Ar-

beitsmarkt im Interesse bevorstehender wichtiger Zukunfts-

aufgaben durch die Gewinnung junger Nachwuchskräfte auf-

füllen könnte. Das Oster- wie das Pfingstfest führten ganze 

Scharen westdeutscher und ausländischer Gäste in die deut-

sche Hauptstadt mit dem einzigen Ziel, während der Feiertage 

die nötige Ausspannung und Erholung einmal nicht an einem 

idyllischen Plätzchen, sondern an einem auch äusserlich recht 

attraktiv gewordenen Brennpunkt des Weltgeschehens zu su-

chen. 

Andere, unter ihnen sehr prominente Besucher, kamen freilich 

zu fest umrissenen Zwecken. Die Geschäftsleitungen sowohl 

der Kongresshalle wie des Messegeländes am Funkturm hat-

ten alle Hände voll zu tun, um den Ansprüchen der einander 

in fast ununterbrochenem Wechsel folgenden Ausstellungen, 

Konferenzen usw. zu genügen. Unter den Veranstaltungen 

dieser Art sei nur die wichtigste jener Tage besonders erwähnt, 

mit der sich für Berlin ebenfalls ein Jubiläum und eine stolze 

Erinnerung verbanden. Der Kongress für Kulturelle Freiheit, 

im Sommer 1950 unter der düsteren Begleitmusik des soeben  
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anhebenden Koreakrieges in Berlin ins Leben gerufen, kehrte 

genau zehn Jahre später zur Stätte seines Ursprungs zurück. 

Wiederum setzte sich eine Elite internationaler Schriftsteller, 

Wissenschaftler und Künstler für fünf Tage zusammen, um in 

einem teils leidenschaftlichen Ringen der Geister die für die 

Erhaltung der menschlichen Kultur wichtigsten Probleme der 

Zeit zu diskutieren. Im Ehrenpräsidium des Kongresses nahm 

unter anderen erlauchten Persönlichkeiten Altbundespräsident 

Prof. Theodor Heuss Platz. Die Ergebnisse dieses zweiten 

Kongresses für Kulturelle Freiheit mochten weniger greifbar, 

vor allem weniger mitreissend und zündend erscheinen als die 

des ersten, der sich von Berlin aus mit seinem unvergesslichen 

Manifest an die ganze Welt gewandt hatte. Aber ganz abgese-

hen davon, dass meist – entgegen dem alten Sprichtwort – jede 

planmässige Weiterentwicklung schwerer ist als der Anfang, 

der in der Regel mit unverbrauchtem Schwung gemacht wird, 

wurde das weniger überzeugende Ergebnis des zweiten Kon-

gresses für Kulturelle Freiheit durch einen bedeutsamen Um-

stand bei weitem aufgewogen: an ihm nahm erstmalig in so 

stattlicher Zahl die Intelligenz der jungen Entwicklungsländer 

Afrikas und Asiens teil, die mit allem Nachdruck auf jenem 

Forum der Weltoffenheit und des wechselseitigen intellektu-

ellen Respekts auch ihre Sorgen und Anregungen vortrug. 

Im Gegensatz zu der resignierenden Atmosphäre, die der illu-

sionäre Geist von Camp David gerade an jenem Ort verursacht 

hatte, der ihn sofort blitzartig als Ungeist erkannte, begann 

sich mit dem Frühjahr 1960 auch die politische Zuversicht 

wieder zu beleben. Diese allmähliche Aufhellung des Hori-

zonts wurde nur durch den Umstand lebhaft beeinträchtigt, 

dass die Berliner die unaufhaltsam steigende Not ihrer Mitbür-

ger aus der Sowjetzone unmittelbar zu spüren bekamen. Die 

Flüchtlingsbewegung nahm nach ihrem relativen Tiefstand im 
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Jahre 1959 schon in den ersten Monaten des folgenden Jahres 

auch quantitativ wieder unverkennbar zu. Im Notaufnahmela-

ger Marienfelde erschienen vor allem Hunderte und bald Tau-

sende ehemals selbständiger Bauern mit ihren Familien, um 

den Folgen der Zwangskollektivierung zu entgehen, die das 

Ulbrichtregime in dieser Zeit so fanatisch und überstürzt er-

zwang, dass man sich sogar in Moskau vorübergehend be-

fremdet zeigte. Selbstverständlich nutzte Pankow ferner die 

Verschärfung der politischen Lage in den Wochen vor der 

Gipfelkonferenz nach Kräften aus, um in Westberlin Nervosi-

tät oder gar Panik zu erzeugen. Daneben fehlte es freilich auch 

niemals an ebenso plumpen wie dreisten Anbiederungsversu-

chen. So hatte der Westberliner SED-Vorsitzende Danielus 

die Stirn, den Regierenden Bürgermeister für den 12. April 

1960 zu einer von seiner Partei geplanten politischen Kundge-

bung in die Deutschlandhalle als Korreferent des inzwischen 

verstorbenen sowjetzonalen Aussenhandelsministers Heinrich 

Rau einzuladen, um mit diesem angesichts der bevorstehenden 

Gipfelkonferenz über das Thema einer «friedlichen Lösung 

der Westberlin-Frage» zu diskutieren. Natürlich würdigte we-

der der Adressat den Briefschreiber einer Antwort noch gab 

sich die Geschäftsleitung der grössten geschlossenen Ver-

sammlungshalle Westberlins ihrerseits zu einem solchen poli-

tischen Firlefanz her. Wie man im freien Teil der Stadt über 

solche Zumutungen dachte, ergibt sich am deutlichsten aus ei-

nem Kommentar jener Tage, in dem es wörtlich hiess: 

«..über eine Grosskundgebung der SED in Westberlin, 

vielleicht sogar in der Deutschlandhalle, liesse sich durchaus 

reden, aber mit einem anderen, die Bevölkerung ungleich 

mehr interessierenden Diskussionsgegenstand. Wie wäre es 

mit einer Kundgebung, auf der die Spitzenfunktionäre des  
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Pankower Regimes mit den Flüchtlingen aus der Sowjetzone 

konfrontiert werden, insbesondere mit den rund 1‘500 Bau-

ern, die in letzter Zeit dem unsagbaren Gewissensdruck der 

Zwangskollektivierung entwichen sind? Doch auf einen sol-

chen Vorschlag würde sich wohl wiederum, und zwar aus 

wohlerwogenen Gründen, die SED kaum einlassen.» 

Auf Anregung der Bundesregierung schafften Senat und Ab-

geordnetenhaus in den gleichen Tagen die gesetzlichen 

Grundlagen für eine jederzeit durchführbare Volksabstim-

mung in ihrem Hoheitsbereich, falls der Verlauf der Gipfel-

konferenz einen solchen Schritt ratsam erscheinen lassen 

sollte. Wie wenig es jedoch im Grunde einer offiziellen Volks-

abstimmung bedurfte, ergab sich bald danach aus einer spon-

tanen: den Worten des Bundestagspräsidenten Gerstenmaier 

und des Regierenden Bürgermeisters applaudierten auf der 

Kundgebung des 1. Mai 1960 noch weit mehr Berliner als im 

Vorjahre: man schätzte ihre Zahl auf rund 750’000. Zur glei-

chen Stunde veranstaltete das Zonenregime, wie üblich, dies-

mal aber noch übermütiger und grosssprecherischer als je zu-

vor, auf dem Marx-Engels-Platz in Ostberlin die Schaustel-

lung seiner bewaffneten Streitkräfte zum überzeugenden Be-

weis seiner unentwegt «friedlichen» Absichten. 

Der Schock, den die Sprengung der Gipfelkonferenz in der 

ganzen Welt auslöste, wirkte sich in Berlin verhältnismässig 

wenig aus, ganz einfach, weil keine Zeit blieb, gründlicher 

über ihn nachzudenken und weil dessen Initiator Chruscht-

schow schon vier Tage später in seiner bereits erwähnten Rede 

gerade von Ostberlin aus plötzlich genug seine wiederer-

wachte «Geduld» bekundete. Dennoch nahmen die politischen 

Kreise im freien Teil der Stadt die Versicherung, der sowjeti-

sche Regierungschef wolle sechs bis acht Monate auf eine 

neue Gipfelkonferenz warten, von vornherein nicht ernst, son- 
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dern rüsteten sich auf eine neue Phase des Nervenkrieges. Die 

von Chruschtschow gesetzte Frist für eine neue Gipfelkonfe-

renz erschien schon daraum unrealistisch, wenn nicht unsin-

nig, weil kaum zu erwarten stand, dass eine solche Veranstal-

tung ausgerechnet im Augenblick der Amtsübernahme des 

neuen amerikanischen Präsidenten hätte stattfinden können. In 

Berlin herrschte vielmehr der Eindruck vor, dass die Sowjets 

und ihre Pankower Satelliten die von Chruschtschow gesetzte 

Frist einer trügerischen Ruhe brauchten, um gleichsam an ei-

nem Sandkastenspiel die Möglichkeiten und Durchbruch-

schancen einer späteren grossangelegten politischen Offensi-

ve vorzuexerzieren. 

SCHLAG GEGEN DEN VIERMÄCHTESTATUS 

Es waren denn auch nicht etwa sechs oder gar acht Monate, 

sondern erst zwei vergangen, als die Vorgänge in Berlin die 

Schlagzeilen der Weltpresse wieder zu beschäftigen began-

nen. Am 21. Juli 1960, zwei Tage nach der Entdeckung Ul-

brichts auf seiner Pressekonferenz, die Bundesrepublik bereite 

einen Revanchekrieg gegen die «friedliebenden Länder des 

sozialistischen Blocks» vor, beschlagnahmten die sowjetzona-

len Behörden am Kontrollpunkt Babelsberg einen Berliner 

Lastwagen, der Eternit-Platten in die Bundesrepublik trans-

portieren sollte, unter dem Vorwand, es handele sich um 

«Kriegsmaterial». Eine Woche später wurde ein zweiter Last-

wagen aus Westberlin aus dem gleichen Grunde zurückgehal-

ten. Ulbricht benötigte dringend einen «Beleg» dafür, dass 

auch Westberlin an den angeblichen Kriegsvorbereitungen be-

teiligt sei. Um Störungen des Interzonenhandels, die auch 

Pankow nicht wünschte, zu vermeiden, gab man die beiden 

Lastwagen nach einigen Tagen frei, weil sie mit ihrer Ladung 

natürlich kein Beweismaterial für die Ulbricht’schen Behaup- 
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tungen darstellten. Immerhin war ein Vorwand gefunden, das 

Berlin-Problem wieder zu aktualisieren und im eigenen 

Machtbereich eine neue Hetzkampagne zu starten. Diese rich-

tete sich vornehmlich gegen die Ostberliner SPD und ihre füh-

renden Repräsentanten. Bekanntlich war die SPD, genau wie 

die SED, auf Grund eines Kontrollratsbeschlusses von 1946 in 

allen Berliner Sektoren zugelassen worden, fristete aber im 

Ostsektor mehr und mehr ein bedrängtes und schwieriges Da-

sein. Es handelte sich indessen um einen überaus bemerkens-

werten Sonderfall, nämlich um die einzige demokratische Or-

ganisation westlicher Prägung, die in der riesigen Machtsphäre 

des Kommunismus zwischen Marienborn und Wladiwostock 

legal bestand und entsprechende Beziehungen zu einer westli-

chen Partei, nämlich zum Westberliner Landesverband der 

SPD, unterhielt. Natürlich blieb die Ostberliner SPD, in kras-

sem Gegensatz zur SED in Westberlin, von allen Möglichkei-

ten unbehinderter Agitation und politischer Mitwirkung aus-

geschlossen. Sie verfügte auch über keine Vertretung in der 

Ostberliner Stadtverordnetenversammlung, weil sie ja zu die-

sem Zweck ihren demokratischen Charakter hätte aufgeben 

und sich der Blockpolitik des kommunistischen Regimes hätte 

gleichschalten lassen müssen. Dennoch war die Existenz der 

SPD in Ostberlin ein Faktor von grosser politischer und noch 

grösserer moralischer Bedeutung. Politisch konnte sie als ein 

Sinnbild des noch immer rechtsgültigen Viermächtestatus an-

gesehen werden, unter dessen Auspizien sich die Situation in 

Ostberlin in erheblichen und wesentlichen Nuancen von der 

Zone unterschied. Moralisch wirkten die rund 6’000 Men-

schen, die sich zwölf Jahre nach der Spaltung Berlins weiter-

hin öffentlich zu den Grundsätzen westlicher Demokratie be-

kannten, durch ihr mutiges Beispiel anfeuernd und belebend  
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auf viele sympathisierende und gleichgesinnte, aber in ihrem 

Auftreten vorsichtigere Elemente in der sogenannten «Haupt-

stadt der DDR». Kreisorganisationen und Abteilungen bestan-

den in allen acht Bezirken des Ostsektors, und so wenig die 

SPD hier nach aussen wirken konnte, so fest und unverbrüch-

lich trat ihr innerer Zusammenhalt in Erscheinung. Regelmäs-

sig ergriffen auf den Kreis- und Abteilungsversammlungen 

auch prominente Sprecher der Westberliner SPD zu Vorträgen 

und Referaten das Wort. Als ein Unikum verdient schliesslich 

hervorgehoben zu werden, dass die Ostberliner SPD durch 

zwei Abgeordnete im Bonner Bundestag vertreten war. 

Gegen einen dieser Abgeordneten, den SPD-Vorsitzenden des 

Kreises Friedrichshain, Neubauer, wurde im August 1960 ein 

systematischer Pressefeldzug in den sowjetzonalen Organen 

gestartet. Man bediente sich dabei vornehmlich fingierter Le-

serzuschriften, da man offenbar die Stunde noch nicht für ge-

kommen hielt, die Redaktionen unmittelbar einzuschalten. 

Immerhin wurde Neubauer in diesen Leserzuschriften unter 

Ignorierung des Viermächtestatus als «DDR-Bürger» ange-

sprochen, der in der Bundesrepublik «Kriegshetze» treibe und 

auf den man deshalb das sowjetzonale «Gesetz zum Schutze 

des Friedens» anwenden müsse. Doch zeigte sich gerade an 

diesem Beispiel die typische Eigenart der Kommunisten, die 

gern das Äusserste provozieren, aber ebenso eindeutig vor 

dem Äussersten zurückschrecken, sobald einer von ihnen in-

spirierten Massnahme ein entsprechende Gegenmassnahme 

folgt. Kaum von seinem sommerlichen Urlaub zurückgekehrt, 

stattete der Regierende Bürgermeister in seiner Eigenschaft 

als SPD-Landesvorsitzender, dem auch die Organisation im 

Ostsektor unterstand, dem Kreisbüro seiner politischen Freun-

de im Bezirk Friedrichshain einen demonstrativen Besuch ab.  
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Die Anwesenheit des prominenten Gastes sprach sich wie ein 

Lauffeuer herum, Tausende von Menschen versammelten sich 

in den angrenzenden Strassen und winkten dem Repräsentan-

ten des freien Berlin begeistert zu. Nach dieser in jeder Hin-

sicht unmissverständlichen Reaktion wich die SED zurück und 

blies den Feldzug sowohl gegen den Bundestagsabgeordneten 

Neubauer wie gegen die Ostberliner SPD überhaupt ebenso un-

auffällig ab, wie sie ihn auffällig genug begonnen hatte. 

Machten demnach die ersten Vorbereitungen der SED für das 

geplante Sandkastenspiel gegen den Viermächtestatus noch ei-

nen ungezielten, verworrenen, ja, fast hilflosen Eindruck, dann 

lässt sich das von dem am 30. August geführten Schlag, der 

logischerweise sehr viel weitere Kreise zog, wahrhaftig nicht 

behaupten. An diesem Tage gab die sowjetzonale Nachrichten-

agentur ADN eine Anordnung des Innenministers der Sowjet-

zone bekannt, nach der Einwohnern Westdeutschlands in der 

Zeit vom 31. August, 0 Uhr, bis zum 4. September, 24 Uhr, das 

Betreten des Ostsektors von Berlin nur noch gestattet würde, 

wenn sie im Besitz einer Aufenthaltsgenehmigung seien. In 

diesen Tagen sollten in Westberlin zwei Veranstaltungen statt-

finden, die die Sowjetzonenbehörden zu «Revanchistentref-

fen» stempelten, vor deren Auswirkungen sie ihre «Haupt-

stadt» schützen müssten: eine Konferenz des Heimkehrerver-

bandes und der «Tag der Heimat», der bemerkenswerterweise 

bereits elfmal ohne östliche Proteste begangen worden war. 

Gleichzeitig kündigte Pankow für die genannten Tage eine 

scharfe Überwachung der Verkehrswege nach Berlin an, um 

«Revanchisten» an der Einreise zu hindern. 

Diese Massnahme bedeutete eine dreifache Verletzung des 

Viermächtestatus für ganz Berlin und der Abkommen, die ihn 

nach Aufhebung der Blockade im Mai und Juni 1949 erneut 

bekräftigt hatten: die geplante «scharfe Überwachung der Ver- 
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kehrswege» stellte einen Eingriff in die garantierte Freiheit der 

Landverbindungen nach Berlin dar, die Sperrung der Sekto-

rengrenzen für westdeutsche Besucher ohne ausdrückliche 

Aufenthaltsgenehmigung ignorierte das Prinzip voller und un-

gehinderter Bewegungsfreiheit im ganzen Stadtgebiet. Im-

merhin war es zu ähnlichen Behinderungen, wenn auch in der 

Regel in umgekehrter Richtung, schon mehrfach gekommen – 

man denke etwa an die vorübergehenden Absperrungsmass-

nahmen während des kommunistischen Weltjugendtreffens 

im Jahre 1951 –, doch hatte die formale Verantwortung bis 

dahin stets der Ostberliner Magistrat übernommen. Insofern 

war die dritte Verletzung des Viermächtestatus gleichzeitig 

die ernsteste und folgenschwerste, die Tatsache nämlich, dass 

die Anweisungen über die Erschwerung des Personenverkehrs 

an den Sektorengrenzen Berlins vom sowjetzonalen Innenmi-

nisterium ausgingen und dass sich damit eine Behörde in der 

deutschen Hauptstadt erstmalig Zuständigkeiten anmasste, in 

der sie rechtens nicht einmal institutionell etwas zu suchen 

hatte. 

Prüft man die Reaktionen in Westberlin, in Bonn und in den 

westlichen Hauptstädten auf diesen raffiniert auskalkulierten 

kommunistischen Übergriff, so schneidet Westberlin im Hin-

blick auf die Folgerichtigkeit seines Verhaltens am besten ab, 

wobei freilich zu bedenken ist, dass seine Möglichkeiten weit-

aus am begrenztesten waren. Der Senat dachte gar nicht daran, 

trotz mancher unfreundlicher Kommentare sogar westlicher 

Presseorgane, auf die später noch einzugehen ist, unter dem 

Druck der neuen Krise etwa die beiden revanchistischen Ver-

anstaltungen abzusagen. Der Regierende Bürgermeister er-

klärte vielmehr mit vollem Recht in seiner Begrüssungsrede 

auf der Konferenz des Heimkehrerverbandes: «...Wenn man  
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sich diese Willkür gefallen liesse, würde man sich auf eine ab-

schüssige Ebene begeben, auf der es kaum noch ein Halten 

gäbe. Denn jedes Nachgeben würde nur zu neuen Forderun-

gen und zu neuer Willkür führen.» Ferner traf der Senat in 

schleunigen Verhandlungen mit den drei westlichen Flugge-

sellschaften Vorsorge, dass die angeblichen «Revanchisten», 

denen der Zugang nach Berlin auf dem Landwege verwehrt 

wurde, den Tagungsort ohne finanzielle Nachteile auf dem 

Luftwege erreichen konnten. Tatsächlich kamen in den fünf 

Tagen zwischen dem 31. August und dem 4. September – den 

Eisenbahnverkehr nicht einbegriffen, für den genaue Angaben 

fehlen – über 4’000 Personen mehr nach Westberlin, als im 

gleichen Zeitraum des Vorjahres, obwohl über 1’000 Bürgern 

aus der Bundesrepublik der freie Zugang auf dem Landwege 

verwehrt wurde. Andere (Reisende, die die sowjetzonalen Be-

hörden schliesslich passieren liessen, insbesondere Schulklas-

sen und Jugendgruppen, sahen sich vorher stundenlangen und 

teilweise entwürdigenden Belästigungen und Verhören ausge-

setzt. Dessenungeachtet nahmen die beiden von Pankow des 

«Revanchismus» bezichtigten Veranstaltungen einen unge-

störten und unter den obwaltenden Verhältnissen sogar recht 

eindrucksvollen Verlauf. 

In Bonn wie in den westlichen Hauptstädten beantwortete man 

die Verletzung des Viermächtestatus im Sinne des alten 

Sprichwortes «Hannemann, geh du voran!» In Bonn berief 

man sich darauf, dass nach den geltenden Vereinbarungen die 

Überwachung und Sicherung des Viermächtestatus Angele-

genheit eben der vier Mächte sei, also der Sowjetunion und 

der drei westlichen Verbündeten der Bundesrepublik. Bonn 

ermangle der Kompetenzen, sich in Berliner Zwischenfälle 

einzumischen, wenigstens in erster Instanz. In den westlichen 

Hauptstädten vertrat man vielfach die Auffassung, dass es um- 
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gekehrt Bonn zukomme, unmittelbar tätig zu werden und dass 

es dazu vornehmlich durch den Interzonenhandel über wirk-

same Mittel verfüge. Mit ärgerlichem Missfallen verzeichnete 

man es ferner im westlichen Ausland, dass zahlreiche west-

deutsche Firmen trotz aller energischen Gegenvorstellungen 

der Bundesregierung und der führenden Wirtschaftsverbände 

auf der soeben eröffneten Leipziger Herbstmesse wiederum 

mit Ständen vertreten seien. Wenn sich «die Deutschen» in ei-

gener Sache so inaktiv zeigten, warum sollte dann der Westen 

angesichts der neuen Berlin-Krise für sie die Kastanien aus 

dem Feuer holen? 

Dies war, wohlgemerkt, natürlich nicht die offizielle Auffas-

sung der westlichen Regierungen, wohl aber neigte ein grosser 

Teil der öffentlichen Meinung im Ausland zu derart widersin-

nigen Schlüssen. Sicherlich traf es zu, dass Bonn auf die zu-

nächst ja nur für fünf Tage vorgesehene teilweise Abriegelung 

der Sektorengrenze in Berlin mit einer sofortigen Kündigung 

des Interzonenhandelsabkommens hätte reagieren können. 

Dass die Bundesregierung aber mit einer so drastischen Sank-

tion noch einige Wochen wartete, hatte durchaus einleuch-

tende Gründe. Einmal standen beide Massnahmen – die zu-

nächst kurzfristige und nur für westdeutsche Besucher gel-

tende Einschränkung der Freizügigkeit in Berlin und eine 

Kündigung des Interzonenhandelsabkommens weder logisch 

noch dem Gewicht nach in einem angemessenen Verhältnis. 

In Westberlin war die Bundesregierung zwar mit einer Reihe 

von Behörden und Aussenstellen, nicht aber mit einer Exeku-

tive vertreten, die dort notfalls Gewalt mit Gewalt hätte beant-

worten können. Im Gegenteil, Westberlin galt ja gerade mit 

Rücksicht auf den Viermächtestatus auch nach Auffassung der 

westlichen Schutzmächte als ein «Bundesland besonderer  

489 



Art», bildete aber keinen integrierenden Bestandteil des Bun-

desgebietes. Ausserdem erscheint es begreiflich, dass die Bun-

desregierung Bedenken empfand, ihre einzige, allerdings 

höchst wirksame Waffe durch einen vorzeitigen Einsatz abzu-

stumpfen. Dennoch hätten zumindest die psychologischen De-

monstrationen der Bundesrepublik gegen den Übergriff Pan-

kows zweifellos weniger zimperlich sein können und sich 

nicht nur auf offizielle Erklärungen beschränken müssen. Dies 

galt vor allem für eine etwaige öffentliche Anprangerung der 

unentwegten Geschäftemacher auf der Leipziger Messe. Ge-

wiss verfügt eine Demokratie nicht über die Mittel, die Nar-

renfreiheit zu unterbinden oder würdelose Elemente in ihrer 

Profitgier zu beschränken, soweit diese formal ausserhalb des 

Kriminellen bleibt, aber sie sollte doch soviel Selbstachtung 

haben, sich notfalls in aller Öffentlichkeit von ihnen zu distan-

zieren. 

So fällt die Hauptverantwortung für die unzulänglichen und 

schwächlichen Reaktionen der freien Welt auf den Gewalt-

streich in Berlin eindeutig den Westmächten zu. Sie waren zu-

sammen mit der Sowjetunion die Garanten des Viermächtesta-

tus, sie hätten daher allein das Recht und die Möglichkeit ge-

habt, einer so eindeutigen Verletzung dieses Viermächtestatus 

schon im Initialstadium zu begegnen. Tatsächlich unternah-

men sie aber zunächst nicht einmal einen offiziellen Protest-

schritt in Moskau, sondern begnügten sich damit, ihre drei 

Kommandanten in Berlin beim sowjetischen Stadtkomman-

danten vorstellig werden zu lassen. Dieser wies den Vorwurf, 

die vom sowjetzonalen Innenministerium angeordnete Ver-

kehrsbeschränkung sei eine flagrante Rechtsverletzung und 

ein Verstoss gegen die Vereinbarungen nach Aufhebung der 

Blockade, vierzehn Tage später mit dem Bemerken zurück, die 

Zonenregierung «übe auf ihrem Territorium die volle Rechts-

herrschaft aus», Gleichzeitig bezichtigte der sowjetische  
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Stadtkommandant die Westmächte eines Missbrauchs der 

Luftkorridore, weil Teilnehmer an «Militaristen- und Revan-

chistentreifen» auf dem Luftwege nach Westberlin gebracht 

worden seien. Die Luftkorridore seien jedoch nur «für die Be-

dürfnisse der in Westberlin stationierten Garnisonen der 

Westmächte zur Verfügung gestellt worden». Es erscheint not-

wendig, in diesem Zusammenhang einmal auf das inzwischen 

fast mechanisch funktionierende Katze-und-Maus-Spiel west-

licher Proteste und sowjetischer Gegenäusserungen etwas nä-

her einzugehen, weil die kommunistische Lesart auch nach der 

Berlin-Krise vom September 1960 sich stets gleichgeblieben 

ist. Alle seit dieser Zeit erhobenen Vorstellungen und Be-

schwerden des Westens über Rechtsverletzungen und Über-

griffe in Berlin ernteten bis über den 13. August 1961 hinaus 

bei ihrem sowjetischen Partner, sei es in Ostberlin oder in 

Moskau, immer nur ein Achselzucken, verbunden mit einem 

mehr oder minder – meist minder – höflichen Hinweis auf die 

völlige Unzuständigkeit der Sowjetunion und die bestehenden 

«Souveränitätsrechte» des Zonenregimes. Chruschtschow 

durfte sich das auch leisten, nachdem Ulbricht der erste Hand-

streich gegen die Rechte des Westens in Berlin in eigener Re-

gie so unerwartet glänzend gelungen war. 

Nachträglich kann man nicht umhin zuzugestehen, dass die er-

ste Verletzung des Viermächtestatus sowohl im Hinblick auf 

dessen zeitliche Begrenzung wie auf dessen Anlass ungemein 

geschickt inszeniert worden war. Mit der Behauptung, die bei-

den Veranstaltungen in Westberlin seien revanchistisch, be-

rührte Pankow weit über seine osteuropäischen Nachbarn hin-

aus gewisse noch immer vorhandene Empfindlichkeiten im 

westlichen Lager, was dann auch prompt einige geistige Ver-

wirrrung, vornehmlich in der französischen Presse, auslöste. 

Diese bezog sich nicht auf die Konferenz des Heimkehrerver- 
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bandes als des Gliedes einer grossen internationalen Organi-

sation, wohl aber auf den «Tag der Heimat», auf dem das Ver-

triebenen- und Flüchtlingselement überwog. Schon bei frühe-

ren ähnlichen Gelegenheiten war in diesen Kreisen tatsächlich 

manches hitzige und unangebrachte Wort gesprochen worden, 

wenn auch die Versicherung der Vertriebenenverbände, sie 

strebten die Wiedergewinnung ihrer Heimat und eine etwaige 

Revision der Oder-Neisse-Grenze ausschliesslich mit friedli-

chen Mitteln an, niemals einem Zweifel unterliegen konnte. 

Nichtsdestoweniger stiess diese Veranstaltung auch im ver-

bündeten Ausland auf einige recht unfreundliche Kommen-

tare. Mindestens wurde die vorwurfsvolle Frage laut, ob es 

denn notwendig gewesen wäre, den «Tag der Heimat» gerade 

in dieser Zeit und unter diesen Umständen in Westberlin statt-

finden zu lassen. Die eifrigen Kritiker des Splitters im eigenen 

Auge übersahen wieder einmal geflissentlich den Balken im 

Auge ihres Gegenübers. Die deutschen Vertriebenenverbände 

waren und sind eine Organisation im Bereiche der Demokra-

tie, wenn sie auch sicher nicht in allen Lagern und in allen 

Ländern auf die gleiche ungeteilte Sympathie für ihre Sache 

stossen. Pankows Versuche, das Berliner Treffen durch er-

presserische Manöver zu sabotieren, waren insofern eine Her-

ausforderung der unteilbaren Demokratie und nichts anderes. 

Dennoch verwechselten einige westliche Gemüter aus blos-

sem Misstrauen gegen bestimmte Tendenzen des «Tages der 

Heimat» auf eine geradezu törichte Weise die realen Propor-

tionen des Geschehens bzw. Ursache und Wirkung. 

Das grosse taktische Geschick Pankows bestand ferner darin, 

dass es sich mit seinem Schlage gegen den Viermächtestatus 

eine Rückzugslinie offenhielt: durch die ursprünglich vorge-

sehene Befristung der Verkehrsbehinderung auf fünf Tage. 

Das ganze Manöver war als Generalprobe des Vorspiels zu ei- 
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nem grossen Drama gedacht. Hätte der Westen sofort energi-

sche Gegenmassnahmen ergriffen, wären die alliierten Garni-

sonen in Westberlin Anfang September 1960 und nicht erst 

Ende August 1961 an den nunmehr mit Mauern und Stachel-

drahtgrenzen verriegelten Sektorengrenzen aufmarschiert, 

wäre Pankow wahrscheinlich mit einem beleidigten Hinweis 

auf seine verkannte Friedensliebe zurückgewichen. In diesem 

Falle hätte sich Ulbricht freilich mit seinem Versuch, an den 

Viermächtestatus zu rühren, erheblich die Finger verbrannt, 

aber gleichzeitig ein neues Motiv gefunden, den Westen einer 

unverständlichen und niederträchtigen Solidarität mit deut-

schen «Kriegshetzern» anzuklagen. So, wie die Dinge damals 

lagen, konnte er mit einem Misserfolg seiner Aktion nur rela-

tiv wenig verlieren, mit einem Erfolg aber Entscheidendes ge-

winnen. Und sprach der Erfolg nicht ebenso eindeutig für ihn, 

wie er ein Vierteljahrhundert zuvor immer wieder eindeutig 

für Hitler gesprochen hatte? Gaben ihm seine leichten Trium-

phe nicht ein Recht, etwa noch zögernde Genossen, die ihm 

vielleicht auf einem gefährlichen Weg nicht unbedingt folgen 

wollten, der Kleinmütigkeit und des Defaitismus anzuklagen? 

Genau wie angekündigt, am 4. September um 24 Uhr wurde 

die Generalprobe planmässig abgeblasen. Im Polit-Büro der 

SED zog man schadenfreudig eine erste Zwischenbilanz. 

Wirksame Gegenaktionen des Westens waren vollständig aus-

geblieben. Stattdessen gab es papierne Proteste, die man von 

nun an, nach dem geglückten Husarenstreich, vermutlich nicht 

mehr ernstzunehmen brauchte. Im Gegenteil, im SED-Haupt-

quartier registrierte man deutlich jenes paradoxe, bereits ein-

mal erwähnte Gefühl westlicher Dankbarkeit und Genugtu-

ung, dass nun «vorerst» wieder alles «normal» zu verlaufen 

schien. Aus einigen Presseorganen des Westens konnten die 
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Initiatoren der Verletzung des Viermächtestatus sogar entneh-

men, dass ihr Vorgehen zwar keineswegs gebilligt, ihr vorge-

gebenes Motiv jedoch auf eine gewisse Resonanz gestossen 

sei. Nach der glücklich und reibungslos abgelaufenen Gene-

ralprobe durfte man nun wohl das Vorspiel riskieren. 

Am 8. September gegen Abend gab die Zonenregierung be-

kannt, dass von nun an der freie Verkehr über die Berliner Sek-

torengrenze für westdeutsche Besucher unbefristet gesperrt 

sei. An fünf Sektorenübergängen würden künftig Aufenthalts-

genehmigungen für Westdeutsche ausgestellt, die aus familiä-

ren Gründen, wirtschaftlichen Interessen, zur Teilnahme an 

Kultur- und Sportveranstaltungen, Stadtrundfahrten usw. Ost-

berlin vorübergehend besuchen wollten. Eine solche dauernde 

Kontrolle sei notwendig, um von jetzt ab alle westdeutschen 

«Militaristen und Revanchisten» an einem Betreten Ostberlins 

zu hindern. Ja, Pankow trieb die Dreistigkeit bereits so weit, 

dass es gleichzeitig Noten an die drei Westmächte richtete, in 

denen gedroht wurde, man könne mit Hilfe des Warschauer 

Paktes «alle erforderlichen Massnahmen durchführen, um je-

des militärische Abenteuer der -westdeutschen Militaristen 

schon in seinen Anfängen zunichte zu machen». 

Fünf Tage danach ging das Zonenregime noch einen Schritt 

weiter. Der Ministerrat gab bekannt, dass bei Westberlinern, 

die durch die Sowjetzone ins Ausland reisen wollten, künftig 

nur noch der Westberliner Personalausweis, nicht aber der von 

Bundesbehörden ausgestellte Pass als Reisedokument aner-

kannt werde, da Westberlin mit dem Bundesgebiet nichts zu 

schaffen habe. Damit griff Pankow bereits direkt mit einer 

höchst eigenwilligen Interpretation in den Rechtsstatus West- 
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berlins ein, um seine These, ganz Berlin liege auf dem «Terri-

torium der DDR», entsprechend zu unterstreichen. 

Die einzige für Pankow allerdings recht unangenehme Gegen-

massnahme der Westmächte auf diese ungleich ernsteren Pro-

vokationen bestand in der Sperrung der Ausgabe von Durch-

reisevisa für Bewohner der Sowjetzone, die offiziell in Länder 

ausserhalb des Ostblocks reisen wollten. Dies traf vornehm-

lich «Reisende in politischer Mission», denen solche Durch-

reisevisa bisher von den westlichen Stadtkommandanten in 

Berlin erteilt worden waren. Es versteht sich von selbst, dass 

damit die bisher so gut wie ungehemmten Agitationsmöglich-

keiten des kommunistischen deutschen Teilstaates in allen 

Ländern, mit denen er keine formellen diplomatischen Bezie-

hungen unterhielt, empfindlich beschränkt wurden. Ansonsten 

liess es der Westen auch diesmal bei einem diplomatischen 

Protest bewenden, der sich allerdings nicht nur auf die Berli-

ner Kommandantenebene beschränkte, sondern von den Bot-

schaftern der drei Westmächte bei der Sowjetregierung in 

Moskau unmittelbar vorgebracht wurde. Die Sowjetunion ant-

wortete am 27. September mit einer Erklärung, das New Yor-

ker Abkommen der vier Mächte vom Mai 1949, auf das die 

Botschafter Bezug genommen hatten, sei «während der Be-

satzungszeit abgeschlossen worden, als die Fragen des Ver-

kehrs der deutschen Bevölkerung zwischen Berlin und den 

ehemaligen Besatzungszonen Deutschlands durch die Behör-

den der vier Mächte geregelt wurden. Mit der Bildung zweier 

deutscher Staaten gehörten diese Fragen ausschliesslich in 

die Zuständigkeit der deutschen Behörden». 

Es lässt sich nicht leugnen, dass die westlichen Reaktionen, 

Proteste und Gegenaktionen auf die Berlin-Krise vom Herbst 

1960 völlig ungenügend waren. Hierfür gibt es psychologisch 

allerdings mehrere Gründe. 
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Das Dilemma des Westens angesichts der praktisch ungestraf-

ten Verletzung des Viermächtestatus bestand vor allem darin, 

dass er das Recht vertrat, Pankow hingegen mit der Rücken-

deckung Moskaus nicht etwa die Macht – soweit ist es Gott 

sei Dank auch heute noch nicht und wird hoffentlich niemals 

so weit kommen –, wohl aber die oft zitierte «normative Kraft 

des Faktischen». Mehr als zehn Jahre lang hatten die westli-

chen Garantiemächte Sünden wider den Geist des Viermäch-

testatus stillschweigend hingehen lassen, so dass sie sich im 

Augenblick, als auch der Buchstabe verletzt wurde, nicht 

mehr zu einer energischen Aktion aufraffen konnten. Der kon-

sequente Abbau des Viermächtestatus begann schon zu einer 

Zeit, als niemand etwas davon merkte oder merken wollte, 

nämlich mit der Staatsgründung der sogenannten DDR. 

Selbstverständlich hätten die Westmächte, die während der 

Debatten des Parlamentarischen Rats über das Grundgesetz 

der Bundesrepublik Westberlin sogar den Status eines gleich-

berechtigten Bundeslandes verweigerten und über irgendwel-

che effektiven Hauptstadtfunktionen schon gar nicht mit sich 

reden liessen, im Oktober 1949 verhindern müssen, dass Ost-

berlin zur Hauptstadt des kommunistischen deutschen Teil-

staates deklariert wurde. Wenn sich das Entstehen zweier 

deutscher Teilstaaten schon nicht verhindern liess, dann hätte 

sich das kommunistische Regime allenfalls Leipzig, Dresden 

oder Magdeburg als «Hauptstadt» aussuchen dürfen, aber kei-

nesfalls einen Teil der wirklichen Hauptstadt eines ungeteilten 

Deutschland, in der nach wie vor der Viermächtestatus galt. 

Nachdem aber nichts geschah, um diese erste Vertragsverlet-

zung schon im Initialstadium abzuwehren, richtete sich das 

Zonenregime in Ostberlin häuslich ein. Auch in den fünfziger 

Jahren boten sich noch der Gelegenheiten genug, dem Vier-

mächtestatus und seinen Bestimmungen Geltung zu verschaf- 
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fen. Ein Kontrollratsgesetz untersagte nämlich jede militäri-

sche Produktion und die Aufstellung bewaffneter Streitkräfte 

in allen Teilen der deutschen Hauptstadt. Während die West-

mächte in ihrem Hoheitsbereich dieses Gesetz geradezu pein-

lich respektierten, duldeten sie jahrelang ohne ernsthaften Wi-

derspruch, dass es in Ostberlin in schamloser Weise verletzt 

wurde. Dort entstanden im Laufe der Zeit eine Standortkom-

mandantur der sogenannten «Nationalen Volksarmee», eine 

Polit-Offizierschule und eine Ingenieurtechnische Verwaltung 

als höchste staatliche Stelle für rüstungswirtschaftliche Pla-

nung. Die «Gesellschaft für Sport und Technik», eine eindeu-

tig vormilitärische Organisation, verfügte in Ostberlin eben-

sogut wie in der Sowjetzone über Zweig- und Rekrutierungs-

stellen, die ebenfalls mit Geist und Sinn des Viermächtestatus 

unvereinbaren kommunistischen Betriebskampfgruppen wie-

sen in Ostberlin bereits im Sommer 1960 eine Mindeststärke 

von 30’000 Mann auf. 

Diese sich zeitlich über ein ganzes Jahrzehnt erstreckenden 

permanenten Verstösse gegen internationales Recht nahmen 

die Westmächte unter gelegentlichen Protesten hin, ohne 

ernsthaft dagegen einzuschreiten. Als nun das Sowjetzonenre-

gime nach einer systematischen Festigung seiner internen Po-

sition in Ostberlin im September 1960 erstmalig über die ihm 

gezogenen Grenzen dreist hinausgriff, kam für die westlichen 

Schutz- und Garantiemächte ein weiteres, geradezu diabolisch 

anmutendes Handikap hinzu. Auch in London, Paris und 

Washington täuschte man sich wenigstens in offiziellen Krei-

sen sowenig wie in Bonn oder gar in Westberlin darüber hin-

weg, dass der durch die Verkehrsbeschränkungen ausgelöste 

Frontalangriff gegen den Viermächtestatus überaus schwer 

wog. Wem aber wurde dadurch schon unmittelbar und mate-

riell geschadet? 
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Die demütigenden Verhöre und Leibesvisitationen angebli-

cher westdeutscher Revanchisten an den Zonengrenzen wäh-

rend der fünf Tage der Generalprobe gerieten bald in Verges-

senheit und wurden in einer so allgemeinen Form auch nicht 

wiederholt. Besucher aus der Bundesrepublik mussten schon 

vor dem Schlag gegen den Viermächtestatus, ebenso wie die 

Westberliner Bevölkerung, darauf gefasst sein, dass man beim 

Übertritt auf Ostberliner Gebiet ihre Ausweise kontrollierte. 

Wenn sich nun westdeutsche Besucher künftig darüber hinaus 

besondere Aufenthaltsgenehmigungen beschaffen sollten, 

was war dann schon materiell gegenüber dem früheren Zu-

stand verändert? Ähnlich verhielt es sich mit der Weigerung 

der Sowjetzonenbehörden, Westberlinern den bundesdeut-

schen Pass weiterhin als Reisedokument anzuerkennen. Wel-

cher Westberliner würde sich schon der Unannehmlichkeit 

aussetzen, eine Auslandsreise von sowjetzonalem Gebiet aus 

anzutreten? Lohnte es dafür wirklich, auf moralische oder tat-

sächliche Barrikaden zu gehen? Sollte man wegen dieser ge-

ringfügigen Gleichgewichtsverschiebung das Risiko einer 

neuen Blockade Westberlins, womöglich das Risiko eines 

dritten Welt krieges auf sich nehmen? Eines Tages würde man 

ja hoffentlich doch mit der Sowjetunion über eine zumutbare 

Lösung des deutschen Problems und damit der Berlinfrage 

vernünftig verhandeln können. Schliesslich war nicht zu be-

streiten, dass Moskau in den letzten Jahren erstaunliche tech-

nische und wissenschaftliche Erfolge erzielt hatte, die 

schliesslich seinen hartnäckigen und verbissenen Minderwer-

tigkeitskomplex gegenüber dem Westen abbauen und es damit 

irgendwie gesprächsbereit machen würde. Bis dahin durfte 

man wohl einige Schönheitsfehler in Kauf nehmen, ja, einiges 

Gelände preisgeben, um sich nicht seinerseits an dem so oft 

und schmerzhaft unterbrochenen Schlaf der Welt zu versündi- 
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gen. All diese Fragen, die im Herbst 1960 die westliche Öf-

fentlichkeit beschäftigten, waren taktisch und psychologisch 

sehr einleuchtend motiviert, aber im Hinblick auf die politi-

sche Strategie gegenüber einem totalitären Partner leider völ-

lig falsch gestellt. Die humanitäre Katastrophe, die der 13. Au-

gust 1961 herbeiführte, wurde schon ein Jahr zuvor Zug um 

Zug vorbereitet, ohne dass es damals im westlichen Lager je-

mand ernsthaft glauben mochte oder glauben wollte. Der Keu-

lenschlag hätte nicht treffen können, wäre der vorauf gehende 

Nadelstich auf Granit statt auf Watte gestossen. 

ULBRICHT ALS FÜHRERFIGUR 

Der Zufall wollte übrigens, dass in den gleichen Tagen, da 

Pankow zum ersten vorsichtigen Schlag gegen den Viermäch-

testatus ausholte, das Zonenregime sich derart verhärtete, dass 

es den letzten potentiellen Rest moralischer Verhandlungsfä-

higkeit verlor. Am 7. September war nach jahrelanger Agonie 

der 84jährige Staatspräsident Wilhelm Pieck gestorben. Seine 

protokollarische Stellung entzog ihm zwar jeden politischen 

Einfluss, und er lebte seit Bestehen des Zonenstaates in seinem 

Amtssitz, dem Schloss Niederschönhausen, in weitgehender 

Isolierung. Dennoch verkörperte er sinnbildlich einen Rest 

westlicher Staatskonstruktion. Dem Buchstaben nach enthielt 

die Verfassung des Zonenstaates von 1949 nicht nur alle über-

lieferten Grundrechte für den einzelnen Bürger – Meinungs- 

und Religionsfreiheit, Streikrecht usw. –, sondern wich auch 

in ihren Bestimmungen über eine Art «Gewaltenteilung» ganz 

erheblich von dem üblichen kommunistischen Schema ab. 

Während in den meisten sogenannten Volksdemokratien nach 

Moskauer Vorbild praktisch alle Macht in den Händen des Ge- 
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neralsekretärs der kommunistischen Staatspartei lag, waren in 

der Sowjetzone bis zum Tode Piecks der freilich immer mass-

gebenderen Stellung Ulbrichts noch gewisse Grenzen gezo-

gen. Schwerer wogen vielleicht noch gewisse psychologische 

Unterschiede. Die beiden wichtigsten Repräsentanten des ur-

sprünglichen Zentralkomitees der Kommunistischen Partei, 

die nach der deutschen Kapitulation von 1945 aus Moskau zu-

rückkehrten, Pieck und Ulbricht, waren zweifellos beide li-

nientreue und waschechte Bolschewisten. Während aber Ul-

bricht die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung im ersten 

Weltkrieg als Jugendlicher erlebte, hatte sich Wilhelm Pieck 

seine politischen Sporen schon lange vorher verdient, besass 

also, im Gegensatz zu Ulbricht, noch ein vergleichendes Erin-

nerungsvermögen an andere Zeiten und andere Werte. Aus 

manchen durchaus ernst zu nehmenden Quellen verlautete, 

der rasch vergreisende Pieck verstünde nicht nur die Zeichen 

der Zeit nur noch unvollkommen, sondern trage auch schwer 

an manchen ihrer Symptome. 

Ferner war Ulbricht, der in der SED als Generalsekretär im-

mer ungehemmter und selbstherrlicher schaltete und waltete, 

in der Zonenregierung als Stellvertreter dem Ministerpräsi-

denten Grotewohl untergeordnet. Auch dieser repräsentierte, 

so sehr im Laufe der Jahre sein tatsächlicher Einfluss zusam-

menschrumpfte, als Verräter der Sozialdemokratie noch ein 

Stück schlechten Gewissens des Zonenstaates. Mit Recht wird 

mancher die mit den Eigenarten Piecks und Grotewohls gege-

benen Hemmungsfaktoren als relativ oder gar völlig belanglos 

empfinden. Man darf aber nicht vergessen, dass sich die ag-

gressive Kraft eines totalitären Systems, noch dazu wenn es, 

wie in der Sowjetzone, von der Mehrheit der Bevölkerung 

nicht nur nicht getragen, sondern entschieden abgelehnt wird, 

vornehmlich in der Fassade und nicht in der Substanz aus- 
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drückt. Gerade dieser Umstand macht es trotz aller Kraftmeie-

rei nach aussen im Inneren verwundbarer und empfindlicher 

als jedes demokratische Regime, und eine Opposition ist so 

lange denkbar, als sich diese um noch so unzulängliche Sym-

bole zu gruppieren vermag. Der Tod Wilhelm Piecks schaltete 

auch diese Möglichkeit aus und trug insofern nicht unbeträcht-

lich zu einer Verschärfung der Lage bei. 

Ulbricht nutzte jedenfalls die dadurch gegebenen Chancen mit 

sicherem Blick aus. Die Funktion eines Staatspräsidenten in 

der Sowjetzone wurde sofort nach Piecks Tode offiziell abge-

schafft. Schon am 12. September trat Ulbricht als «Vorsitzen-

der des Staatsrats» in einer neuen Funktion an die Spitze und 

überrundete damit seinen bisher rangälteren, inzwischen aber 

amtsmüden und kränklichen Kollegen Grotewohl. Damit 

drängt sich ein Vergleich der Machtverschiebung in der Zone 

im September 1960 mit dem analogen Vorgang im Dritten 

Reich nach dem Tode Hindenburgs geradezu gebieterisch auf, 

nicht nur im Hinblick auf die Abschaffung der Funktion eines 

Staatsoberhauptes über der Exekutive, sondern auch im Hin-

blick auf die geradezu taktlose Eile, mit der diese Veränderung 

vollzogen wurde. Vom September 1960 ab baute sich Ulbricht 

selber immer konsequenter und eindeutiger als Führerfigur 

auf. Die stillschweigende, wenn auch wahrscheinlich nicht im-

mer vorbehaltlose Zustimmung Moskaus wie die verhängnis-

volle Schwäche der westlichen Reaktionen auf alle Herausfor-

derungen Pankows bewirkten gleichzeitig, dass sich Ulbricht 

von einem machtgierigen, aber höchst durchschnittlichen, 

stets emsig um die Erfüllung seines politischen und wirtschaft-

lichen Plansolls bemühten Funktionär in einen monomanen 

Diktator verwandelte, dessen selbstsicherer Übermut seit lan-

gem keine Grenzen mehr kennt. 
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INTERZONENHANDELSABKOMMEN GEKÜNDIGT . . . 

Allerdings sah sich dieser Diktator schon in den ersten Wo-

chen seiner Amtsführung einem so empfindlichen Schlag aus-

gesetzt, dass sogar er eine monatelange sorgfältige Zurückhal-

tung beobachtete, bis er sich voll zu entfalten vermochte. Un-

ter dem Eindruck der weiterschwelenden Berlin-Krise, die im-

mer wieder zu örtlichen Zwischenfällen führte und schliesslich 

sogar vor prominenten Vertretern der Westmächte nicht halt-

machte– so wurde Ende September auch der amerikanische 

Botschafter in der Bundesrepublik, Dowling, bei einem Über-

tritt in den Ostsektor belästigt und gehindert –, entschloss man 

sich in Bonn nach reiflicher Prüfung nun doch zur Kündigung 

des Interzonenhandelsabkommens. Am 30. September trat die 

Bundesregierung zu einer Sondersitzung zusammen, an der 

erstmalig auch die Führer der Oppositionsparteien und Vertre-

ter des Berliner Senats teilnahmen. Der «Bevollmächtigte für 

die Währungsgebiete der Deutschen Mark (DM-West)», wie 

sein offizieller Titel lautete, Dr. Leopold, wurde angewiesen, 

seinem sowjetzonalen Kollegen Berendt mit Wirkung vom 1. 

Januar 1961 ab das Auslaufen des Interzonenhandelsabkom-

mens bekanntzugeben. Gleichzeitig wurde er ermächtigt, seine 

Bereitschaft zu «Verhandlungen wegen der zukünftigen Ge-

staltung des beiderseitigen Handels» zu erklären. 

Während die öffentliche Meinung in Westberlin diesen drasti-

schen Schritt mit grosser Genugtuung und Erleichterung be-

grüsste, nahm man ihn in der Bundesrepublik eher mit ge-

mischten Gefühlen auf. Offenbar unterschätzte man bis in Re-

gierungskreise hinein die Wirksamkeit einer solchen Gegen-

massnahme. Würde nicht das jenseits aller politischen Erwä-

gungen gegebene nackte Profitinteresse andere Staaten des 

westlichen und insbesondere des neutralen Lagers dazu ani- 
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mieren, die für die Wirtschaft der Zone entstehenden Lücken 

auszufüllen? Schliesslich hatte noch während der Diskussio-

nen um eine etwaige Kündigung des Interzonenhandelsab-

kommens der inzwischen verstorbene sowjetzonale Handels-

minister Heinrich Rau triumphierend vorausgesagt, die «kapi-

talistischen Hyänen» seien ausserstande, untereinander Soli-

darität zu üben, und wenn die Bundesrepublik auf Handelsbe-

ziehungen mit dem kommunistischen Teil Deutschlands ver-

zichte, würden sich genug andere Partner finden, die freudig 

in das Geschäft einträten, ohne wegen des ideologischen Vor-

zeichens Gewissensbisse zu empfinden. 

Die offizielle Stellungnahme des «Ministerrats der DDR» 

vom 13. Oktober 1960 klang indessen weit weniger zuver-

sichtlich. Die Kündigung des Abkommens, so hiess es, sei ei-

ne «schwere Schädigung der Wirtschaft aller Teile Deutsch-

lands». Für die Sowjetzone traf diese Feststellung zweifellos 

zu, für die Bundesrepublik nicht, deren Wirtschaft in ihrer 

Struktur auf das Geschäft des Interzonenhandels jederzeit ver-

zichten konnte und kann. Die Erklärung des sowjetzonalen 

Ministerrats lautete denn auch in ihrem wichtigsten Abschnitt 

erstaunlich offenherzig: «Die durch die notwendig werdenden 

Umstellungen vorübergehend auftretenden Schwierigkeiten 

werden dank der Initiative unserer Arbeiter, Wissenschaftler 

und Techniker sowie der Hilfe der sozialistischen Länder ge-

meistert werden.» Was die Hilfe der Arbeiter, Wissenschaftler 

und Techniker anging, so spiachen Ulbricht und seine Mannen 

eine handgreifliche Unwahrheit, denn auch die tüchtigsten Ar-

beiter, Wissenschaftler und Techniker können keine fehlenden 

Rohstoffe ersetzen. Aber selbst um die industriellen Engpässe, 

die menschliche Tatkraft und technische Planung notdürftig 

auszugleichen vermögen, war es in der Sowjetzone schlecht 
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bestellt, weil die allgemeine Fluchtbewegung im Jahre 1960 

gegenüber 1959 wieder spürbar zugenommen hatte. Die Hoff-

nung auf «die Hilfe der sozialistischen Länder» erschien zu-

mindest für den Ausgleich der wichtigsten, ja, geradezu ent-

scheidenden Stahllieferungen aus der Bundesrepublik reich-

lich platonisch. Allenfalls hätte das damals stark zum Neutra-

lismus neigende Japan in die Bresche treten können, aber ganz 

abgesehen von den Schwierigkeiten, die eine plötzliche Um-

stellung von heute auf morgen mit sich bringen musste, wog 

in diesem Falle auch die erhebliche Verteuerung der Trans-

portkosten überaus schwer. Infolgedessen betonte die Stel-

lungnahme des Ministerrats trotz aller üblichen Angriffe auf 

die militaristische und kriegslüsterne Bundesrepublik doch 

sehr unmissverständlich die Verhandlungsbereitschaft der Zo-

nenregierung. 

Eine Epoche zähen und erbitterten Tauziehens begann, das 

sich fast drei Monate hinzog. Im Einvernehmen mit dem Ber-

liner Senat und allen Oppositionsparteien hatte die Bundesre-

gierung das Interzonenhandelsabkommen mit der stillschwei-

genden Absicht gekündigt, ihren Beitrag für eine Wiederher-

stellung des Status quo in der deutschen Hauptstadt zu leisten. 

Gerade das wollte Pankow mit Rücksicht auf seine viel weiter 

zielenden Zukunftspläne um keinen Preis zugestehen. Ande-

rerseits war Ulbricht unter den gegebenen Umständen das 

Weiterlaufen des Interzonenhandels wichtig genug, um Kon-

zessionen zu machen, die materiell einer Normalisierung der 

durch die Vorgänge im September durcheinandergeratenen 

Verhältnisse in Berlin weitgehend entsprachen. Die Bestim-

mung des Passierscheinzwanges für westdeutsche Besucher 

Ostberlins blieb zwar in Kraft, doch man handhabte sie so un-

auffällig, um nicht zu sagen, grosszügig, dass sie gleichsam 

dem Bewusstsein der Betroffenen entschwand. Von irgend- 
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welchen «revanchistischen Elementen», vor denen man das 

«demokratische Berlin» immunisieren musste, war lange nicht 

mehr die Rede. Politische und Prestigeskandale, die die Sep-

temberkrise charakterisierten – damals wurde sogar der päpst-

liche Nuntius Bafile am Betreten Ostberlins gehindert –, ver-

schwanden in den letzten Monaten des Jahres 1960 gänzlich 

von der Tagesordnung. In den Verhandlungen zwischen Dr. 

Leopold und Berendt, den Bevollmächtigten für den Interzo-

nenhandel, die in beiden Teilen Berlins stattfanden, gab die 

Zonenregierung deutlich zu verstehen, dass ihr die Fortset-

zung des Abkommens erhebliche Preise wert sei, und erklärte 

sich bereit, im Berliner Warenverkehr nach der Bundesrepu-

blik Erleichterungen zuzugestehen, von denen bisher niemals 

die Rede war. Auf der anderen Seite unterliess dass Ulbricht-

Regime selbstverständlich auch solche Demonstrationen 

nicht, die die Verletzbarkeit der Verkehrs Verbindungen nach 

dem Westen durch irgendwelche Willkürakte bekundeten. So 

wurden Anfang November wieder einmal drei Westberliner 

Lastzüge am sowjetzonalen Kontrollpunkt Drewitz aufgehal-

ten unter dem gewohnten Vorwand, sie wollten Rüstungsma-

terial in die Bundesrepublik transportieren. 

Vor allem aber trachtete Pankow danach, auch diese ihm an 

sich unwillkommene Gelegenheit zur Steigerung seines Pre-

stiges auszunutzen und die Verhandlungen der beiden techni-

schen Bevollmächtigten um jeden Preis zu politisieren. Schon 

im Initialstadium richtete Heinrich Rau als federführender Mi-

nister des Zonenregimes über den Kopf der beiden Bevoll-

mächtigten hinweg Briefe sowohl an Bundeswirtschaftsmini-

ster Erhard wie an Willy Brandt, den Regierenden Bürgermei-

ster Berlins. Die Tendenz dieses Vorgehens war nach zwei 

Richtungen offenkundig: einmal versuchte Rau durch seine 

direkte Fühlungnahme mit Erhard, ein technisches Abkom- 
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men zwischen den beiden Teilen Deutschlands, wie es seit fast 

einem Jahrzehnt bestand, gleichsam auf die Regierungsebene 

hinaufzuschmuggeln und damit die de-facto-Anerkennung des 

Zonenstaates durch die Bundesrepublik vorwegzunehmen. 

Sein Brief an den Regierenden Bürgermeister sollte dagegen 

zum Ausdruck bringen, dass Pankow den freien Teil der deut-

schen Hauptstadt im Sinne der kommunistischen Vorstellun-

gen von nun an als ein drittes, von der Bundesrepublik unab-

hängiges deutsches Staatsgebilde betrachte. Auch sonst hin-

derte die Geschmeidigkeit, die Pankow während der Verhand-

lungen über das Interzonenhandelsabkommen in seinem 

wohlerwogenen Interesse bekundete, die Zonenmachthaber 

nicht daran, den Viermächtestatus bei jeder Gelegenheit für 

praktisch tot zu erklären. Die politischen Manöver Raus führ-

ten indessen selbstverständlich zu keinem Erfolg. In Bonn re-

agierte man eisig und verwies auf die Alleinzuständigkeit der 

von Dr. Leopold geführten Treuhandstelle für den Interzonen-

handel in Berlin. Der Beauftragte Raus, der den Brief an Willy 

Brandt persönlich überbringen sollte, musste sich bequemen, 

ihn im Schöneberger Rathaus abzugeben, da ihm Brandts 

Stellvertreter Amrehn eine Unterredung versagte. Der Regie-

rende Bürgermeister, der sich gerade im Bundesgebiet auf-

hielt, erklärte zu dem Vorfall kurz und unmissverständlich, der 

Senat betrachte den Treuhänder der Bundesrepublik auch als 

Sprecher Berlins. 

. . . UND ERNEUERT 

Immer wieder drohten die Verhandlungen an dem ihnen von 

Pankow beigemischten politischen Explosivstoff zu scheitern. 

Es wirkte daher als Überraschung und unverkennbare Ent-

spannung zugleich, dass kurz vor Jahresende, am 29. Dezem- 
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ber 1960, zwischen den beiden Bevollmächtigten tatsächlich 

ein Abkommen über die Fortführung des Interzonenhandels, 

in dem Pankow wesentliche Zugeständnisse machte, unter-

zeichnet wurde. Diese Zugeständnisse sollten sich schon bald 

für den Berliner Warenverkehr positiv bemerkbar machen. Als 

eine entscheidende Verbesserung war vornehmlich der Ver-

zicht einer Abstempelung des Warenbegleitscheines für soge-

nannte Vorbehaltsgüter, die von Westberlin in die Bundesre-

publik geliefert wurden, durch Ostberliner Behörden anzuse-

hen. Unter Vorbehaltsgütern verstand man nach einer 1947 

vom Kontrollrat aufgestellten Liste vornehmlich Erzeugnisse 

der eisen- und metallverarbeitenden Industrie, Elektrogeräte, 

aber auch Spirituosen und Textilien. Diese Güter, die etwa die 

Hälfte des monatlichen Warenverkehrs in die Bundesrepublik 

ausmachten, bedurften künftig nur noch der auf dem Waren-

begleitschein vermerkten Zustimmung der Westberliner Se-

nats Verwaltung für Wirtschaft und Kredit. Dennoch täuschte 

man sich im freien Teil der Stadt nicht darüber hinweg, dass 

diese und andere Vergünstigungen und Erleichterungen des 

Warenverkehrs lediglich als ein Danaergeschenk zu betrach-

ten waren. Sie sollten den Betroffenen vor allem die von Pan-

kow seit langem erstrebte und geforderte «Freistadtlösung» 

schmackhaft machen. Eine «Freie und entmilitarisierte Stadt 

Westberlin», so gab Pankow unzweideutig zu verstehen, wer-

de in ihren Wirtschaftsbeziehungen vom Sowjetzonenregime 

um den Preis ihrer definitiven politischen Entmannung de-

monstrativ grosszügig behandelt werden. In Berlin gab man 

sich allerdings keinen Illusionen darüber hin, dass eine Stran-

gulierung der politischen Freiheitsrechte im Laufe der Zeit 

auch den Verlust der wirtschaftlichen Selbstbestimmung nach 

sich ziehen würde. Dessenungeachtet schloss das Krisenjahr 
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1960, das die Torpedierung der Gipfelkonferenz und den er-

sten gezielten, formell erfolgreichen Angriff auf den Berliner 

Viermächtestatus mit sich gebracht hatte, unerwartet friedlich 

ab. Die politischen Uhren waren auf Zeitgewinn gestellt, und 

zwar diesseits und jenseits des Eisernen Vorhangs. 

Zu der subjektiv unverkennbaren Entspannung der Atmosphä-

re trug noch ein anderes Ereignis bei, das ausgerechnet den 

Silvestertag zu einem bedeutsamen Datum stempelte. Zeitlich 

und in gewissem Sinne auch psychologisch Hand in Hand mit 

den Berliner Verhandlungen über den Interzonenhandel gin-

gen in Bonn Besprechungen über die Verlängerung des 

deutsch-sowjetischen Handelsabkommens. Die Bundesregie-

rung bemühte sich zunächst, diesem Abkommen eine Berlin-

klausel beizufügen, was die sowjetische Delegation geflis-

sentlich ignorierte. Schliesslich verzichtete die Bundesregie-

rung auf eine paraphierte Berlinklausel, ergänzte das Abkom-

men jedoch um eine Erklärung, wonach der Vertrag für das 

gesamte Währungsgebiet der DM-West, also auch auf West-

berlin anzuwenden sei. Darauf verweigerten die sowjetischen 

Unterhändler am 12. Dezember ihre Unterschrift. In letzter 

Minute schaltete sich der Bundeskanzler persönlich ein und 

nahm Kontakt mit dem sowjetischen Botschafter Smirnow 

auf, um das Abkommen in einer für den freien Teil Deutsch-

lands vertretbaren Form zu retten. Am 31. Dezember 1960 

wurde ein überraschendes Einvernehmen erzielt. Bei der Un-

terzeichnung überreichte der deutsche Bevollmächtigte ein 

Schreiben, das Smirnow widerspruchslos entgegennahm und 

das hervorhob, bei der praktischen Durchführung des bisher 

bestehenden deutsch-sowjetischen Handelsabkommens hät-

ten sich Meinungsverschiedenheiten nicht ergeben. Die Bun-

desregierung gehe daher davon aus, dass das neue Abkommen  
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den gleichen Anwendungsbereich einschliesse. Wenn also 

auch die Sowjetunion formal ihr Gesicht rettete, bedeutete 

diese Lösung tatsächlich einen erheblichen Erfolg der Bundes-

republik und eine Unterstreichung der Auffassung, dass der 

freie Teil der deutschen Hauptstadt mit dem Bundesgebiet 

wirtschaftlich untrennbar verbunden sei. 

Für die erstaunliche Tatsache, dass Moskau um die Jahres-

wende 1960/61 noch einmal politische Lauerstellung bezog 

und offensichtlich nichts tat, um ihm erwünschte Entwicklun-

gen mit entsprechendem Zeitdruck zu forcieren, waren zwei 

Hauptmotive verantwortlich, ein internes und ein von aussen 

einwirkendes. Mit der pompösen Gedenkfeier zum Jahrestag 

der Oktoberrevolution verband der Kreml diesmal eine in sol-

cher Form und zu solcher Zwecksetzung noch nie dagewesene 

Heerschau seiner Anhänger aus allen Teilen und Ländern der 

Welt. Delegationen von 81 kommunistischen Parteien leiste-

ten der Einladung Folge und traten nach den Gedenkveranstal-

tungen zum 7. November zu einer Art Konzil zusammen. Die 

Spannung, mit der man allgemein auf das Ergebnis wartete, 

wuchs mit jedem Tage, den es selbst auf sich warten liess. Drei 

Wochen vergingen, und mehr oder minder sensationelle Ge-

rüchte sickerten durch die dicken Mauern des Kreml hindurch. 

Mochten diese Gerüchte auch im Einzelnen übertrieben sein, 

das aufmerksame Studium einer sehr ausführlichen Erklärung, 

die Anfang Dezember endlich veröffentlicht wurde, machte es 

dem unbefangenen Beobachter zur Gewissheit, dass hinter 

den Kulissen ein geradezu keuchender ideologischer Ring-

kampf zwischen Moskau und Peking ausgetragen worden war, 

der mit einem praktischen Remis geendet hatte. Es ging um 

die Deutung der Weltrevolution und im Zusammenhang damit 

um die Unvermeidbarkeit eines Krieges gegen die «kapitali-

stischen Länder». 
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Während Peking auf diesem Konzil das Banner der Weltrevo-

lution in dem überliefert-heroischen Sinne Lenins entrollte, 

zeigte sich bei der gleichen Gelegenheit deutlich, wie stark die 

Denkweise der Sowjetunion schon von dem Bewusstsein be-

stimmt war, sehr viel zu verlieren zu haben, wenn sie es auf ein 

blutigapokalyptisches Abenteuer ankommen liess. Eine Ent-

wicklungswende zeichnete sich insofern ab, als die traditio-

nelle Vormacht des Kommunismus vor dem Forum des roten 

Welttheaters von ihrem mächtigen Rivalen zu hartnäckigen 

Diskussionen und mühsam erreichten Kompromissen gezwun-

gen wurde, statt, wie bisher, von vornherein diktieren und be-

fehlen zu können. Gewiss zimmerte die Erklärung schliesslich 

die ins Wanken geratene ideologische Einheit vor der interna-

tionalen Öffentlichkeit aufs neue zusammen, aber dem geübten 

Auge blieben die Kittstellen deutlich sichtbar. An den aktuel-

len Zielsetzungen Moskaus in westlicher Richtung, vor allem 

im Hinblick auf die Berlin- und Deutschlandfrage, änderte sich 

freilich nichts, sondern hier dürfte Chruschtschow vielmehr 

von Peking noch eine entsprechende Rückendeckung bezie-

hungsweise eine Aufmunterung zu energischerem und schnel-

lerem Vorgehen erhalten haben. Der am 10. Dezember 1960, 

vier Tage nach der Erklärung, veröffentlichte «Appell an alle 

Völker der Welt» forderte summarisch einmal mehr einen Frie-

densvertrag mit den beiden deutschen Staaten und die Um-

wandlung Westberlins in eine entmilitarisierte Freie Stadt. 

SPEKULATIONEN AUF KENNEDY 

Indessen sah sich Chruschtschow durch ein anderes Ereignis 

von Weltbedeutung vorerst noch in jeder Beziehung zu einem 

vorsichtigen Taktieren gezwungen: der 8. November 1960 

brachte mit den Präsidentenwahlen in den Vereinigten Staaten 
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auch einen grundlegenden Systemwechsel in der amerikani-

schen Politik, der so oder so für Moskau überaus interessant 

sein musste. An sich bestand für Chruschtschow nicht der 

mindeste Grund, einen der beiden Kandidaten insgeheim zu 

favorisieren. Den republikanischen Kandidaten Nixon hatte er 

ein gutes Jahr zuvor, als dieser die Sowjetunion besuchte, per-

sönlich kennen- und als einen harten, selbstbewussten und 

schlagfertigen Diskussionspartner respektieren gelernt. Ande-

rerseits trat Nixon als Vertrauensmann Eisenhowers auf und 

konnte sich als stellvertretender Präsident weder im Wahl-

kampf von der schwächlichen und unzulänglichen bisherigen 

Administration distanzieren noch nach einem etwaigen Wahl-

erfolg im Handumdrehen eine radikale Wende einleiten, ohne 

automatisch seine eigene Basis aufzugeben. Sein demokrati-

scher Rivale Kennedy liess seinerseits schon als Präsident-

schaftskandidat keinen Zweifel daran, dass er eine grundsätz-

liche Wende der amerikanischen Politik für notwendig halte 

und das Volk nach einem Siege zu erhöhten Opfern und An-

strengungen, auch und gerade im militärischen Bereich, auf-

rufen werde. Dies konnte ihn den Sowjets kaum sympathi-

scher machen als Nixon, eher im Gegenteil. 

Indessen hatte sich Chruschtschow in jedem Falle für die er-

sten sowjetischen Kommentare zum Ausgang der amerikani-

schen Präsidentenwahlen dadurch ein psychologisches Alibi 

geschaffen, dass er seit dem U-2-Zwischenfall und der ge-

scheiterten Gipfelkonferenz ein halbes Jahr all seine Schmä-

hungen der amerikanischen Politik ausgerechnet auf den 

friedfertigen und konziliantesten Präsidenten der Vereinigten 

Staaten konzentrierte, von dem er ja wusste, dass er in jedem 

Falle um die Jahreswende 1960/61 abtreten würde. So konnte 

es kaum überraschen, dass die offiziellen sowjetischen Stel- 
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lungnahmen zu dem überaus knappen Wahlsieg Kennedys 

übereinstimmend die Tendenz verfolgten, die Entscheidung in 

den Vereinigten Staaten als eine bewusste Abkehr von der 

«gewissenlosen» und «kriegshetzerischen» Politik Eisenhow-

ers hinzustellen. Der gleichzeitige demokratische Erfolg ge-

gen die Republikaner rief in der Sowjetunion ferner fast ro-

mantisch angefärbte Erinnerungen an die Roosevelt-Ära und 

an die enge Partnerschaft der beiden Staaten während des 

zweiten Weltkrieges hervor, wobei man freilich wesentlich 

aktuellere Reminiszenzen an die ebenfalls demokratische Ära 

Truman, die zunächst eine Eindämmung und dann ein Zurück-

weichen des Kommunismus an allen politischen Fronten ge-

bracht hatte, aus verständlichen Gründen bewusst unter-

drückte. So fand Kennedy im sowjetischen Machtbereich zu-

nächst eine bemerkenswert freundliche Presse, was Chruscht-

schow nach dem bewährten Rezept der Zweigleisigkeit kom-

munistischer Politik selbstverständlich nicht daran hinderte, 

dem neuen Herrn im Weissen Hause auf anderen ideologi-

schen oder tatsächlichen Kriegsschauplätzen, hauptsächlich 

auf Kuba und in Laos, von der ersten Minute an Schwierigkei-

ten über Schwierigkeiten zu bereiten. 

Die ersten Äusserungen Kennedys nach seiner Amtsübernah-

me, sowohl seine Antrittsrede vom 20. Januar wie seine Bot-

schaft über die Lage der Nation an den Kongress vom 30. Ja-

nuar 1961, mussten den Sowjets aus einem Grunde höchst un-

sympathisch, aus einem anderen aber nicht unwillkommen 

sein. Während Eisenhower das geistig-programmatische Erbe 

seiner Vorgänger allenfalls pragmatisch verwaltet, zu einem 

erheblichen Teil jedoch verspielt hatte, schickte sich Kennedy 

an, dieses Erbe schöpferisch zu erneuern. Dass er seine Frie-

densbereitschaft betonte, mochte bei der gegebenen Weltlage 

unumgänglich erscheinen, aber auch dies geschah bereits mit 
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wesentlich packenderen und überzeugenderen Worten, als sie 

seinem Vorgänger je zu Gebote standen. Darüber hinaus ent-

wickelte der junge Präsident eine mitreissende und glaubwür-

dige, in sich geschlossene politische Konzeption, die Moskau 

nicht zu Unrecht argwöhnen liess, es sei so etwas wie eine 

westliche Gegenideologie zum Kommunismus im Entstehen 

begriffen, die diesen notwendig in die Enge und eines Tages 

sogar in die Defensive treiben müsse, wenn man ihrem Urhe-

ber und Initiator Zeit dazu liess, sie auch nur in Ansätzen zu 

verwirklichen. Besonders unangenehm musste es in Moskau 

auffallen, dass Kennedy durch seine Erklärungen wie durch 

seine Massnahmen systematisch und augenscheinlich ohne 

Hintergedanken die Weltorganisation der Vereinten Nationen 

aufzuwerten trachtete und das wenige Monate nach dem un-

gehobelten Gastspiel Chruschtschows in New York, das auch 

die jungen Mitgliedsstaaten der UN eher verstört und peinlich 

berührt als eingeschüchtert hatte. Schon auf einer seiner er-

sten, im Stil ebenfalls wesentlich veränderten Pressekonferen-

zen liess Kennedy schonungslos durchblicken, dass die gros-

sen Weltmächte das Forum der Vereinten Nationen viel weni-

ger brauchten als die kleinen und praktisch machtlosen Staa-

ten, weil diese nur durch ihre Stimmabgabe in der Vollver-

sammlung gleichgewichtig neben den Grossen auftreten und 

operieren könnten. 

Gleichfalls mit Misstrauen verfolgte man von Moskau aus die 

Bestrebungen Kennedys, in den Vereinigten Staaten wie im 

Lager der NATO neben der Vervollkommnung der nuklearen 

Ausrüstung und insbesondere der Raketentechnik auch die 

konventionelle Bewaffnung zu verstärken, die von seinem in 

dieser Beziehung wahrhaftig mit Blindheit geschlagenen Vor-

gänger geradezu sträflich vernachlässigt und reduziert worden 
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war. Der Taumel, mit dem sich der gesamte Westen in den 

fünfziger Jahren der sogenannten «Umrüstung» hingab, liess 

ihn völlig übersehen, dass er sich dadurch politisch unbeweg-

lich machte und die ihm an konventionellen Streitkräften 

turmhoch überlegenen Sowjets zu einem Katze-und-Maus-

Spiel auf dem Schachbrett des Ost-West-Konflikts geradezu 

herausforderte. Das Einfrieren bzw. der Abbau der konventio-

nellen Rüstung, die in den ersten Jahren des Bestehens der 

NATO überzeugend vorankam, versetzte die freie Welt in das 

logisch mit Händen zu greifende, aber nur von wenigen klar 

gesehene Dilemma, in einem lokalen Konflikt irgendwo auf 

der Erde, den die Sowjetunion ohne weiteres mit konventio-

nellen Streitkräften ebenso anschüren wie abschirmen konnte, 

entweder sofort mit der vollen Wucht eines atomaren Vergel-

tungsschlages zu intervenieren oder, wenn sie eine so furcht-

bare Verantwortung nicht auf sich nehmen wollte, schlicht 

und einfach nachzugeben und somit im Laufe der Zeit eine 

umstrittene Position nach der anderen allenfalls unter Protest 

zu räumen. Ausserdem lähmte das einseitige Vertrauen, das 

man auf die quantitative Überlegenheit der im Westen aufge-

häuften nuklearen Waffen setzte, im Laufe der Zeit notge-

drungen die Verteidigungsbereitschaft und damit die Moral 

seiner Bürger, die sich mehr und mehr an den Gedanken ge-

wöhnten, im äussersten Ernstfälle werde die bedrohte Freiheit 

allein durch die Technik gerettet werden, statt durch die 

Standhaftigkeit, den Opfer- und Kampfeswillen der Men-

schen. Dass Kennedy entschlossen war, hier so rasch wie 

möglich Remedur zu schaffen, konnte nach seinen diesbezüg-

lichen Erklärungen nicht zweifelhaft sein. 

Weitaus am beunruhigendsten musste Moskau aber die Tatsa-

che erscheinen, dass Kennedy und die neuen Männer seiner 

Regierung das letzlich entscheidende Problem der Entwick- 
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lungshilfe völlig anders, d.h. im besten Sinne des Wortes re-

volutionärer sahen, als das innerhalb des westlichen Bündnis- 

und Verteidigungssystems bisher je der Fall gewesen war. Nur 

das dumpfe antikolonialistische Ressentiment der farbigen 

Völker, verbunden mit der Tatsache, dass die freie Welt bisher 

geneigt schien, unter dem direkten oder indirekten Einfluss der 

Dullesschen Denkweise, ihren Beitrag zur Entwicklungshilfe 

mit politischen Bedingungen zu versehen, also praktisch Mil-

lionenbeträge an innerlich verfaulte und korrupte Regime zu 

verschenken, die bei ihren eigenen Völkern verhasst waren, 

hatten der Sowjetunion bisher gestattet, mit ihrer Entwick-

lungshilfe erfolgreich zu bluffen und effektive Opfer vorwie-

gend durch Propaganda zu ersetzen. In der globalen Auseinan-

dersetzung zwischen Armut und Überfluss, zwischen den 

Hungernden und den Satten gehörte Moskau ökonomisch 

längst an die Seite der Besitzenden und Saturierten, sowohl im 

eigenen Machtbereich gegenüber China wie in Bezug auf an-

dere, noch unterentwickelte Kontinente. Im Kreml dürfte man 

schon lange, bevor im Westen ein massgebender Staatsmann 

überhaupt auf eine solche Idee kam, genau gewusst haben, 

dass die Entscheidungsschlacht zwischen kommunistischer 

Weltrevolution und einer freiheitlichen Weltordnung, zwi-

schen Totalitarismus und Demokratie eines Tages im Ringen 

um die Entwicklungsländer und die schliessliche Einstellung 

ihrer Bewohner fallen würde. Jetzt liess ausgerechnet ein ame-

rikanischer Präsident erkennen, dass ihn ähnliche Vorstellun-

gen bewegten. Mit der westlichen Entwicklungshilfe sollten 

von nun an nach den Zielsetzungen Kennedys weniger politi-

sche als wirtschaftliche und vor allem soziale Auflagen ver-

bunden sein. Die Regime in den Ländern Südamerikas, Afri-

kas und Asiens sollten bevorzugt werden, die durch eine fort- 
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schrittliche Politik, durch Bodenreform, durch planmässige 

Bekämpfung des Analphabetentums und durch einen sinnvol-

len, den organischen Bedingungen des jeweiligen Landes ent-

sprechenden industriellen Aufbau sich als fähig erwiesen, die 

einfliessenden Finanzbeträge wirklich zu kapitalisieren, statt 

sie für eine kleine Clique zu vergeuden. Schliesslich schwebte 

Kennedy statt alles bisherigen Durcheinanders eine institutio-

nelle Zentralisierung aller Projekte der Entwicklungshilfe vor, 

um mit gleichen Mitteln das Doppelte und mit vermehrten 

Mitteln ein Vielfaches an Leistung zu erreichen. Gelang es, 

einen solchen Konkurrenzkampf zwischen Kommunismus 

und freier Welt in naher Zukunft gleichsam an allen hierfür in 

Betracht kommenden Fronten zu entfesseln, musste der Kom-

munismus notwendig der Unterlegene sein. In seinem Macht-

bereich konnte nur die Sowjetunion als hochindustrialisiert 

gelten, wobei auch sie noch einen starken inneren Nachholbe-

darf aufwies. Eine Koordinierung des Potentials allein der 

Vereinigten Staaten, der Bundesrepublik und Grossbritanni-

ens im westlichen Lager, von anderen, ebenfalls leistungsfähi-

gen Staaten ganz zu schweigen, musste der freien Welt schon 

in der ersten Runde einen beträchtlichen, wenn nicht erdrük-

kenden Vorsprung sichern. 

Soweit die Gründe sowjetischen Missvergnügens an der Ini-

tialkonzeption und -haltung des neuen amerikanischen Präsi-

denten. Aber die Gleichung mit mehreren Unbekannten, die 

nun politisch auf Moskau zukam, enthielt bei sorgfältiger Ana-

lyse auch einige Aktivposten für den Kommunismus. Kenne-

dys Entwicklungshilfe-Programm war gewiss ein Alptraum 

für Chruschtschow, aber wieviel Zeit würde notwendig ver-

streichen, bis es der neue amerikanische Präsident, der ja erst 

einmal unmittelbare persönliche Kontakte zu seinen Verbün-

deten herstellen musste, bei diesen durchgesetzt hatte? Was  
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die Weltgeltung der Vereinigten Staaten anbetraf, stand Ken-

nedy ohnedies angesichts der Ziellosigkeit und mangelnden 

Durchschlagskraft der amerikanischen Politik in den letzten 

Jahren vor einem ziemlichen Scherbenhaufen, der sich nur 

Stück für Stück abtragen liess. Lag nicht vor allem die An-

nahme nahe, dass der Mann, der seinen Blick zielstrebig und 

voller Selbstvertrauen auf die Welt und ihre erhoffte künftige 

Ordnung richtete, gerade deswegen den europäischen und ins-

besondere den deutschen Verhältnissen, die Moskau im Au-

genblick stärkstens interessierten, weniger Aufmerksamkeit 

schenken würde? Mochten solche Hypothesen zutreffend sein 

oder nicht, es besteht jedenfalls kein Zweifel daran, dass die 

Sowjets ihre Pläne und Massnahmen darauf aufbauten. 

In Wirklichkeit waren nämlich diese Spekulationen trügerisch, 

wenigstens soweit sie auf den neuen amerikanischen Präsiden-

ten und seine engsten Mitarbeiter abzielten. Schon während 

des Wahlkampfes und ununmittelbar danach betonte Kennedy 

mehrfach unmissverständlich, dass er Berlin nicht als eine 

ferne oder gar unwesentliche Insel betrachte, sondern dass so-

wohl die Lebensinteressen wie die Glaubwürdigkeit der Ver-

einigten Staaten unzertrennlich mit der deutschen Hauptstadt 

verbunden seien. Berlin bildete ein wichtiges Thema aller Un-

terhaltungen, die er bei seiner sehr methodischen Kontaktauf-

nahme mit den wichtigsten Repräsentanten seiner westlichen 

Partnerstaaten führte. Am 9. März erklärte Kennedys Aussen-

minister Dean Rusk auf einer Pressekonferenz in Washington, 

die neue amerikanische Regierung sei entschlossen, die west-

lichen Positionen in Berlin zu halten und fühle sich bei etwai-

gen künftigen Verhandlungen in keiner Weise an irgendwel-

che politischen oder psychologischen «Vorleistungen» ihrer 

Vorgängerin gebunden. 
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Vier Tage später führte Kennedy ein langes und betont freund-

liches Gespräch mit dem Regierenden Bürgermeister Berlins, 

der den Vereinigten Staaten einen neuntägigen Besuch abstat-

tete, und versichterte ihm, sein Land stünde fest zu seinen Ver-

pflichtungen und würde die Freiheit Berlins mit allen Kräften 

verteidigen. Hochbefriedigt äusserte sich ferner Bundeskanz-

ler Adenauer, der im April mit Kennedy an seinem Amtssitz 

zusammentraf, über seine dort gewonnenen Eindrücke. Auch 

das offizielle Kommuniqué über die erste Fühlungnahme der 

beiden Staatsmänner lautete befriedigend: «...Der Bundes-

kanzler und der Präsident bekräftigten erneut den Standpunkt 

ihrer Regierungen, dass eine gerechte und dauerhafte Lösung 

der Deutschlandfrage einschliesslich des Berlin-Problems nur 

durch die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts gefun-

den werden könne. Sie erneuerten ihr Versprechen, die Frei-

heit der Bevölkerung von Westberlin zu erhalten, bis Deutsch-

land in Frieden und Freiheit wiedervereinigt und Berlin als 

Hauptstadt dieses wiedervereinigten Landes wiederhergestellt 

ist...» Eine wesentliche Rolle spielte das Berlin-Problem 

schliesslich auf der Frühjahrstagung des Ministerrats der 

NATO in Oslo vom 8. bis 10. Mai. Unter Hinweis auf die Stel-

lungnahme im Dezember 1958 unmittelbar nach dem ersten 

Sowjet-Ultimatum wurde nochmals hervorgehoben, dass auch 

die wiederholte Drohung Moskaus, mit dem Zonenregime ei-

nen Separat-Friedensvertrag zu unterzeichnen, die anderen 

Vertragspartner der interalliierten Vereinbarungen über Berlin 

in keiner Weise ihrer Rechte berauben oder die Sowjetunion 

ihrer Verpflichtungen entbinden könne. 

So klar und folgerichtig die Haltung des Westens zum Berlin-

Problem damit auch bei den verschiedensten Gelegenheiten 

und Anlässen formuliert war, so wenig liess sich leugnen, dass  
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die Sache der freien Welt und mit ihr der friedlichen künftigen 

Lebensordnung aller Völker im Sinne der Vorstellungen Ken-

nedeys an anderen Fronten der Weltpolitik in den gleichen 

Monaten empfindliche materielle und Prestige-Rückschläge 

erlitten hatte. Die auf westlicher Seite mit einem Höchstmass 

von gutem Willen und Konzessionsbereitschaft wiederaufge-

nommenen Beratungen der seit langem festgefahrenen Genfer 

Sachverständigenkonferenz über eine wirksame Kontrolle der 

nuklearen Waffen gerieten sofort in eine hoffnungslose Sack-

gasse, da sich der sowjetische Delegierte Zarapkin hartnäckig 

gegen jedes sinnvolle Inspektionssystem aussprach und alle 

noch so weitgehenden Kompromissvorschläge der Vereinig-

ten Staaten und Grossbritanniens in Bausch und Bogen ab-

lehnte. Diese unverkennbare Versteifung der sowjetischen 

Haltung musste schon im März 1961 den bestürzenden Ver-

dacht nahelegen, Moskau sei nicht einmal mehr an einer wei-

teren unbefristeten Aussetzung von Atomwaffenversuchen 

geschweige denn an einer weltweiten Kontrolle der nuklearen 

Energie für militärische Zwecke interessiert. In dem schon 

lange schwelenden laotischen Bürgerkrieg erzielten die kom-

munistischen Truppen im Frühjahr 1961 vor Einsetzen der 

dortigen Regenzeit entscheidende strategische Fortschritte. Im 

April liess sich Kennedy in Kuba in ein äusserst fragwürdiges 

und unglückseliges aussenpolitisches Abenteuer hineinreiten, 

das in jeder Beziehung mit einem kompletten Fehlschlag en-

dete und in der internationalen Öffentlichkeit eine erhebliche 

Vertrauenskrise auslöste. Fast gleichzeitig meldete Moskau 

einen spektakulären wissenschaftlichen Erfolg: der Sowjet-

union war es gelungen, das erste bemannte Raumschiff auf 

eine Kreisbahn um die Erde zu entsenden. 
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ERNEUTE PROVOKATIONEN PANKOWS 

In Berlin standen sich währenddessen die Kräfte zweier Wel-

ten noch immer unversöhnlich und unnachgiebig gegenüber, 

ohne dass es nach dem erheblichen Geländegewinn des Ostens 

im Herbst 1960 zu einer sichtbaren Entscheidung kam. Das 

Zwielicht eines Waffenstillstandes auf ungewisse Frist, der 

einzig und allein auf dem schwankenden Gleichgewicht prak-

tisch unvereinbarer Konzeptionen beruhte, belastete die At-

mosphäre der Stadt in zunehmendem Masse. Genauso eindeu-

tig und unmissverständlich, wie der Westen auf seinen Zusi-

cherungen beharrte, die Freiheit der Bevölkerung zu schützen 

und seine aus dem Viermächtestatus resultierenden Rechte 

nicht preiszugeben, wiederholte Chruschtschow seine Dro-

hungen, einen separaten Friedensvertrag mit dem Zonenre-

gime abzuschliessen und Westberlin einseitig in eine «Freie 

und entmilitarisierte Stadt» zu verwandeln. In einer Rede vor 

kommunistischen Parteischülern am 6. Januar 1961 behaup-

tete Chruschtschow, die Positionen der Vereinigten Staaten, 

Grossbritanniens und Frankreichs in Westberlin hätten sich 

als «besonders labil» erwiesen: «Es ist notwendig, die aggres-

siven imperialistischen Kreise auch weiterhin Schritt für 

Schritt zur Raison zu bringen und sie zu zwingen, der realen 

Lage Rechnung zu tragen. Und wenn sie sich weiter sträuben, 

dann werden wir entscheidende Massnahmen treffen, dann 

schliessen wir einen Friedensvertrag mit der Deutschen De-

mokratischen Republik, da wir fest entschlossen sind, endlich 

den Abschluss eines Friedensvertrages mit Deutschland zu si-

chern, den Splitter – das Besatzungsregime in Westberlin – 

aus dem Herzen Europas zu entfernen.» In einem «Memoran-

dum zur Deutschlandfrage» an die Bundesregierung vom 17. 

Februar 1961 schlug die Sowjetunion zwar noch einmal ge-

mässigtere Töne an und suchte Bonn die langjährigen Vorstel- 
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lungen Moskaus schmackhaft zu machen, blieb aber in der Sa-

che hart wie eh und je und ironisierte vor allem das westliche 

Bestreben, konkrete Entscheidungen unter Hinweis auf ge-

wisse Entwicklungen, die man abwarten müsse – wie etwa die 

amerikanischen Präsidentenwahlen oder die bevorstehenden 

deutschen Bundestagswahlen–, möglichst lange hinauszuzö-

gern. 

Der erste Bruch des vorhin charakterisierten Waffenstillstan-

des in Berlin selbst, der gleichzeitig zu einem empfindlichen 

Schlag gegen die wichtigste noch bestehende moralische Ein-

heit aller Deutschen wurde, erfolgte im Februar 1961 und rich-

tete sich gegen die evangelische Kirche. Diese beabsichtigte, 

in beiden Teilen der deutschen Hauptstadt eine gesamtdeut-

sche Synode durchzuführen. Zunächst verbot die Zonenregie-

rung die Abhaltung aller in Ostberlin geplanten Veranstaltun-

gen der Synode ausserhalb der eigentlichen Gottesdienste. Als 

sich am Sonntag, dem 12. Februar, die kirchlichen Würden-

träger zum Eröffnungsgottesdienst in die Ostberliner Marien-

kirche begeben wollten, wurden über 40 westdeutsche Bi-

schöfe und Synodale unter der üblichen diskriminierenden Be-

gründung, sie hätten sich der Kriegshetze schuldig gemacht, 

am überschreiten der Sektorengrenze gehindert. Damit hatte 

Pankow wieder einmal, wie schon mehrfach bei der Krise vom 

September 1960, mit ein und derselben Massnahme einen ma-

kabren politischen Effekt nach zwei Richtungen erzielt. Ein-

mal bedeutete die Absperrung der Sektorengrenzen gegenüber 

hohen und namhaften Vertretern der evangelischen Kirche ei-

nen flagranten Bruch der während der Verhandlungen über 

das Interzonenhandelsabkommen gegebenen Zusagen, den 

Passierscheinzwang für westdeutsche Besucher locker und je-

denfalls unprovokativ zu handhaben. Ferner stellte der brutale 

Akt einen schweren und durch nichts gerechtfertigten Druck  
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auf die evangelische Kirche und ihre Einheit selbst dar. Die 

Synode liess sich in ihrem aufrichtigen Bestreben, in ihrem 

Bereich einen Beitrag zur Entspannung der deutschen Situa-

tion zu leisten, trotz alledem nicht beirren. Nunmehr für ihre 

Tagung ausschliesslich auf Versammlungsstätten in Westber-

lin angewiesen, wählte sie demonstrativ einen in Ostberlin 

wohnhaften verdienten kirchlichen Würdenträger, Präses 

Scharf, zum neuen Ratsvorsitzenden der EKD. Eine der ersten 

und zugleich delikatesten Aufgaben, die Präses Scharf in sei-

ner neuen hohen und verantwortungsvollen Funktion vorfand, 

bestand in der Vorbereitung des Evangelischen Kirchentages 

im Sommer 1961. Er sollte in Berlin stattfinden, doch erklär-

ten die Zonenbehörden schon in den Wintermonaten katego-

risch, sie würden im Ostteil der Stadt Veranstaltungen des Kir-

chentages ausserhalb der Gotteshäuser nicht zulassen. Dafür 

boten sie scheinheilig Leipzig als Ersatzort an, um nach 

aussen hin den Anschein zu erwecken, auch ihnen sei an einer 

Verständigung gelegen. Der Rat der EKD zeigte sich durchaus 

geneigt, auf diesen Vorschlag einzugehen, behielt sich aber 

eine gründliche Prüfung der Voraussetzungen vor. Sehr bald 

stellte sich heraus, dass die Zonenregierung Leipzig nur ins 

Gespräch gebracht hatte, um vornehmlich die prominenten 

Teilnehmer des Kirchentages noch ungehemmter nach er-

wünschten und unerwünschten Elementen zu sortieren, als das 

in Berlin zu jener Zeit möglich gewesen wäre. Nach langer 

und sorgfältiger Gewissenserforschung entschloss sich der 

Rat der EKD, unter diesen Umständen an Berlin festzuhalten 

und den Kirchentag für Ende Juli nach dort einzuberufen. Das 

skandalöse Vorgehen des Zonenregimes anlässlich der Ta-

gung der Synode führte übrigens erneut zu dem bereits übli-

chen Notenwechsel zwischen den drei westlichen und dem so-

wjetischen Stadtkommandanten: die westlichen Kommandan- 
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ten protestierten gegen die abermalige Verletzung des Freizü-

gigkeitsprinzips, der sowjetische Kommandant beteuerte kalt-

schnäuzig seine angebliche Unzuständigkeit für dieses Pro-

blem. 

Inzwischen sickerten die ersten, freilich bis heute noch nicht 

ernsthaft diskutierten und wohl auch niemals ganz ausgereif-

ten westlichen Vorstellungen über eine vertretbare Lösung des 

Berlin-Problems durch, denen hauptsächlich gewisse Kreise 

der Umgebung Kennedys zuzuneigen schienen. Wenn man 

schon, so argumentierten sie, das Freistadt-Projekt Chruscht-

schows in irgendeiner Form aufgriff, dann musste man von 

dem im September und November 1944 in London ausdrück-

lich vereinbarten «Sondergebiet Grossberlin» ausgehen. Man 

durfte sich also nicht auf die friedensgefährdende Schimäre 

einer «Freien Stadt Westberlin» einlassen, sondern konnte al-

lenfalls eine administrativ wiedervereinigte Freie Stadt Berlin 

anstreben. Jedenfalls entlockten diese vorsichtig ventilierten 

Pläne Anfang April 1961 dem Zentralorgan der SED, dem 

«Neuen Deutschland», ein aufschlussreiches Geständnis. Zu-

nächst wurde in einem langen Artikel, der diesem Thema ge-

widmet war, die alte Behauptung wiederholt, ganz Berlin liege 

auf dem Territorium der sogenannten DDR. Unabhängig da-

von, so meinte das SED-Organ, sei die Umwandlung ganz 

Berlins in eine Freie Stadt schon deshalb ausgeschlossen, weil 

es in einer solchen Freien Stadt «nicht zwei verschiedene Ge-

sellschaftssysteme geben könne und in Westberlin gegenwär-

tig die Bedingungen für eine sozialistische Umgestaltung nicht 

gegeben seien». Diese bemerkenswerte Offenherzigkeit der 

sowjetzonalen Staatspartei hinsichtlich Berlins entlarvte 

gleichsam noch nachträglich wie im Voraus alle von Pankow 

ausgehenden Anregungen für einen engeren Kontakt zwi-

schen den beiden deutschen Staaten, für eine etwaige Konfö- 
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deration oder gar für eine mögliche Wiedervereinigung als 

schillernde Seifenblasen für den Hausgebrauch politisch Zu-

rückgebliebener. Denn wenn die SED schon die blosse Über-

windung der administrativen Spaltung einer Stadt, deren Be-

wohner bis dahin uneingeschränkt und vertrauensvoll mitein-

ander verkehren konnten, aus dem einzigen Grunde für un-

möglich hielt, weil sich dort «zwei verschiedene Gesell-

schaftssysteme» entwickelt hätten, wie sollte dann nach der 

gleichen Logik jemals die Wiedervereinigung eines seit mehr 

als einem Jahrzehnt durch einen Eisernen Vorhang geteilten 

Landes möglich sein? Auch ein totalitäres Regime, das seine 

Umwelt hundertmal durch Zwecklügen zu bluffen versucht, 

sagt gelegentlich vielleicht einmal die Wahrheit, freilich seine 

Wahrheit, an der sich seine eigentlichen Absichten erkennen 

lassen. Es ist nur nicht immer ganz einfach, jeweils die Steck-

nadel im Heuhaufen zu finden und daraus realistische Schlüs-

se zu ziehen. 

WESTBERLIN RÜSTET SICH 

Im freien Teil der deutschen Hauptstadt täuschte die relative 

Windstille der Wintermonate niemanden darüber hinweg, dass 

das Jahr 1961 im Zeichen der hoffnungslos verhärteten Fron-

ten des Kalten Krieges Belastungsproben bringen würde, für 

die sich wahrscheinlich selbst bei einem intensiven Rückblick 

auf eine harte und stürmische Vergangenheit kaum Ver-

gleichsmassstäbe finden mochten. Einzelheiten liessen sich 

nicht voraussagen, aber eine Gewitterschwüle, die eine bal-

dige Explosion ankündigte, lag deutlich in der Luft. Den Ber-

linern blieb in diesen Tagen, um sich auf die Explosion vorzu-

bereiten, nichts anderes als ihre seit Kriegsende schon oft er-

probten und nahezu sprichwörtlich gewordenen Eigenschaf- 
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ten: gelassene Ruhe, die sich von dem grossen Werk des Wie-

deraufbaus nicht ablenken liess, moralische Zuversicht in eine 

gute Sache und festes Vertrauen auf die Zuverlässigkeit der 

Garantien der freien Welt. Eine Rückschau auf die letzten 

Jahre überzeugten jeden davon, dass auch die ständige politi-

sche Unsicherheit das imponierende Werk des Friedens, das 

sich in Westberlin vor aller Augen vollzog, nicht im mindesten 

beeinträchtigt hatte. Die Steuerkraft als sicherster Beweis ei-

ner wirtschaftlichen und moralischen Gesundung nahm unauf-

haltsam zu. 1958 erreichte beispielsweise das Steueraufkom-

men 2,1 Milliarden DM, stieg im folgenden Jahr auf 2,6 Mil-

liarden und 1960 sogar auf 3,2 Milliarden DM. Das Osterfest 

1961 brachte Westberlin, unabhängig von allen Kongressen 

oder sonstigen repräsentativen Veranstaltungen, einen Re-

kordbesuch von mehr als 80’000 Gästen aus dem Bundesge-

biet und aus dem Ausland. Auch an prominenten Besuchern 

fehlte es nicht: so kam im März der Sonderbeauftragte des 

amerikanischen Präsidenten, Averell Harriman, um sich an 

Ort und Stelle über die Lage zu informieren, oder im Mai ein 

besonders guter Freund der Berliner, der Vizepräsident der 

amerikanischen Gewerkschaften, Walther Reuther. Einen 

menschlich besonders befriedigenden Verlauf nahm der 

Staatsbesuch des Präsidenten der jungen afrikanischen Repu-

blik Togo, Silvanus Olympio, der mit seiner Gattin und mit 

seinen Töchtern einige Tage in der deutschen Hauptstadt weil-

te und von ihrer Atmosphäre sehr beeindruckt war. 

Umso schmerzlicher verzeichnete es allerdings die öffentliche 

Meinung, wie wenig gerade in dieser Zeit vom Bundesgebiet 

aus geschah, um die unauflösliche Verbundenheit des freien 

Teils der deutschen Hauptstadt mit dem Westen ebenso de-

monstrativ wie entschlossen zu bekunden. Schon im Januar 

1961 wies der Regierende Bürgermeister in einem «Halbzeit- 
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bericht» über die Tätigkeit des genau zwei Jahre zuvor gebil-

deten Senats warnend darauf hin, dass man sich nicht dazu 

hergeben dürfe, bevorstehende Deutschlandverhandlungen 

auf Berlin oder gar auf Westberlin einzuengen und damit prak-

tisch die festen Verbindungen dieses Bollwerks der Freiheit 

zum Westen zu lockern. Man verzeichnete es auch mit Bedau-

ern, dass der Bundestag seine Bereitschaft, jederzeit in der 

deutschen Hauptstadt zu tagen, seit dem sowjetischen Ultima-

tum vom November 1958 nur durch platonische Erklärungen 

statt durch eine befreiende Tat bekundete. Tatsächlich hatte 

sich die deutsche Legislative seit Oktober 1958 nicht mehr in 

Berlin versammelt, und erst auf vielfaches Drängen rangen 

sich im Frühsommer 1961 drei Bundestagsausschüsse dazu 

durch, in der deutschen Hauptstadt zu tagen. Umso dankbarer 

empfanden es die Berliner, dass das freigewählte deutsche 

Staatsoberhaupt buchstäblich keine Gelegenheit ausliess, sei-

ne persönliche Verbundenheit mit ihnen zum Ausdruck zu 

bringen und seinen hiesigen Amtsitz, das Schloss Bellevue, 

fleissig in Anspruch zu nehmen. Bundespräsident Heinrich 

Lübke liess sich niemals vom Störfeuer aus Pankow beein-

drucken, wann immer er das Bedürfnis empfand, sich durch 

seine persönliche Anwesenheit in Berlin zur Idee des ungeteil-

ten Deutschland und seiner Hauptstadt zu bekennen. Die 

schlichte männliche Würde des höchsten Repräsentanten der 

Bundesrepublik trug ganz entscheidend dazu bei, Wunden des 

Ärgernisses und der Bitterkeit zu heilen, die durch unzeitge-

mässe taktische Bedenklichkeiten federführender Politiker 

aus Bonn unvermeidlich entstanden waren. 

An dem unverzagten Bekennermut der Berliner diesseits und 

jenseits des Brandenburger Tors hatten jedenfalls noch so an-

massende Nötigungen und Erpressungen nichts geändert. Die 

zunehmende Resignation in den östlichen Bezirken hinderte  
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die Bevölkerung ebensowenig daran wie die sich ebenfalls 

verdichtende Atmosphäre wirtschaftlichen Aufschwungs und 

individueller Saturiertheit in Westberlin, sich am 1. Mai 1961 

zu der vorerst letzten gesamtdeutschen Willenskundgebung 

zusammenzufinden. Wiederum waren rund 700’000 Men-

schen aus der ganzen Stadt der Einladung der Gewerkschaften, 

der demokratischen Parteien und des Senats gefolgt, um auf 

dem Platz der Republik vor der nun schon recht stattlich er-

neuerten Fassade des Reichstags ihr gemeinsames Gelöbnis 

für Freiheit und Recht zu erneuern. Stundenlang harrten die 

Massen unter einem schwülen Himmel aus, viele brachen vor 

Erschöpfung zusammen, aber keiner wich freiwillig von der 

Stelle, bis nach den verschiedenen Ansprachen die Freiheits-

glocke des Schöneberger Rathauses, wie stets an diesem Tage 

auf den Platz der Republik übertragen, ihre mahnende und ver-

pflichtende Stimme erhob. Erst als sich die Menge zu zer-

streuen begann, öffneten sich die Schleusen des Himmels, um 

einen der trübsten und kältesten Maimonate einzuleiten. 

Wenige Wochen später, am 19. Mai, ging eine Nachricht 

durch den Äther, die in Berlin und in aller Welt Besorgnis 

weckte, aber auch noch einmal gewisse Hoffnungen belebte: 

die beiden mächtigsten Staatsmänner des westlichen und öst-

lichen Lagers, der amerikanische Präsident Kennedy und der 

sowjetische Ministerpräsident Chruschtschow, würden am 3. 

und 4. Juni in Wien zu einem allgemeinen Meinungsaustausch 

Zusammentreffen. Weltpolitisch befand sich der Westen seit 

geraumer Zeit in der Defensive, der Osten hatte dagegen im 

gleichen Zeitabschnitt seine offensiven Ziele immer deutli-

cher, unverhüllter und aggressiver präzisiert. Würde sich 

Chruschtschow geneigt zeigen, im Zeichen der grossen Er-

folge seiner Nation, die seit langem von Moskau einseitig pro- 
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vozierte Spannung zu mildern, die von ihm ersonnene Koexi-

stenzformel zu erneuern und der Menschheit damit nicht zu-

letzt aus wohlverstandenem Selbsterhaltungstrieb eine be-

scheidene Hoffnung auf eine friedliche Entwicklung zurück-

zugeben? Würde es andererseits dem jungen amerikanischen 

Präsidenten gelingen, seinen totalitären Partner in Wien davon 

zu überzeugen, dass es unbeschadet aller Gelände- und Presti-

geverluste der freien Welt eine absolute und ohne eine allge-

meine Katastrophe nicht zu überschreitende Grenze westlicher 

Nachgiebigkeit gäbe? Und wenn ja, wo verlief diese Grenze? 

Diesseits oder jenseits des Brandenburger Tores, diesseits, wo 

der Westen Positionen zu halten, oder jenseits, wo er wohler-

worbene Rechte gegen eine immer impertinenter auftretende 

politische Erpressung zu verteidigen hatte? Würden die Ge-

spräche in Wien auf die abschüssige Bahn eines neuen Mün-

chen führen oder durfte man sich einen Ruck nach vorn ver-

sprechen, der die Sorge von Milliarden in Hoffnung und die 

zunehmende Verzweiflung von Millionen in Zuversicht, kurz, 

der den allgemein um sich greifenden Lebensüberdruss in neu-

en Lebensmut verwandelte? Dass all diese Fragen in Berlin 

am intensivsten gestellt und auch empfunden wurden, wird 

niemanden verwundern, der nach der Lektüre der voraufge-

gangenen Seiten begriffen hat, wie sehr diese Stadt neben ihrer 

unveräusserlichen gesamtdeutschen Funktion gleichzeitig zu 

der einzigen noch existierenden Brücke einer begrenzten sach-

lichen Verständigung zwischen Osten und Westen geworden 

war. 
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13. AUGUST 1961 – 

PRÜFSTEIN DEUTSCHEN SCHICKSALS 

DIE GROSSOFFENSIVE BEGINNT 

Das Ergebnis der Wiener Begegnung zwischen Chruscht-

schow und Kennedy war derart niederschmetternd, dass sich 

beide Partner bewogen fühlten, über das erschreckend nichts-

sagende Kommuniqué hinaus ihre Völker und deren Verbün-

dete baldmöglichst über den wirklichen fatalen Sachverhalt 

ungeschminkt zu unterrichten. Kennedy wandte sich bereits 

am 6. Juni mit einer Rundfunk- und Fernsehansprache an sei-

ne Mitbürger, ohne seine Begegnung mit Chruschtschow im 

geringsten schönzufärben: «Wir haben völlig verschiedene 

Auffassungen von Recht und Unrecht, davon, was eine inter-

nationale Angelegenheit und was eine Aggression ist, und vor 

allem haben wir völlig verschiedene Auffassungen davon, wo 

die Welt jetzt steht und wohin sie geht.» Chruschtschow 

schenkte seinen Zuhörern ebenfalls über die Sender des sow-

jetischen Rundfunks und des Fernsehens seinerseits reinen 

Wein ein: «Der Abschluss eines Friedensvertrages mit 

Deutschland darf nicht länger verschoben werden. Die fried-

liche Regelung in Europa muss in diesem Jahr erreicht wer-

den... Aber selbst wenn sich einige Länder weigern sollten, an 

den Verhandlungen über den Abschluss eines Friedensvertra-

ges teilzunehmen, wird uns das nicht aufhalten, und wir wer-

den zusammen mit den anderen Ländern, die es wünschen, ei-

nen Friedensvertrag mit den beiden deutschen Staaten unter- 
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zeichnen. Sollte sich die Bundesrepublik Deutschland nicht 

einverstanden erklären, einen Friedensvertrag abzuschlies-

sen, dann werden wir ihn nur mit der Deutschen Demokrati-

schen Republik unterzeichnen, die bereits ihren Wunsch zum 

Abschluss eines Friedensvertrages geäussert und ihre Zustim-

mung zur Schaffung einer Freien Stadt Westberlin auf ihrem 

Boden gegeben hat.» 

Die Tatsache jedoch, die im Sommer 1961 die Welt so ein-

schneidend und verhängnisvoll veränderte, wurde von den bei-

den Politikern nur angedeutet oder umschrieben. Sie fand ih-

ren Ausdruck darin, dass die Sowjetunion zur Erreichung ihres 

Zieles ein neues, diesmal aber offenbar ernstgemeintes Ulti-

matum stellte. In dem Memorandum zur Deutschlandfrage, 

das Chruschtschow in Wien Kennedy überreichte, hiess es 

nämlich wörtlich: «Damit eine Friedensregelung nicht weiter 

hinausgezögert wird, ist es notwendig, einen Termin festzule-

gen, binnen dessen die Deutschen nach Möglichkeiten zu über-

einkommen in Fragen ihrer inneren Kompetenz suchen müs-

sen. Die Sowjetregierung hält für solche Verhandlungen eine 

Frist von nicht mehr als sechs Monaten für genügend. Diese 

Frist für einen Kontakt zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der DDR und für Verhandlungen zwischen ihnen 

reicht vollkommen aus, da in den nach dem Kriege vergange-

nen sechzehn Jahren die Einsicht in die Notwendigkeit heran-

gereift ist, mit den Überresten des zweiten Weltkrieges in Eu-

ropa Schluss zu machen.» Auch die Berlin-Pläne des Kommu-

nismus waren in diesem Memorandum rücksichtslos und un-

missverständlich formuliert: «...Gleichzeitig wird dies (die 

Umwandlung Westberlins in eine sogenannte Freie Stadt) 

auch die Aufhebung des Besatzungsregimes... mit allen sich 

hieraus ergebenden Folgen bedeuten. Insbesondere werden 

die Fragen der Benutzung der Verbindungswege auf dem Lan- 
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de, zu Wasser und in der Luft, die über das Territorium der 

DDR führen, nicht anders zu lösen sein als auf der Grundlage 

entsprechender Übereinkommen mit der DDR. Dies ist auch 

natürlich, da die Wahrnehmung einer Kontrolle über solche 

Verbindungswege das unveräusserliche Recht eines jeden 

souveränen Staates ist.» 

Chruschtschow kam also keineswegs auch nur mit einem Mi-

nimum von Verständigungsbereitschaft nach Wien, sondern 

brachte gleich zwei politische Atombomben mit: ausser dem 

Memorandum zur Deutschlandfrage noch ein weiteres über 

die Einstellung der Kernwaffenversuche. Dieses Schriftstück 

annullierte mit Fleiss alle konkreten Lösungen, die die Genfer 

Sachverständigenkonferenz in jahrelangen Bemühungen be-

reits erarbeitet hatte, sondern koppelte das überaus dringliche 

und die ganze Menschheit belastende Problem der Kernwaf-

fenversuche und ihrer Kontrolle mit der Schimäre einer allge-

meinen und totalen globalen Abrüstung. Damit warf die uner-

messliche Tragödie einer Wiederaufnahme der Kernwaffen-

versuche, einer Verseuchung der Atmosphäre, einer leichtfer-

tigen und brutalen Gefährdung von Gesundheit und normaler 

Lebenserwartung für Milliarden von Menschen nach dreijäh-

rigen, aufs grausamste enttäuschten Hoffnungen schon im 

Frühsommer 1961 ihre Schatten voraus. Daraus ergab sich 

aber auch, dass sich die Sowjetunion nunmehr wenigstens 

subjektiv für militärisch stark genug hielt, um politisch in 

Deutschland und Berlin nach endlosem, aber wohlberechne-

tem und gezieltem Vorgeplänkel zur entscheidenden Offen-

sive anzutreten und den Westen in einem Zustand der Veräng-

stigung und Betäubung endgültig aus seinen dortigen Positio-

nen zu werfen. 

Die ungeheure Gefahr, die das Ergebnis von Wien heraufbe-

schwor, wurde überall sofort richtig erkannt, aber leider zog  
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der Westen daraus – und tut das vielleicht bis heute – wieder 

einmal wie üblich falsche Konsequenzen. Chruschtschows 

symbolischer Griff nach dem JJbungsinstrument» der Atom-

bombe, dem bald der tatsächliche folgen sollte, hypnotisierte 

die freie Welt derart, wie der berüchtigte Blick der Schlange 

das Kaninchen. Kennedy persönlich dürfte sich in Wien alle 

Mühe gegeben haben, seinen Partner davon zu überzeugen, 

dass dieser das Äusserste riskiere, wenn er wirklich zum Äus-

sersten schreite. Aber Chruschtschow wusste im Voraus und 

erfuhr es bald nachträglich aus unzähligen Quellen, dass Ken-

nedy eben nicht die Vereinigten Staaten geschweige denn die 

NATO repräsentierte. In die entschiedene und klare Sprache 

der westlichen Regierungen mischten sich bald klägliche und 

defaitistische Kommentare der westlichen Presse. Ausserdem 

dürfte der hervorragende sowjetische Nachrichtendienst 

schon sehr bald herausgefunden haben, dass es sogar inner-

halb der Regierungen und ihrer bürokratischen Apparate an-

gesichts der radikalen sowjetischen Schocktherapie keine 

übereinstimmenden Meinungen gab. Die allgemeine nervöse 

Unruhe, die geradezu hektische Betriebsamkeit der Politik 

und Diplomatie, der schreckliche Alpdruck eines möglicher-

weise bevorstehenden Vernichtungskrieges charakterisierten 

die Atmosphäre des Sommers 1961 und machten ihn allenfalls 

mit dem Sommer 1914 oder mit dem Sommer 1939 vergleich-

bar. Solange es einen Kalten Krieg gab, war wohl noch nie-

mals eine solche Unmenge hektographierten Papiers innerhalb 

des westlichen und östlichen Lagers wie zwischen Osten und 

Westen ausgetauscht worden. Unablässig und weitschweifig 

beschäftigten sich die in diesem Zusammenhang gewechsel-

ten Noten, die offiziellen und inoffiziellen Erklärungen, Re-

den und Interviews der führenden Staatsmänner mit den bei- 
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den von Chruschtschow in Wien so mörderisch aktualisierten 

Hauptthemen, der Abrüstung und dem Berlin-Problem. Da das 

sowjetische Memorandum vom 4. Juni 1961 ausdrücklich ei-

nen Termin festgelegt hatte, «binnen dessen die Deutschen 

nach Möglichkeiten zu Übereinkommen in Fragen ihrer inne-

ren Kompetenz suchen müssten», durfte Pankow seinen 

Pflichtbeitrag natürlich nicht schuldig bleiben. Am 6. Juli 

1961 beschloss die Volkskammer einen sogenannten «Deut-

schen Friedensplan», der in Deutschland ähnliche Verhält-

nisse schaffen sollte, wie sie dem Kommunismus seit 1954 in 

den ostasiatischen Staaten Laos und Süd-Vietnam so erfolg-

reich die Wege geebnet hatten. Zum Abschluss der letzten Sit-

zung des Bundestages vor Sommerpause und Wahlkampf am 

30. Juni regte sein Präsident Gerstenmaier in einer vielbeach-

teten Rede an, in Friedensverhandlungen zwischen den West-

mächten und der Sowjetunion die Deutschlandfrage als Gan-

zes zu diskutieren: «..Die Friedensverhandlungen selbst müs-

sen Klarheit schaffen erstens über den militärischen und poli-

tischen Status des zukünftigen Gesamtdeutschland. Zweitens 

ist selbstverständlich, dass ein Friedensvertrag die definitive 

Bereinigung der materiellen und rechtlichen Fragen bringen 

muss, die sich aus dem zweiten Weltkrieg ergeben. Dazu ge-

hört auch die Frage der Reichsgrenzen. 

Drittens ist es unerlässlich, dass dem ganzen deutschen Volke 

die Möglichkeit verbürgt wird . . ., Gebrauch zu machen von 

«dem Grundsatz der gleichen Rechte und der Selbstbestim-

mung der Völker», wie er verankert ist in dem Artikel 1 der 

Charta der Vereinten Nationen. Die Regierung der Sowjet-

union hat am 26. Juni 1945 diese Charta ebenso unterzeichnet 

wie die anderen Mächte, die gegen Deutschland Krieg geführt 

haben. Namens des ganzen deutschen Volkes und keineswegs 

nur für die 52 Millionen in der Bundesrepublik Deutschland 
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klagt der Deutsche Bundestag heute vor der Welt und vor der 

Geschichte dieses sein Recht ein.» 

Nach der Ansprache des Bundestagspräsidenten verzeichnete 

das stenographische Protokoll «anhaltenden lebhaften Beifall 

im ganzen Hause». Das bedeutete, dass der erste Sprecher des 

wichtigsten Gesetzgebungsorgans der Bundesrepublik für sich 

in Anspruch nehmen konnte, die Auffassung aller Parteien zu-

sammengefasst zu haben, und dies in einem Augenblick, da 

sonst mit dem Herannahen des Wahlkampfes die natürlichen 

Gegensätze zwischen den verschiedenen politischen Gruppen 

verständlicherweise einmal wieder mit betonter Schärfe ins 

Blickfeld traten. Wäre die Sowjetunion auch nur im mindesten 

bereit gewesen, ihre eigenen demonstrativen Versicherungen, 

man müsse mit den Überresten des zweiten Weltkrieges in 

Mitteleuropa Schluss machen, ernst zu nehmen, so hätten die-

se Ausführungen Gerstenmaiers für sie ausserordentlich inter-

essant sein müssen. Tatsächlich ignorierte Chruschtschow 

nach wie vor jede noch so aufrichtige Geste deutscher Ver-

handlungsbereitschaft. Mit dem geradezu inflatorisch an-

schwellenden Austausch von Noten und Stellungnahmen 

sollte ja nach dem Willen Chruschtschows keine fruchtbare 

Politik gemacht werden, sondern das Gegenteil davon. Dage-

gen verfolgte man in Moskau mit gespanntester Aufmerksam-

keit jedes Symptom, das auch nur indirekt darauf schliessen 

liess, dass der Westen seine «Rechte in Berlin» von sich aus 

immer eindeutiger lediglich als «Verteidigung der Freiheit 

Westberlins und seiner Bevölkerung» interpretierte. 

Es handelte sich hier wirklich um zwei verschiedene Dinge, 

deren politische Relationen in ihrem strategischen Gewicht al-

lerdings nur Moskau begriff. Nach den Vereinbarungen von 

1944 hatten zweifellos die ehemaligen Siegermächte über die 
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innere Ordnung in ihren Sektoren jeweils allein zu wachen und 

zu bestimmen, die Sowjetunion in Ostberlin und die drei west-

lichen Siegerstaaten in Westberlin. Für den unverkennbaren 

Sonderstatus der gesamten Stadt trugen sie jedoch eine ge-

meinsame Verantwortung. Diese gemeinsame Verantwortung 

garantierte allen Berlinern, um es noch einmal zu wiederholen, 

unter der noch so formal gewordenen alliierten Kontrolle im 

Gegensatz zu allen anderen Deutschen sowohl in der Bundes-

republik wie in der Sowjetzone ein lebenswichtiges Privileg: 

die Bewegungsfreiheit über die offenen Setkorengrenzen hin-

weg. Sobald jedoch Deutsche aus der Bundesrepublik wie aus 

der Sowjetzone in die deutsche Hauptstadt kamen, konnten sie 

dieses Privileg der Berliner auch für sich beanspruchen, die 

westdeutschen Besucher freilich seit September 1960 nur noch 

mit der Einschränkung des Passierscheinzwanges. Daraus 

ergab sich eine zwar ernste, prinzipiell aber nicht irreparable 

Verschlechterung der gesamtdeutschen Bedeutung und Funk-

tion Berlins. Jede Hinnahme einer weiteren Einengung und 

Beschränkung der Bewegungsfreiheit in Berlin durch die 

Westmächte musste sie nicht nur gleichsam in eigener Sache 

und vor dem eigenen Gewissen ihres Prestiges berauben, son-

dern sie auch indirekt gegenüber dem freien Teil Deutsch-

lands vertragsbrüchig machen: denn ihre Anwesenheit in Ber-

lin und die uneingeschränkte Wahrnehmung ihrer dortigen 

Rechte kamen ja nicht nur den zwei Millionen Westberlinern 

zugute, sondern bedeuteten gleichzeitig so etwas wie eine still-

schweigende Treuhandschaft für eine spätere Wiedervereini-

gung ganz Deutschlands. Anderenfalls wäre es sinnlos gewe-

sen, im Jahre 1949 oder zu einem späteren Zeitpunkt Westber-

lin den Status eines Bundeslandes mit allen daraus resultieren-

den Konsequenzen zu verweigern. Gerade die Vorberhalte, die 
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die Westmächte in diesem Punkte machten und die ja schliess-

lich für die Betroffenen manche Unbequemlichkeit, Versa-

gung und Diskriminierung mit sich brachten – man denke nur 

an das kastrierte Stimmrecht der Westberliner Vertreter in den 

gesetzgebenden Körperschaften des Bundestages wie des 

Bundesrates –, verpflichteten die Vereinigten Staaten, Gross-

britannien und Frankreich, sich von ihren Rechten auf ganz 

Berlin auch in einer noch so gefährlich scheinenden Entschei-

dungssitiutaon um keinen Preis von ihrem östlichen Vertrags-

partner etwas abmarkten zu lassen. 

Freilich hatten sie das seit September 1960 bereits zögernd 

und schrittweise unter Protest getan. Der Viermächtestatus, 

der symbolisch die Unteilbarkeit und Unzerreissbarkeit der 

noch immer lediglich administrativ gespaltenen deutschen 

Hauptstadt einfasste, hatte einige Schrammen und Risse be-

kommen, aber das Gebäude als solches hielt noch. Wenn es 

der Westen widerstandslos hinnahm, es vollständig zum Ein-

sturz bringen zu lassen, war Moskau mit seiner Deutschland-

politik der entscheidende Durchbruch gelungen. Nur dort wie 

in Pankow schätzte man das Risiko, aber auch die unerhörten 

Gewinnchancen eines solchen Unternehmens richtig ein. Im 

Westen begriff man grösstenteils nicht einmal die eminente 

politische Bedeutung, die sich aus den Rechten auf ganz Ber-

lin effektiv ergab. So orakelte der Vorsitzende des Aussenpo-

litischen Ausschusses des amerikanischen Senats, William 

Fulbright, in einem sehr verworrenen und auch stilistisch 

kaum verständlichen Fernsehinterview am 30. Juli, nach sei-

ner Ansicht habe der Westen kein Recht, «von der Sowjet-

union zu verlangen, dass Westberlin als Schlupfloch für 

Flüchtlinge aus Mitteldeutschland offengehalten werde». 

Nichts war törichter, aber auch nichts objektiv falscher als 

eine solche Äusserung, noch dazu ausgerechnet in jenen un- 
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heilschwangeren Tagen. Der Westen hatte das Recht und die 

Pflicht, in Berlin die Sektorengrenzen offenzuhalten, nicht 

mehr und nicht weniger. Dass über diese Grenzen von jeher 

nicht nur Besucher oder Berufstätige, sondern auch Flücht-

linge passierten, lag ausschliesslich daran, dass ein kommuni-

stischer deutscher Teilstaat, genannt Deutsche Demokratische 

Republik, gegen den Willen der überwältigenden Mehrheit 

seiner Bevölkerung existierte und von ihr, wie die Erfahrung 

lehrte, in zunehmendem Masse verabscheut wurde. 

DIE SPRINGFLUT DER FLÜCHTLINGE 

Denn in einem hatte Chruschtschow mit seinem neuen Ulti-

matum die Rechnung ohne den Wirt gemacht, in sehr typi-

scher Weise übrigens, da tyrannische oder gar totalitäre Re-

gime im Banne ihrer Denkweise moralische Faktoren im Ge-

gensatz zu machtpolitischen Realitäten grundsätzlich falsch 

einkalkulieren. Über die westliche Anfälligkeit gegen terrori-

stische Kriegsdrohungen täuschten sich die Sowjets nicht im 

mindesten, wohl aber über den trotz aller Resignation noch 

immer vorhandenen Lebens- und Freiheitswillen der vom 

Kommunismus drangsalierten Deutschen in der Sowjetzone. 

Es handelte sich um Menschen, die sich mit aller elementaren 

Kraft der Verzweiflung dem Versuch widersetzten, sie zu 

blossen Robotern, Termiten und Schachfiguren eines gewis-

senlosen politischen Spiels hinabzuwürdigen. In den Wochen 

zwischen dem 4. Juni und dem 13. August 1961 schwoll der 

seit Anfang 1960 immer breiter gewordene Strom der Zonen-

flüchtlinge zu einer wahren Springflut und schliesslich zu ei-

nem Ozean an. Das der Zonenbevölkerung zugedachte 

«Glück» eines separaten Friedensvertrages innerhalb weniger 

Monate erwies sich für Unzählige als Motor der Bewegung:  
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weg von der Heimat, weg von ererbtem und erworbenem Be-

sitz, weg in vielen Fällen von einträglichen Stellungen, mit 

dem einzigen Ziel der Freiheit, deren Verheissung mächtiger 

war als alle Hemmungen. Ein beispielloser Orkan der Empö-

rung und Verbitterung unterspülte alle Dämme, überwand alle 

Schranken, durchbrach alle noch so energisch mobilisierten 

Kontrollen durch Volkspolizei und andere bewaffnete Ver-

bände. So konnte es in der Tat objektiv nicht mehr lange wei-

tergehen. Noch nie hat sich ein totalitärer Diktator vor der Ge-

schichte schlimmer und schändlicher blamiert als Walter Ul-

bricht, aber auch noch nie hat ein solcher eine derartige Bla-

mage bis zur Stunde mit so kaltlächelndem Zynismus über-

standen. 

Schon im Zusammenhang mit den Motiven des ersten Sowjet-

Ultimatums vom 27. November 1958 war von der permanen-

ten Fluchtbewegung aus der Sowjetzone die Rede. Bevor wir 

uns der deutschen Tragödie des 13. August 1961 zuwenden, 

muss die düstere und erbarmungslose Vorgeschichte dieses 

Schicksalstages in ihren verschiedenen Etappen noch etwas 

ausführlicher umrissen werden. Seit dem Ende des zweiten 

Weltkrieges bis zum Sommer 1961 verliessen annähernd vier 

Millionen Menschen freiwillig oder von drohender Gefahr für 

Leib und Leben gezwungen ihre mitteldeutsche Heimat: das 

entspricht etwa der Bevölkerungszahl der Schweiz. Könnten 

diese Unglücklichen vor den Vereinten Nationen in eigener 

Sache ihre Stimme erheben, um ihre Peiniger anzuklagen, 

würden sie allein vier bis fünf der kleinsten Mitgliedsstaaten 

repräsentieren. Auch diese kleinsten Mitgliedsstaaten aus 

Afrika oder anderswo sind stolz auf die von ihnen errungene 

Selbstbestimmung, sind stolz darauf, dass in dieser Weltorga-

nisation ihre Stimme ebensoviel zählt wie die der Gross-

mächte. Mögen sie sich allmählich nachdrücklicher und ver-

ständnisvoller der Tatsache erinnern, dass mitten in Europa 16 
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Millionen Menschen jedes Selbstbestimmungsrecht entbehren 

müssen und dass fast vier Millionen es sich durch die Flucht, 

durch die Preisgabe von Heimat und Besitz erkaufen mussten: 

und das ausschliesslich deswegen, weil sich eine wahnwitzige 

und hybride gesellschaftliche «Ordnung» seit mehr als 16 Jah-

ren als völlig unfähig erwies, den in ihrem Machtbereich Le-

benden das Dasein, wenn schon nicht glücklich, so doch we-

nigstens einigermassen erträglich zu gestalten. Die Fluchtbe-

wegung aus der Sowjetzone ist nicht allein eine beispiellose 

Massentragödie, sondern auch eine ebenso beispiellose mora-

lische Bankrotterklärung des politischen und gesellschaftli-

chen Regimes, das der Geschichte einmal mit dem faszinie-

renden und grossartigen Anspruch vor Augen trat, die Men-

schen von allen Fesseln und Abhängigkeiten befreien zu wol-

len. 

Soweit es überhaupt möglich ist, dieses im tiefsten erschüt-

ternde Phänomen nüchtern zu analysieren, lassen sich für die 

Fluchtbewegung, ihre kollektiven Motive und ihre soziologi-

sche Bedeutung für den davon betroffenen «Staat» mit annä-

hernder Genauigkeit drei Phasen unterscheiden: die erste 

Phase umfasst den Zeitabschnitt von der deutschen Kapitula-

tion bis etwa 1948/49, die zweite die Jahre von 1949 bis 1955 

und die dritte schliesslich die Jahre von 1955 bis zur Gegen-

wart. 

Während der ersten Phase verliessen hauptsächlich ältere, 

kaum noch oder nicht mehr arbeitsfähige Menschen ihre mit-

teldeutsche Heimat. Ihr Hauptmotiv war weniger politischer 

als allgemein menschlicher Natur: viele von ihnen mochten 

ursprünglich dem Dritten Reich Adolf Hitlers zugejubelt ha-

ben, aber die zwölf Jahre der braunen Diktatur öffneten ihnen 

allmählich die Augen über den wahren Charakter eines totali-

tären Regimes. Nach dem Kriege kam sofort ein neues, wenn 
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auch mit einem anderen Anstrich und mit einer anderslauten-

den Ideologie. Die Älteren misstrauten in der Regel aus guten 

Gründen ihrer eigenen Anpassungsbereitschaft und weiteren 

Leidensfähigkeit. Sowohl die Sowjets wie ihre deutschen Sa-

telliten sahen übrigens das allmähliche Verschwinden dieser 

überalterten und für sie in jeder Beziehung «unbrauchbaren» 

Schichten nicht ungern: nach den Prinzipien des kommunisti-

schen Humanismus galten sie ohnedies lediglich als «unnütze 

Esser». Drüben aber, in den Westzonen, würde ihr Erscheinen 

nur den verheerenden Mangel am Nötigsten, das Flüchtlings- 

und Wohungselend wie andere soziale Unruhesymptome in 

einem den Sowjets durchaus erwünschten Sinne verschärfen. 

Es kam aber die Währungsreform, der wirtschaftliche Auf-

schwung Westdeutschlands, die Gründung der Bundesrepu-

blik einerseits, die der sogenannten «DDR» andererseits. Hier 

blieben noch jahrelang die meisten Kriegswunden offen, die 

wirtschaftliche Entwicklung lahmte, der Nachholbedarf der 

Bevölkerung blieb unbefriedigt, das Rationierungssystem der 

Kriegsjahre in Kraft; drüben im Westen zogen die aufblü-

hende Konjunktur, die Produktion wertvoller Konsumgüter 

und der unaufhaltsam steigende Lebensstandard vor allem 

jüngere Facharbeiter oder ungelernte Arbeiter aus der Sowjet-

zone an, die hofften, in der Bundesrepublik ihr Glück zu ma-

chen und an der allgemeinen Aufwärtsentwicklung teilzuneh-

men. Auch ihr Fluchtmotiv war nicht immer im strengsten 

Sinne politisch, obwohl natürlich in vielen Fällen eine ernst-

hafte und glaubwürdige Gefährdung mitspielte, vornehmlich 

bei denjenigen, die sich den Forderungen eines totalitären 

Staates am Arbeitsplatz, an der Drehbank, im Büro und nicht 

zuletzt auf dem Acker instinktiv oder gar systematisch wider-

setzten. Der Verlust von Hunderttausenden, meist jüngeren 
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Menschen, die als wertvolle Arbeitskräfte gelten mussten, 

wuchs sich für die Machthaber der Sowjetzone schon zu einem 

weit ernsteren Problem aus. Bevor aber Moskau über das po-

litische Schicksal seines mitteldeutschen Faustpfandes end-

gültig mit dem Ziele einer Herausgabe oder einer endgültigen 

Einverleibung entschieden hatte, war auch dieser Verlust al-

lenfalls zu ertragen. Kam es zu einer Wiedervereinigung, wür-

den die Tage des Kommunismus in Mitteldeutschland sowieso 

gezählt sein, – kam es aber zu einer festen Einverleibung der 

Zone in den gesamten kommunistischen Machtbereich, muss-

te ja zwangsläufig ein forcierter wirtschaftlicher Wiederauf-

bau auch dort erfolgen. In Pankow träumte man nach sowjeti-

schem Vorbild nicht nur von gigantischen ökonomischen Plä-

nen, mit deren Erfüllung man sogar den Lebensstandard der 

Bundesrepublik zu übertreffen hoffte, sondern man nahm 

wahrscheinlich auch an, dass im Zeichen einer solchen Ent-

wicklung die Massenflucht mindestens zum Stillstand käme, 

wenn nicht gar von einer allmählichen Rückwanderung abge-

löst werden würde: denn wenn die Menschen in der Zone erst 

einmal ausreichend zu essen hätten und ihre sonstigen Kon-

sumbedürfnisse in steigendem Masse befriedigen könnten, lag 

nach den Kombinationen Pankows kein zureichender Grund 

mehr vor, sie zu einer Flucht aus dem Paradies der Arbeiter 

und Bauern zu ermuntern. Das elementare menschliche Frei-

heitsbedürfnis ist ja nach kommunistischer Lesart nur eine «Il-

lusion». 

Als dann aber nach der Proklamierung der Zwei-Staaten-

Theorie etwa vom Jahre 1956 ab der planmässige Wiederauf-

bau der Zone im streng kommunistischen Sinne einsetzte, sah 

sich das Ulbricht-Regime sofort einem fast unlösbaren Di-

lemma gegenüber. Mitteldeutschland verfügte von jeher über 

eine leistungsfähige Veredlungsindustrie, dagegen kaum über 
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zwei der wichtigsten Grundstoffe, Steinkohle und Stahl. Gera-

de angesichts der sich daraus ergebenden Importabhängigkeit 

musste man nicht allein aus der menschlichen Arbeitskraft das 

Letzte herausholen – und hierin erwies sich das Regime in der 

Tat als dermassen erfinderisch, dass in dieser Beziehung viel-

leicht sogar seine sowjetischen Lehrmeister noch manches 

von ihm hätten lernen können –, sondern war vor allem auf 

eine zuverlässige Intelligenzschicht angewiesen. Diese hatte 

den Nachwuchs entsprechend auszubilden, hatte in den For-

schungszentren und Laboratorien auf Mittel und Wege zu sin-

nen, um Bedarfslücken mit neuzeitlichen Methoden und neu-

en Erfindungen zu überbrücken, nicht zuletzt aber die vom 

Produktionsprozess dauernd überforderten gesund und lei-

stungsfähig zu erhalten. Ausgerechnet diese Intelligenzschicht 

erwachte nun – in vielen Fällen vielleicht zum erstenmal – in-

folge der täglich zunehmenden kommunistischen Durchwu-

cherung aller Lebensbereiche zum politischen Bewusstsein. 

Schon bei früherer Gelegenheit wurde erwähnt, dass bei einer 

zwischen 1957 und 1959 im Jahresdurchschnitt ständig sin-

kenden Flüchtlingsziffer die Zahl der Flüchtlinge aus den aus-

gesprochenen Intelligenzberufen – Ingenieure, Ärzte, Hoch-

schullehrer usw. – geradezu sprunghaft emporschnellte. 

Dieser Substanzverlust der Eliteschichten sprach dem Zonen-

regime nicht nur moralisch ein Todesurteil, sondern stellte ei-

nen geistigen Aderlass dar, den es mit allen Mitteln unterbin-

den musste, wenn es sich nicht in absehbarer Zeit selber auf-

geben wollte. Lange Zeit lavierte man im Vorfeld der Taktik. 

Wo heute noch Beschimpfungen und Erpressungen obgewal-

tet hatten, versuchte man es morgen zur Abwechslung wieder 

einmal mit einem toleranten Gebaren, gelegentlich sogar mit 

förmlichem Liebeswerben. Ulbricht persönlich bemühte sich, 
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wie man aus zahlreichen Verlautbarungen, Anweisungen und 

Reden dieser Epoche schliessen kann, vielleicht sogar aufrich-

tig, den Intellektuellen, die er lebensnotwendig brauchte, um 

seine spektakulären Pläne zu realisieren, im kommunistischen 

Paradies eine Art Naturschutzpark auszusparen, wenigstens 

ihren älteren Generationen, bei denen das Experiment «sozia-

listischer Umerziehung» voraussichtlich nichts mehr fruch-

tete. Vergeblich: nicht nur war das Objekt aller dieser Bemü-

hungen unheilbar misstrauisch geworden und wurde es mit je-

dem Tage mehr, der die Aussicht auf Wiedervereinigung da-

hinschwinden sah. Die primitive Funktionärsschicht, die Ul-

bricht insbesondere seit dem V. SED-Parteitag im Juli 1958 

von der Kette liess, begriff in ihrem Übereifer die dialektisch 

wohlberechneten Bocksprünge ihres Herrn und Meisters ge-

genüber der Intelligenz in keiner Weise. Machttrunken und 

hemmungslos geworden, wollten sie alles und jedes gleich-

schalten, wollten es auf Biegen oder Brechen endlich auf die 

Linie der allein seligmachenden Ideologie und Gesellschafts-

lehre bringen: die Universitäten und die Laboratorien, die Me-

dizin mit ihrer Diagnostik und Therapie, den Sport, die Kunst 

einschliesslich aller Unterhaltungsorchester. Wem diese Be-

hauptung übertrieben scheint, der ziehe einmal entsprechende 

Erkundigungen bei den Arbeitsstäben der früheren Flücht-

lingslager ein! Die anhaltende Fluchttendenz der Intelligenz-

berufe aus der Sowjetzone wurde ausserdem insofern zu einem 

in höchstem Masse politischen Phänomen, als für diese 

Schichten wirtschaftliche Gefährdung oder systematische 

Aushöhlung der Existenz, wie sie selbständige Unternehmer, 

Handwerker, Gewerbetreibende und Landwirte ständig stärker 

bedrohten, praktisch wegfielen. Im Gegenteil, insbesondere 

die Hochschullehrer wurden vom Regime mit sozialen Privi- 
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legien – Einkommen, Sonderprämien, Wohnraumanspruch 

usw. – ausgestattet, mit denen kaum eine westliche Demokra-

tie Schritt halten konnte. Ausserdem ist der deutsche Intellek-

tuelle, im Gegensatz zu seinen ausländischen, speziell zu sei-

nen romanischen Kollegen, im Grunde ein unpolitischer Typ, 

in der Regel geneigt, in jedem Staat und unter jedem Regime 

zu wirken, solange man sein spezifisches Wissens- und For-

schungsgebiet frei und unangetastet lässt. Der sprichwörtliche 

deutsche Professor, vornehmlich in den nicht geisteswissen-

schaftlichen Disziplinen, registriert einen Mangel an Freiheit 

im öffentlichen Leben kaum, solange er sich in seinem Hör-

saal oder in seinem Laboratorium relativ ungehindert bewe-

gen kann. Als ihm aber in der Sowjetzone immer massiver zu-

gemutet wurde, objektive Forschungsergebnisse, die ihrer Na-

tur nach mit dem dialektischen Materialismus nicht das Ge-

ringste zu tun hatten, durch eine sozialistische Brille zu korri-

gieren, also zu verfälschen, oder, wie im Falle der Ärzte, er-

krankte Menschen nach den fiktiven Postulaten einer «sozia-

listischen Medizin» zu kurieren, gelangte auch er unweiger-

lich an die Grenzen seiner Toleranz und formalen politischen 

Anpassungsbereitschaft. Deswegen war die Flucht der Intelli-

genzschicht der vielleicht eindruckvollste und erschütterndste 

Beweis dafür, wie sehr der Freiheitsentzug in der Sowjetzone 

auch für diejenigen, die sich am liebsten vor jeder politischen 

Auseinandersetzung verkrochen hätten, im wörtlichsten Sinne 

zu einem «Sauerstoffproblem» geworden war. Die geistige 

Elite in Mitteldeutschland litt unter akuten Erscheinungen ei-

ner Hypoxämie: viele suchten das Weite, nicht weil sie primär 

das Regime an sich wegen seiner Struktur und Zielsetzung 

verabscheuten, sondern weil sie ganz einfach unter ihm nicht 

mehr atmen konnten. Dass die Bemühungen der Professoren,  
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Wissenschaftler und Dozenten, auch in der Sowjetzone ein 

Minimum des objektiven und unbefangenen Geistes zu erhal-

ten, wie er normalerweise die Atmosphäre einer Universität 

charakterisiert, nicht ohne Einfluss auf die Elite der akademi-

schen Jugend blieb, verraten uns ebenfalls sehr aufschlussrei-

che Ziffern. Allein in den Jahren zwischen 1957 und 1959 

meldeten sich weit über 6’000 Studenten mitteldeutscher Uni-

versitäten in den verschiedenen Notaufnahmelagern, wobei zu 

berücksichtigen ist, dass die Studienordnung der Sowjetzone 

hauptsächlich junge Arbeiter oder Arbeitersöhne begünstigt. 

Der unaufhaltsame Schrumpfungsprozess der geistigen Elite 

Mitteldeutschlands – und zwar quer durch alle Generationen 

hindurch, von betagten Professoren bis zu Oberschülern der 

letzten Klassen – setzte sich auch in den folgenden Jahren fort. 

Daneben stiegen aber auch die absoluten Monatsziffern, ver-

glichen mit dem quantitativen Tiefstand der Flüchtlingsbewe-

gung im Jahre 1959, wieder beträchtlich an. Im Frühjahr und 

Sommer 1960 entschlossen sich vornehmlich zahlreiche 

Landwirte zur Preisgabe ihrer Existenz. Entgegen den vor 

noch relativ kurzer Zeit mehrfach gegebenen feierlichen Zusi-

cherungen des Ministerpräsidenten Grotewohl, das Zonenre-

gime werde einen freien Kleinbauernstand erhalten und schüt-

zen, war seit Beginn des Jahres 1960 die Kollektivierung aller 

bäuerlichen Einzelwirtschaften in kürzester Frist erpresst und 

erzwungen worden. Dieser flagrante Wortbruch wirkte auch 

in die Schichten hinein, die sich in absehbarer Zeit von dem 

gleichen Schicksal bedroht fühlten und es nicht erst zum Äus-

sersten kommenlassen wollten, vornehmlich im Handel und 

im Handwerk. War die Zahl der Flüchtlinge im Jahre 1960 

schon wieder auf mehr als 200’000 angestiegen, so liess die 

Entwicklung im Jahre 1961 eine noch weit radikalere Bevöl- 
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kerungsbewegung erwarten. Viele Menschen, die bis vor Kur-

zem noch mit jeder internationalen Beratung des Deutschland-

problems reale Hoffnungen auf eine Wiedervereinigung ver-

banden, die der Genfer Aussenministerkonferenz von 1959, 

der Gipfelkonferenz von 1960 und vielleicht sogar noch der 

Wiener Begegnung zwischen Kennedy und Chruschtschow 

erwartungsvoll entgegengeblickt hatten, sahen sich danach 

endgültig aufs grausamste getäuscht und enttäuscht. Hielt sie 

bisher die Zuversicht in ihrer Heimat fest, eines Tages würde 

und müsste ja auch die Freiheit nach dort zurückkehren, dann 

wählten sie nach dem Wiener Treffen, als die Frage «Heimat 

oder Freiheit» zu einer unerbittlichen Alternative geworden 

war, die Freiheit. Jahrelang lag der «Tagesdurchschnitt» – ein 

sehr nüchternes Wort für einen furchtbaren Tatbestand – an 

Sowjetzonenflüchtlingen bei etwa 400-500. Nach der Wiener 

Begegnung, insbesondere nach dem Beginn der Sommerfe-

rien in der Sowjetzone, stieg er erschreckend an, auf 800, 

1’000, 2’000, um unmittelbar vor dem 13. August, obwohl alle 

Zonengrenzbahnhöfe schon schärfstens bewacht und prak-

tisch abgeriegelt waren, auf fast 7’000 anzuschwellen. 

Bis tief in das Jahr 1961 hinein hatten die Sowjetzonenbehör-

den alles getan, um die unheimlichen und trostlosen Sym-

ptome der galoppierenden Schwindsucht ihrer «Republik» we-

nigstens vor der Weltöffentlichkeit zu bagatellisieren. Nach-

dem aber die Verzweiflung der Menschen in Mitteldeutsch-

land so sichtbar alle Dämme brach, liess sich dieses Prinzip 

nicht mehr aufrechterhalten. Ulbricht befahl seinen Propagan-

disten zunächst, ein neues Schlagwort zu erfinden, um damit 

für die politisch unheilbar Ahnungslosen die Verantwortung 

zu verschieben. Nach offizieller Sprachrege lung gab es natür-

lich keine Flucht aus der Sowjetzone, sondern eine plan-

mässige und raffinierte «Abwerbung von Arbeitskräften»  
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durch besonders hierzu geschaffene Stellen in Westberlin und 

in der Bundesrepublik. Der kommunistische Diktator küm-

merte sich dabei keineswegs um den Widerspruch, der darin 

lag, dass sich alljährlich ein bis zwei Prozent einer Bevölke-

rung, die bei sämtlichen sogenannten Wahlen immer wieder 

mit 99,9 Prozent ihre angebliche Liebe und Anhänglichkeit an 

das kommunistische Regime bekundete, aus unerfindlichen 

Gründen von den Organen eines «feindlichen, revanchisti-

schen und kriegslüsternen» Staates ohne weiteres abwerben 

liessen. In Wirklichkeit sah die «Abwerbung» so aus, dass sich 

alle massgebenden Sprecher, die sich von Westberlin oder der 

Bundesrepublik aus über Rundfunk und Fernsehen an die Zo-

nenbevölkerung wandten, diese dringend beschworen, nach 

Möglichkeit in ihrer Heimat auszuharren und den Glauben an 

bessere Zeiten nicht zu verlieren: diese Sprecher taten das al-

lerdings mit einem immer bittereren Geschmack auf der 

Zunge, je mehr sich sowohl die Hoffnung auf Wiedervereini-

gung oder auch nur auf eine Humanisierung des Zonenregimes 

verflüchtigte. 

Da Moskau jedoch in seinem immer hemmungsloseren 

Machtrausch den Gedanken einer solchen Humanisierung 

weit von sich wies und Ulbricht, auch hierin dem Beispiel Hit-

lers folgend, an alles andere dachte, nur nicht an die Möglich-

keit, sich selber politisch zu liquidieren, rückte unvermeidlich 

der Tag heran, an dem Pankow der Fluchtbewegung endgültig 

einen Riegel vorschieben musste, um den Staatsbankrott zu 

vermeiden. Da der Weg der Verzweifelten in die Freiheit nach 

dem praktischen Einfrieren des interzonalen Reiseverkehrs 

grösstenteils über Westberlin führte, konnten nur irgendwel-

che Manipulationen an den Sektorengrenzen das gewünschte 

Ergebnis verbürgen. Um solches zu vermuten bzw. vorauszu- 

547 



sagen, bedurfte es keiner besonderen Prophetengabe. So wur-

de Ulbricht schon einige Tage nach Wien, auf einer Presse-

konferenz am 15. Juni 1961, gefragt, ob und wie er die Sekto-

rengrenzen hermetisch abzuriegeln gedenke. Er bezeichnete 

die Idee als absurd, mitten in Berlin Sperrmauern zu errichten; 

die Steine hierfür würden für nützlichere Zwecke, nämlich für 

den Häuserbau, dringend gebraucht. Nachträglich neigt man 

vielfach zu der Annahme, Ulbricht habe mit dieser beruhigen-

den Versicherung nur bluffen und eine von ihm bereits be-

schlossene Massnahme aus Gründen des Zeitgewinns vor-

sorglich dementieren wollen. Naheliegender ist freilich die 

Annahme, dass Ulbricht Mitte Juni noch die Wahrheit sprach. 

Sicherlich schwebte ihm damals bereits vor, die Sektorengren-

zen zumindest für einige Zeit durch eine lebendige Mauer von 

Volkspolizisten, Betriebskampfgruppen usw. so abzuriegeln, 

dass praktisch kein Flüchtling mehr durchkam und künftige 

Flüchtlinge auf absehbare Zeit von einem so hoffnungslos an-

mutenden und gefährlichen Versuch abgeschreckt wurden. 

Die Errichtung einer wirklichen Mauer von Stein und Stachel-

draht musste ja, mochte sie noch so hoch und dicht sein, um 

die Flucht aus seinem Paradies unmöglich zu machen, zu einer 

geradezu ungeheuerlichen Selbstentlarvung seines Regimes 

führen. Erst das Versagen aller anderen Massnahmen vor der 

im Juli und August aufschäumenden Sturmflut dürfte ihn zu 

der ultima ratio bewogen haben, lieber den moralischen Bank-

rott in Kauf zu nehmen als den tatsächlichen zu riskieren. 

Hierbei spekulierte er sicherlich auch auf die oft erprobte und 

bewährte Vergesslichkeit der Welt. Hatte sich diese schliess-

lich über Konzentrationslager, Säuberungsprozesse, Massen-

hinrichtungen, Gaskammern und andere typische Errungen-

schaften unseres Jahrhunderts beruhigt, würde sie schliesslich 

auch eine Sperrmauer in Berlin in Kauf nehmen und sich so- 
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gar daran gewöhnen. Der «grösste Führer der deutschen Ar-

beiterklasse» vergass dabei nur eines: dass es Vorgänge gibt, 

die in dieser Form nur einmal geschehen, und Herausforderun-

gen, die in ihren Konsequenzen absolut unerträglich sind. 

EINSCHNITT UND ZEITENWENDE 

Mit dem 13. August 1961, diesem schwärzesten und schänd-

lichsten Schicksalstag der deutschen Geschichte, schliesst die-

ser Abriss einer chronologischen Darstellung der Entwicklung 

Berlins seit 1945 ab. Nicht aus Defaitismus, nicht aus der re-

signierenden Überzeugung, alle hier erwähnten Auseinander-

setzungen, Kämpfe, Enttäuschungen, Bitternisse, aber auch 

Hoffnungen und Aufbrüche zu neuen Ufern, die die Bevölke-

rung der Hauptstadt stellvertretend für das ganze Volk erlebte 

und erlitt, seien mit diesem ominösen Datum endgültig und 

unabwendbar in einem negativen Sinne korrigiert und festge-

legt. Wer das annimmt, unterschätzt nach der Meinung des 

Verfassers die Lebenskraft, aber auch die innere Würde einer 

grossen europäischen Kulturnation, die wohl unter der brau-

nen Diktatur zwölf Jahre lang an ihren besten Überlieferungen 

barbarisch sündigte und die dann ebenfalls viele Jahre ihre ori-

ginäre Persönlichkeit in einem eigenartigen politischen Däm-

merzustand vernachlässigte, die aber ganz gewiss nicht ewig 

schlafen wird. Insofern ist der 13. August 1961 trotz aller von 

ihm heraufbeschworenen zeitweiligen Untergangsstimmung 

kein Endpunkt, sondern ein Wendepunkt. Ob dieser Wende-

punkt nach oben weist oder in die Katastrophe führt, hängt si-

cherlich nicht von Deutschland allein ab, aber es ist für das 

eine wie für das andere wesentlich mitverantwortlich. 
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Mit der Abriegelung der Sektorengrenzen, mit der Errichtung 

von Barrikaden aus Stacheldraht und später aus Betonmauern, 

mit der damit verbundenen Demonstration militärischen 

Machtwillens und allen Konsequenzen, die sich bis zur Stunde 

daraus ergeben, erntete der neue kommunistische «Führer» 

Ulbricht pragmatisch alle Früchte eines bis auf des Messers 

Schneide gehenden Risikos mit Zins und Zinseszins. Daran 

gibt es nichts zu drehen und nichts zu deuteln. Alle selbsthyp-

notischen Hinweise des Westens, der Kommunismus habe sich 

doch eigentlich durch eine so einzigartige Quarantäne gera-

dezu tödlich blamiert, ändern nichts an der Tatsache, dass an 

dem schwarzen Sonntag im Spätsommer 1961 die nackte Ge-

walt in einem Umfang triumphierte, wie das seit 1945 minde-

stens in europäischen Bereichen niemals mehr zu verzeichnen 

war. Heute wissen wir bereits aus den glaubwürdigen Aussa-

gen von nach dem 13. August noch übergelaufenen Volkspo-

lizisten, dass hinter dem Gewaltstreich keine reale Macht 

stand, sondern lediglich der Wille, die andere Seite zu bluffen. 

Die eingesetzten Mannschaften der Volkspolizei und der an-

deren bewaffneten Verbände verfügten nach diesen Aussagen 

über keinen Schuss scharfer Munition. Nur an die Offiziere 

waren vorsorglich ein paar scharfe Patronen ausgegeben wor-

den. Damit drängt sich die Erinnerung an den 7. März 1936, 

als Hitler ein paar Bataillone seiner erst im Aufbau befindli-

chen Wehrmacht mit Papptanks und anderen Attrappen über 

die Rheinbrücken marschieren liess und damit wie ein leicht-

fertiger, aber erfolgreicher Pokerspieler möglicherweise das 

Schicksal des Dritten Reiches verwürfelte, geradezu gebiete-

risch auf. Der nachträgliche Stossseufzer, in diesem Augen-

blick hätten ein paar Divisionen der französischen Friedens- 
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armee genügt, um diesem Abenteuer und damit vielleicht dem 

ganzen Spuk ein Ende zu machen, kam leider zu spät. 

Ein weiterer überaus interessanter Tatbestand ist inzwischen 

bekanntgeworden, der eine andere Erinnerung an eine ge-

schichtliche Entscheidungsminute lebendig macht. Aus zuver-

lässigen Quellen verlautete, dass massgebende Funktionäre 

der sowjetzonalen Staatspartei bis in die Umgebung Ulbrichts 

hinein das Ergebnis seines Husarenritts vom 13. August mit 

Bangen, aber auch mit Schadenfreude abgewartet hätten: ganz 

einfach weil sie sich nicht vorstellen konnten, der Westen 

würde sich auch diesen ungeheuerlichen Schlag tatenlos bieten 

lassen. Diese Kreise wollten wohl das kommunistische Re-

gime in einem Teil Deutschlands, wenn auch wahrscheinlich 

in wesentlich gewandelter Form, konservieren, aber gerade 

darum den Bogen nicht Überspannen und den Boden nicht 

vollends unter den Füssen verlieren. Sie gönnten Ulbricht da-

her eine eklatante Blamage, die ihm künftig mehr Zurückhal-

tung auferlegt, wenn ihn nicht sogar zum Rücktritt genötigt 

hätte. Im September 1938 stand auch, wie wir heute wissen, 

unmittelbar vor dem Sudetenabenteuer der deutsche General-

stab Gewehr bei Fuss, aber nicht gegen Prag, sondern gegen 

den grössenwahnsinnig gewordenen Diktator in Berlin. Am 

Tage X sollten sich vor allem die in Thüringen stationierten 

Panzerarmeen des Generals Hoeppner in Bewegung setzen, 

um Hitler auszuschalten und dem Reich eine Katastrophe zu 

ersparen. Im letzten Augenblick erfuhr die militärische Oppo-

sition, dass sich Chamberlain und Daladier mit Hitler und 

Mussolini in München zu einer Konferenz über eine friedliche 

Regelung des Sudentenproblems treffen würden. Damit hatte 

sich Hitler unversehens von einem am Rande des Abgrunds 

lavierenden Vabanquespieler wieder in einen triumphierenden 

Diktator verwandelt, den der Erfolg bestätigte und gegen den 
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man daher in diesem Augenblick schlechterdings nichts mehr 

unternehmen konnte. 

Diese historischen Reminiszenzen sind nicht nur theoretisch 

und akademisch interessant, sondern von grossem prakti-

schem Gewicht. Ulbrichts moralischer Prestigeverlust – was 

galt aber das moralische Prestige dieses waschechten Stalini-

sten denn auch schon vorher bei allen anständigen und urteils-

fähigen Menschen? – wiegt zur Stunde nur relativ gering, ge-

messen an seinem tatsächlichen Erfolg. Natürlich operierte er 

am 13. August im Schutze Moskaus, konnte er nur im Schutze 

Moskaus operieren, aber die entsprechenden Befehle trugen 

seine Unterschrift, die letzte Initiative ging auf ihn zurück. So 

ergibt sich das tragikomische und peinliche Bild, dass ein klei-

ner, anmassender, insgeheim auch im Kreise seiner Gesin-

nungsgenossen nicht gerade populärer oder gar beliebter kom-

munistischer Satellit drei Weltmächte, darunter eine vom 

Range der Vereinigten Staaten, in seinem Machtbereich aus-

manövrierte und aus ihrer Rechtsstellung verdrängte, ohne 

dass der Westen unmittelbar oder später mehr als moralische 

Gegenmassnahmen traf. Gerade die Berliner werden die Ent-

sendung des amerikanischen Vizepräsidenten Johnson und die 

Rückkehr des von ihnen hochverehrten Generals Clay auch 

aus der Rückschau stets als Gesten der Solidarität und Ermu-

tigung zu würdigen wissen. Leider aber folgte diesen Gesten 

bisher keine entsprechend zielbewusste, entschlossene und 

unnachgiebige Politik. Kein Zweifel, die freie Welt hat am 13. 

August 1961 ein neues München erlitten und hingenommen – 

es fehlt bis zur Stunde, da diese Zeilen geschrieben werden, 

nur noch an einer formellen Unterschrift unter die analoge Ka-

pitulationsurkunde. 

Indessen mehren sich die Anzeichen dafür, dass über kurz 

oder lang auch eine solche Unterschrift in irgendeiner Form  
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zu haben sein wird. Am erstaunlichsten, aber auch am erbit-

terndsten wirkt bei diesem politischpsychologischen Vorgang 

die rätselhafte Selbsttäuschung, die darin liegt, dass der We-

sten, nachdem er seine künftige Verhandlungsposition infolge 

seiner bisherigen Tatenlosigkeit auf Westberlin hat einengen 

lassen, dazu zu neigen scheint, die etwaige Wahrung dieser 

nun wirklich letzten Position als einen entscheidenden Erfolg 

zu betrachten, für den er noch dazu vergleichsweise überdi-

mensionale Konzessionen zu machen bereit ist. Noch einmal, 

Chruschtschow dürfte es sich nicht haben träumen lassen, dass 

er mit seinem ersten Berlin-Ultimatum genau zehn Monate 

später zu dem Ergebnis von Camp David käme; ebensowenig 

dürfte er selbst daran geglaubt haben, mit seinem in Wien neu 

formulierten Ultimatum einen 13. August ohne jedes prakti-

sche Risiko zu erreichen und darüber hinaus dem Westen 

durch die schauerliche Begleitmusik der von Moskau wieder 

aufgenommenen Atomwaffenversuche auch noch die mögli-

che Bereitschaft zu einer de-facto-Anerkennung des kommu-

nistischen deutschen Teilstaates aufzunötigen. 

Gewiss hat der Westen auch nach dem 13. August mehrfach – 

vielleicht sogar zu oft – unmissverständlich erklärt, die Frei-

heit Westberlins, die Anwesenheit der dort stationierten Gar-

nisonen und die Offenhaltung der Verbindungswege sei für 

ihn kein Verhandlungsobjekt, sondern er werde diese Freiheit 

mit allen Mitteln schützen und notfalls sogar mit Atomwaffen 

verteidigen. Es besteht vorerst keine Veranlassung, an der 

Glaubwürdigkeit jener Zusage zu zweifeln, oder auch zu un-

terstellen, diese werde von Moskau nicht ernst genommen. 

Auf eine «Freie entmilitarisierte Stadt», die in ihren Propor-

tionen mathematisch genau mit den initialen Vorstellungen 

Chruschtschows übereinstimmt, liesse sich auch auf sowjeti- 
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scher Seite leicht verzichten, wenn man sich sonst in jeder Be-

ziehung nach knapp drei Jahren der Erreichung des Ende No-

vember 1958 proklamierten Zieles unaufhaltsam nähert. Der 

Viermächtestatus war über den Haufen gerannt worden, die 

letzte gesamtdeutsche Position von Gewicht zerstört, und nun 

zeigte man sich im Westen sogar geneigt, Pankow «in gewis-

sem Umfang de facto anzuerkennen» und es damit internatio-

nal hoffähig zu machen. Durch einen solchen Vorgang würde 

der Westen schliesslich der von den Sowjets seit Oktober 1955 

hartnäckig verfochtenen Zwei-Staaten-Theorie stillschwei-

gend beipflichten. Lohnt es sich für solche erklecklichen Ge-

winne nicht, in Westberlin bis auf weiteres ein durch westliche 

Truppen abgeschirmtes Ghetto der Freiheit in Kauf zu neh-

men, das durch die Mauer seine einzigartige Ausstrahlungs-

kraft verloren hat und insofern nicht mehr als Achillesferse des 

riesigen kommunistischen Machtblocks empfunden werden 

muss? So heikel im gegenwärtigen Augenblick alle Zukunfts-

prognosen sind, es mutet doch äusserst unwahrscheinlich an, 

dass der Westen in seiner Entschlossenheit, seine Rechte in 

Westberlin und damit die Freiheit von zwei Millionen Men-

schen zu verteidigen, von Chruschtschow in absehbarer Zeit 

gezwungen würde, diesen Kampf tatsächlich aufzunehmen. 

Der Kommunismus war natürlich niemals so schwach, wie er 

das jahrelang ungerührt vorgab, die blosse Existenz von zwei 

Millionen freier Menschen und rund 12’000 Soldaten, die de-

ren Freiheit beschirmten, in seinem Machtbereich jemals 

fürchten zu müssen. Er war aber nicht stark genug und wird 

nach menschlichem Ermessen ohne tiefgreifende innere Ver-

änderung auch niemals stark genug werden, um auf die Dauer 

die Ausstrahlung zu ertragen, die von dem Phänomen Berlin 

mit offenen Grenzen ausging, und seine angeblichen Errun- 
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genschaften auf engstem Raum Vergleichsmassstäben auszu-

setzen, wie sie allein menschliche Freiheit verbürgt. 

Wird man aus diesen Andeutungen endlich erkennen, dass es 

den zwei Millionen Westberlinern aufrichtig und von jeher um 

mehr ging, als um ihre nackte Haut und die Sicherung der ih-

nen erwünschten politischen Ordnung? Wird man endlich be-

greifen, dass die tiefe Trauer und Resignation, die augenblick-

lich bei ihnen um sich greift, viel weniger dem eigenen Schick-

sal gilt, das sich ja überdies vielleicht noch auf Jahre sogar er-

träglich gestalten lässt, als der Tatsache, dass der Westen da-

durch, dass er sich von Ulbricht am 13. August ungestraft ins 

Gesicht schlagen liess, einen wesentlichen Teil seiner uner-

setzlichen Stärke in einem Moment unverzeihlicher Verwir-

rung preisgab? Solange Berlin unter dem Viermächtestatus 

existierte, war der Westen, war die gesamte freie Welt weitaus 

stärker als der kommunistische Block, trotz aller Sputniks und 

Luniks, trotz einer Raketentechnik, die spektakuläre Welt-

raumflüge zu inszenieren imstande ist. Die moderne Kriegs-

technik vermag mit ihren Vernichtungswaffen unendlich viel, 

sie vermag den schwächeren Gegner in kürzester Frist zu be-

zwingen, sie vermag, Menschenleben nicht mehr nach Millio-

nen, sondern wahrscheinlich bald nach Milliarden zu liquidie-

ren, aber eines vermag sie nicht: die Herzen und Gewissen der 

Menschen zu erobern. Dieses Unvermögen des waffenstarren-

den Totalitarismus wurde in dem zwar gespaltenen, aber nicht 

zerrissenen Berlin jedem Unbefangenen so ergreifend und 

überzeugend deutlich, wie an keinem anderen Ort der Welt. 

Die Technik ist im Grunde unmenschlich, sie wird erst durch 

die bewusste Kontrolle und sittliche Leistung derer ver-

menschlicht, die sie angeht, die sie bedrohen und denen sie 

nutzen kann. Diese sittliche Leistung bleibt aber an die Freiheit 

der Entscheidung jedes Individuums gebunden, die der Ur- 
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grund und die Keimzelle jeder politischen Freiheit ist. Weil 

sich solche und ähnliche Überlegungen in Berlin vor dem 13. 

August zwangsläufig aufdrängten, wurde die Stadt mit ihrem 

unfreiwilligen Janusgesicht – nicht zuletzt auch als einziges 

und darum desto stärkeres Licht in der Finsternis – zum Kern-

stück, zum Probierstein der Lebenskraft der freien Welt und 

der Glaubwürdigkeit ihrer Ideale. Dass dieser Gespenster-

kampf der modernen Katalaunischen Felder ausgerechnet in 

der alten deutschen Hauptstadt ausgetragen wurde, war ein hi-

storischer Zufall, nichts weiter. Dieser Zufall hätte auch einen 

anderen Ort, eine andere Stadt als einen so unvergleichlichen 

Schauplatz und für eine so unvergleichliche Erprobung be-

stimmen können: dann gäbe es vielleicht heute ein Problem 

Warschaus, Prags, Londons oder Roms. Wäre die dortige Be-

völkerung auf der Waage des Schicksals ebenfalls gewogen 

und nicht zu leicht befunden worden, dann würde alles auf den 

voraufgegangenen Seiten Gesagte für sie und nicht für die 

Berliner gelten. 

WO BLEIBT DER WESTEN STEHEN? 

Diese einzigartige Position einer Stadt inmitten einer weltpo-

litischen Auseinandersetzung, deren Ergebnis unweigerlich 

die Konturen einer künftigen globalen Ordnung bestimmen 

wird, ist mit dem 13. August 1961 zum grossen Teil, wenn 

auch nicht vollständig und unwiderruflich verspielt worden. 

Nachdem für die meisten die für den Kommunismus vernich-

tenden Vergleichsmöglichkeiten weggefallen sind, die die 

Mauer künftig versagt, bleibt doch der schreckliche Anschau-

ungsunterricht übrig, den die gleiche Mauer erteilt. Hier läge 

auch der einzige Grund, der den Kommunismus veranlassen 

könnte, trotz aller einleuchtenden gegenläufigen taktischen 

556 



Überlegungen, auch in Westberlin weiter aufs Ganze zu gehen 

oder wenigstens schon sehr bald auch an dessen etwaigem 

künftigem Status erneut zu rütteln. Aber selbst wenn sich der 

Westen durch die Opferung der Zone und Ostberlins in West-

berlin einige Jahre trügerischer Ruhe erkauft: woher nimmt er 

die optimistische Zuversicht, dass ihm der Kommunismus 

nach einem so eklatanten Erfolg in der deutschen Frage an an-

deren unruhigen und unbereinigten Fronten die gleiche Ruhe 

liesse? Bildet man sich in der freien Welt tatsächlich ein, das 

dialektische Bedürfnis des Ostens nach unentwegter Expan-

sion mache ausgerechnet für eine Generation oder länger an 

den Berliner Sektorengrenzen oder an den Zonengrenzen mit-

ten in Deutschland halt? Wo in der Welt bestimmt sich der 

Westen nach seinen in ihren Folgen noch unübersehbaren Nie-

derlagen in den Jahren zwischen 1958 und 1961 seine defini-

tive Rückzugslinie? Wo endlich will er den Kampf mit allen 

Konsequenzen aufnehmen, wo sich bis zum letzten Hauch von 

Ross und Mann seiner Haut wehren: am heutigen Eisernen 

Vorhang, an den Westgrenzen der Bundesrepublik, in Ost-

ende, Antwerpen und Le Havre oder gar erst im Atlantik? 

Denn eine Schicksalsfrage muss sich der Westen selbst späte-

stens in den nächsten Wochen und Monaten ohne Ausflüchte 

und psychologische Vorbehalte beantworten: jede Position, 

die er dem Totalitarismus räumt, ist nicht nur ein Verlust an 

realer Macht und an Prestige, sondern an Substanz und Glaub-

würdigkeit. Je mehr der Westen auch geographisch nach We-

sten zurückweicht, desto mehr entfremdet er sich unweigerlich 

die Völker, denen er aus letztlich selbstmörderischem Egois-

mus seine Solidarität verweigert. Die Tschechoslowakei war 

bis 1938 in ihren Institutionen wie in den von ihnen verkör- 
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perten Wertordnungen ein eindeutig westlich orientierter 

Staat, schon aus Selbsterhaltungstrieb gewiss, aber auch mit 

Rücksicht auf das von Masaryk hinterlassene Erbe auf ein en-

ges Bündnis mit Frankreich angewiesen. Unter dem freilich 

übermächtigen Druck seines bloss empirisch und pragmatisch 

orientierten angelsächsischen Bundesgenossen verriet Frank-

reich im Herbst 1938 die Tschechoslowakei, ohne zu beden-

ken, dass es damit gleichsam auch die Seele der Demokratie 

in Kauf gab. Im zweiten Weltkrieg kämpften die Demokratien 

mit einem Jahr Verspätung auch für die Sache der Tschecho-

slowakei, aber das Land war, wie sich knapp zehn Jahre später 

herausstellte, für die Sache westlicher Freiheit verloren. 

Der polnische Staat des Marschalls Pilsudski und des Ober-

sten Beck war zweifellos alles andere als ein demokratischer 

Staat. Aber auch Polen suchte im Interesse seiner nationalen 

Existenz eine möglichst enge Bindung an den Westen. Als die 

Stunde seines Schicksals nahte, bot ihm das aus seinem pazi-

fistischen Schlaf allmählich erwachende Grossbritannien eine 

Beistandsgarantie an, und Polen griff freudig danach. Gewiss 

zog Grossbritannien aus dieser Beistandsgarantie, genau wie 

Frankreich aus seinem Bündnis mit Polen formal die Konse-

quenzen, als die deutschen Truppen sein Territorium überflu-

teten. Aber Polen blutete nach wenigen Wochen in einem sehr 

ungleichen Kampfe aus, während sich die Westmächte gegen-

über dem Dritten Reich in der gleichen Zeit auf Spähtruppun-

ternehmen und Erkundungsflüge beschränkten. Dem politi-

schen Verrat des Westens an der Tschechoslowakei folgte ein 

Jahr später der militarische Verrat an Polen. Genausowenig 

wie der politische Verrat an der Tschechoslowakei den zwei-

ten Weltkrieg verhinderte, ersparte der militärische Verrat an 

Polen den Westmächten, sich später unter viel ungünstigeren  
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Voraussetzungen dem Aggressor von damals doch zum Ent-

scheidungskampf zu stellen. Es wäre leichtfertig anzunehmen, 

die öffentliche Meinung sowohl in Polen wie in der Tschecho-

slowakei hätte die für den Westen schimpflichen Tatbestände 

von 1938 und 1939 vergessen. Gäbe man den beiden Völkern 

die Möglichkeit zu wirklich freien Wahlen, dann würde eine 

grosse Mehrheit sicherlich den Kommunismus ablehnen, aber 

wahrscheinlich auch die westlichen Lebensformen nicht ohne 

weiteres akzeptieren, weil sie durch das auf ihnen lastende hi-

storische Zwielicht weitgehend abgewertet sind. 

Will die freie Welt von heute tatsächlich einen Partner, der 

durch seine Bevölkerung, sein industrielles Potential und nicht 

zuletzt durch seine traditionellen soldatischen Fähigkeiten 

weitaus wichtiger ist, dem gleichen Schicksal der Entfrem-

dung, Verstörung, ja, unter Umständen dem politischen Nihi-

lismus aussetzen? Was am 13. August 1961 in Berlin geschah, 

geht die Welt an, weil seitdem hinter der an jenem Tage er-

richteten Mauer die primitivsten Spielregeln und Postulate der 

Humanität schamlos mit Füssen getreten werden; es geht den 

Westen an, weil er an diesem Tag mit allen seinen Konsequen-

zen eine katastrophale politische und moralische Niederlage 

erlitten hat; es geht aber in erster Linie die Deutschen selber 

an, die sich im Schatten der in ihrer Hauptstadt errichteten 

Mauer entweder als Nation selber endgültig aufgeben müssen 

oder unter noch so tragischen und friedensbedrohenden Aus-

pizien ihre Wiedergeburt als Nation erleben werden. Dass 

diese mögliche oder wahrscheinliche Wiedergeburt nicht ei-

nes Tages erneut in einen zentrifugalen und besessenen Natio-

nalismus umschlage, ist das gemeinsame Interesse der deut-

schen Demokratie und ihrer Träger, ihrer westlichen Verbün-

deten, paradoxerweise aber auch der Sowjetunion und des 
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kommunistischen Blocks, insbesondere der osteuropäischen 

Länder. Hier und hier allein liegen augenblicklich Ansätze für 

eine konstruktive und erträgliche Lösung eines Problems, das 

seit Jahren an die Quadratur des Kreises gemahnt. 

DIE NATION AM SCHEIDEWEG 

Oft haben ausländische Beobachter – aus ihrer Sicht durchaus 

mit Recht – den Kopf darüber geschüttelt, wie wenig offenbar 

den Deutschen die Wiedervereinigung ihres Vaterlandes am 

Herzen liege. Und doch gibt es eine einleuchtende Erklärung 

für dieses merkwürdige Phänomen: das politisch und admini-

strativ geteilte Deutschland unterlag unter den Einflüssen der 

Nachkriegsentwicklung auch noch einer moralischen Spal-

tung, die jeden natürlichen Patriotismus zersetzte, nämlich ei-

ner Spaltung in saturierte Wohlstandsbürger und Kosmopoli-

ten. Man übertreibt sicherlich, kommt aber vielleicht doch der 

psychologischen Wahrheit ziemlich nahe, wenn man behaup-

tet, dass diese Spaltung prozentual etwa die im Dritten Reich 

gegebenen Fronten widerspiegelt: die Parteigänger und Nutz-

niesser Adolf Hitlers verwandelten sich allmählich und unbe-

wusst in die Wohlstandsbürger von heute, die Elite des Wider-

standes fand ihre Verkörperung im europäisch-westlichen Be-

kenntnis, in der Entschlossenheit, für eine erhoffte freiheitli-

che und friedliche Weltordnung grosse Opfer an nationaler 

Substanz zu bringen. 

Es leuchtet nach dieser knappen Charakterisierung ein, dass 

die Motive der beiden natürlich nur in groben Zügen zu kon-

statierenden und zu definierenden Gruppen zum Problem der 

Wiedervereinigung grundverschieden waren. Die kompakte  
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Masse der Wohlstandsbürger erregte sich ob der Teilung 

Deutschlands nicht sonderlich, weil die Wiedervereinigung ihr 

in der Befangenheit des eigenen Blickwinkels – Nachholbe-

darf, Lebensstandard, Einkommenssteigerung, Sozialprestige 

– tatsächlich nicht sehr am Herzen lag. Sollte die Wiederverei-

nigung eines Tages durch irgendein politisches Wunder kom-

men, einverstanden, vor allem, wenn man dabei selber mög-

lichst nichts zu opfern hatte. Gab es keine Wiedervereinigung, 

dann würde man schliesslich auch ohne diese mehr oder min-

der herrlich und in Freuden weiterleben. 

Die Motive der politischen und moralischen Elite der Deut-

schen im Hinblick auf die Wiedervereinigung, auf deren mo-

ralische Aktualität und deren politische Schwierigkeiten waren 

ganz anderer Natur. Diese Elite trug von jeher schwer an der 

Teilung Deutschlands, aber weniger aus nationalen als aus all-

gemein humanitären Gründen. Es beunruhigte sie, dass ein er-

heblicher Teil des eigenen Volkes vom Genuss politischer 

Freiheitsrechte ausgeschlossen war. Andererseits verhehlte sie 

sich nicht, dass die «Erblasser» deutschen Schicksals im Drit-

ten Reich zu der derzeitigen nationalen Kalamität durch ihre 

heillose Unfähigkeit und Unmoral entscheidend beigetragen 

hatten. Sie vergass über dem trüben und schrecklichen Heute 

das für das eigene Volk und mehr noch für andere Völker trübe 

und schreckliche Gestern nicht. Sie konstatierte, dass der Frie-

den, der allein eine vernünftige Weltordnung von morgen ga-

rantieren konnte, auch an anderen Fronten des weltpolitischen 

Geschehens ernsthaft bedroht war. Im Bewusstsein der histo-

rischen deutschen Verantwortung widerstrebte sie instinktiv 

der Versuchung, die potentiell explosive Lage, die der welt-

weite Kalte Krieg geschaffen hatte, durch eine unangebrachte 

und vorschnelle Aktualisierung der deutschen Frage noch mut- 
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willig zu überhitzen. Sie träumte schliesslich davon, dass eine 

aufrichtig und vorbehaltlos inaugurierte gesamteuropäische 

Politik eines Tages auch das verzwickte deutsche Problem lö-

sen würde. 

Bis dahin aber musste ein sich zwar durch die Fluchtbewegung 

ständig vermindernder, aber doch nach vielen Millionen zäh-

lender Teil ihrer Mitbürger und Landsleute in bedrückender 

Unfreiheit leben. Die Menschen in der Sowjetzone und in Ost-

berlin hatten ausschliesslich und ungemildert an einer natio-

nalen Erbschaft zu tragen, der sich die Bundesbürger mit ih-

rem stets steigenden Wohlstand entziehen durften. Wie lange 

war es möglich, diese immer krassere Diskrepanz zu akzeptie-

ren? Die Antwort lautete für diese politische Elite der Deut-

schen klar und unmissverständlich: solange Berlin, die deut-

sche Hauptstadt, in ihrer unersetzlichen Funktion unangetastet 

erhalten blieb. Solange sich dort wenigstens Menschen aus al-

len Teilen Deutschlands zu einem ungekränkten und unbe-

horchten Gespräch oder auch zu einem befreienden gemeinsa-

men Erlebnis zusammenfinden konnten, wie es nur die ewige 

Botschaft grosser, durch die Fratze des «sozialistischen Rea-

lismus» nicht entstellte Kunst zu vermitteln vermag. Dieses 

Berlin mit seinen offenen Sektorengrenzen war nicht nur die 

Zuflucht der Verzweifelten, was allein schon entscheidend ge-

wesen wäre. Es war mehr als je zuvor in seiner bewegten Ge-

schichte eine Art Mekka derjenigen, die trotz aller Nötigun-

gen, Unterdrückungen und Erpressungen weiterhin entschlos-

sen waren, im sowjetisch besetzten und von Ulbricht regierten 

Gebiet auszuharren: um Deutschlands willen. 

Der 13. August 1961 hat all diese Voraussetzungen mit einem 

Schlage zerstört. Wohl haben sich seitdem schon wieder Tau-

sende von Menschen auf die abenteuerlichste Weise durch die 

infamen Sperren von Beton und Stacheldraht in die Freiheit  
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gerettet. Die anderen, denen es an subjektiver Initiative oder 

in den meisten Fällen an objektiven Möglichkeiten dazu fehlt, 

vegetieren seitdem ohne Hoffnung dahin. Der direkte Draht zu 

ihren Mitbürgern im freien Teil Deutschlands ist auf diaboli-

sche Weise zerschnitten worden, die Botschaft durch den 

Äther, über Rundfunk und Fernsehen vermittelt, erreicht sie 

weniger und weniger. Tausende und aber Tausende von Men-

schen, die sich in Unkenntnis der wahnwitzigen Tatsache, dass 

einmal mitten durch ihre Grundstücke, ihre Häuser und Woh-

nungen hindurch eine widernatürliche und schändliche Gren-

ze verlaufen würde, in bestimmten Bezirken Berlins, in be-

stimmten Gegenden Deutschlands angesiedelt hatten, wurden 

seit dem 13. August mit unbestimmtem Ziel deportiert. Und 

das alles, weil Herr Chruschtschow bis heute zur Garantie ei-

nes vom Impuls her verständlichen und legitimen russischen 

Sicherheitsbedürfnisses gegenüber dem Aggressor von einst 

noch immer auf keinen einleuchtenderen Gedanken verfallen 

ist als die gewaltsame Teilung Deutschlands zu verewigen und 

weil ihm in dem von ihm kontrollierten deutschen Machtbe-

reich hierfür ein Gesindel den Arm leiht, das nach seinen Un-

taten weder den Namen Deutsche noch Menschen mehr für 

sich beanspruchen kann! Man unterlasse doch künftig den ab-

geschmackten und törichten Vergleich, der sowjetisch kon-

trollierte Teil Deutschlands sei nach dem 13. August 1961 zu 

einem Zuchthaus geworden! Was für ein Unrecht tun wir da-

mit allen Beamten und Direktoren einer entsprechenden Straf-

anstalt in einem Rechtsstaat! Auch der kriminelle Verbrecher, 

der in einem ordentlichen Gerichtsverfahren seine bürgerli-

chen Ehrenrechte verwirkt hat, büsst darum nicht seine Men-

schenrechte ein. Wenn ihn als Häftling der Sadismus eines 

Zellenwärters quält, kann er sich beim Direktor beschweren; 

verweigert ihm der Direktor seine Menschenrechte, bleibt ihm 
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der Appell an die zuständige Justizverwaltung offen, und er 

wird damit Erfolg haben, wenn nicht in erster, dann bestimmt 

in letzter Instanz. An wen sollen aber nach dem 13. August 

die 16 Millionen politischer Häftlinge in der Sowjetzone und 

in Ostberlin appellieren, die keine kriminellen Verbrecher 

sind, sondern schlicht und einfach Deutsche, die sich mit dem 

ihnen auferlegten totalitären System nun einmal nicht arran-

gieren oder gar befreunden wollen? 

Für die politische Elite im freien Teil Deutschlands hat der 13. 

August 1961 den historischen Schuldschein des Dritten Rei-

ches wenigstens insoweit zerrissen, als sie sich mit dem natio-

nalen Unglück, mit der unvorstellbaren menschlichen Demü-

tigung, Erniedrigung und Beleidigung eines grossen Teils ih-

res eigenen Volkes um keinen Preis mehr abfinden können 

und werden. Und wenn es zutrifft, dass in der Geschichte noch 

immer eine politische Elite, wenn sie es wollte, ein Volk an-

führte und mitriss, dann wird sicherlich die vorhin angedeu-

tete moralische Spaltung im freien Teil Deutschlands in sehr 

absehbarer Zeit verschwinden. Durch alle Wohlstandspolster 

der Besitzbürger hindurch wird das kollektive nationale Ge-

wissen für die Forderung geschärft werden, eine Schmach 

nicht zu tolerieren oder gar auf die Dauer zu akzeptieren, die 

nicht nur 16 Millionen, sondern mehr als 70 Millionen mora-

lisch betrifft. Die einmütige deutsche Forderung an die Welt, 

ob an den Osten, an den Westen oder an die vom Kalten Krieg 

nicht unmittelbar engagierten Länder wird und muss lauten: 

weg mit der Mauer und ihren Konsequenzen, bevor über ir-

gendwelche deutschen Friedensleistungen zu reden ist! So-

lange sich die Repräsentanten der deutschen Demokratie zu 

einer solchen Forderung zusammenfinden, ist der Frieden der 

Welt dadurch nicht gefährdet. Wenn man es aber dahin kom-

men lässt, dass sich diese Forderung wieder um in einen gel- 
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lenden Schrei verwandelt, ist die Verantwortung aller beson-

nenen Deutschen primär nicht mehr engagiert. Wer einem in-

dividuellen oder kollektiven Organismus unerträgliche Lasten 

aufbürdet, darf sich nicht wundern, wenn der Betroffene, be-

vor er zusammenbricht, diese Lasten ohne Rücksicht auf die 

Folgen abzuschütteln versucht. 

Um uns von der Erbschaft des Dritten Reiches endgültig zu 

befreien, werden wir Opfer zu bringen haben: materielle, ter-

ritoriale und politische. Wir sind diese Opfer nicht nur denje-

nigen schuldig, denen durch uns bitteres Unrecht widerfuhr, 

sondern auch unseren eigenen besten Überlieferungen. Aber 

jeder Opferbereitschaft sind Grenzen gesetzt. Wer irgendwo 

in der Welt glauben sollte, die deutsche Nation werde sich je-

mals mit ihrer widernatürlichen Zerreissung abfinden, nach-

dem die Zerreissung solche entwürdigenden Dimensionen an-

genommen hat, wird sich empfindlich täuschen. Wer darüber 

hinaus glaubt, die deutsche Nation werde auf die Dauer auch 

noch ihre eigene Enthauptung und Kastration ertragen, ist mit 

Blindheit geschlagen. Ganz Berlin liegt auf dem Territorium 

der DDR, so lautet seit Jahr und Tag der hybride Slogan der 

wandelnden Megaphone Ulbrichts und Chruschtschows. Die 

Hauptstadt aller Deutschen, so wollen wir von nun an beken-

nen, liegt auf einem Territorium, das Martin Luther, Johann 

Sebastian Bach, Gotthold Ephraim Lessing, Richard Wagner 

und zahllose andere zur Welt brachte, die den deutschen Cha-

rakter und seine weltweite Ausstrahlung entscheidend geformt 

haben. Die Hauptstadt aller Deutschen liegt auf einem Terri-

torium, dessen Klima das unvergleichliche Wunder der deut-

schen Klassik hervorbrachte, deren Repräsentanten in jahre-

langem Gespräch mit ihrer gemeinsamen Botschaft das Dun-

kel unserer problematischen Welt für alle Zeiten erleuchteten.  
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Niemals wird das deutsche Volk diesen Teil seiner selbst und 

seine in jahrzehntelangen Kämpfen bewährte Hauptstadt auf-

geben. Es wird für diesen Teil eintreten, es wird sich für ihn 

wehren, es wird für ihn kämpfen. 
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BENUTZTE QUELLEN 

über die Berliner Geschichte seit 1945 fliessen die Quellen vorerst nur spärlich. 

Die Dokumentation weist grosse Lücken auf. Eine rühmliche Ausnahme bildet die 

vom Berliner Senat seit 1957 herausgegebene «Schriftenreihe zur Berliner Zeitge-

schichte», die indessen nur bis November 1948 einschliesslich bereits im Druck 

vorliegt. Der ursprüngliche erste Band (1. Mai 1945 bis 20. Oktober 1946) 
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ist in diesem Jahr in wesentlich verstärktem Umfang neu herausgekommen. Die 

vom «Büro für Gesamtberliner Fragen» herausgegebene Darstellung «Berliner 

Schicksal 1945-1952» enthält sehr wertvolles Material, ist aber wenig zusammen-

hangvoll. Als wesentliche Arbeitsunterlage dienten ferner die bis 1958 alljährlich 

vorgelegten Jahresberichte des Presse- und Informationsamtes des Senats bzw. des 
früheren Magistrats. Zur Ergänzung wurden auch die vom Presse- und Informati-

onsamt der Bundesregierung alljährlich erarbeiteten Tätigkeitsberichte «Deutsch-

land im Wiederaufbau» herangezogen. Für die letzten Jahre, insbesondere seit dem 

Sowjetultimatum vom 27. November 1958, wird die enge Verflochtenheit der ge-

teilten und zerrissenen deutschen Hauptstadt mit der Weltpolitik hauptsächlich aus 

den von der Halbmonatsschrift der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik 

«Europa-Archiv» laufend veröffentlichten Dokumenten deutlich. Die Bemühungen 

Berlins um einen engen Anschluss an den in der Bundesrepublik verkörperten 
freien Teil Deutschlands spiegeln sich in allen vom Deutschen Bundestag in Bonn 

über dieses Problem geführten Debatten (Stenographische Berichte der Sitzungen 

des Deutschen Bundestags, seit 1949 laufend herausgegeben von der Bonner Uni-

versitäts-Druckerei). Eine Fülle wichtigen Materials enthalten die Jahrgänge der 

Berliner Tagespresse, hauptsächlich des «Tagesspiegels» als der ältesten hiesigen 

Zeitung, die seit September 1945 unter amerikanischer Lizenz, aber bereits in deut-

scher Verantwortung erschien. Über die Hintergründe der Entstehung der SED und 
des Abwehrkampfes der Berliner Sozialdemokratie informiert eine Fortsetzungsse-

rie der Monatszeitschrift «Europa-Brücke» unter dem Titel «Das Präludium des 

Kalten Krieges» (3. Jahrgang, April 1957 bis 4. Jahrgang, Dezember 1958). 

Die zentrale Bedeutung der Persönlichkeit Ernst Reuters für das Schicksal und den 

Wiederaufbau Berlins tritt besonders in der seinem Gedenken gewidmeten ausführ-

lichen Biographie von Willy Brandt und Richard Lowenthal (Kindler-Verlag, Mün-
chen, 1957) hervor. Der Bericht Dr. Georg Kotowskis «Der Kampf um die Selbst-

verwaltung in Berlin» (Jahrbuch für Geschichte des deutschen Ostens, Band I, 

Max-Niemeyer-Verlag, Tübingen, 1952) behandelt in instruktiver Weise die von 

den Sowjets verursachten Schwierigkeiten der demokratischen Entwicklung in den 

Berliner Parteien und Gewerkschaften. Als ein wichtiger polemischer Beitrag aus 

östlicher Sicht ist das von Professor Dr. Steiniger herausgegebene «Handbuch zur 

Westberlinfrage» (Kongress-Verlag, Berlin, 1959) anzusehen. 

Diese unter Zeitdruck entstandenen Hinweise auf benutzte Quellen können und 

wollen eine lückenlose Bibliographie nicht ersetzen, da unter den gegebenen Ver-

hältnissen das Interesse der Aktualität des Buches den Vorrang vor allen sonstigen 

Erwägungen beansprucht. Es handelt sich viel eher um eine Verpflichtung des Dan-

kes, die der Verfasser den Personen bzw. Institutionen schuldet, die ihm seine Ar-

beit in besonderem Masse erleichtert haben. 
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